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Jean Jacques Rousseau zum "contrat social":
"Frei ist der Mensch geboren, und doch liegt er überall
in Ketten(. . .) Wenn das Volk zu Gehorsam angehalten
wird und gehorcht, handelt es gut, wenn es aber das ihm
auferlegte Joch abwerfen kann, handelt es noch besser.
Denn es ist sein Recht, seine Freiheit nach gleichem Recht
zurückzuholen, nach dem sie ihm geraubt wurde. Auch
wenn die soziale Ordnung heiliges Recht ist, auf der alles
zu beruhen scheint, ein Gegenstück in der Natur hat sie
nicht. ... "
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VORWORT

Mit den neuen sozialen Bewegungen, besonders der Studenten- und
Jugendbewegung der Sechziger- und der frühen Achtzigerjahre, lebte auch
die Idee und Praxis der betrieblichen Selbstverwaltung nicht nur in den
USA, sondern auch in der Schweiz und in andern kapitalistischen Industrieländern Europas wieder auf. Schon seit Beginn der Industrialisierung
haben Menschen, die existentiell absolut oder relativ unter den herrschenden Machtverhältnissen und Marktmechanismen der Modeme zu leiden
hatten, in ähnlichen Widerstandsstrategien, Widerstandstheorien und alternativen Ueberlebensformen Antworten auf diese Probleme gesucht: die
Frühsozialisten mit ihren utopischen Gemeinschaften, die Entfremdungstheoretiker, die Pariser Kommune, die Anarchisten und Marxisten und
andere an einer demokratischen Produktions- und Lebensweise interessierte Gruppen.
Die in den letzten Jahren entstandenen selbstverwalteten Betriebe,
sei es in der Schweiz oder in andern kapitalistischen Industrieländern, sind
in der Regel weder aus der Arbeiter-, Gewerkschafts- noch aus der Genossenschaftsbewegung heraus entstanden. Zum einen orientiert sich die
(heute) meist 'oligarchisierte' Gewerkschaftsbewegung selbst an der kapitalistischen Marktwirtschaft und ihren 'oligarchisierten' gross-kapitalistischen
Produktionsstrukturen. Zum andern hat sich mit wenigen Ausnahmen auch
die 'alte' Genossenschaftsbewegung in grossen Organisationen oligarchisch
und unkritisch marktbejahend abgesetzt, um Kapital maximal anzuhäufen,
ohne dabei die 'neue' Genossenschaftsbewegung wie die der Selbstverwaltung bedeutend zu fördern. Im Gegenteil, die meisten selbstverwalteten
Betriebe sind aus 'eigener' Kraft im Kontext der neuen sozialen Bewegungen - wie der Jugend-, Umwelt-, Frauen- oder Friedensbewegung - hervorgegangen. Die übrigen selbstverwalteten Betriebe sind in der Regel im
Zusammenhang mit Betriebsübernahmen entstanden. Sie stellen eher
punktuelle und notgedrungene Bemühungen dar, Betriebsschliessungen zu
vermeiden, Arbeits- und Immobilienmärkte zu stützen und den öffentlichen Haushalt von Gemeinden und Regionen samt dem dazugehörenden
ökonomischen Potential zu erhalten.
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Weder auf die Vergangenheit noch auf die Gegenwart bezogen, sind
die an der Selb~tverwaltung interessierten Menschen einer einzigen kulturellen oder politischen Richtung zuzuordnen. Sie handeln in unterschiedlichem Ausmass aus einem religiösen, sozialistischen, anarchistischen, verteilungspolitischen, 'kleinbürgerlichen', 'unternehmerischen' oder einem
andern Selbstverständnis heraus. Alle an der Selbstverwaltung Interessierten aber widersetzen sich eigentlich den folgenden, der Modeme innewohnenden und miteinander verknüpften Tendenzen:
- der Tendenz, von traditionellen, hierarchischen betrieblichen Machtverhältnissen und anonymen Marktkräften existentiell verunsichert
und/oder durch sie in den Arbeits- und Lebensgemeinschaften auseinandergerissen zu werden,
- dem wachsenden Verlust der Kontrolle (durch Besitz und Verfügungsgewalt) über die Produktionsmittel und der damit verbundenen betrieblichen Arbeitsverhältnisse und -bedingungen .
. Ungeachtet dieser Gemeinsamkeit werden mit der betrieblichen
Selbstverwaltung aber oft noch andere Ziele verbunden. Den einen dient
sie als materielle und soziale Basis zur Förderung gewisser kultureller Tätigkeiten, den andern zur Verwirklichung einer religiösen oder spirituellen
Gemeinschaft; den einen zur Förderung einer sozialen Bewegung, den
andern zur sozialpolitischen/charitativen Tätigkeit; den einen zur sozioökonomischen Entwicklung unter neuen Strukturen, den andern zum
Ueberleben im bestehenden System; den einen zur gesellschaftlich revolutionären Transformation, den andern zur gesellschaftlichen 'Rückstufung'.

Selbstverwaltung als marktwirtschaftliche
Ueberlebensstrategie
Die im Sog der neuen sozialen Bewegungen gegründeten Betriebe
sind in der Regel arbeitsintensiv. Die meisten übrigen, im Zusammenhang
mit Betriebsübernahmen gegründeten Selbstverwaltungsbetriebe, sind eher
kapitalintensiv. Das heisst aber nicht, dass das für die Betriebsübernahme
notwendige Kapital allein durch die von der Lohnarbeit emanzipierten
Selbstverwalterinnen zur Verfügung gestellt wurde. Oft gelang eine Uebernahme nur, wenn Betriebe, Banken und das Gemeinwesen auf lokaler
Ebene Finanzpakete schnürten, um das zusätzlich notwendige Kapital zur
Verfügung zu stellen, wobei solche Solidaritätshandlungen auch im Zusammenhang mit der eigenen Betroffenheit und Interessenlage gesehen werden
müssen.
Wenn kapitalintensive Betriebe aus ,sog.. 'konjunkturellen' Gründen
geschlossen werden, wenn Konzerne ihre "lie'rkömmlichen Standorte im
Verlauf der 'Deindustrialisierung' ins Ausland verlegen, wenn sie im Verlauf eines Konzentrationsprozesses oder durch oligopolistisches Verhalten
Betriebe schliessen, dann sind nicht nur Lohnarbeiterinnen, sondern oft
auch das lokale Finanz- und Kleinkapital bedroht. Daraus entsteht nicht nur
10

die Möglichkeit und Bereitschaft, sondern oft auch der Zwang, die von
einer Schliessung bedrohten Betri~be mit oder ohne staatliche Hilfe in die
Selbstverwaltung zu überführen, und die finanziellen Mittel dazu bereitzustellen.
Es wäre vollkommen falsch zu behaupten, dass es sich bei Betrieben,
die aus einer lokalen oder regionalen ökonomischen Notlage heraus in die
Selbstverwaltung übergeführt werden, notwendigerweise nur um unrentable Betriebe handeln muss. Die Erfahrung zeigt vielmehr, dass Renditen,
die das international ausgerichtete Kapital oder das 'Monopolkapital' oft
schon längst nicht mehr befriedigen, den lokalen Anforderungen und
Erwartungen noch vollauf genügen - Selbstverwaltungsbetriebe also wie
andere in derselben Region tätige Betriebe durchaus überlebensfähig sind.

Selbstverwaltung und neue soziale Bewegungen
Die neuen sozialen Bewegungen sind hauptsächlich von jüngeren
Menschen geprägt, wobei die Jugendbewegung der Sechziger- und Achtzigerjahre nur eine von mehreren Ausprägungen ist. Festzuhalten ist
zusätzlich, dass die neuen sozialen Bewegungen in ihren unterschiedlichen
Strömungen und Zielsetzungen auch mit Widersprüchen behaftet sind, und
die Mitglieder der verschiedenen Strömungen nicht beliebig 'austauschbar'
sind.
Ueber die Ursachen von neuen sozialen Bewegungen mag gestritten
werden. Unübersehbar bleibt allerdings, dass es sich eher um 'Mittelschichtsbewegungen' handelt, und dass sie im Zusammenhang mit einer in
ihrem Lebensstandard und in ihrer Mobilität immer 'bedrängteren' Mittelschicht entstanden sind. Ganz besonders trifft dies für jünger~ Mittelschichtsangehörige zu. Entgegen den aufgebauten Nachkriegserwartungen,
die Eltern in ihrem sozio-ökonomischen Status zu übertreffen, sehen diese
sich in letzter Zeit mit dem Problem konfrontiert, den elterlichen Status
überhaupt zu halten - geschweige denn zu übertreffen. Es gibt Engpässe
beim Einstieg in die der Mittelschicht entsprechenden Arbeitsfelder, Karrieren und Arbeitsbiographien. Dafür gibt es hauptsächlich makro-ökonomische Gründe: z.B. die kurzen und langen Wellen des Konjunkturverlaufs
und den damit einhergehenden Krisen, die Rationalisierung ohne Verteilung der Arbeitszeit, der Kapital- und Arbeitsplatzexport und die
wildwüchsigen Verschiebungen in der internationalen Arbeitsteilung.
Zusätzlich fallen auch demographische Faktoren, wie z.B. das Phänomen
der geburtenreichen Jahrgänge ins Gewicht. Reagiert wird auf diese
Engpässe unterschiedlich und in vielfältigen Kombinationen: z.B. mit mehr
oder weniger eifriger Anpassung, sozialem Rückzug, Protest und/oder
durch das Schaffen von neuen sozio-ökonomischen Nischen, z.B. mittels
selbstverwalteter Betriebe.
Bescheidene Lebensstandard-Erwartungen seitens der Selbstverwalterinnen kennzeichnen vor allem die im Kontext der neuen sozialen BeweII

gungen entstandenen, arbeitsintensiven Betriebe. Sie werden in der Regel
von jungeren, meist aus der Mittelschicht stammenden und oft noch kinderlosen Menschen geführt und sind sehr häufig der Dienstleistungsbranche
zuzuordnen. Solche Betriebe sind heute sowohl in Europa als auch in den
USA am zahlreichsten anzutreffen. Als Kleinbetriebe vernetzen sie sich vermehrt zu einer Art von 'neuer' Genossenschaftsbewegung, wobei die materielle Basis auch dazu dient, sich nebst der eigentlichen produktiven Tätigkeit noch andern, den neuen sozialen Bewegungen nahestehenden Inhalten
zuzuwenden.
Selbstverwaltete Betriebe sind nicht nur Ausdruck der neuen sozialen Bewegungen. Sie dienen diesen Bewegungen oft auch als Ankerpunkte,
was einerseits bewegungsfördernd und andererseits sozial integrierend
wirkt. Anstelle von sozio-ökonomischer Marginalisierung bieten sie mehr
Einbettung und Sicherheit, anstelle von sozio-ökonomischer Abhängigkeit
mehr Raum zu Autonomie und Selbsthilfe, anstelle von 'ausgedienten' Vorgaben und Mustern neue Möglichkeiten der Lebensführung, und anstelle
von unglaubwürdig gewordenen Werten bieten Selbstverwaltungsbetriebe
neue Sinnstiftung. Oft sind sie Orte des Protestes, des kanalisierten anstelle
des 'chaotischen' Widerstandes, des sinnvollen Lebens- und Ueberlebens
und Orte des Experimentierens. Oft öffnen sie sich für Menschen, die
durch den_spzialen Wandel und/oder die gesellschaftliche Repression
'abgedrängt\verden. Oft sind sie Orte, wo sich biographische 'Unregelmäßigkeiten' und ·Engpässe tiberbrücken und 'Knicke' in der Biographie
ausbügeln lassen. Kurz, selbstverwaltete Betriebe erbringen auch eine
unverkennbare, für die Gesellschaft sehr kostengünstige sozialpolitisch
sinnvolle Integrationsleistung.

Mehr Selbstverwaltung in der Schweiz
aufgrund der Deindustrialisierung?
.Der soeben erläuterte Entstehungsansatz geht davon aus, dass die
meisten Selbstverwaltungsbetriebe der neueren Zeit ein Mittelschichtsphänomen darstellen und im Zusammenhang mit neuen sozialen Bewegungen gesehen werden müssen. Das heisst aber auch, dass daran eine
Bevölkerung beteiligt ist, die trotz ihrer offensichtlichen Mobilitätsprobleme und ökonomischen Engpässe in ihren Ressourcen {Bildung, sozioökonomische Herkunft) vorerst immer noch relativ privilegiert bleibt.
Denkbar wäre natürlich auch. dass sich der Zersetzungsprozess der
Mittelschicht fortsetzt und Industriegesellschaften -: wie bereits ansatzweise zu beobachten ist - einer Deindustrialisierung zusteuern. Während
dem international mobilen Kapital relativ hohe Renditen gesichert bleiben,
werden ganze Regionen als 'industrial waste lands' zurückgelassen, und die
Tendenz zur weltweiten Homogenisierung der Produktionskosten - und der
damit einhergehenden Nivellierung des Lebensstandards auf tiefer werdenden gemeinsamen Nennern - verstärkt. Würden solche Tendenzen abrupt
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zunehmen, wäre zu erwarten, dass auch die Bevölkerung in der Schweiz
und in andern europäischen Ländern - wie bereits schon in England und
den USA zu beobachten ist - mit Hilfe der Selbstverwaltung die vom Kapital verlassenen Produktionszweige mindestens teilweise zu erhalten. Wenn
ganze Regionen vom Kapital und der wildwüchsigen internationalen
Arbeitsteilung in die Defensive gedrängt werden, bleibt der Bevölkerung
nichts anderes übrig, als mindestens einige der vom Kapital zurückgelassenen Produktionslöcher solidarisch und selbstverwaltend zu stopfen, zumal
ihr trotz aller neoliberalen Mobilitätsfantasien verschiedentlich untersagt
bleibt, dem Kapital mit gleicher Geschwindigkeit zu folgen. Die
'physikalische' Verschiebung von Kapital wird immer schneller erfolgen als
diejenige von Personen, Familien und Gemeinwesen.
In einer der hier enthaltenen Untersuchungen wurde festgestellt,
dass die Gründung von selbstverwalteten Betrieben in der Schweiz konjunkturell gegenzyklisch zu verlaufen scheint: Stagniert die Gründung traditioneller Betriebe, oder nimmt sie ab, werden vermehrt selbstverwaltete
Betriebe eröffnet. Dieses gegenzyklische Muster trifft besonders für die
Achtzigerjahre zu. Offen bleibt, wie stark dieses Muster durch die vorhandenen neuen sozialen Bewegungen begünstigt wurde, und ob es sich über
die nächstenjahre hinaus fortsetzen wird, auch dann, wenn die neuen sozialen Bewegungen abflauen sollten, und die geburtenreichenjahrgänge in
ihrer Arbeitsbiographie gefesti.ip: dastehen werden. Die Wirkung der Faktoren 'geburtenreiche Jahrgäng~', ·h·konjunkturelle und andere ökonomische
Veränderungerrund 'neue soziale Bewegungen' auf die Gründungsrate von
selbstverwalteten Betrieben lässt sich weder für die letzten noch für die
kommendenjahre klar auseinanderhalten und 'berechnen'.

Mehr Selbstverwaltungsbetriebe in der Schweiz
aufgrund der neuen sozialen Bewegungen?
Die neuen sozialen Bewegungen dürften um so eher weiterbestehen,
je heftiger und abrupter die Mittelschicht von den Marktkräften eingeengt
und 'zersetzt' wird. Dann nämlich sind die von dieser Bevölkerung abgeforderten Anpassungsleistungen und das damit verbundene Protestpotential
am grössten. Zu schnell und zu drastisch bekommt sie nämlich den relativen Verlust an Privileg zu spüren - hauptsächlich eben junge Menschen, auf
deren Rücken diese Veränderungen zu stark ausgetragen werden - als dass
alles einfach 'widerstandslos' hingenommen werden dürfte. Unter diesen
Umständen ist auch mit einem Anstieg der selbstverwalteten Betriebe zu
rechnen, der noch verstärkt wird, wenn die zu erbringende Anpassungsleistung der Mittelschicht mit einer Konjunkturkrise einhergehen sollte.
Erteilt der Markt seine Hiebe aber dauernd und über einen längeren Zeitraum verteilt - was teilweise politisch auch so gesteuert werden
kann - ist bei der Mittelschicht eher mit einem 'Gewöhnungseffekt' zu rechnen. Dementsprechend dürfte es auch um die neuen sozialen Bewegungen
13

ruhiger, weroen, und die Gründungsrate - möglicherweise sogar die absolute Zah1 der selbstverwalteten Betriebe dürfte zurückgehen. Unter diesen
Bedingungen würden die Menschen sich eher konformistisch verhalten, um
sich innerhalb der vorgegebenen Machtverhältnisse, Werte und Normen
einzuordnen und ihren Arbeits- und Lebensweg in diesem herkömmlichen
Rahmen aufzunehmen und zu gestalten.

Mehr Selbstverwaltungsbetriebe in der Schweiz
aufgrund der Produktionsauslagerungen?
Von den neuen sozialen Bewegungen und der möglichen Tendenz
zur Deindustrialisierung abgesehen, dürfte künftig noch aus andern
Gründen mit mehr selbstverwalteten Betrieben gerechnet werden müssen.
Zu erwähnen ist die Tendenz zur Auslagerung von gewissen betrieblichen
Tätigkeiten. Da es sich dabei oft um Tätigkeiten im Dienstleistungsbereich
mit wenig Kapitaleinsatz handelt, wo auch viele Selbstverwaltungsbetriebe
tätig sind, dürften bestehende selbstverwaltete Betriebe dadurch ökonomisch gestärkt und für andere die Gründungschancen verbessert werden.
Weiter dürften sich selbstverwaltete Betriebe vermehrt für gewisse Nischen
spezialisieren können. Insgesamt, wie dies bei der Auslagerung von Tätigkeiten auf Zulieferfirmen überhaupt zu beobachten ist, würden sich die
selbstverwalteten Betriebe aber einerseits in eine Abhängigkeit begeben,
und andererseits würden sie direkt gegen Lohnarbeiterinnen in nicht selbstverwalteten Betrieben ausgespielt werden. Schlimmer noch: Wenn sie aus
ihrer Subkultur heraus mit tieferen Erwartungen und aufgrund der höheren
Solidarität und Kooperation mit geringeren Reproduktionskosten auf den
Markt treten, könnten sie als Lohndrücker instrumentalisiert werden.
Aus dem gleichen Grund könnten sie auch zu 'idealen' Zulieferern
avancieren. Als hoch solidarische, dezentralisierte Produktionseinheiten
können sie konjunturell bedingte Auftragseinbussen nicht nur besser
verkraften, bei verbesserter Wirtschaftslage ist gleich wieder mit ihrer
vollen Organisations- und Produktionskraft zu rechnen. Deshalb wäre es
denkbar, wenn künftig die Selbstverwaltungsbetriebe glcichermassen
von Kapital und Staat unterstützt und als integrierter Bestandteil eines
Produktions- und Strukturwandelkonzeptes angesehen würden, zumal
auch das Gemeinwesen sich dabei Einsparungen im Sozialbereich erhoffen könnte. Glcichermassen könnte ein solches Konzept Teil einer
Strategie der sozialen Kontrolle darstellen, wobei die den neuen sozialen Bewegungen entstammenden 'Widerstandskräfte' wohl in ihren 'abweichenden' Normen, Werten und Lebensgewohnheiten belassen, der
kapitalistischen Produktion, Arbeitsteilung und Ausbeutung aber auf
eine zuverlässige Art und Weise nutzbar gemacht werden.
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Mehr Selbstverwaltungsbetriebe in der Schweiz
aufgrund längerfristiger Arbeitslosigkeit?
Ohne die Gefahr des sozialen Abstiegs, und ohne um die Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe als letzte Stationen eines solchen Abstiegs zu wissen,
könnten Selbstverwaltungsbetriebe kaum in einer soeben geschilderten
Weise ausgespielt und zum Ausspielen gegen Lohnarbeiterinnen benützt
werden. Nachdem die Schweiz aber den Arbeitsmarkt weniger 'apartheidähnlich' regulieren und die Arbeitslosigkeit in geringerem Ausmass exportieren wird, deuten alle Zeichen darauf hin, dass auch die Arbeitslosigkeit
sich analog anderer Länder in grossem Umfang permanent einnisten wird.
Dabei werden gleichzeitig viele der unter den 'apartheid-ähnlichen' Strukturen aufgebauten Privilegien durch migrationsoffenere und durchlässigere
Arbeitsmärkte (bei schwindendem gewerkschaftlichem Schutz) gewinnfördernd wieder abgebaut werden. Die Chancen, dass selbstverwaltete
Betriebe zahlreicher werden und im Kontext der steigenden Produktionsauslagerung und Arbeitslosigkeit als Lohndrücker benützt werden, dürften
also steigen.
Was wäre aber von einer Entwicklung zu erwarten, in der versäumt
wird, die Arbeitslosigkeit frühzeitig durch eine Verteilung der Arbeitszeit
mit existenzsichernden Löhnen abzubauen, und in der sich demnach die
Arbeitslosigkeit - auch die langfristige Arbeitslosigkeit - in breiten Schichten
der Gesellschaft hartnäckig festsetzen sollte?
Wird von der Möglichkeit abgesehen, die entstehende Arbeitslosenund Armutsbevölkerung gänzlich zu vernachlässigen und verkommen zu
lassen, stellt sich zwangsläufig die Frage, wie eine solche Bevölkerung sozial
eingegliedert und kontrolliert werden kann. Zusätzlich stellt sich die Frage,
wie die Dauer der Arbeitslosigkeit unter den Arbeitslosen verteilt werden
kann, um die Zirkulation zwischen der Arbeits- und Arbeitslosenwelt für
alle Arbeitslosen zu maximieren. Nur über breit angelegte Bemühungen
zur sozialen Eingliederung kann sichergestellt werden, dass die vom
Arbeitsleben tendenziell langfristig abgekoppelte Bevölkerung überhaupt
wieder den Weg ins Arbeitsleben zurückfindet. Je schneller, breiter und
besser solche Bemühungen angelegt werden, desto eher dürfte auch das
Arbeitslosendasein unter den Betroffenen zeitlich verteilt bleiben, desto
'reibungsloser' dürfte sich eine solche Arbeitslosigkeit auch politisch durchsetzen lassen und desto billiger dürfte dann - wenn alle primären und
sekundären Folgekosten der Arbeitslosigkeit aufgerechnet werden - die
Arbeitslosigkeit zu stehen kommen.
Unter solchen, soeben skizzierten Umständen ist aber nicht mehr
damit zu rechnen, dass eine soziale Eingliederung immer auch mit einer
ökonomischen Eingliederung verbunden werden kann. Zuviele sind
arbeitslos, als dass die soziale Eingliederung nur um Arbeitsbeschaffungsmassnahmen herum gestaltet werden könnte. Notwendig sind zusätzlich
noch andere, 'unproduktive' sozio-kulturelle Möglichkeiten der sozialen
Eingliederung. Ob eine sozio-kulturelle Eingliederung nun allein oder in
irgendeiner Kombination mit 'produktiver' Arbeit erfolgt, ist weniger von
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Bedeutung als die Feststellung, dass solche Eingliederungsbemühungen
überhaupt nur in Verbindung mit einem garantierten Grundeinkommen
denkbar sind.
Ohne eine Politik der drastischen Arbeitszeit- und Lohnverteilung ist
in entwickelten Industrieländern künftig vermehrt mit langfristiger Arbeitslosigkeit grösseren Ausmasses zu rechnen. Länder wie Frankreich stecken
bereits seit dem Anfang der Achtzigerjahre tief in dieser Problematik,
wobei nicht alle Länder gleich reagieren. Frankreich ist ein Sonderfall insofern als dort in der ersten Hälfte der Achtzigerjahre in außergewöhnlichem
Ausmass zuerst die Frühpensionierung vorangetrieben wurde. Als sich
danach die Arbeitslosigkeit kaum veränderte und breite Schichten der
Bevölkerung trotz guter schulischer Voraussetzungen zum Arbeitsmarkt
keinen Zugang mehr fanden, wurde 1989 das garantierte Mindesteinkommen zur sozialen Eingliederung (RMI; revenu minimum d'insertion} eingeführt - also auf eine weitere Arbeitszeit- und Lohnverteilungspolitik verzichtet. Inzwischen hat die breit angelegte Eingliederungspolitik auf lokaler
Ebene unter anderem auch schon zu zahlreichen kleinen, mehr oder weniger 'produktiven', kollektiv geführten und am Gemeinwesen ausgerichteten
Nischenbetrieben geführt. Dabei wird die notwendige Infrastruktur teilweise auch vom Staat finanziert und die Lohnkosten natürlich über das garantierte Mindesteinkommen subventioniert. Wie hoch dabei der Anteil der
eigentlich selbstverwalteten Betriebe ist, kann zur Zeit noch nicht ermittelt
werden, zumal die Auswertung dieses, erstmal für drei Jahre angesetzten
nationalen Versuches noch nicht abgeschlossen ist.
Wenn damit zu rechnen ist, dass die selbstverwalteten Betriebe
durch die Auslagerung der Produktion Auftrieb erhalten, dann dürften solche Betriebe auch zahlreicher werden, wenn bei grösser werdender langfristiger Arbeitslosigkeit breit angelegte Bemühungen entstehen, die Betroffenen sozio-ökonomisch eingegliedert zu halten. Selbstverwaltungsbetriebe
könnten also nicht nur vermehrt zum integrierten Bestandteil eines Strukturwandelkonzeptes werden - und dabei die Löhne drücken, sie könnten
genauso integraler Teil eines durch die Arbeitslosigkeit bedingten sozioökonomischen Integrationskonzeptes werden. Dablai ist denkbar, dass diese
Betriebe um diese Funktionen herum . aufblühen, ,d a sie aus den neuen
sozialen Bewegungen heraus bereits schon für die Integrationsarbeit' und
eine ökonomische Tätigkeit mit bescheidenen Erwartungen vorbereitet
sind.

Schlussfolgerungen
In welche Richtung werden sich die selbstverwalteten Betriebe nun
in der Schweiz entwickeln? Aufgrund der hier vorgelegten Untersuchungen
und der aufgezeichneten realen und möglichen sozio-ökonomischen Entwicklungen, ist in den nächsten Jahren grundsätzlich eher mit einem
Wachstum als mit einer Abnahme solcher Betriebe zu rechnen. Dies hat
folgende Gründe:
16

- Die meisten in den vergangenen.Jahren gegründeten und hier untersuchten Betriebe sind im Zusammenhang mit den neuen sozialen Bewegungen entstanden. Sie haben an ökonomischer Stabilität eher gewonnen als
verloren, obwohl sie im Vergleich zu ähnlichen traditionellen Betrieben
oft noch unterkapitalisiert bleiben. Allein aufgrund dieser Substanz aber
kann mit einer gewissen Kontinuität und einem gewissen 'Ausbau'
gerechnet werden.
- Der anfangs der Neunzigerjahre erfolgte konjunkturelle Einbruch, und
der damit verbundene drastische Anstieg der auch die Mittelschicht tangierenden Arbeitslosigkeit, dürfte die Mittelschicht schnell und drastisch
genug bedrängen, dass auch die neuen sozialen Bewegungen an Kraft
gewinnen werden. Zusammen dürfte sich der Konjunktur- und 'Bewegungseffekt' .positiv auf diE' Giiindung von'Selbstverwaltungsbetrieben
auswirken.
'
- Auch in der Schweiz lagern herkömmliche Betriebe zahlreiche Tätigkeiten
aus. Im entstandenen Vakuum ist Platz für Selbstverwaltungsbetriebe.
Besonders bei den im Dienstleistungsbereich angesiedelten Selbstverwaltungen ist bereits ein gewisser Aufschwung festzustellen.
-Die Tendenz zur Deindustrialisierung, Auslandinvestitionen und
der . damit verbundene Arbeitsplatz- und Kapitalexport wird nach wie vor
auch für die Schweiz ihre Gültigkeit behalten. Die Bevölkerung, das lokale
Finanz- und Produktionskapital und die Gemeinwesen dürften sich vorerst
aber noch nicht wie in andern Ländern gezwungen sehen, die regionale
ökonomische Substanz mit Hilfe einer in die Selbstverwaltung übergeführten industriellen Produktion zu wahren.
Obwohl die langfristige Arbeitslosigkeit stark ansteigen und die
Arbeitseingliederungs- und Bildungsmassnahmen in der Folge auch zunehmen werden, ist noch nicht mit einem breit angelegten sozio-ökonomischen
Eingliederungsprogramm zu rechnen, das durch ein garantiertes Mindesteinkommen abgesichert ist. Daher dürften die selbstverwalteten Betriebe
aus dieser Richtung (noch?) keinen Impuls zu erwarten haben.

Zum Inhalt des Buches
Die hier vorliegenden :Untersuchungen, ohne Fremdfinanzierung als
Lizentiatsarbeiten in den Jahren 1989-91 an der Universität Bern durchgeführt, sind ein erster Versuch, das Phänomen der aus den neuen sozialen
Bewegungen heraus entstandenen selbstverwalteten Betriebe in der
Schweiz zu durchleuchten. Dabei hat das Netzwerk für Selbstverwaltung
fördernd mitgewirkt. Ohne diese Hilfe wären viele Untersuchungsschritte
undenkbar gewesen. Untersucht werden Giiindungsfrequenzen, Tätigkeitsfelder, Standorte, Kundenkreis, Beschäftigung, Betriebsgrösse, Betriebsalter, Lohnstrukturen, Arbeitsteilung, Entscheidungstrukturen, Motivation,
Mitgliederfluktuation, innerbetriebliche Veränderungen und Betriebserfolge und -misserfolge.
17

Die unterdrückten Lohnarbeiter
als Basis des kapitalistischen Systems:
Sie füttern die Reichen, die für sie prassen,
die Soldaten, die auf sie schiessen,
den Klerus, der sie zum Narren hält
und die Obrigkeit, die sie regiert.
Liegt es nicht in der Logik der Dinge, dass man sich
die Frage stellte, ob nicht Selbstverwaltung
eine bessere Lösung wäre?

( Jndustria/ Worker, Washington, 1911)
18
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"We hold these Truth to be seif-evident, that all Men are created
equal, that they are endowed by their Creator with certain unalienable Rights, that among these are Life, Liberty and the Pursuit of
Happiness ... "
"F'olgende Wahrheit halten wir für selbstverständlich: Dass alle
Menschen gleich geschaffen sind; dass sie von ihrem Schöpfer mit
gewissen unveräusserlichen Rechten ausgestattet sind; dass dazu
Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören . .. "
Amerikanische Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776
20

Der Ruf "Liberte, egalite, fraternite" der französischen Revolution
und das in der amerikanischen Verfassung festgelegte Recht jedes
Menschen auf individuelles Glück setzten zwar jahrtausendelanger
Sklaverei und Feudalsystemen formell ein Ende, vermochten aber
doch nur bedingt Gerechtigkeit zu schaffen.
Die weltweite industrielle Revolution, eingeleitet durch die Erfindung der Dampfmaschine durch James Watt 1768 und der "Spinning
Jenny" durch den Weber James Hargeaves 1764, war Ausgangspunkt
einer schwindelerregenden Bevölkerungsexplosion: In den letzten
zwei Jahrhunderten fanden gegen 30 Milliarden Geburten statt, also
50 Prozent mehr als in den vorausgegangenen 2 Millionen Jahren seit
Beginn der menschlichen Spezies zusammen, in denen rund 20 Milliarden Menschen das Licht der Welt erblickt hatten.

Bergwerksarbeit um 1840: Kinder 12, 14 Stunden in
dunklen, engen Schächten.
21
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Ein Auktionator versteigert "Sklaven, Pferde und andere
Viehhabe". Im Hintergrund flattert die Freiheitsfahne
überm Kapitol von Washington.
("Tlze Liberator", New York, 1852)
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Die Spinning Jenny, benannt nach der angeblich mit dem
Teufel buhlenden Tochter des Erfinders John Hargreaves
( 176 7) löst das weitverbreitete traditionelle ( selbstverwaltete) Spinnen als Heimarbeit ab und löst mit andern Erfindungen, wie etwa der Dampfmaschine, die erste industrielle Revolution mit der Ersetzung menschlicher Arbeitskraft durch Maschinen beispiellose Massenarbeitslosigkeit
und Verelendung aus. Verständliche Abwehrreaktion des
in seiner Existenz bedrohten Proletariats: Maschinensturm
und der Ruf, das Schicksal nunmehr in die eigenen Hände
zu nehmen ...
23

Zwei kleine
Schriften,
die die Welt
bewegten.
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Im Auftrag eines politischen Zirkels verfasste der Philosoph, Historiker, Soziologe und Oekonom Karl Marx (1818-1883), der 1841 in
seiner Doktorarbeit über Demokrit und Epikur den antiken Materialismus untersucht hatte, mit seinem Freund Karl Engels das "Kommunistische Manifest'; das bis heute theoretisches Gegenstück zu
dem die Weltwirtschaft dominierenden System von Kapitalismus und
freier Marktwirtschaft geblieben ist. Schon in seinen frühen Arbeiten
war Marx zum Schluss gekommen, dass die Philosophen die Welt
nicht nur, wie während Jahrtausenden die Regel, zu interpretieren,
sondern durch Handlungs- und Existenzphilosophie zu verändern
hätten. Ein zentrales Anliegen von Marx und Engels ist die praktische
Umsetzung der von Immanuel Kant ausgesprochenen Erkenntnis, dass
Arbeit Würde und nicht (nur) ökonomischen Wert habe. Natürlich
gehört dies inzwischen zu den Binsenwahrheiten, von Betriebspsychologen und praktisch allen am Wirtschaftsgeschehen Beteiligten
oft und gerne zitiert. Die Alltagspraxis dagegen sieht aber oft doch
ganz anders aus. Ist es einfach Zufall, dass sich auch heute noch niemand gerne als "Banause" betiteln lässt? In der Tat bezeichneten die
Griechen "Arbeiter af!l Ofen·; später die Handwerker schlechthin, als
BANAUSOS. Weder die benediktinische Ordensregel "Ora et labora';
noch Immanuel Kants Erkenntnis vermochten da offensichtlich nachhaltige Remedur zu schaffen. Die gleichwertige Achtung menschlicher Arbeit ist seit eh fundamentaler Anspruch der Selbstverwaltungsmodelle (siehe auch Interview mit Peter Bichsel, S. 131 ff).
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Selbstverwaltung:
(K)eine Modeerscheinung?

Matthz"as Basler

1. EINLEITUNG
Das Ziel dieses Beitrages besteht darin, die Selbstverwaltung in ihren
wesentlichsten Strukturmerkmalen (Wachstum, Beschäftigung und
Tätigkeiten seit 1970) aufzuzeigen, um schliesslich einen Vergleich mit der
traditionellen Erwerbswirtschaft anstellen zu können. Das Fragezeichen im
Titel lässt sich besonders dadurch verstehen, dass die Selbstverwaltung aufgrund ihrer unstetigen Entwicklung - einer ungewissen Zukunft entgegenzuschauen hat.
Die obenerwähnte Darstellung der Strukturmerkmale sowie die Vergleiche
zur Gesamtwirtschaft, sind somit Hauptgegenstand des folgenden Kapitels.
Es wurde dabei so vorgegangen, dass erst die Ergebnisse - einer eigens
dafür getätigten Erhebung - für die Selbstverwaltung präsentiert werden,
um diese jeweils gleich anschliessend einem Vergleich mit der
Gesamtwirtschaft zu unterziehen.
Den Schluss dieser Arbeit bildet schliesslich eine Zusammenfassung, in
welcher die wichtigsten Erkenntnisse und Befunde noch einmal kompakt
dargestellt sind.
25

2. DIE ERGEBNISSE DER UNTERSUCHUNG
SOWIE
EIN VERGLEICH ZUR TRADITIONELLEN
ERWERBSWIRTSCHAFT

Methodik und Rücklauf
Um diese Untersuchung durchführen zu können, wurden Informationen über
die Grundgesamtheit (das Total der selbstverwalteten Betriebe) sowie über
die Analyseeinheit (Total der angeschriebenen Betriebe) benötigt. Das
entsprechende Adressmaterial stammt einerseits vom Netzwerkl) und
andererseits von der Woz2). Zum grössten Teil war das Adressmaterial
dieser beiden Bezugsquellen deckungsgleich. Es wurden in der Folge
sämtliche Betriebe angeschrieben, welche selbstverwaltet oder zumindest
der Selbstverwaltung nahe sind (z.B. Genossenschaften wie die Migros oder
der Coop).
Da bei dieser Untersuchung die Daten selbst erhoben wurden, handelt es
sich um eine Primlrerhebung. Zum Zwecke der konkreten Datenerhebung
wurde die schriftliche Befragung gewählt. Es schien sinnvoll die
empirische Erhebung schriftlich durchzuführen, zumal ich in dieser Arbeit
hauptsächlich die strukturellen Aspekte der Selbstverwaltung durchleuchten
wollte. Dadurch war es zum einen möglich, eine grosse Quantität von
Betrieben anzuschreiben, und zum anderen waren die Fragen so einfach zu
beantworten, dass sich ein mündliches Gespräch kaum mehr ausbezahlt
gemacht hätte.
In einem weiteren Schritt wurden die zurückgesendeten Antwortblätter nach
Sektoren und Branchenbereichen geordnet. Zum Teil war dies nicht so
einfach, denn viele Betriebe modifizierten ihr Angebot im Laufe der Zeit,
sodass sie letztlich in mehr als nur einer Branche tätig waren (und sind).
Um diesem Problem beizukommen, habe ich bei der Branchenliste
Sammelposten gebildet. Betriebe, die in mehreren Branchen tätig sind,
ordnete ich ihrem Dominanzbereich (hauptsächliche Betriebstätigkeit) zu.
Mit der Hilfe einer allgemeinen Systematik3) wurden schliesslich die
definitiven Branchenbereiche zusammengestellt.
Die Interpretation sowie die Schlüsse, welche ich aufgrund der Auswertung
aufzeigte, beruhen allesamt auf dem Prinzip der Induktion, indem jeweils
26

von der Stichprobe auf die Grundgesamtheit geschlossen wurde. Wo es
angebracht war, wurden auch Relativierungen gemacht.
An einigen Stellen bediente ich mich ausserdem der Sekundäranalyse,
indem oft eine vom Netzwerk für Selbstverwaltung getätigte
Untersuchung4) angesprochen wurde, welche viele parallele Resultate zu
dieser Erhebung aufweist. Diese Netzwerk-Untersuchung war ebenfalls eine
schriftliche Befragung, die bei Betrieben durchgeführt wurde, welche dem
Netzwerk angeschlossen sind.
Aus Tabelle 1 geht hervor, dass mit dieser Erhebung ein Netto-Rücklauf
von 59 % erzielt wurde. Dieser beachtliche Prozentsatz rührt daher, dass
das Antwortblatt schnell auszufüllen war, keine 'brenzligen' Fragen gestellt
wurden und nicht zuletzt wohl daher, dass immer gleich ein frankiertes
Rückantwort-Couvert beigelegt worden ist.
Tabelle 1: Rücklauf der Gesamterhebung
Total angeschrieben:
davon: Retour PIT
(Adresse nicht auffindbar)

406
33

Total beantwortet:
davon: Unbrauchbar:
Nicht selbstverwaltet:

242
6
16

Saldo

373

Saldo

220

In einer weiteren Tabelle (vgl. Tabelle 2) wurde der Rücklauf nach den
einzelnen Branchenbereichen aufgeschlüsselt. Die Rücklaufquoten verteilten
sich dabei mehr oder weniger gleichmässig auf die verschiedenen
Branchenbereiche. Der einzige 'Aussenseiter' ist der Bereich 15 (übrige
Dienstleistungen), welcher nur einen Rücklauf von 40 % hatte, während alle

1) Netzwerk für Selbstverwaltung: Branchenliste der Infonnations-Stelle,
Zürich 1987
2) WoZ: Das andere Arbeiten, Eine Broschüre mit Adressmaterial
zu alternativen Betrieben, Zürich 1990
3) Bundesamt für Statistik (BFS): Allgemeine
Wirtschaftszweige, Bern 1985, S. 7ff.
4) Rippstein, Paul: Sapperlot 2/91, S. IJff.

Systematik

der
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anderen Bereiche einen Rücklauf von mindestens 50 % hatten. Dies ist aber
weiter nicht problematisch, da Bereich 15 ohnehin ein Sanunelbereich ist.
Hier wurden alle Dienstleistungen subsumiert, welche sonst keinem
Dienstleistungsbereich zugeteilt werden konnten.

1) Landwirtschaftliche Betriebe,
Gärtnereien

9

5

55,6

2)Handwerk

20

11

3) Repro/Satz, Druckereien, Verlage

50
10

27

55,0
54,0

5

50,0

45

28

62,2

6) Dritte Welt-/Öko-/Umweltläden

58

37

63,8

7) Buchhandel

22

15

68,2

8) Übriger Handel

25

14

56,0

9) Rechts-/Wirtschaftsberatung

19

13

68,4

14

10

71,4

4) Übrige verarbeitende Produktion
5) Gastgewerbe

10) Architektur, Planung
11) Gesundheitswesen

15

9

60,0

12) Kultur, Kunst, Unterhaltung

29

16

55,2

13) Bildung

12

6

50,0

14) Jugendfürsorge und -beratung,
Rehabilitation, Randgruppen

20

14

70,0

15) Übrige Dienstleistungen und
Beratung

25

10

40,0

Erhebungsinhalte
Was den Inhalt der Erhebung angeht, lassen sich folgende Schwerpunkte
herauskristallisieren:
- Standortbestimmung
- Betriebsalter
- Betriebsgrösse
- Betriebstätigkeit
Bei der Standortverteilung ging es um die Verteilung der Betriebe nach den
Kriterien Stadt/Agglomeration oder Land. Beim Betriebsalter wurden die
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Betriebe nach deren Griindungsjahr gefragt. Bei den letzten beiden Aspekten
(Betriebsgrösse und Betriebstätigkeit) schliesslich, interessierte nebst dem
heutigen Zustand auch die zeitliche Verschiebung, die seit Betriebsgründung
stattgefunden hat.

Standortbestimmung
Um etwas über die örtliche Verteilung der untersuchten Betriebe zu
erfahren, musste jeweils angegeben werden, ob sich der Betrieb in einer
grösseren Stadt, in der Agglomeration oder auf dem Land befindet. Im
folgenden wurde an die vom Bundesamt für Statistik vorgeschlagene
Zweiteilung (städtisch, ländlich) angeknüpft, wobei zum städtischen
Gebiet
a) Agglomerationen (zusammenhängende Gebiete mehrerer Gemeinden mit
insgesamt mindestens 20'000 Einwohnern)
b) und Städte (Gemeinden mit mindestens 10'000 Einwohnern), die keiner
Agglomeration angehören
zählen. Insgesamt gibt es in der Schweiz 33 Agglomerationszentren (mit
ungefähr 500 Gemeinden) und 15 Städte, die zu keiner Agglomeration gehören. Alle restlichen Gemeinden gehören per Definition zum
ländlichen Gebiet. 5)
Aufgrund dieser Erkenntnis zeichnete sich in dieser Untersuchung folgendes
Bild ab:
Tabelle 3: Standortbestimmung der untersuchten
selbstverwalteten Betriebe

~

174

~~

79,1

46

~

20,9

5) Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Volkszählung 1980, 1985, S. 7ff.
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Die Selbstverwaltungsbewegung ist somit eine ausgesprochene
Stadtbewegung (4/5 aller Unternehmen). Der Grossteil der Betriebe
befindet sich demgemäss in grösseren Städten (v.a. Zürich, Bern, Basel,
Solothurn u.a.). Der Rest der Betriebe verteilt sich auf das Wallis, die
Nord-, die Ost- und die Zentralschweiz. In ländlichen Gebieten befinden
sich 20,9 Prozent der Betriebe. Eine ähnliche örtliche Struktur der Betriebe
zeigt sich auch bei einer vom Netzwerk durchgeführten Untersuchung,
welche 62 Prozent der Betriebe in grösseren Städten lokalisierte.6)
Bezüglich Branchenbereichen lässt sich kaum eine Dominanz einer
bestimmten Lokalitätstypus festhalten. Erwähnenswert scheint hier nur,
dass
- die landwirtschaftlichen Betriebe und Gärtnereien,
- das Gastgewerbe,
- die Öko- und Bioläden,
- der übrige Handel,
- sowie die Bildung
einen überdurchschnittlich hohen Anteil ihrer Betriebe in ländlichen
Gebieten ansiedeln. Ausgesprochen städtisch scheinen dagegen folgende
Branchen zu sein:
- das graphische Gewerbe,
- die übrige verarbeitende Produktion,
- der Buchhandel,
- die Rechts- und Wirtschaftsberatung,
- die Architektur/Planung,
- das Gesundheitswesen,
- die Kultur, Kunst und Unterhaltung,
- sowie die sozialen Einrichtungen.
Die (relativ) wenigen Selbstverwalterinnen aus der Romandie und der
Südschweiz wurden durch diese Erhebung (aufgrund des vorgegebenen
Rahmens) nicht erfasst.

Im folgenden soll nun die obenerwähnte Stadt-Land-Struktur der
Selbstverwaltungen mit derjenigen der traditionellen Erwerbswirtschaft
verglichen werden. Vorab muss eingestanden werden, dass anhand der
Recherchen keine direkte Vergleichsbasis geschaffen werden konnte, denn
6) Rippstein, Paul: Sapperlot 2/9 1, S . 13
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Tabelle 4:

Stadt-1and-Yerteilu~

der schweizerischen Einwohner

bzw. Erwerb5täti"en

~

Bevölkerung:
6'365'960
davon: städtisch: 3'914'904
ländlich: 2'451'056

!n.2i
100
61,5
38,5

~

Erwerbstätige:
davon:städtisch:
ländlich:

3'067'233
1'927'663
1'139'570

!n.2i
100
62,8
37,2

Quelle:Zusammengestellt aus Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Volkszählung
1980, Bd. 41 , 1985, s. 12ff.

es fand sich im statistischen Material nirgends eine brauchbare Einteilung
der Betriebe nach dem Kriterium Stadt bzw. Land. Das Problem löste sich,
indem Tabelle 3 indirekt mit der Stadt-Land-Verteilung der Einwohner und
der Erwerbstätigen (vgl. Tabelle 4) verglichen wurde.
Aufgrund der ähnlichen Resultate (62,8 und 61,5 % bzw. 37,2 und 38,5 %)
von Einwohnern und Erwerbstätigen, scheint diese Verteilung zumindest
einigermassen repräsentativ für einen Vergleich mit Tabelle 3 zu sein. Da es
aber wohl etliche Leute gibt, welche auf dem Land wohnen und in der Stadt
arbeiten (das Umgekehrte ist eher selten der Fall), erhöht sich der
Prozentsatz städtischer Betriebe wahrscheinlich noch leicht gegenüber den
Werten der Tabelle 4. Ein Prozentsatz von nahezu 80 Prozent (wie bei der
Selbstverwaltung) wird jedoch auch mit obiger Einschränkung bei weitem
nicht erreicht, womit eindeutig die Aussage getroffen werden kann, dass in
der traditionellen Erwerbswirtschaft relativ weniger Betriebe in städtischen
Gebieten etabliert werden als in der Selbstverwaltung.
Es mag schwierig sein für dieses Phänomen eine Begründung zu suchen.
Trotzdem darf behauptet werden, dass wahrscheinlich ein Zusammenhang
zu Jugendbewegungen und anderen, eher mit der Stadt verbundenen
sozialen und politischen Bewegungen bestehen dürfte.

Betriebsalter
Wenn wir einen historischen Rückblick machen, so stellen wir fest, dass die
Selbstverwaltung ihre Wurzeln nicht erst in der 68er-Studentenbewegung
hat. Dementsprechend gibt es in dieser Untersuchung l 0 Betriebe, welche
bereits vor 1970 gegründet wurden und heute der Selbstverwaltung
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angerechnet werden dürfen. Der Älteste davon ist ein Betrieb aus dem Jahre
1891, welcher im Gesundheitswesen tätig ist.
Viele der heute noch existierenden selbstverwalteten Betriebe gehen jedoch
in ihrer Geschichte auf die Studentenbewegung zurück. Diese
Neugründungen wurden anhand eines Balkendiagramms (vgl. Abb. 1) für
die Jahre 1970-1990 aufgezeigt. Unterhalb dieser Dichteverteilung wurden
zusätzlich die Anzahl der neugegründeten ·Betriebe pro Jahr in die
verschiedenen Branchenbereiche aufgespalten. Um etwas Transparenz in
diese schwerfällige Abbildung zu bringen, soll das Wichtigste noch verbal
hervorgehoben werden:
- 3/4 der Neugründungen fanden in den Jahren zwischen 1978-1988 statt.
Dieser eigentliche 'Boom' lässt sich einerseits auf die benötigte
'Inkubationszeit' der Studentenbewegung zurückführen und andererseits
auf die Verbreitung neuerer Bewegungen wie zum Beispiel die
Jugendbewegung der 80er Jahre.
- Das Jahr 1989 bedeutet ein Rückgang des Selbstverwaltungsgedankens.
Dieser 'Knick' widerspiegelt, dass sich die alternative Wirtschaft vermehrt
an die offizielle Wirtschaft angepasst hat, d.h. es hat eine Ernüchterung
stattgefunden, indem sich bestimmte Ideale und Ziele der Selbstverwaltungsbewegung in Richtung kapitalistischer Strukturen zurückverschoben haben oder ganz verschwunden sind. 7)
- Über die weitere Entwicklung können bloss Mutmassungen angestellt
werden, wobei das Jahr 1990 Anlass zur Hoffnung gibt, weil sich in
diesem Jahr der Pegel der Neugründungen erneut nach oben verschoben
hat.
- Viele frühe Betriebsgründungen finden wir hauptsächlich in Branchen wie
Druckereien, Zeitschriften, Kultur, Medien und Sozialeinrichtungen, also
Branchen, die der traditionellen 68er-Bewegung entsprechen. Die
intellektuellen Branchen wie Rechts/Wirt-schaftsberatung, Architektur/Planung und das Medizinwesen fanden erst viel später den Eingang zur
Selbstverwaltung. Der Grund hierfür mag darin zu sehen sein, dass sich
die orgmare Selbstverwaltungsbewegung mehrheitlich aus der
Mittelschicht rekrutierte. Somit waren die beruflichen Qualifikationsansprüche der zweitgenannten Branchen zu hoch, um sich gleich zu
Beginn der 70er Jahre in Betriebsgründungen niederzuschlagen.
- Das Gastgewerbe sowie die Öko- und Umweltläden hatten in den
Jahren 1981/82 eine Hochkonjunktur bezüglich Neugründungen (je 5
bzw. 6 Neugründungen pro Jahr).
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Abb. 1: Dichteverteiluni @mäss Betriebsalter
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5

Zum Vergleich und zur Erhärtung der Erkenntnisse soll die NetzwerkUntersuchung erwähnt werden, welche identische Züge aufweist: In die
Boomjahre 1978-1988 fallen 80 Prozent der Betriebsgründungen. Der
'Knick' wurde für die Jahre 1988/89 registriert, und für 1990 hat man/frau
auch bei dieser Untersuchung steigende Tendenzen festgestellt.8)
Nach der Darstellung der Anzahl Neugründungen von Selbstverwaltungsbetrieben soll nun erneut eine Gegenüberstellung zur Gesamtwirtschaft erfolgen. Zu diesem Zweck müssen wir uns noch einmal die
Abbildung 1 vergegenwärtigen. Die Vergleichsbasis zu dieser Abbildung
liefert für die Gesamtwirtschaft die Abbildung 2.

Abb. 2:

Anzahl Neuiründu~en traditioneller Betriebe
zwischen 1970-1990

15000
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Quellen: zusammengestellt aus den statistischen Jahrbüchern der Schweiz: 1980/81/
82/87/88/89/90/91

8) Rippstein, Paul: Sapperlot 2/91, S. 13
9) Statistisches Jahrbuch der Schweiz: 1991, S. 93ff.
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In der Abbildung wurde für jedes Jahr die Anzahl Neugründungen
traditioneller Betriebe eingezeichnet. Vorab muss betont werden, dass sich
diese Zahlen nur auf die im Handelsregister eingetragenen Firmen (Aktien/Kollektiv-/Kommanditgesellschaften, Einzelfirmen, Genossenschaften u.a.)
beziehen. Im Jahr 1989 waren zum Beispiel 332'285 Firmen im Handelsregister eingetragen. Von den gut 400'000 Firmen insgesamt, werden
also ca. 80 Prozent durch die im Handelsregister eingetragenen
Unternehmen abgedeckt. 9) Für die definitive Festlegung der Anzahl Neugründungen in einem bestimmten Jahr, kann man/frau sich von folgender
Formel leiten lassen:
FB (t)

=FB (t-1) + NG (t) - K (t)
oder

NG (t)
FB: Firmenbestand

=FB (t) - FB (t-1) + K (t)
NG: Neugründungen

K: Konkurse

M~t der Differenz der Firmenbestände zweier Jahre, plus der Summe der
Konkurse im Bezugsjahr, wurde vermutlich ein guter Näherungswert für die
Anzahl der Neugründungen im Bezugsjahr gefunden.

Bei der Selbstverwaltung erkennen wir von 1970 bis 1977 ein unregelrnässiges Auf und Ab. Die Periode 1978-1988 ist gekennzeichnet durch
einen wahrhaftigen Gründungsboom, wobei die Raten bereits ab 1980
(Höhepunkt) wieder abnehmen, aber trotzdem sich hoch halten konnten.
1989 kam der Einbruch und 1990 steigt die Rate wieder. Bei der
Gesamtwirtschaft dagegen, kann ein fast gegenteiliger Verlauf ausgemacht
werden. In der ersten Hälfte der 70er Jahre haben die Gründungsraten
kontinuierlich abgenommen. In der zweiten Hälfte dieser Dekade kommt das
Auf und Ab, und seit 1980 schlagen ausschliesslich noch steigende Raten zu
Buche.
Es besteht folglich eine stark negative Korrelation . zwischen den
Neugründsraten der Selbstverwaltung und der Gesamtwirtschaft. Wenn wir
einen Blick auf die nächste Abbildung (siehe Abb. 3) werfen, so stellen wir
fest, dass die Neugründungsraten der Gesamtwirtschaft mit der Konjunktur
einhergehen, währenddessen sich die Neugründungsraten der Kollektive
antizyklisch verhalten. Dieser Zusammenhang bedeutet, dass die
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Abb. 3: Die Entwicklun2 des Bruttoinland§Produktes lBIPl seit 1950
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Selbstverwaltung - in Jahren schwacher ökonomischer Prosperität - auch
eine
Integrationsfunktion
ausübt(e),
welche
die
traditionelle
Erwerbswirtschaft zu bestimmten Zeitpunkten nicht zu bieten hat(te). Damit
erfüllt die Selbstverwaltung - nebst ihren ideellen Ansprüchen - der Gesellschaft insgesamt einen sozialen Dienst, indem sie Beschäftigung bietet und
Personen aufuimmt, welche in der traditionellen Wirtschaft evtl. nicht
eingegliedert werden konnten.

Betriebsgrösse
Bevor auf die Untersuchung von Betriebsgrössen der Selbstverwaltung und
der Gesamtwirtschaft eingegangen wird, soll kurz das zahlenmässige
Verhältnis verschiedener Mitarbeiterinnen-Gruppen sowie eine Einteilung
verschiedener Untemehmungsgrössen dargestellt werden.
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Die Arbeiterinnen in den Betrieben können in verschiedenen Kategorien
angestellt sein. Dabei sollen drei solche Kategorien unterschieden werden:
1) Entscheidungsträgerinnen
2) Angestellte
3) Aushilfen
Die Entscheidungsträgerinnen selbstverwalteter Betriebe sind meistens
die Genossenschafterlnnen. Da ein selbstverwalteter Betrieb aber nicht
unbedingt genossenschaftlich organisiert sein muss, ist es natürlich nicht
zwingend, dass die Entscheidungsträgerinnen allesamt Genossenschafterlnnen sind. Entscheidungsträgerinnen können sich schlicht
diejenigen nennen, welche im Betrieb Mitwirkungs- und Mitentscheidungsmöglichkeiten geltend machen können (z.B. aufgrund der Beteiligung). Die Angestellten eines Betriebes hingegen, haben in diesem
Sinne keine formalrechtlichen Mitwirkungsmöglichkeiten, obwohl auch
diese Arbeitsgruppe häufig in der Praxis bei verschiedenen Fragen oder auf
verschiedenen Ebenen mitentscheiden kann. Die Aushilfen haben weder
formale Mitbestimmungsmöglichkeiten, noch sind sie fest angestellt. Sie
stehen gewöhnlich in einem Teilzeit- oder Temporärverhältnis zu ihrem
Betrieb.
Der Begriff 'Mitarbeiterin' wird im folgenden immer unabhängig von
einem bestimmten Status gebraucht. EinE Mitarbeiterin kann also entweder
Entscheidungsträgerin, angestellt oder eine Aushilfe sein. Die Bezeichnung
Mitarbeiterin stellt damit quasi ein Sammelposten der drei obenerwähnten
Gruppen dar. Ein Beispiel zur Verdeutlichung des Gesagten: Ein Betrieb hat
7 Entscheidungsträgerinnen, 2 Angestellte und 5 Aushilfen. Die Zahl der
Mitarbeiterinnen des Bealteten Betrieben zu demonstrieren, soll auf die
Netzwerk-Erhebung verwiesen werden, in welcher 63 Betriebe mit
gesamthaft l '009 Mitarbeiterinnen untersucht wurden. Von diesen
Mitarbeiterinnen sind 748 Entscheidungsträgerinnen, 175 Angestellte und
86 Aushilfen. Wir bekommen somit folgendes Verhältnis der verschiedenen
Mitarbeiterinnen-Gruppen: 1O)
- 74,1 % Entscheidträgerlnnen
- 17,4 % Angestellte
- 8,5 % Aushilfen
Im hohen Anteil der Entscheidungsträgerinnen (74,1 %) widerspiegelt sich
eines der Kernprinzipien der Selbstverwaltung, nämlich das Prinzip der
10) Rippstein, Paul: Sapperlot 2/91, S. 13ff.
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kollektiven Entscheidfindung. Durch die bemerkenswert konsequente Beachtung und Weiterführung dieses Prinzips, haben die relativ herrschaftsfreien Strukturen, wie wir sie in der Selbstverwaltung vorfinden, eine
gute Chance erhalten zu bleiben. Nur gerade 8,5 Prozent der Belegschaft
sind Aushilfen. Dieser geringe Anteil darf jedoch nicht mit dem Anteil der
Teilzeit-Arbeitenden gleichgesetzt werden, denn wir finden auch bei den
restlichen 91,5 Prozent der Arbeiterinnen (Entscheidungsträgerinnen und
Angestellte) solche, die im Teilzeit-Verhältnis stehen.
Eine allgemeingültige, zahlenmässige Definition dessen, was ein Klein- oder
Grossbetrieb an Mitarbeiterinnen umfassen sollte, scheint nicht zu
existieren. Für unsere Zwecke genügt die untenstehende Einteilung.

1- 5

Kleinstbetriebe

6-20

Kleinbetriebe

> 20

Mittel- und Grossbetrlebe

Wie obenerwähnt, gibt es in der Schweiz ca. 600 Betriebe und Organisationen mit 4'500 bis 6'000 Arbeitsplätzen, die der Selbstverwaltung
anzurechnen sind. Die 220 Betriebe, welche den Fragebogen beantworteten,
beschäftigen 2'049 Arbeitskräfte. Damit wurden sicherlich 35 bis 45
Prozent aller Arbeiterinnen erfasst, welche diesen Unternehmungen
angehören. Dieser recht beachtliche Prozentsatz erlaubt entsprechend
repräsentative Aussagen bezüglich der Betriebsgrösse. Es wurde in dieser
Untersuchung nicht unterschieden zwischen Entscheidungsträgerinnen,
Ang~stellten und Aushilfen. Die Betriebe mussten jeweils angeben, .wieviele
Mitarbeiterinnen (als Sammelposten verstanden) sie gesamthaft
beschäftigen. Auf den 'heute-Bestand' bezogen, interessierten mich dabei
zweierlei:
1) Die jeweilige Anzahl der Mitarbeiterinnen in den einzelnen Betrieben
(unabhängig vom Umfang, in welchem die Arbeiterinnen angestellt
sind).
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2) Die jeweilige Anzahl der Vollzeit-Stellen in den einzelnen Betrieben,
d.h. die Gesamtsumme der Stellenprozente (zur Verdeutlichung ein
Beispiel: Eine lOOo/o-Stelle, eine 60o/o-Stelle und eine 70%-Stelle,
ergeben gesamthaft eine Stellensumme von 230%).
Dieser zweite Aspekt der Anzahl Vollzeit-Stellen wurde miteinbezogen, um
zu verdeutlichen, dass sehr viele selbstverwaltete Betriebe TeilzeitArbeiterinnen rekrutieren und beschäftigen. Das tatsächliche Stellentotal
wird dadurch erheblich kleiner wie wir gleich sehen werden.
Betrachten wir nun die Abbildung 4, in welcher sowohl die Gesamtzahl der
Mitarbeiterinnen wie auch Vollzeitstellen zum Vergleich aufgeführt sind.
Um weitere Transparenz zu schaffen, wurde in dieser Abbildung (wie auch
in den nächsten) eine dritte Dimension eingeführt, welche die Anzahl der
Betriebe in den jeweiligen Grössenklassen zusätzlich nach Branchen
unterteilt. Wenn wir für einen Kleinbetrieb die Obergrenze von 20
Mitarbeiterinnen annehmen, so ergibt sich:
- 47,7 Prozent der Betriebe sind Kleinstbetriebe (bis zu 5 Mitarbeiterinnen);
- 44,1 Prozent der Betriebe sind Kleinbetriebe (6 bis 20 Mitarbeiterinnen);
- 8,2 Prozent der Betriebe können nur zu mittleren bis grösseren
Unternehmen gez.ählt werden;
- 9,3 Mitarbeiterinnen pro Betrieb (2'049 Mitarbeiterinnen dividiert durch
220 Betriebe) beträgt der Mittelwert für die untersuchten Betriebe.
Beim Vergleich der Branchen fällt sofort auf, dass das Gastgewerbe relativ zu den anderen Branchen gesehen - die grössten Betriebe unterhält.
Von den 28 untersuchten Beizen gelten nur gerade deren 2 als
Kleinstbetriebe. Immerhin sind noch 6 dieser Betriebe zu den mittleren bis
grossen Unternehmungen zu z.ählen. Fast nur Kleinstbetriebe sind dagegen
in den Branchen Handwerk, Buchhandel und Rechts-/Wirtschaftsberatung
anzutreffen. Die restlichen Bereiche verteilen sich ungefähr gleich um den
Mittelwert herum.
Die vorhin angesprochene hohe Diskrepanz zwischen der Anzahl
Mitarbeiterinnen und der Anzahl Vollzeit-Stellen in selbstverwalteten
Betrieben zeigt sich ebenfalls in der Abbildung 3. Die 2'049 Arbeitskräfte
der 220 Betriebe teilen sich insgesamt 'nur' 1 '233 Vollzeit-Stellen. Darin
widerspiegelt sich der grosse Anteil an Teilzeit-Arbeitenden in der
Selbstverwaltung. Dieser Anteil darf allerdings nicht mit dem Anteil der
Mitarbeiterinnen, welche im Teilzeit-Verhältnis stehen, gleichgesetzt
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Abb. 4: Häufigkeitsverteilung von Betriebsgrössen (heute)
gemäss den Kriterien Mitarbeiterinnen und Vollzeitstellen
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werden, zumal je nach Bereich und Arbeitsplatz eine Vollzeit-Stelle
unterschiedlich definiert werden kann. Gehen wir aber von einer
durchschnittlichen Arbeitsstundenzahl von 40 pro Woche aus, so kann mit
Bestimmtheit gesagt werden, dass die Zahl der Mitarbeiterinnen im
Teilzeit-Verhältnis irgendwo zwischen 20 bis ca. 50 Prozent liegen muss
(je nach Bereich und Art der Arbeit). Bei der Netzwerk-Untersuchung
wurde in diesem Zusammenhang festgestellt, dass nur schon knapp 20
Prozent der Mitarbeiterinnen eine geringere Wochenstundenzahl als 18 (was
noch lange nicht 40 Stunden sind) aufweisen. l l) Alleine deshalb darf der
Durchschnitt des Teilzeit-Bereiches weit über diesen 20 Prozent angenommen werden.
Aus der Perspektive der Anzahl Vollzeit-Stellen (siehe ebenfalls Abb. 4)
schrumpfen natürlich die (ohnehin schon kleinen) Werte der Betriebsgrössen
noch einmal zusammen:
- 71,9 % ist der Anteil an Kleinstbetrieben;
- 25,4 % beträgt die Anzahl der Kleinbetriebe;
- 2, 7 % nur noch machen die mittleren und grösseren Unternehmungen aus;
- auf 5,6 Mitarbeiterinnen pro Betrieb (1233 Vollzeit-Stellen
dividiert durch 220 Betriebe) sinkt der Mittelwert.
Trotz dieser starken Komprimierung wären nur gerade 25 Prozent der
gastgewerblichen Unternehmen Kleinstbetriebe. Am meisten von der
Schrumpfung betroffen sind die Bio-/Öko/Umweltläden. Hatten sie bei
vorheriger Betrachtung nur einen Anteil von 46 Prozent an Kleinstbetrieben,
so sind es jetzt 95 Prozent. ..Damit tritt offen zutage, dass der Anteil an
Teilzeit-Arbeitenden in diesen Läden besonders gross ist. Eine ebenfalls
hohe Teilzeitquote weisen ausserdem das graphische Gewerbe, die übrige
Produktion sowie das Gesundheitswesen auf.
Es muss hierbei vermerkt werden, dass die Perspektive der Vollzeit-Stellen
die durchschnittlichen Betriebsgrössen der traditionellen Wirtschaft
ebenfalls erheblich schrumpfen lassen würden (wenn-gleich nicht in diesem
Ausmasse wie in der alternativen Wirtschaft). Ich wollte mit dem Aspekt
der Vollzeit-Stellen nur den sehr hohen Anteil an Teilzeit-Arbeit in der
Selbstverwaltung demonstrieren. Wei-terhin bleibt aber der wichtige
Massstab (zur Beurteilung der Betriebsgrösse) die Anzahl der
Mitarbeiterinnen.
11) Rippstein, Paul: Sapperlot 2/91, S. 13ff.
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Nebst des 'heute-Bestandes' an Mitarbeiterinnen sowie Vollzeit-Stellen,
wurde ebenfalls der 'früher-Bestand' (bei' Betriebsgründung) der
Mitarbeiterinnen in die Befragung miteinbezogen. Durch diesen nun
möglichen 'früher-heute-Vergleich' können Aussagen bezüglich der
Verschiebung der Betriebsgrössen im Zeitablauf gemacht werden. Die
Betriebsgrössen haben im Verlauf der Zeit jeweils entweder zu - bzw.
abgenommen oder sind unverändert geblieben. Die entsprechende Verteilung
geht aus Abbildung 5 hervor.
Die Mehrheit der Betriebe (60,9 %) haben seit ihrer Gründung an
Mitarbeiterinnen zugelegt. Besonders hoch sind diese Quoten wieder beim
Gastgewerbe sowie bei den Bio-/Ökoläden. Eine Branche, in der die
Mitarbeiterinnen-Zahlen mehrheitlich abgenommen haben, lässt sich nicht
ausmachen. Die übrigen Bereiche haben ebenfalls relativ zugelegt oder
stagnieren zumindest in ihrer Mitarbeiterinnen-Zahl.
Beim nun folgenden Vergleich der Betriebsgrössen mit der traditionellen
Erwerbswirtschaft, wurden in der Tabelle 6 die Daten der Selbstverwaltung
(aus Gründer der Übersicht) gleich mitberücksichtigt.
Tabelle 6: Verschiedene Daten zu den

~

Kri

Anzahl der Betriebe
Anzahl der Beschäftigten

Durchschnittliche Betriebsgrösse total (nach Beschäftigten pro Betrieb)
- Sektor I
- Sektor II
- Sektor III
Klassen der Betriebsgrössen (In %)
- Kleinstbetriebe
- Kleinbetriebe
- Mittel- und Grossbetriebe

Betriebs~össen

Selbstverwaltung-)
ca. 600
ca. 4'500 - 6'000

im Vergleich

Traditionelle
Erwerbswirtscchaft••)
408'859
2'960'215

9,3 (5,6)

7,2

10,8 (7,2)
6,1 (4,0)
10,l (5,9)

1,8
16,2
6,9

47,7 (71,9)
44,l (25,4)

78,9
15,3

(2,7)

5,8

8,2

•j ohne Klammer: Basis aller Mitarbeiterinnen; mit Klammer: Basis Vollzeit-Stellen
„) alle Zahlen auf Basis Vollzeit-Erwerbender

Quellen: Zusammengestellt aus Teil II, Kap. 7 sowie Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Betriebszählung 1985, Bd. 2, 1986, S . 23/44f.
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Abb. 5: Betriebe nach ihrer Veränderun~ in der Mitarbeiterinnen
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Summe

2
6
13
3
1
5
4
2
3
1
4
2
1
2
4
53

1
3
2
0
1
6
2
3
3
2
2
5
1
2
0
33

2
2
12
2
26
26
9
9

7
7
3
9
4
10
6
134

Die 600 Betriebe der Selbstverwaltung machen gegenüber der gesamtschweizerischen Anzahl der Betriebe nur gerade (knapp) 0,15 Prozent
aus. Der Beschäftigungsanteil der Selbstverwaltung an der Gesamtzahl der
Beschäftigten, macht hingegen 0, 15 bis 0,2 Prozent aus. Wie wir anhand
dieser tiefen Zahlen erkennen, hat die Selbstverwaltung eine (bisher) sehr
bescheidene Bedeutung in der schweizerischen Gesamtwirtschaft. Diese
Zahlen dürfen wohl erschrecken, sollen aber nicht abschrecken und
unterschätzt werden, denn der Stein der Selbstverwaltung kam erst zu
Beginn der 70er Jahre so richtig ins Rollen. Inzwischen sind nur gerade 20
Jahre vergangen. Ausserdem deutet sich hoffuungsvoll eine neue Grün43

dungswelle von Betrieben im Jahre 1990 an (vgl. Abb. 1). Die Selbstverwaltungsidee soll uns damit als eine langfristige Hoffnung auf ein
Umdenken erhalten bleiben (vgl. Titel), besonders in einem Zeitalter, in dem
die Probleme der Umwelt, die zu einem grossen Teil der kapitalistischen Rücksichtslosigkeit zuzuschreiben sind, zu überborden
drohen.
Die durchschnittliche Betriebsgrösse von 7,2 der traditionellen Erwerbswirtschaft beruht auf der Basis von Vollzeit-Erwerbenden (Anzahl
Personen, die eine Vollzeitstelle haben). Am ehesten ist dieser Wert mit dem
Betriebsgrössenwert von 5,6 der Selbstverwaltungswirtschaft vergleichbar,
welcher seinerseits auf der Basis von Vollzeit-Stellen (kumuliertes
Stellentotal) beruht. Ein Beispiel zur Verdeutlichung: Ein Betrieb hat 10
Beschäftigte, wovon 5 in Vollzeit und 5 in Teilzeit (zu je 20 %) angestellt
sind. Die Anzahl der Vollzeit-Stellen beträgt somit 6 (5 plus 5 mal 0,2), die
Zahl der Vollzeit-Erwerbenden bleibt aber 5. Damit wird offenkundig, dass,
auf der Basis von Vollzeit-Erwerbenden, die 5,6 (für einen direkten
Vergleich) ein bisschen zu hoch angesetzt sind. Demgegenüber beruhen die
7,2 auf der Befragung ausschliesslich Vollzeit-Erwerbender. Mit dem
Einbezug der Teilzeit-Erwerbenden, würde diese Durchschnittszahl etwas
höher ausfallen. Es muss also festgehalten werden, dass die tatsächliche
(auf gleicher Basis verglichene) durchschnittliche Betriebsgrösse bei der
Gesamtwirtschaft höher ist als in der Selbstverwaltung.
Eine 'hinkende' Vergleichsbasis würde man/frau erhalten, wenn der Wert
von 7,2 jenem von 9,3 gegenübergestellt würde. In diesem Fall müsste die
Behauptung aufgestellt werden, dass die durchschnittliche Betriebsgrösse
bei der Selbstverwaltung grösser ist als der Durchschnitt in der
Gesamtwirtschaft. Diese Behauptung ist jedoch falsch, weil der Wert von
9,3 auf der Basis aller Mitarbeiterinnen (d.h. unabhängig davon ob Volloder Teilzeit) beruht.
Somit sehen wir, dass keiner der beiden Durchschnittswerte (der
Betriebsgrössen selbstverwalteter Unternehmen) als direkte Vergleichsbasis
für die traditionelle Erwerbswirtschaft dienen kann. Trotzdem lässt sich
eindeutig festhalten, dass aufgrund der viel höheren Quote an TeilzeitErwerbenden in der Selbstverwaltung, die Basis der Vollzeit-Stellen einen
wesentlich besseren Vergleich mit der Gesamtwirtschaft hergibt als die
Basis aller Mitarbeiterinnen.
Vergleichen wir die durchschnittlichen Betriebsgrössen nach Sektoren, so
stellen wir fest, dass es hier Verzerrungen gibt. Ein bedeutender Grund
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hierfür ist der Landwirtschaftssektor, welcher in der Gesamtwirtschaft nur
eine durchschnittliche Betriebsgrösse von 1,8 Beschäftigten aufweist,
während in der Selbstverwaltung dieser Wert mit 10,8 bzw. 7,2 weit höher
ist. Auch in den anderen Sektoren liegen deutliche Verzerrungen vor. Im
industriellen Sektor, wo der Mengeneffekt eine Rolle spielt, liegt die
durchschnittliche Betriebsgrösse in der Gesamtwirtschaft bei 16,2, bei der
Selbstverwaltung aber nur bei 6, 1 bzw. 4,0 Beschäftigten. Bei den
Dienstleistungen liegt der durchschnittliche Wert der Gesamtwirtschaft,
aufgrund der hier nötigen Kundennähe, erwartungsgemäss tief bei 6,9
Beschäftigten; in der Selbstverwaltung beträgt dieser Wert 10,l bzw. 5,9
Beschäftigte.
Die Klassen der Betriebsgrössen (vgl. Tab. 5) schliesslich, in welche
entsprechend auch die Betriebe der traditionellen Erwerbswirtschaft
eingeteilt wurden, widerspiegeln noch einmal eindrücklich die Resultate des
vorhergehenden Abschnitts. Mit 78,9 Prozent weist die Gesamtwirtschaft
eine erheblich höhere Zahl an Kleinstbetrieben auf als die Selbstverwaltung
mit 47,4 Prozent. Auch diese Aussage sollte jedoch relativiert werden, weil
auch hier keine identische Vergleichsbasis vorliegt. Der Prozentsatz an
Kleinstbetrieben in der Selbstverwaltung steigt, auf der Basis von VollzeitStellen gemessen, auf 71,9 Prozent. Zusätzlich in Betracht ziehend, dass
andererseits der Prozentsatz an Kleinstbetrieben in der Gesamtwirtschaft
(bei Berücksichtigung der Teilzeitarbeit) etwas kleiner würde, möchte ich
behaupten, dass sich die Anzahl der Kleinstbetriebe in der Gesamtwirtschaft
wie in der Selbstverwaltung, ungefähr die Waage halten.
Beim folgenden Vollzeit- bzw. Teilzeitvergleich, wird analog dem
Bundesamt für Statistik davon ausgegangen, dass eine wöchentliche
Arbeitsstundenzahl unter 40 als Teilzeit zu bewerten ist.12) Diese
Richtlinie ist identisch mit jener, welche bereits weiter oben für die
Selbstverwaltung zur Anwendung kam. In jenem Abschnitt wurde auch
herausgefunden, dass die Quote der Teilzeit-Erwerbenden in der
Selbstverwaltung irgendwo zwischen 20 bis 50 Prozent liegen muss. Die
Quote konnte deshalb nicht genau festgelegt werden, weil der Fragebogen
nur die Anzahl Mitarbeiterinnen sowie die Anzahl Vollzeit-Stellen erurierte,
nicht aber die Anzahl Vollzeit-Erwerbender. Aufgrund der dort erwähnten
Netzwerkuntersuchung, welche nur schon für knapp 20 Prozent der
Beschäftigten eine kleinere Wochenstundenzahl als 18 feststellte, durfte
12) Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Volkszählung 1980, Bd. 9,
1985, S. 14
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Tabelle 7: Wochenarbeitszeiten von Selbstverwalterinnen in Hessen
Wochenarbeitszeit
in Stunden

Beschäftigte

%

bis 20
21 - 25
26-30
31 - 35
36-40
41 -45
46 - 50
51 - 55
56-60
ühcr60

187
125
223
217
363
205
154
57
80
31

11,4
7,6
13,6
13,2
22,l
12.5
9,3
3,5
4,9
1,9

N = 234

1642

100

%kum .

19,0
32,6
45 ,8
67 ,9
. 80 ,4
89,7
93,2
98,l
100,0

Quelle: Heider/Mevissen/Bluem: 1988, S. 140

absolut:
in%:

2'619'045
85,4

davon Frauen:
absolut:
745'358
in%:
28,5

absolut:
in%:

448'188
14,6

davon Frauen:
absolut:
in%:

362'602
80,9

Quelle:Zusammengestellt aus Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Volkszählung

1980,Bd.9, 1985, S.37

angenommen werden, dass die tatsächliche Quote der Teilzeit-Erwerbenden
in der Selbstverwaltung näher bei 50 Prozent als bei 20 Prozent liegen
muss. Um nicht völlig im luftleeren Raum zu stehen, wurde in der Tabelle 7
zusätzlich das Resultat einer in Hessen durchgeführten Untersuchung
selbstverwalteter Betriebe mitberücksichtigt. Aus dieser Tabelle geht
hervor, dass gar 67,9 Prozent aller Beschäftigten eine kleinere Wochenstundenzahl als 41 aufweisen. Bei diesem Prozentsatz gibt es aber zweierlei zu
beachten: Erstens ist in dieser Zahl die Wochenstundenzahl von 40 auch
enthalten, was gemäss obiger Definition als Vollzeit gilt, und zweitens ist in
Deutschland die durchschnittliche Wochenarbeitszeit etwas geringer als in
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der Schweiz 13), weswegen die Grenze zur Teilzeitarbeit in dieser Tabelle
ein wenig tiefer als bei 40 Stunden angesetzt werden müsste. Dies bedeutet,
dass entsprechend Tabelle 7, auf schweizerische Verhältnisse übertragen,
eine Teilzeitquote von ca. 50 Prozent resultieren würde, womit die
diesbezüglich geäusserte Annahme als bestätigt angesehen werden kann.
Den Vergleich zur Gesamtwirtschaft können wir aus der Tabelle 8 ersehen.
Der Anteil der Teilzeit ist mit 14,6 Prozent bedeutend geringer als in der
Selbstverwaltung. Wie auch aus dieser Tabelle entnommen werden kann, ist
Teilzeitarbeit zu gut 80 Prozent Frauensache. In der Selbstverwaltungswirtschaft dürfte der Männeranteil bedeutend höher liegen. So
liegt der Anteil der Frauen (welche einer Teilzeitarbeit nachgehen) in
Hessen nur gerade bei 48,1 Prozent.14)

Betriebstätigkeit
Als letzter Punkt soll nun die Betriebstätigkeit unter die Lupe genommen
werden. Wiederum wird auch die Betriebstätigkeit zuerst anhand der
Selbstverwaltung dargestellt. Im übrigen wird zusätzlich kurz auf Angebotsveränderungen im Zeitablauf, · die Kundschaft der selbstverwalteten
Betriebe sowie auf zukünftige Änderungen des Angebots bzw. der
Kundenstruktur eingegangen werden.
Es besteht die Evidenz, im folgenden noch einmal die Palette an Produkten
und Dienstleistungen, wie sie in den verschiedenen Branchenbereichen der
Selbstverwaltung angeboten werden, in Erinnerung zu rufen. In der Tabelle
9 wurden die einzelnen Bereiche des Branchenspiegels zusätzlich prozentual
gewichtet (gemäss der relativen Häufigkeit der jeweiligen Bereiche). Mit
dieser Gewichtung soll veranschaulicht werden, in welchen Wirtschaftszweigen sich die Selbstverwaltung besonders etabliert hat und wo
eine grosse Abhängigkeit zur übrigen (traditionellen) Wirtschaft
festzustellen ist. Als Bezugsgrösse für die Gewichtung wurden die 3 73
angeschriebenen Betriebe ausgewählt. Dieses Sample wurde vorgezogen,
trotz der geringen Irrtumschance (z.B. Betriebe darunter, die nicht
selbstverwaltet sind), die das Resultat ein wenig verzerren könnte. Es fand

13) Statistisches Jahrbuch der Schweiz: 1991, S. 95
14) Heider/Mevissen/Bluem: 1988, S. 101
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deshalb keine Beschränkung auf die Analyseeinheit von 220 Betrieben statt,
weil die Betriebstätigkeit der restlichen 153 Betriebe ebenfalls aus dem
Adressmaterial abzulesen war. Somit können viel kompetentere Aussagen
bezüglich der Selbstverwaltung insgesamt gemacht werden (373 Betriebe
sind immerhin knapp 2/3 aller existierenden selbstverwalteten Betriebe der
Schweiz).
In Kurzform sollen nun die einzelnen Bereiche etwas näher beschrieben
werden. Bei genauer Betrachtung der Tabelle 9 lassen sich drei
verschiedene Gruppen (bezüglich ihrer relativen Häufigkeit) erkennen:
dominierende, untervertretene und mittlere Bereiche.
Zu den dominierenden Bereichen: Hierzu zählen das graphische Gewerbe,
das Gastgewerbe und die Bioläden. Zusammen machen diese drei Bereiche
40 Prozent aller selbstverwalteten Betriebe aus. Das graphische Gewerbe
besteht zur Hauptsache aus Verlagen und Druckereien. Einige wenige
Betriebe beschäftigen sich ausschliesslich mit Repro-Arbeiten. Das
Gastgewerbe ist nicht nur bezüglich der Anzahl Betriebe recht ausgedehnt,
sondern stellt zudem die grössten Betriebe. Das Gastgewerbe, welches sich
mehrheitlich aus Restaurants zusammensetzt, ist somit der grösste
Arbeitsgeber in der Selbstverwaltung. Absolut die meisten Betriebe (15,5
%) stellen die Bioliiden. Das Angebot dieser Betriebe ist ziemlich weit
gestreut: Dritte-Welt-Produkte, Umweltschutzartikel, diverse alternative
Artikel, biologische Nahrungsmittel sowie Haushaltswaren, sind die
meistgenannten Produkte dieser Betriebe.
Die untervertretenen Bereiche setzen sich aus den Branchen
Landwirtschaft, übrige verarbeitende Produktion, Architektur/Planung,
Gesundheitswesen und Bildung zusammen. Die landwirtschaftlichen
Betriebe sind in der Selbstverwaltung mit nur 2,4 Prozent Anteil quantitativ
am schwächsten vertreten. Die Mehrzahl dieser Unternehmen sind
Gärtnereien, Gartenbau- und Landwirtschaftsgenossenschaften. Aufgrund
der zu grossen Heterogenität in den Produktionsbereichen, wurde mit der
übrigen verarbeitenden Produktion ein Sammelposten gebildet, der v.a.
aus Nahrungsmittelproduktion und Spielwerkstätten besteht. Weitere
Betriebe waren hier eine Schneiderei, ein Webatelier und eine Töpferei. Mit
Architektur/Planung haben wir einen Bereich, der hauptsächlich im
Auftrage der öffentlichen Hand Raum- und Verkehrsplanungen durchführt.
Auch etliche Ingenieurbüros sind in diesem Bereich angesiedelt. Ein
weiterer Dienstleistungsbereich ist das Gesundheitswesen, wo vornehmlich
Gruppenpraxen vertreten sind. Der letzte untervertretene Bereich ist
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Tabelle 9:

1)
2)
3)
4)
5)
6)
7)
8)
9)
10)
11)
12)
13)
14)

Die verschiedenen Branchenbereiche
und ihre relative Häufi~keit

Landwirtschaftliche Betriebe, Gärtnereien
Handwerk
Repro/Satz, Druckereien, Verlage
Übrige verarbeitende Produktion
Gastgewerbe
Dritte-Welt-/Öko-/Umweltläden
Buchhandel
Übriger Handel
Rechts-/Wirtschaftsberatung
Architektur/Planung
Gesundheitswesen
Kultur, Kunst, Unterhaltung
Bildung
Jugendfürsorge und -beratung, Rehabilitation,
Randgruppen
15) Übrige Dienstleistungen und Beratung

2,4
5,4
13,3
2,7
12,l
15,5
5,9
6,7
5,1
3,8
4,0
7,8
3,2

5,4
6,7

wiederum eine Branche, die der 68er-Bewegung entsprungen ist. Es handelt
sich hierbei um die Bildungsinstitutionen, welche v.a. in der Form von
Kurszentren (oft auch in Verbindung mit einem Ferien- und
Freizeitprogramm) anzutreffen sind.
Abschliessend noch die mittleren Bereiche, zu welchen alle übrigen
Branchen gehören, die einen Anteil von minimal 5 bis maximal 10 Prozent
an der Selbstverwaltung insgesamt haben. Der kleinste Bereich im
Mittelfeld ist mit 5, 1 Prozent die Rechts- und Wirtschaftsberatung
(Anwalts- und Treuhandkollektive sowie einige Unternehmungsberatungen).
Diese Dienstleistung ist ähnlich wie das Gesundheitswesen und die
Architektur/Planung intellektueller Natur, womit der Schluss nahe liegt,
dass besonders Branchen, in welchen die Hemmnisse aufgrund der gesetzten
Qualifikationen hoch sind, in der Selbstverwaltung selten vertreten sind.
Durch die hohen Qualifikationsanforderungen dieser Branchen, werden in
der traditionellen Privatwirtschaft entsprechend hohe Löhne entrichtet,
Löhne, die die meisten selbstverwalteten Betriebe nicht bieten können. Im
weiteren Bereich des Handwerks sind v.a. Schreinereien, Zimmereien,
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Malereien, Schlossereien sowie sanitäre Betriebe vertreten. Oft haben diese
Betriebe zusätzlich eine Planungsabteilung, wobei die handwerkliche
Komponente zu überwiegen vermag. Die sozialen Einrichtungen der
Jugendfnrsorge und -beratung sowie der Rehabilitation von Randgruppen sind ebenfalls eine direkte Folge der 68er-Bewegung. In diesen
Betrieben werden Jugendliche beraten (Therapie und Prävention) und
Drogensüchtige sowie andere Randgruppen resozialisiert. Nicht zuletzt sind
auch die Frauenhäuser diesem Bereich zugeteilt worden. Diese sozialen
Einrichtungen funktionieren oft nur mit Hilfe staatlicher Unterstützung
(Subventionen, Defizitgarantien u.a.). Ein anderer Bereich sind die
Buchhandlungen, welche zur Hauptsache Bücher mit soziologischen
Inhalten (Ge-sellschaft/Politik, Krieg/Frieden, Frauenthemen u.a.) anbieten.
Es gibt auch einige Buchhandlungen, die ein breiteres Spektrum an Büchern
aufzuweisen haben. Mit dem übrigen Handel wurde erneut ein
Sammelposten gebildet, der v.a. Brockenhäuser, Wein-, Velo- und
Konfektionshandel sowie Musik- und Videoverkauf umfasst. Ein weiteres
'Kind' der 68er-Bewegung stellt der Bereich Kultur, Kunst und
Unterhaltung dar. Kulturzentren, Kunsthallen und Galerien, Theater,
Kinos, Radio- und Filmkollektive sind hier die meistvertretenen
Dienstleistungen. Auch dieser Bereich lebt stark von staatlicher
Unterstützung. Zu guter letzt wiederum ein Bereich, unter welchem alle
Dienstleistungen subsummiert wurden, die sonst nirgendwo zugeteilt werden
konnten. Zu diesen übrigen Dienstleistungen gehören insbesondere die
Umweltberatung und -erziehung, Fahrzeugvermietungen, Taxiservice sowie
Ferien- und Reisevermittlungen.

Im folgenden soll auf die Sektorialverteilung der obenangeführten Bereiche
verwiesen werden. Aus Tabelle 10 geht hervor, dass in der Selbstverwaltung der Dienstleistungssektor weitaus dominiert mit 76,2 Prozent.
Folgende Erklärungsmomente können dafür herbeigezogen werdenl5):
- Viele der selbstverwalteten Betriebe sind 'Kinder' der 68er-Bewegung (vgl.
oben), die sich branchenmässig hauptsächlich im Dienstleistungssektor
niederschlug.
- Die 68er-Bewegung rekrutierte sich mehrheitlich aus der Mittelschicht,
dessen berufliche Qualifikationen am besten mit dem Dienstleistungssektor vereinbar waren.
- Der Dienstleistungssektor ist meist weniger kapitalintensiv (z.B. im
Gegensatz zum Industriesektor).
15) Baumann, Armin: Widerspruch ll/86, S. llS

so

Der starken Dominanz des Dienstleistungssektors steht auf der anderen
Seite die 'Beinahevemachlässigung' des Primärsektors gegenüber. Der
Industriesektor bringt es auf 21~4 Prozent.
Bei Betrachtung der drei Produktionssektoren gemäss der Anzahl der
Erwerbstätigen (vgl. Tab. 10), fällt das Resultat gar noch deutli-cher aus:
84,5 Prozent aller Selbstverwalterinnen sind im Dienstleistungssektor tätig.
Nur 12,9 Prozent aller Erwerbstätigen arbeiten im Industriesektor. Dieser
Prozentsatz ist bedeutend kleiner als die 21,4 Prozent (Betriebszählung),
womit der Schluss nahe liegt, dass die Betriebe des dritten Sektors im
Durchschnitt grösser sind als die des zweiten. Der Landwirtschaftssektor
bleibt auch gemäss diesem Kriterium niedrig mit 2,6 Prozent.
Tabelle 10: Aufteilun" der Selbstverwaltun@betrlebe
in die drei Produktionssektoren

~

Total Betriebe:
davon: Sektor 1:
Sektorll:
Sektor Ill:

373
9
80
284

~

100 Total Erwerbstätige:
2,4 davon:Sektor I:
21,4
Sektor II:
76,2
Sektorlll:

~

2'049
54
264
1'731

!n..21
100
2,6
12,9
84,5

•) Basis: 220 untersuchte Betriebe

Wie wir bereits weiter oben feststellen konnten, ist es zum Teil gar nicht so
einfach, die einzelnen Betriebe einer bestimmten Branche zuzuordnen,
zumal viele dieser Betriebe ihr Angebot ausweiteten und in mehreren
Branchen gleichzeitig tätig wurden. Aufgrund dieser Erhebung stachen v.a.
die folgenden Angebotsausweitungen und -veränderungen ins Auge:
- Die
ursprünglich
reinen
Produktionsfirmen
(insbesondere
landwirtschaftliche Betriebe und die übrige verarbeitende Produktion),
welche zunehmend auch Beratungsfunktionen wahrnehmen;
- Druckereien und Verlage, die im Handel tätig sind;
-Handwerksbetriebe, welche sich oft auch mit Planung beschäftigen (und
umgekehrt);
- die Bio- und Ökoläden, welche ihr Handelsvolumen ständig ausweiten
(und damit immer mehr in den Bereich des übrigen Handels vordringen);
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- der gastgewerbliche, der soziale und der Bildungsbereich, welche
zunehmend mit dem kulturellen Bereich verschränkt sind.
Die geschilderten Betriebsausweitungen und Angebotsveränderungen
beruhen in der Regel auf einem Wachstum aus eigener Kraft, d.h. es wird
selten bis nie kooperiert oder gar akquiriert. Die Vermutung liegt nahe, dass
es noch eine weitere Entwicklungszeit und viel Bewusstseinsarbeit dieser
Betriebe benötigt, bis solche Schritte wahrgemacht werden können. Für die
sich abzeichnenden Angebotsverschiebungen wurden indessen zahlreiche
Gründe genannt. Die wichtigsten hiervon sind:
- Durch die Betriebsentwicklung und das Wachstum sei man/frau
'automatisch' in andere Bereiche vorgestossen;
- man/frau will das erkannte Synergiepotential zwischen verschiedenen
Bereichen nicht brachliegen lassen;
- viele Betriebe sehen in der Diversifikation mehr Sicherheit durch ein
'zweites Standbein';
- es soll eine breitere Kundschaft angesprochen werden.
Bereiche, in welchen es praktisch keine Veränderung und Entwicklung des
Angebotes gegeben hat sind:
- Der Buchhandel
- Die Rechts- und Wirtschaftsberatung
- Die Architektur und Planung
- Das Gesundheitswesen

"Buch bleibt Buch" schrieb mir hierzu jemand sehr treffend und prägnant.
Die übrigen Betriebe mit statischem Angebotsmuster sind interessanterweise
wieder die intellektuellen Bereiche, welche ohnehin schon genug spezialisiert
zu sein scheinen, sodass sie sich einer Angebotsveränderung mehrheitlich
entziehen.
Eine weitere Frage, die den Betrieben aufgegeben wurde, war die Frage
nach der bedienten Kundschaft. Es kam dabei ganz deutlich zum Vorschein,
dass die selbstverwalteten Betriebe sehr stark auf eine 'spezielle' (vgl. weiter
unten) Kundschaft ausgerichtet sind. Diese sehr allgemeine Feststellung
muss allerdings dadurch relativiert werdert, dass durch die Vorgabe eines
Antwortrasters den Betrieben keinen grossen Spielraum gelassen wurde, die
Frage offener anzugehen. Ausserdem war die Fragestellung (''Hat der
Betrieb eine spezielle Kundschaft?'~ an und für sich schon mit (zu) viel
Suggestivcharakter versehen. Für viele Betriebe lag es folgedessen nahe, die
Frage sofort mit "Ja" zu beantworten und einige der vorgegebenen
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Kundinnenmerkmale zu nennen. Wenn wir so wollen, dann hat eigentlich
jeder Betrieb (unabhängig von der Branche und davon ob selbstverwaltet
oder traditioneller Wirtschaftsbereich) seine 'spezielle' Kundschaft, denn
mindestens eines der vorgegebenen Merkmale (oder auch ein anderes) passt
wohl auf jedes Unternehmen. Aufgrund dieser etwas unglücklich
ausgefallenen Fragestellung, versuchte ich die entstandenen Verzerrungen
bestmöglich zu korrigieren und bin schliesslich auf folgende Einsicht
gestossen (vgl. Tab. 11):

Tabelle 11: Die Kundschaftsstruktur der einzelnen
Wirtschaflsbereiche

~

B

'normal'

'gemischt'

1) Landwirtschaftliche
Betriebe, Gärtnereien

•
•
•
•

2)Handwerk
3) Repro/Satz, Druckereien,
Produktion
4) Übrige verarbeitende
Produktion
5) Gastgewerbe
6) Dritte Welt-/Öko-/
Umweltläden
7) Buchhandel
8) Übriger Handel
9) Rechts-/Wirtschaftsberatting
10) Architektur, Planung
11) Gesundheitswesen
12) Kultur, Kunst, Unterhaltung
13)Bildung
14)Jugendfürsorge und
-beratung, Rehabilitation,
Randgruppen
15) Übrige Dienstleistungen
und Beratung

•
•

'speziell'

•
•

•
•
•
•

•

•
•
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Die meisten Branchenbereiche der Selbstverwaltung bedienen unter dem
Strich eine 'spezielle' Kundschaft. Speziell soll hier so verstanden werden,
dass sich diese Kundschaft erheblich von der Kundschaft im traditionellen
Wirtschaftsbereich unterscheidet. Wenn wir zum Beispiel im Coop/Migros
die Kundschaft beobachten, so können wir diese Leute kaum anhand
homogener Merkmale einteilen. Im Gegensatz dazu gibt es bei der
Selbstverwaltung bestimmte Kundinnensegmente, welche besonders oft die
Produkte dieser selbstverwalteten Betriebe kaufen oder deren Dienstleistungen für sich in Anspruch nehmen. Die Kundschaft scheint
insbesondere folgende - sich teilweise überschneidende - Merkmale aufzuweisen:
-Ausgeprägtes Umwelt- und Gesundheitsbewusstsein
- Eher ärmere als reichere Leute
- Vegetarisch lebende Bevölkerung
- Velofahrer
- Jüngere Generation
- Politisch eher aus dem 'linken' und 'grünen' Spektrum stammend
Bei dieser Einteilung wurde übrigens eine Branche immer dann in
Verbindung mit einer speziellen Kundschaft gebracht, wenn mindestens 70
Prozent der Betriebe dieser Branche ihre Kundschaft als speziell
betrachteten. Dieser Prozentsatz ist bewusst hoch gewählt, um der
suggestiven Fragestellung etwas entgegenzuwirken.
Eine vorwiegend 'normale' Kundschaft konnte nur im Gastgewerbe und im
Buchhandel festgestellt werden (weniger als die Hälfte dieser Betriebe
erachtete ihre Kundschaft als speziell). Normal bedeutet, dass keine
einheitlichen Merkmale über die Art der Kundschaft existieren, d.h. die
Kundschaft ist sehr heterogen. Aufgrund der Tatsache, dass die Restaurants
und der Buchhandel besonders oft besucht werden, ist es auch nicht
erstaunlich, dass gerade diese zwei Bereiche eine sehr unterschiedliche
Kundschaft bedienen. Das Angebot dieser Restaurants (Nahrung/Getränke)
und Buchläden (Bücher) unterscheidet sich letztlich nicht wesentlich vom
Angebot derselben Branchen in der traditionellen Wirtschaft, während
andere Bereiche der Selbstverwaltung (z.B. Bioläden oder sozialer Bereich)
Angebotsnischen abdecken, welche in sich schon speziell sind und deshalb
auch eine spezielle Kundschaft anziehen. In diesem Zusammenhang
überraschte jedoch die Tatsache, dass die intellektuellen Branchen nicht
vorwiegend eine normale Kundschaft bedienen, denn in diesen Bereichen
hätte am ehesten eine normale Kundschaft erwartet werden dürfen.
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Der 'gemischte' Bereich wurde schliesslich dort angesetzt, wo die Betriebe
ihre Kundschaft zu 50 bis 70 Prozent als speziell einstuften. In diesen
Branchen finden wir also einerseits eine nonnale und andererseits eine
spezielle Kundschaft vor.
Über die zukünftigen Änderungen des Angebots und der Kundinnenstruktur
konnte nicht viel erfahren werden. Viele Betriebe scheinen den Blick in die
Zukunft zu meiden. Die Antworten waren entsprechend knapp gefasst, wenn
überhaupt eine Antwort vorhanden war.
Die meisten Ausserungen für zukünftige Änderungen des Angebots, kamen
erneut aus den Lagern, welche ihr Angebot bereits im früheren Zeitablauf
verändert und angepasst hatten. Aus den Antworten deutlich abzulesen war,
dass diese Angebotsveränderungen für viele Betriebe ein Mittel zum Zweck
darstellen, denn bei den Selbstverwalterinnen zeichnet sich allmählich ein
Wunschdenken ab, welches einen verstärkten Trend in Richtung
gemischter und normaler Kundschaft vorsieht. Das Angebot wird also
deshalb mehr und mehr diversifiziert und angepasst, damit es einer breiteren
Kundschaft zugänglich wird. Die 'Szenengebundenheit' (Nischen-ökonomie) scheint demzufolge in der Selbstverwaltung langfristig abzunehmen.
Erneut wollen wir nun die gewonnenen Erkenntnisse (über die Betriebstätigkeiten in der Selbstverwaltung) mit der traditionellen Erwerbswirtschaft vergleichen. In Tabelle 12 sehen wir die Aufteilung der drei
Produktionssektoren in der traditionellen Erwerbswirtschaft. Es wurde auch
hier die Verteilung auf die Sektoren nach An-zahl Betrieben und
Erwerbstätigen unterschieden. Auffällig ist, dass der Landwirtschaftssektor
25,5 Prozent sämtlicher Betriebe stellt, aber nur 5,6 Prozent aller
Erwerbstätigen in diesem Sektor tätig sind. Diese Diskrepanz resultiert aus
den enonn kleinen Betriebsgrössen des Landwirtschaftssektors. Das
Gegenteil finden wir im Industriesektor vor: Hier arbeiten 35, 1 Prozent aller
Erwerbstätigen in einem Betriebsanteil von nur 17,4 Prozent. Der
Dienstleistungssektor ist bei beiden Betrachtungsperspektiven konstant
hoch. Die Vergleichsbasis zu Tabelle 12 liefert uns Tabelle 10:
- In der Selbstverwaltung herrscht gegenüber der traditionellen
Wirtschaft eine ziemlich verzerrte Verteilungsstruktur.
- Der ohnehin schon aufgeblähte Dienstleistungssektor (57,1 bzw.
59,3 %) wird in der Selbstverwaltung bei weitem übertroffen
(76,2 bzw. 84,5 %).
- Der Industriesektor ist nach Anzahl Betrieben grösser in der
Selbstverwaltung (21,4 versus 17,4 %), aber erheblich kleiner
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nach Anzahl Erwerbstätigen (12,9 versus 35,1 %).
- Der Landwirtschaftssektor ist bei der Selbstverwaltung beinahe
vernachlässigt (2,4 bzw. 2,6 %).
In den Jahren 1970 bis 1990 hat es in der traditionellen Wirtschaft grosse
sektoriale Strukturverschiebungen gegeben. Sektor 1 verkleinerte sich von
knapp 9 auf 5,6 Prozent, Sektor II nahm ab von knapp 50 auf 35,1 Prozent
und Sektor III baute sich von ca. 45 auf 59,3 Prozent aus (alle Zahlen
beziehen sich auf die Erwerbstätigen)16). In diesem Entwicklungsvergleich
ist der Verlauf in der Selbstverwaltung stetiger geblieben. Die
Zahlenverhältnisse der Sektoren, wie wir sie heute vorfinden, etablierten
sich bereits zu Beginn der Alternativbewegung in den 70er Jahren (vgl.
Abb. 1), d.h. der Dienstleistungssektor spielte von vomeherein die
dominante Rolle.
·Eine andere interessante Entwicklung, die in den letzten Jahren im
traditionellen Bereich verlief, ist die zunehmende Diversifazierung in den
einzelnen Sektoren. Im Industriesektor werden heute zunehmend auch
Dienstleistungen erbracht, und andererseits wird der Dienstleistungssektor
vermehrt technisiert. Im ersten Fall spricht man/frau von der
'Tertiärisierung' der Industrie, im zweiten von der 'Sekundarisierung' des
Dienstleistungssektors.17) In der Selbstverwaltung konnte diese
Entwicklung ebenfalls festgestellt werden.

Tabelle 12: Aufteilung der traditionellen Betriebe in die
drei Produktionssektoren

allli!ilill
Total Betriebe:
davon: Sektor I:
Sektor II:
Sektor III:

408'859
104'240
71'204
233'415

~

~

100
25,5
17,4
57,1

Total Erwerbstätige:
davon: Sektor I:
Sektor II:
Sektor m:

3'518'300
196'700
1'234'700
2'086'900

~

100
5,6
35,1
59,3

Quelle:Zusamengestellt aus dem statistischen Jahrbuch der Schweiz: 1991, S . 84 sowie
Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Betriebszählung 1985, Bd. 2, 1986, S.
2911'.
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Der Abschluss dieses Abschnitts soll ein genereller Branchenvergleich
zwischen der Selbstverwaltung und der kapitalistischen Wirtschaft bilden.
Untenstehend wurden diejenigen Branchen aufgeführt, welche durch die
Selbstverwaltung (im Vergleich zur kapitalistischen Wirtschaft)
überproportional abgedeckt sindl8):
- Graphisches Gewerbe
- Detail-/Einzelhandel
- Gastgewerbe
- Bildungswesen
- Beratungen (Recht, Öko, Architektur, Frauen)
- Kultur/Unterhaltung (Film, Video, Theater)
- Gesundheitswesen
- Nachrichtenübermittlung
Auf der anderen Seite sind auch Branchen zu nennen, welche durch die
Selbstverwaltung zu wenig oder gar nicht abgedeckt werden:
- Landwirtschaft
- Nahrungsmittel/Getränke
- Textil-/Kleiderherstellung
- chemische Erzeugnisse
- Reiseffransport
- Grosshandel
- Banken/Versicherungen u.a.

16) Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Betriebszählung 1985 Bd. 2
'
'
1986, S. 17
17) Bundesamt für Statistik: Eidgenössische Betriebszählung 1985, Bd. 2,
1986, S. 18
18) Baumann, Annin: 1986, S. 117
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3. ZUSAMMENFASSUNG

Abschliessend sollen nun die wichtigsten Ergebnisse dieser Untersuchung im Überblick - noch einmal in Erinnerung gerufen werden.

Tabelle 13: Gesamtübersicht

~
m

ein~r wicht~er

Selbstverwaltung

Daten

Gesamtwirtschaft

Standort

ca. 80 96 städtisch (gemesser ca. 60 96 städtisch (gemessen
am Betriebsstandort)
an der erwerbstätigen BevölkerungJ

omnd1.me:i1w t.

Positive Korrelation mit
Negative Korrelation mit
der Konjunktur (häufig,-;ite
der Kortjunktur
Neugründungen 1978-1988)

Betriebsalter

Bi:mi:bs2r~i:

Anzahl Betriebe
Anzahl Erwerbstätige
Durchschnittliche
Betriebsgrösse (gemessen in Mitarbeiterlnnen/Betrleb)

Anteil Kleinstbetriebe
Anteil TeilzeltErwerbender
B!:ID!:bstlitidi;tit
Sektorialverteilung
(nach Erwerbstätigen)
Sektorialvertellung
(nach Betrieben)

SB

über 400'000

ca. 600
ca. 4 '500 - 6'000

ca. 3,5 Mio. (1989)

5,6 (Basis: Vollzeltstellen)

7 ,2 (Basis: VollzeitErwerbende)

71,9 96 (Basis: Vollzeitstellen)

78,9 96 (Basis: VollzeitErwerbende)

ca. 5096

14,696

1:

1:
II:

5,696
35,l 96
59,396

1:
II:

25,596
17,496
57,1 96

2,696

II: 12,996
III: 84,596

1:

2,496
II: 21 ,496
III: 76,296

m:
m:

Weitere Befunde sind wie folgt zusammenzufassen:
- Die Selbstverwaltung hat sich in der deutschen Schweiz stärker
durchgesetzt als in der Romandie und Südschweiz (die Romandie
und die Südschweiz wurden von dieser Erhebung nicht erfasst).
- Drei Viertel der Neugründungen selbstverwalteter Betriebe fanden
in den Jahren zwischen 1978 bis 1988 statt. Danach folgt im
Jahre 1989 ein Rückgang und das Jahr 1990 gibt wieder
Hoffnung, denn ab diesem Zeitpunkt hat sich der Pegel der
Neugründungen erneut nach oben verschoben.
- 74,2 Prozent aller Mitarbeiterinnen von selbstverwalteten
Betrieben sind Entscheidungsträgerinnen, 17 ,3 Prozent sind
Angestellte und 8,5 Prozent sind Aushilfen.
- 60,9 Prozent der selbstverwalteten Betriebe verzeichneten eine
Zunahme in ihrer Mitarbeiterinnen-Zahl seit Betriebsgründung.
Bei nur 15 Prozent hat diese Zahl abgenommen und bei 24,1
Prozent blieb sie konstant.
- Die dominierenden Bereiche der Selbstverwaltung sind die Biound Ökoläden, das graphische Gewerbe sowie das Gastgewerbe.
Untervertreten sind dagegen folgende Bereiche: Landwirtschaft,
übrige Produktion, Bildung, Architektur/Planung und Gesundheitswesen.
- Die meisten Branchenbereiche der Selbstverwaltung bedienen eine
'spezielle' Kundschaft. Der Wunsch, eine breitere Kundschaft zu
bedienen, wird jedoch zunehmend geäussert und umgesetzt.
- Störmungen wie z.B. die Jugend-, Frauen- und Ökologiebewegungen, haben die Selbstverwaltung wesentlich mitgeprägt und
mitbeeinflusst.
Ich möchte es an dieser Stelle unterlassen, 'Schwarz-Weiss-Malerei' zu
betreiben, indem ich Thesen wie "Selbstverwaltung ist die Zukunftsformel!" oder "Selbstverwaltung wird nicht überleben!" aufstelle.
Vielmehr sei hier festgehalten, dass die Selbstverwaltung eine hervorragende Alternative zur traditionellen Erwerbswirtschaft ist und noch
einiges an Weiterentwicklungspotential besitzt. Ich schliesse hier in der
Hoffnung, dass dieses Potential erkannt und genutzt werden möge. Weiter
hoffe ich, mit dieser Studie etwas mehr Transparenz und Grundlagen
geschaffen zu haben, die der Selbstverwaltung förderlich sein können.
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" ... Es ist nicht Ungewöhnliches, dass ein Mann, seine
Frau, vier, fünf Kinder und zuweilen noch Grossvater und
Grossmutter in einem einzigen, nicht heizbaren Zimmer
von 4 x 5 Meter gefunden werden, worin sie arbeiten, essen
und schlafen. "
(Friedrich Engels "Die Lage der arbeitenden Klasse" 1845)
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COOP
Frankreich
um 1925

Um dem von den frühkapitalistischen Unternehmern ausgedachten
"Truck System" zu entkommen, in dem die Lohnarbeiter gezwungen
wurden, einen beträchtlichen Teil ihres Lohnes für den Wareneinkauf
zu übersetzten Preisen in fabrikeigenen Läden abzuzweigen ( abgesehen von den hohen Mieten in lausigen, vielfach auch den Unternehmern gehörenden Mietskasernen), gründeten 1844 die "Redlichen Pioniere" in der trostlosen Manchester Industrielandschaft
an der Toad Lane in Rochedale die erste, selbstverwaltete Konsumgenossenschaft, aus der später europaweit die Coop-Genossenschaften hervorgingen. Parallel laufende erste Versuche mit genossenschaftlichen, selbstverwalteten Produktionsgenossenschaften schlugen allerdings fehl.
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Rodedale, 1848
Store der "Redlichen Pioniere"
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Klassenkampf als Thema in der Kunst:
Eugene Delacroix, La Liberte conduisant le peuple, 1831 (oben)
Käthe Kollwitz, Der Aufstand der schlesischen Weber, 1881

Selbstverwaltung im Gastgewerbe:
Innerbetriebliche Erfahrungen seit den 70er Jahren

Franziska Amstutz

Vorwort

Eine Arbeit über das Gastgewerbe zu schreiben, war schon lange .
mein Wunsch. Diese Branche mit all ihrer Lebendigkeit und den unzähligen Möglichkeiten zu Kontakten mit verschiedenen Menschen
fasziniert mich. Ich arbeitete selber teilweise als "Serviertochter" und
habe das Geschehen in einem Restaurant schon als Kind beob~chten
können. Durch den Beruf meines Vaters als Wirt wurde die Gaststube fast zu meiner Kinderstube. Dadurch ergaben sich zwangsläufig Kontakte zum Personal und zu den verschiedensten Gästen. Die
Gespräche und einzelnen Begebenheiten ergaben für mich einen Einblick in die Probleme und Schwierigkeiten bei Personal und Gästen.
Streitigkeiten zwischen diesen beiden Parteien haben mich geärgert,
und bald merkte ich, dass nur Gespräche und die Bereitschaft, auch
eine andere Meinung zu akzeptieren, viele - allzuoft nur auf Missverständnissen beruhende - Probleme ohne weiteres lösbar machen.
Bald fragte ich mich, ob es denn nicht ein Arbeits- und Umgangsmodell geben könnte, bei dem Kommunikation als natürlicher Be65

standteil die ihr zugehörige Rolle spielt ... Im Gespräch mit dem
Herausgeber dieses Buches, Isidor Wallimann, bin ich dann in der Tat
auf ein solches Modell gestossen. Human.e Arbeit, eigene Vorstellungen in die Arbeit einbringen, Arbeitszufriedenheit - diese Stichworte
haben mich animiert, die Form des selbstverwalteten Gastgeweroes
näher zu untersuchen.

Anmerkungen
Der empirische Teil meiner Arbeit beruht vor allem auf Interviews,
die ich mit verschiedenen Genossenschaftern durchgeführt habe. Die
Gespräche wurden in berndeutscher Umgangssprache abgehalten.
Ym die Authenzität der Quellen nicht zu verlieren, verzichte ich auf
gestriegelte und geschniegelte Uebersetzung in die Hochsprache. (Seit
Friedrich Dürrenmatt ist dergleichen ja druchaus chose courante geworden.) Das gleiche gilt auch für das Wort "Beiz" (das Geheimrat
Duden in die Nähe von "Kneipe" bring_t), welches ich bewusst gebrauche, da es die Eigenart der Selbstverwaltung besser widerspiegelt
als "Restaurant", "Restaurationsbetrieb" oder "Cafe-Restaurant".
Beiz als Ausdruck für einen Ort, der mehr als obiges darstellt, eine
Art Heimat, vielleicht nicht so elegant, aber ein Ort, an dem man
sich wohlfühlt. In meinen Ausführungen gehe ich vom Typ der Produktivgenossenschaft aus, einer Genossenschaft, in der alle Mitglieder
die gleichen Rechte ausüben können und auch Besitzer und Arbeitnehmer identisch sind. Besitzt eine Genossenschaft diese Merkmale,
wird sie als Vollgenossenschaft bezeichnet. In diesem Sinn kann Vollgenossenschaft als Ausdruck für den Begriff der Selbstverwaltung
verwendet werden. Alle meine Beispiele selbstverwalteter Restaurants weisen eine Organisation in Form der Genossenschaft auf.
Im Bewusstsein, dass eine Selbstverwaltung auch als Aktiengesellschaft, Verein, Stiftung, Kommandit- oder Kollektivgesellschaft
und als Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) organisiert
werden kann, möchte ich darauf aufmerksam machen, dass in meiner
Arbeit die Selbstverwaltung (SV) immer in Form der Genossenschaft
auftritt.
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Mittelalterliche Schriften wie die "Canterbury Tales" berichten von
höchst vergnüglicher Gastronomie der Nobelherren und Hofdamen.
In den aus der alten Tradition individueller Gastfreundschaft entstandenen Tavernen und Spelunken ging es aber doch viel einfacher zu
als auf dem oben reproduzierten Holzschnitt aus einem Hausbuch
um 1490, wo erotische Lust und sinnliche Tafelfreuden sich harmonisch vereinen. Wie weit dem meist in leibeigenschaftartigem Verhältnis gehaltenen Personal Mitbestimmung zugestanden oder gar
Lohn bezahlt wurde, darüber lassen sich nur Vermutungen anstellen.
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1. Einleitung
----- - --~ -- - -- -- - ----- --- - -- - - - -------- --

1.1. Problemstellung
Mit der 68er Bewegung hat die Selbstverwaltung einen grossen Aufschwung erlebt. Durch den Wunsch, andere Formen der Arbeit
konträr zur kapitalistischen Gesellschaft auszuführen, entstanden
viele selbstverwaltete Betriebe - auch zahlreiche Restaurants. Die
Hoffnungen waren nicht unbescheiden : Abbau von Hierarchien,
selbstbestimmtes Arbeiten und Eigeninitiative bildeten Motivationspunkte und erfüllten die Beteiligten mit einem unheimlichen Elan,
etwas Neues zu erproben und durchzusetzen. Plötzlich stand da ein
idealistisches Modell, das versprach, sowohl politischen, sozialen wie
auch arbeitsspezifischen Vorstellungen gerecht zu werden. "Arbeiten
wird gar nicht als Arbeiten empfunden, es macht einem Freude, die
Beiz ist wie eine Stube, wo einem Bekannte besuchen, wo man
schreibt, liest, diskutiert .. " 1 Die Grenzen zwischen Arbeit und
Freizeit wollte man verwischen. Der Wunsch war, sich am Arbeitsplatz wohl zu fühlen und sich nicht fremdbestimmten Normen unterzuordnen. Es entstanden Gruppen für die Gründung selbstverwalteter
Betriebe, Gruppen, in denen jegliche Macht und Hierarchie verneint
wurden. Jeder, jede sollte die Möglichkeit habe, ureigene Ideen an
wöchentlich stattfindenden Sitzungen kundzutun und alle Jobs ausführen zu können - ohne einem Chef unterstellt zu sein. "Alle
machen alles", war die weitverbreitete Devise. Auch der politische
Aspekt, das dominante Wirtschaftssystem nicht zu unterstützen und
sich mit einem Alternativmodell gegen den Staat zu stellen, war von
grosser Bedeutung. Schaut man heute in die Gesichter der Genossenschafter, wenn man ihnen all die oben aufgeführten Punkte wieder in
Erinnerung ruft, erblickt man hier und da ein Lächeln, manchmal ein
fragendes Gesicht ... !

1. 2. Fragestellung
Haben wir erreicht, was wir wollten? War das idealistische Denken
von damals auch ein realistisches Denken? Ist eine andere Form der
Arbeit in der heutigen Gesellschaft überhaupt möglich? Fragen, die
immer mehr auftauchten. Auch ich habe mich für die Entwicklung
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der Denkweise der einzelnen Genossenschafter interessiert und untersucht, wie sich der Zeitgeist im selbstverwalteten Gastgewerbe in den
letzten 15 Jahren gewandelt hat und wie sich Wünsche und Einstellungen der Mitarbeiter gegenüber früher anhand der gemachten Erfahrungen mit dem Modell geändert haben.
Entspricht die Haltung noch der oben zitierten Aussage, dass Arbeit
nicht als solche empfunden wird? Geht sie nicht eher in Richtung
folgender Aeusserung:
"Warum machen wir das überhaupt?
Die unmöglichen Schichten, der klägliche Lohn,
die mühsamen Gäste, die ewige Freundlichkeit,
der Stress, die Routine, die Putzarbeit,
die Gruppenprobleme ... "
Ausserdem habe ich mich gefragt, ob sich das selbstverwaltete vom
traditionellen Gastgewerbe anhand bestimmter Kriterien stark unterscheide. Gibt es, obwohl beide ganz verschiedenen Organisationsphilosophien entsprechen, nicht doch Gemeinsamkeiten? Wo unterscheiden sich die beiden Arten, wo könnten eine Annäherung, eventuelle Verbesserungen gefunden werden?
Insel11 der Zukunft, 1979, S. 288
•Jubilllumsschrifl "10 Jahre Genossenschaft Kreuz•, 1983
1
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2. Untersuchung Selbstverwaltung

2. 1. Theorie
2. 1. 1. Versuch einer Definition
Suchen wir in der Literatur eine einheitliche Definition des Begriffs
"Selbstverwaltung'', sehen wir bald, dass die Erklärung dieses Begriffs
nicht auf einen Nenner gebracht werden kann, sondern wirklich sehr
unterschiedlich darfelegt wird.
- Nach Kück wird Selbstverwaltung durch folgende einzelwirtschaftliche Punkte charakterisiert: "Selbstverwaltung in
Form demokratischer Eigentumsform, Orientierung der Betriebe am Rotationsprinzip, dem Primat der Dezentralität,
Wirtschaften nach dem Prinzip der Kostendeckung."
Nach Yvon Bourdet 2: "Ein Konzept zur Selbstverwaltung
einer sozial homogenen Grossgruppe, in der jed~ Trennung
zwischen Leitenden und Ausführenden aufgehoben ist."
Selbstverwaltung als innere Organisation wurde historisch immer von
jenen festgelegt, die in dieser Art zusammenarbeiten wollten. Es
gelten in einem selbstverwalteten Betrieb also immer Prinzipien, die
sich die einzelnen Gruppen nach ihren Zielsetzungen, Erfahrungen,
Rahmenbedingungen selbst geben, und die sich daher auch mehr oder
weniger voneinader unterscheiden. Dabei gibt es zwei grundlegende
Normen, die die Basis aller Selbstverwaltungsversuche darstellen:
Die Veränderungen der Eigentumsverhältnisse in Richtung Kollektivierung sowie Demokratie im Arbeitsleben und Selbstbestimmung
der Arbeitenden. Aus diesen Normen, die an die Stelle der Maximierung und privaten Aneignung des Gewinns treten, lassen sich verschiedene Kataloge von Prinzipien ableiten, die das Erreichen bzw.
Einhalten sicherstellen sollen. Die drei folgenden Selbstverwaltungsprinzipien sind bekannt:
1. Das Demokratieprinzip, das sich auf die Regelung der Mitbestimmungsmöglichkeiten bezieht.
2. Das Solidaritätsprinzip, das uns sagt, wie die Ueberschüsse verteilt werden.
3. Das Identitätsprinzip, das die Besitzverhältnisse regelt.
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Der Grundgedanke bzw. die Selbstverwaltungsprinzipien sind in
allen selbstverwalteten Betrieben die gleichen., ihre Handhabung
kann aber unterschiedlich ausgestaltet werden. Christoph Potting beschreibt einen Alternativbetrieb anhand folgender Strukturmerkmale 1

•

Der Betrieb gehört den dort Beschäftigten.

•

Das Projekt ist unterkapitalisiet1 dies muss durch vermehrten
Arbeitseinsatz wettgemacht weiden. Selbstausbeutung der
Mitarbeiter ist ci;.e Folge, da niedrige Stundenlöhne und
perntanenter Arbeitsdruck da sind.

•

Alle Beschäftigten sind sowohl Lohnarbeiter als auch
Unternehmer.

•

Die Kollektivmitglieder arbeiten zusammen, leben aber
ausserhalb der Genossenschaft. Sie leben sehr unterschiedlich,
zum Beispiel verheiratet, in Wohngemeins.s;haften, mit und
ohne Kinder.

•

Es gibt keine politische Pragmatik des Projektes.
Unterschiedliche politische Standpunkte sind somit durchaus
möglich.

•

Es gibt ein Entlassungstabu. Man versucht Probleme nicht
durch Entlassungen, sondern durch Verbesserungen zu lösen.

•

Ausbildungsstand und Arbeitserfahrung der Einzelnen sind sehr
unterschiedlich. Daher wird der Arbeitsprozess automatisch
zum Qualifi.kationsprozess.

•

Die Rahmenbedingungen des Arbeitsprozesses sind durch
ökonomische ~ak~oren bestimmt, die persönlichen Beziehungen
der Gruppennutgheder entscheiden über das Betriebsklima.

•

Der Anspruch, professionell zu arbeiten, besteht.
Kück in Gubilzcr, 1989, S. 16
'ßourdet in Haupl/Josl/Leilhäuser, Selbslverwallung und Arbeilerbewegung, 1982, S. 169
•Polling in Holenwegcr, Mtlder, Inseln der Zukunft, 1979, S, 46 ff.
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Pottings Beschreibung trifft die Charakteristika der meisten selbstverwalteten Betriebe sehr gut. Vor allem der Anspruch des professionellen Arbeitens rückt je länger je mehr in den Vordergrund. Früher
galt es in erster Linie, die politische Ideologie nach aussen hin zu vertreten. Die Anforderungen betreffend Erfahrungen und branchenspezifischer Tätigkeiten waren sehr tief. Dies hat sich in vielen
Betrieben geändert, da eine gewisse Effizienz angestrebt wird, welche
Professionalität erfordert. Lutz charakterisiert alternative Projekte
wie folgt:
1
•
' Nie<ht die ursprüngliche Ausbildung wird zum Beruf,
sondern die eigenen Bedürfnisse, Wünsche, Fähigkeiten,
also die innere Motivation ptägt die Tätigkeiten des
späteren Projektes.

•

Oft steht das Hobby/Engagement am Anfang des
Projektes, später wird es erw~itert, man trifft.
Gleichgesinnte~ Freunde; ein Projekt entsteht.

•

Erste Aufträge{fätigkeiten kommen durch das Umfeld
(Freunde, Verwandte, Bekannte). Der Kreis der
Interessierten am Produkt und der Dienstleistung
erweitert sich langsam, eine eigene Rechtsform entsteht,
es wird offiziell.

• Alternativprojekte wollen nicht primär eigene
Arbeitsplätze schaffen, sondern LEBENSPLÄTZE, d.h.
nicht die Arbeit als solche steht im Vordergrund Lebensunterhaltssicherung-, sondern die Arbeit in das
Leben integrieren.

•

Daraus ergibt sich, dass Alternativprojekte nicht
aufgeteilt werden können in ökonomische, kulturelle
und soziale, denn Leben besteht nicht nur aus Arbeit.

•

Gerade die Arbeit/Oekonomie soll wieder menschliche,
d.h. auch kulturelle und soziale Dimensionen
bekOIJU11Cn.
'Lutz in Gubitzer, 1989, S. 197
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• Aus dieser Sichtweise wird das Bedürfnis nach Leben
und Arbeiten in der Gruppe deutlich - dass das
Zwischenmenschliche genauso zur Arbeit gehört, wie
das Handwerkliche und die Dienstleistung.

•

Langsames Projektwachstum .

• Keine Hierarchie, sondern Gleichberechtigung,
.Austausch der Fertigkeiten, wenn Arbeitsteilung, dann
rotierend oder in Absprache.

• Aufhebung geschlechtsspezifischer Rollen und der
Hand- und Kopfarbeit.

• Gemeinsame Verantwortung - GruppenarbeitKollektivität und eigene ;\neignung der
Ausbildung/Weiterbildung durch Weitergabe von
Fähigkeiten und Wissen untereinander.

•

Die eigene Motivation der Mitglieder ist der Motor des
Projekts und nicht Fremdbes_timmung oder äussere und
materielle Anreize, sondern Selbstverantwortung
bestimmen das Leben, Arbe~en und Lernen im Projekt.

• Die Frage n'ch Sinnhaftig~eit des Tuns unter
Einbeziehung der gesamten Umwelt/Umfeld wird
gestellt.

• Umwelt- und Sozialverträglichkeit der Produkte und
Dienstleistungen. Nicht Tausch- sondern
Gebrauchswertorientierung.

•

Nicht für, sondern mit den Betroffenen oder
Verbrauchern, sie werden miteinbezogen in die
Planung, Gestaltung etc.

•

Daraus ergibt sich, dass viele Projekte in Marktnischen
stossen, die von der Wirtschaftsgesellschaft nicht
aufgenommen bzw. aussen vorgelassen werden.
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•

Alte handwerkliche Fähigkeiten werden ausgegraben,
wiederbelebt

•

Oft werden neue Modelle, Lebensfonnen, Produkte
entwdrfen, erprobt und umgesetzt. Vorreiterfunktion.

•

Neue Bedürfnisse aufgegriffen, befriedigt. Neue
Zeichen gesetzt."

Der Mensch mit seinen Bedürfnissen und Wünschen steht im Vordergrund. Seinen Vorstellungen entsprechend versucht man den Arbeitsplatz zu gestalten. Die Arbeit wird für den Menschen geformt und so
gut wie möglich auf ihn zugeschnitten. Es ist nicht die Arbeit, die
dem ei:nzelnen in einer sturen Form aufgedrängt wird und in deren
Muster er sich ohne Möglichkeit auf Aenderungen einfügen muss.
2. l. 2. Geschichte der Selbstverwaltung
Die Selbstverwaltung erlebt seit Ende der 60er Jahre eine Phase des
Wiederauflebens. Gründe dafür sind l :

• Selbstorganisierte Arbeitsplätze gelten wieder als eine
gute Alternative, da nicht mehr genügend "Normalarbeitsplätze" vorhanden sind und zunehmend immer
mehr davon vernichtet werden.

• Wegen der zunehmenden Umweltverschmutzung ist ein
grosser Bediufan ökofogiseh'tr Produktionsweise und
an ökologiscpen.Produkten vorhanden.

•

Da die Entfremdung am Arbeitsplatz, die Trennung von
Arbeit und Freizeit, von Produzieren und Konsumieren
zunehmend als Probleme erkannt werden, gibt es
steigendes und breites öffentliches Interesse an
selbstbestimmten Arbeitsfonnen und an Versuchen
'
Arbeiten, Leben und Wohnen zu verbinden. ·

•Vgl. Gubitzer, 1989, S. 9
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Mit dem Bilden von selbstverwalteten Betrieben haben viele Leute
versucht, diesen Trends gerecht zu werden. Dazu kam, dass die
steigende Arbeits- und Einkommenslosigkeit viele Jugendliche und
Frauen dazu bewogen hat, in der Selbstverwaltung Zuflucht zu
suchen. Aus diesen und anderen Gründen hat die Zahl von selbstverwalteten Betrieben (meist in Form von Genossenschaften) ständig
zugenommen - und die Tendenz bleibt steigend. Die Geschichte
zeigt, dass es alternative Projekte schon immer gegeben hat. "Mit
dem Aufstieg der Fabrikgesellschaft und der spezifischen Entwicklung des Kapitalismus kam es dann zur Herausbildung von hierarchischen Megainstitutionen. In ihnen und durch sie wurden Produktion,
Politik, die Willensbildung, die Versorgung der Menschen mit Nahrung und Energie, mit Wohnraum und Wissen, mit Kultur und Gesundheit organisiert. Diese sukzessive Enteignung reicht heute soweit,
dass mit den materiellen Mitteln und den Fähigkeiten auch die
Phantasien und die Sensibilitäten zerstört wurden sowie das Vertrauen zur eigenständigen Lebensgestaltung, d. h. die alten Formen
wurden nicht durch neue ersetzt, sondern den Subjekten wurde die
Fähigkeit zur Selbstbestimmung als Grundlage des sozialen Zusammenhangs ausgetrieben, bis sie schlussendlich als isolierte Untertanen
und dann als Bürger eines Staates, als Gläubige einer Anstaltskirche,
als abhängig Arbeitende eines Unternehmens ohne diese zentralisierten Institutionen gar nicht mehr lebensfähig waren. Die Fähigkeit,
im Umgang mit anderen selbständig die gemeinsamen Angelegenheiten zu organisieren und wahrzunehmen, ist vielen Menschen
verlorengegangen. Kollektive Lebensgemeinschaften, Genossenschaften, selbstverwaltete Betriebe und Projekte waren und sind der
Versuch, diesen Tendenzen entgegenzuwirken und diese Fähigkeiten
wiederzugewinnen und auszubauen." 1
Mit der Selbstverwaltung wird versucht, konträr zur Gesellschaft eine
selbstbestimmte lebendige Arbeit zu organisieren, welche den Zügen
der entfremdeten, gesundheitsschädigenden Arbeit trotzt. Diese
basisverwaltete Organisation soll als eine Kritik an der Basisinstitution der kapitalistischen Wirtschaft, als eine Kritik des Privateigentums an Produktionsmitteln und als eine Kritik des Verkaufs der
Arbeitskraft auf Arbeitsmärkten verstanden werden. Entstehung
und Entwicklung der Selbstverwaltung können in drei verschiedenen Phasen angesiedelt werden:
Gubitzcr, 1989, S. 11
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1. Ideengeschichtlicher Ursprung bei den utopischen
Sozialisten
2. Kollektive Lebensgemeinschaften (Kommunen)
Umsetzungsversuche im Experiment
3. Produktionsgenossenschaften, Konsumgenossenschaften
2. 1. 2. 1. Utopische Sozialisten
Bei ihnen findet man die ersten Wurzeln der Selbstverwaltung. Die
utopischen Sozialisten kritisierten das System und versuchten es zu
verbessern, indem sie mit den nachfolgend aufgeführten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Tendenzen einen Gegenpol zu setzen
versuchten. Selbstverwaltung wurde bei ihnen zum grundlegenden
Organisationsprinzip. Viele Wurzeln alternativer Oekonomie können
auf sie zurückgeführt werden:
1) Bereich des Menschenbildes
Die Selbstverwaltungs-Bewegung entfernt sich durch realistischere
Annahmen über den Menschen vom Bild des "Homo Oeconomicus".
Die Gesellschaft soll so organisiert sein, dass eine menschengerechte
Ordnung entsteht, dass Menschen ihren Anlagen, Neigungen und Gefühlen nachkommen können und ihnen so Glück beschert wird.
Wichtig dabei sind:
Die Gleichwertigkeit von Frau und Mann.
- Die Gleichberechtigung zwischen den Menschen.
- Die Beziehungen zwischen den Menschen.
Liebe soll vorherrschen und die qefahr von Täuschung und Betrug
ausgeschaltet werden. Treten die ,e inzelnen nicht als Konkurrenten
auf, führt dies zur Reduktion der Konfliktkosten und erhöht somit
die Produktivität der Arbeit und stärkt die Vielfalt des Lebens.
2) Andere Erziehung und Ausbildung
Ziel ist die Gleichberechtigung von Mann und Frau: "Wesentlich bei
den emanzipatorischen Erziehungssystemen ist die Erziehung zum
Selbständigsein in dieser Gesellschaft, die Ausrichtung auf Gemeinschaft und Zusammenarbeit sowie eine gewisse Vielfältigkeit. Der
e.inzelne bekommt die Möglichkeit, seine Anlagen und Fähigkeiten
zu entdecken, mit ihnen vertraut zu werden und sie zu entwickeln.
Die durch diese Erziehungssysteme hervorgebrachte Vielfalt, Krea76

tivität und Selbstsicherheit ermöglicht eine hohe Problemvermeidung
und -bewältigung und ein selbstbestimmtes, nicht entfremdetes,
sondern selbstverwaltetes Leben aller." 1
3) Andere Arbeit
Eine Arbeit als Gegenbewegung zur ausbeuterischen und entfremdeten Arbeit und damit die Selbstverwirklichung, welche diese ermöglicht, wird gefordert. Das Recht auf Arbeit soll gleichbedeutend sein mit dem Recht auf Selbstverwirklichung. Zusammenarbeit und nicht ein Gegeneinander wird gefordert, da Konkurrenz
den Ruin bedeutet. Das Konkurrenzsystem soll durch Koop.e ration,
Vernetzung und Koordination der Produktionsgenossenschaften
überwunden werden. Man versucht, die Arbeit, den Arbeitsplatz,
die Arbeitsbeziehungen und die Produktion anders zu gestalten. Der
Mensch soll zudem die Möglichkeit haben, all seinen Fähigkeiten
nachzuleben und nicht auf eine einzige Tätigkeit beschränkt zu sein.
Dies wird durch die Selbstverwaltung sichergestellt. Die utopischen
Sozialisten beschäftigen sich stark mit der Organisation in Form von
Produktivgesellschaften, welche für sie Emanzipation der arbeitenden
Menschen bedeutet. Ihre Ideen erweisen sich auch heute noch für
die betriebliche Selbstverwaltung als sehr interessant. Die Arbeit in
den Prokuktivgenossenschaften wird so organisiert, dass "die Arbeiter eines Fachs sich vereinigen, ihre Ersparnisse zusammenlegen, eine
Anleihe aufnehmen, auf eigene Rechnung produzieren, das entliehene Kapital unter vielen Entbehrungen zurückzahlen, sich gegenseitig einen gleichen Lohn zusichern und den Gewinn in gemeinsamen Fonds lassen, so dass die kooperative Werkstatt eine kleine industrielle Gemeinschaft wird. Mögen es alle Arbeiter so machen, und
das soziale Problem wird gelöst sein."
4) Eine neue Eigentumsordnung
Es ist wichtig, dass das Privateigentum abgeschafft wird, da dies den
Prozess hin zum selbstverwalteten Leben behindert und deshalb das
Kapital nicht neutralisiert 'Verden kann. "Eigentum wird von den
utopischen Sozialisten als Diebstahl bezeichnet, da es die Hauptquelle menschlichen Unglücks sei. Das Streben nach mehr mache den
Menschen ungerecht und treibt ihn zu Kriegen." 2 Mably empfiehlt
Buchez i~· Gubilzer, 1989, S. 54
Mably in Gubilzcr, 1989, S. 69
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deshalb die Gütergemeinschaft. Viele utopische Sozialisten treten zudem für eine Abschaffung des Erbrechts ein. Das erworbene Kapital
soll jeweils an die Gesellschaft zurückgehen, um dann nach Fähigkeiten und nicht nach Geburt verteilt zu werden.
5) Veränderung des Inhaltes und der Form der Gesetzgebung und der
Rechtsordnung
Die utopischen Sozialisten kritisieren die Kostspieligkeit und die
mangelnde Zugänglichkeit des Rechts, seine Durchsetzung sowie sein
undemokratisches Zustandekommen. Bei ihnen ist die Mitwirkung
der Bevölkerung bei der Gesetzgebung sehr wichtig. Sie stellen sich
eine Eigentumsordnung vor, bei der eine Gesetzgebung nur in beschränktem Masse vorhanden sein muss. Die Rolle der Regierung beschränkt sich dann darauf, dass diese die Führung der Menschen
nicht mehr übernehmen soll, sondern nur Störungen zu beseitigen
hat, welche die nützliche Arbeit verhindern. l Für die utopischen Sozialisten stellte sich die Frage, wie die neue Ordnung erreicht werden
kann, und sie entschlossen sich, in eigenen Projekten zu zeigen, dass
eine andere Art der Ordnung sowohl wirtschaftlich wie auch gesellschaftlich gut sein kann. Als Träger gesellschaftlicher Aenderungen
in Richtung menschengerechter, sozialer, ökologischer und partnerschaftlicher Gesellschaft kommt der Selbstverwaltung somit eine
zentrale Rolle zu, da sie wichtige Ansatzpunkte und Orientierung
für eine solche Art des Lebens bietet.
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Ideen der Selbstverwaltung bei den utopischen Sozialisten ihren Ursprung haben. Sie
waren die ersten Kritiker der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
und haben andere Modelle des Zusammenseins entworfen, in denen
die Selbstverwaltung das zentrale Organisationsprinzip darstellt. 2 Die
utopischen Sozialisten zeigten die Wichtigkeit einer menschengerechten Ausbildung auf und sagten, dass sich der Mensch nur dann
voll in seinen Tätigkeiten und Gefühlen entfalten kann, wenn die
Arbeit nach den Prinzipien der Selbstverwaltung gestaltet ist. Die
heutigen Selbstverwaltungen sollten versuchen, positive und negative
Erfahrungen früherer Experimente in ihre heutigen Modelle einfliessen zu lassen. Somit können die gleichen Fehler verhindert und
effizientere Arbeit geleistet werden. Gegenseitige Kommunikation
fördert die Lernprozesse und hilft, das Modell weiterzuentwickeln.
•zusammenfassend Gubitzer, 1989, S. 75 rr.
Gubitzer, 1989, S. 85
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2. 1. 2. 2. Die kollektiven Lebensgemeinschaften
Kommunen (kollektive Lebensgemeinschaften) gelten als Beispiel
für die lange Geschichte selbstverwalteten Arbeitens und Lebens und
bilden die zweite Stufe des historischen Ansatzes, da sie auf Ideen
der utopischen Sozialisten zurückgeführt werden können und von
diesen zum Teil initiiert wurden. Den Kommunen, organisiert nach
den Grundsätzen der Selbstverwaltung, ging es rasch gut. Entscheidend waren Selbstverwaltungskriterien wie Motivation, Kreativität,
Innovation nach innen, Ehrlichkeit und gute Qualität der Leistungen
nach aussen. Menschen, welche in ihrer ursprünglichen Umwelt
wegen anderem Denken und Handeln verfolgt wurden, gründeten
zum Ueberleben Gemeinschaften. Hier wurde nach bestimmten Leitvorstellungen und Planungen ein neues Zusammensein erprobt. MossKanter 1 zeigen folgende Gründe für die Entstehung kollektiver Genossenschaften auf:
Religiöse Gründe
Kritik an etablierten Institutionen
Psychosoziale Kritik
Als wichtig für das gute Bestehen und die Entfaltung kollektiver
Lebensgemeinschaften in der kapitalistischen Wirtschaft erweisen
sich folgende Qualitäten 2 :
•

Technologie-Innovatio'n: Durch eine gute Aus- und Weiterbildung der Menschen und dem zwangsfreien Charakter der
Arbeit wurden die Produktionsmittel immer wieder verbessert,
neue Produkte und Produktionsmethoden wurden erfunden, die
sow0hl im In- als auch im Ausland gefragt waren.

•

Qualität der Produkte: Die positive Einstellung der Menschen
zu ihrer Arbeit führte dazu, dass Qualitätsprodukte produziert
wurden, welche sich einer hohen Nachfrage erfreuten.

•
•

Hohe Produktivität
Löhne wurden k~ine bezahlt; je!;ler erhielt, was er brauchte.
Moss·Knnter in Gubitzcr, 1989, S. 152
Gubitzer, 1989, S. 117
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Selbstverwaltung in den kollektiven Lebensgemeinschaften wird
durch die drei Prinzipien, welche im Definitionsteil bereits erwähnt
wurden, charakterisiert 3 :
•

Demokratieprinzip:
- pro Kopf eine Stimme
- Verwaltung und Kontrolle durch die Mitglieder (Rotationen)
- Gleichheit der Geschlechter und Rassen sowie der Arbeit

•

Identitätsprinzip
- Identität von Kapital und Arbeit
- Neutralität des Kapitals und Gemeinschaftsbesitz

•

Solidaritätsprinzip
- Prinzip der offenen Tür
- Gleichmässige Verteilung des Einkommens
- Soziale Sicherung
-

•

Förd~rung

(Jugend- und Altersversorgung, Arbeitslosigkeit
gab es nicht)

der Mitglieder, Aus- und Weiterbildung

andere Prinzipien:
- Entlöhnung dµrch Naturalien
- Prinzipien bzgl. Wohnen, Essen und Kultur

"Die kollektiven Lebensgemeinschaften hatten als Reformmodelle und
Alternativversuche im Produktions- und Reproduktionsbereich die Funktion von
Wegweisern für die soziale Weiterentwicklung der Gesamtgesellschaft im Sinne
von Trägern des Wohlfahrtsstaates von morgen. Sie konnten starke Impulse
vermitteln, die einer Verfestigung und Stagnation bestehender Macht- und
Ordnungsverhältnisse entgegenwirkten. Sie zeigten einerseits auf, dass diese Ideen
praktisch anwendbat sind, andererseits aber auch, welchen Schwierigkeiten sie in
der jeweiligen gesell.schaftlichen Situation mit derer - den Kommunen meistens
entgegengesetzten - Werthaltungen .unterliegen und wo Grenzen im
kapitalistischen Wirtschaftssystem sind." ·
•Gubitzer, 1989, S. 129
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Je nach historischer Situation mussten sich auch die kollektiven Lebensgemeinschaften mit vielen Problemen auseinandersetzen. Aber
dennoch sind die Kommunen, strukturiert nach den oben erwähnten
Kriterien und gekennzeichnet durch eine hohe Motivation der
Arbeiter, als Wegweiser für die Anwendung alternativer Modelle sehr
wichtig.
2. 1. 2. 3. Die Produktivgenossenschaften
Parallel zu den kollektiven Lebensgemeinschaften oder nach deren
Scheitern kam es zur Gründung von Produktivgenossenschafte~ als
Mittel zur Lösung der sozialen Frage. Historisch hat sich gezeigt,
dass die Auflebensphasen der Produktivgenossenschaften umso
grösser sind, je schlechter es den Arbeitern geht: Produktivgenossenschaften als Versuch, der wirtschaftlichen Verelendung entegenzuwirken. Werden die Produktivgenossenschaften aber "nur" aus der
Motivation der Selbsthilfe gegründet, kann man eigentlich schon voraussagen, dass sie nicht lange, das heisst, nur bis es der Wirtschaft
wieder gut geht, existieren werden. Trotzdem haben die Produktivgenossenschaften für die Selbstverwaltungsidee betimmte Funktionen und Wirkungen. Auch sie zeigen auf, dass andere Organisationsformen existieren, die den einzelnen Mitgliedern viel zu bieten haben.
Produktivgenossenschaften helfen zudem, die persönliche und politische Identität der Mitglieder zu fördern und demonstrieren, wie
man Selbstverwaltung lernen und mit ihr experimentieren kann.
Produktivgenossenschaften regen zum Nachdenken über neue Selbständigkeit an und legen Grundsteine für ein neues Leben, indem sie
zum Beispiel die Vielfältigkeit von selbstorganisierten Projekten betonen. Sie waren ebenfalls als Vorreiter für die Verbesserung der
Lohn- und Arbeitsbedingungen und für die Einführung von Sozialleistungen sehr wichtig.
Die Geschichte zeigt also auf, dass der Gedanke, ein anders "organisiertes" Leben zu führen, nicht neu ist. Der Mensch fordert schon
seit jeher, das Recht zu haben, nach seinen Fähigkeiten leben und
arbeiten zu können. Eine gute, vielleicht sogar bessere Arbeit kann
geleistet werden, wenn sich der Mensch mit seiner Tätigkeit identifizieren kann und diese ein Teil von ihm darstellt. Der zufriedene
Mensch steht im Vordergrund. Ich glaube, dies wird heute immer
wichtiger, können doch damit nicht nur im Bereich der Arbeit,
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sondern auch im gesellschaftlichen und sozialen Bereich Probleme
gelöst werden. Vielleicht ist es tatsächlich möglich, das Konkurrenzdenken durch eine grössere Akzeptanz zu ersetzen, wenn der Mensch
mit sich selbst und dem, was er macht, zufrieden ist. Somit hätten
die Ideen der Selbstverwaltung dem Menschen eine sehr wichtige
Perspektive geöffnet: die Perspektive des Miteinanders.

2.1. 3. Probleme von Genossenschaften
Weissel l versteht unter dem Scheitern von Genossenschaften entweder das Scheitern als wirtschaftliche Einheit oder das Scheitern
der genossenschaftlichen Idee als solche. Als Probleme zitiert er
vor allem:

•

Probleme durch die Abkehr von genossenschaftlichen
Prinzipien. Zum Beispiel werden Lohnarbeiter eingesetzt,
damit die Genossenschaft flexibel bezüglich des Faktors Arbeit
ist, oder es kann dazu kommen, dass nicht mehr jeder
Genossenschafter eine Stimme hat und damit der
Gleichheitsgedanke verletzt wird.

•

ökonomische Probleme (zum Beispiel fehlende Sparneigung,
auch Nichtberücksichtigung moderner betriebswirtschaftlicher
Grundsätze)

•

Probleme in der Planung (ungenügende Vorbereitung vieler
Grilndungen)

•

Probleme bezilglich Qualifikationen der Personen (grosse
psychische Unterschiede zwischen den Gründern, zu grosse
Anforderungen an diese)

•

Probleme we&en fehlender Begleitmassnahmen
(Qualifikatiorismassnahmen fehlen oder sind ungenügend)

•

Probleme aus Gründen des ökonomischen Umfeldes (Die
funktionierende kapitalistische Wirtschaftsordnung macht es
einem neuen Modell schwer, sich entwickeln zu können.)
•Weissel in Gubilzer. 1989. S. 170 ff.
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Diese Probleme haben die Selbstverwaltungsdiskussion wieder
stark aufleben lassen, und man ist mehr denn je bestrebt, Betriebsberatungen für die Selbstverwaltungen durchzuführen. Probleme mit
den inneren Strukturen und das Fehlen gut funktionierender Kommunikation geben oft Anlass für existenzgefährdende Situationen.
Die Betriebe müssen durch Experimentieren lernen und dadurch auf
immer wieder auftretende Probleme und Chancen aufmerksam gemacht werden. Solche Beratungsprojekte gibt es vor allem in Frankreich und England. Von ihnen wird Hilfe zur Kooperation gefordert,
das heisst, sie sollen die Selbstverwaltungsprojekte in ihrer Zusammenarbeit unterstützen, ihre Erfahrungen sammeln, dokumentieren,
koordinieren und mit den Projekten weiterentwickeln. Mögliche Formen selbstverwalteter Kooperation können Personalaustausch, eine
gemeinsame Einrichtung einer Pensionskasse, gemeinsamer Kauf
einer Liegenschaft, gegenseitiges Zurverfügungstellen von Geld sein.
Es ist nicht das Ziel, dass sich die Projekte gegenseitig konkurrenzieren. Man will vielmehr gemeinsame Absatzformen entwickeln, neue
Ideen fördern, die Entwicklung neuer Lebensformen unterstützen,
die Vernetzung untereinander vergrössern und vermehrt gemeinsame
Diskussionen durchführen. Dies soll die Projekte stärken und ihnen
einen höheren Stellenwert und grössere Sicherheit im bestehenden
wirtschaftlichen Umfeld garantieren. Auch Potting hat sich mit
möglichen Konflikten in selbstverwalteten Betrieben auseinandergesetzt, und er sieht hauptsächlich nachfolgende Probleme, die in
selbstverwalteten Organisationen entstehen können:

• Beziehungsprobleme

• Gefahr, sich von öffentlichen und politischen Auseinandersetzungen abzukoppeln und zu einer eigenen
Institution zu werden.

• Gefahr, dass infolge von Arbeitsteilung und Entwickeln
von Fachkompetenzen Hierarchie und Macht entsteht.

• Beziehungen ausserhalb des Kollektivs werden stark
belastet, da man sehr viel Kraft für die Arbe.it braucht.
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• Je länger man in e~nem selbstverwalteten Betrieb
arbeitet, desto kleiner werden sowohl subjektiv
(Bereitschaft, unter normalen Arbeitsbedingungen· tätig
sein) wie auch objektiv (kapitalistische Wirtschaft
nimmt einem nicht so schnell wieder auf) die Chancen,
in einem konventionellen Unternehmen zu arbeiten. Die
Leute bleiben in der Selbstverwaltung, da sie sonst
nifgends hingehen können/wollen. Dies zwingt die
Gruppe immer mehr zu einer Harmonisierung von
entstehenden Wide,rsprüchen.

iu

Um solche Konflikte verhindern zu können, ist es wichtig, dass das
Kollektiv nicht zuviel von sich fordert und sich nicht in jedem Be.reich zu hohe Ziele setzt, sondern einige Ziele in den Vordergrund
stellt und konkret auf diese hinarbeitet. Die Gruppe steht so nicht
unter dem Druck, sich und der Umwelt etwas beinahe Unmögliches
zu beweisen, sondern kann in kleinen, aber sicheren Schritten zeigen,
dass das Modell des selbstverwalteten Arbeitens realisierbar ist. Weitere wichtige Themen in der heutigen Selbstverwaltungsdiskussion,
auf welche ich aber nicht eingehen möchte:
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•

Ausbildung und Selbstverwaltung

•

Neue Technologien: Hier stellt man sich die Frage, inwiefern
der Selbstverwaltungsgedanke mit den neuen Technologien
vereinbar ist. Wichtig ist - und dies macht den grossen
Unterschied zu traditionellen Betrieben aus-, dass alle
mitbestimmen, ob neue Technologien eingesetzt werden, und
wenn ja, in welchem Umfang und zu welchen Zwecken diese
genutzt werden sollen.

2. 1. 4. Zukunft
Eine Chance für die Selbstverwaltung, Produktionsverhältnisse zu
schaffen, welche sich an den Bedürfnissen der Menschen orientieren,
existiert. Selbstverwaltungen erweisen sich immer wieder als gute
Selbsthilfe und sind vor allem in Zeiten steigender Arbeitslosigkeit
ein ernstzunehmendes Hilfsmittel. 1 Aber auch Selbstverwaltungen
sind in gewisser Weise an das kapitalistische System gebunden 2:

•
•
•
•

Bindung an Tauschwert der Ware
Auch Arbeit in der Selbstverwaltung ist Lohnarbeit.
Repr9duktion kreist ständig uni Existenzminimum
Geschlossener Kreislauf der Alternativen Ökonomie
ist nicht möglich, da eigene Bodenschätze fehlen und
die Produktionsmittel zugekauft werden müssen.

Punkte, durch welche die Alternative Oekonomie über das kapitalistische System hinausreicht:
•

Sie betont den Gebrauchswert der Ware.

•

Verminderung der Entfremdung der Produzenten von
Produktion, Produkt und Mitproduzent.

"Unter gewissen Bedingungen wie guten Qualifikationsprozessen in Aus-, Fortund Weiterbildung, regionale Zusammenarbeit und Vernetzung, eventuelle
Schaffung einer Rechtsform für Selbstverwaltung hätte die Alternative Ökonomie
grosse Zukunftschancen. So könnte sie helfen, 'selbstbestimmte Arbeitsplätze zu
schaffen und damit eine Alterriative und Zukunftsperspektiven für junge
Menschen zu bieten, neue Formen des Arbeitens und Lebens zu erproben. Die
selbstverwalteten Betriebe und Projekte könnten dadurch Träger gesellschaftlichen
Fortschritts sein'. "3

Vlg. Gubitzer, 1989, S. 220

1
2
1

Vgl. Schwcndener in Gubitzer, 1989, S. 222

Gubitzer, 1989. S. 224
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Zusammenfassend kann gesagt werden, dass "sich so ein anderer
Verbrauchs- und Lebenstypus herausbilden würde, der durch aktive,
gemeinschaftliche Selbstversorgung gekennzeichnet ist, die die
Reproduktionskosten des Lebens senkt und zum Ausbau eines
nicht marktwirtschaftlichen Versorgungssystems und zur Entwicklung von Kommunikationsvermögen und Selbstvertrauen der Beteiligten beiträgt." 1 Sowohl seitens der Wirtschaft (Selbstverwaltung
bietet ein "Auffangnetz" für viele Arbeitslose) als auch seitens der
Individuen (Selbstverwaltung lässt freie Gestaltung des Arbeitsplatzes
zu) ist somit eine gute Zukunft für die Selbstverwaltung anstrebbar
und wünschenswert.
Gubitzer, 1989, S. 228

1
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Den vollmundigen Spaniern und grossen Chateau Petrus sind
Temperaturkonstanz, professionelle Kellerkontrolle und sauberer
Ausschank wichtiger als die (akademische) Frage "selbstverwaltete
oder traditionelle Gastronomie?"
(Baseltor / "Löwen" -Genossenschaft, Solothurn)
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BA.SE'LTOR ·,

H<)TELÖFFNlJNGSZEITEN:

. ..

Die Genossenschaft
.freut sich, Sie im Baseltor
· zu empfangen. ·

ZAHLlJNGSMIT1'EL: ·

.

JVeilin Solothuryz die Hotelbetten knapp
•sind, b~ibt das «Baselto~» das ganze ·
Jahr geöffnet. .
.. .

Wir nehmen Bargeld, Post- und
·
·,eurocheques, Swiss Bankers Travellers
:,Cheqües undKreditka~ten entgegen: ·

'BAR:'

·.·::-< .
·PARKPLÄ'TZE:

:Bleibt auch sO.nntags
.von U bis~O Uhr geöffnet. ·

Firifler! sich im nahegelegenen
Parkhaus Baseltor.

Warum soll sich eine selbstverwaltete Genossenschaft die von
Kapitalismus und freier Marktwirtschaft entwickelten modernen
Marketingtechniken in einem ohnehin kaum veränderbaren Umfeld
nicht zunutze machen ? sagten sich die "Löwen " -Genossenschafter
von Solothurn nach dem Umzug ins Baseltor . . .
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2. 2. Selbstverwaltung früher/ heute
Mit Spannung habe ich das Buch "Inseln der Zukunft" in welchem
sich selbstverwaltete Betriebe 1979 vorstellten, gelesen. Erwartungen, aber auch Probleme werden anhand von Selbstdarstellungen sehr
gut beschrieben:nen Idealismus, die positive Einstellung und den
enormen Willen der Leute, etwas Neues zu beginnen und sich selbst
ihre Welt aufzubauen, habe ich bewundert. Die Aussagen der Autoren
haben mich gefesselt, und ich habe mir die Frage gestellt, wie dies
heute aussieht: Haben sich die Träume erfüllt, ist die Idee noch da
oder ist sie, wie schon so manche Schwärmerei, irgendwo verloren
gegangen? Ich habe mich also auf die Suche nach diesen Leuten gemacht und mir dabei immer wieder auszumalen versucht, was
"selbstverwaltetes Gastgewerbe" wohl genau bedeuten könnte. Wie
arbeiten, leben, denken die Genossenschafter? Sind sie bereit, meine
Fragen zu beantworten und auf meine Interessen einzugehen?

2. 2. l. Methode
Anhand einer Adressliste des "Netzwerkes für Selbstverwaltung"
wählte ich in der näheren Umgebeung von Bern 6 selbstverwaltete
Beizen aus. Die Auswahl erfolgte nach rein örtlichen Kriterien und
ist deshalb nicht als repräsentativ zu betrachten. Mit jeweils einem
der Genossenschafter, meinen späteren Bezugspersonen, vereinbarte
ich einen Termin für ein erstes Gespräch. Diese Diskussionen waren
sehr frei, nicht genau strukturiert und boten mir die Möglichkeit,
mich in das Gedankengut und die Bedingungen der Selbstverwaltung
einzuarbeiten. Ungefähr einen Monat später führte ich Interviews mit
den Bezugspersonen durch. Die Fragen habe ich anhand von Kriterien aus den Selbstdarstellungen der Restaurants im Buch "Inseln
der Zukunft" zusammengestellt. Die Gespräche erwiesen sich als
sehr interessant und lehrreich. So ergab sich bald ein Bild - wenn
auch diffus und widersprüchlich - , das mir zeigte, wie die Realität
heute im Vergleich mit den Wünschen von 1979 aussieht. Wichtig
dabei ist, dass ich die Aussagen aus "Inseln der Zukunft" von der
jeweiligen Beiz unabhängig mache, das heisst, dass ich die Aussagen
verallgemeinere und diese sozusagen als den Zeitgeist der 70er Jahre
anschaue. Es entsteht also ein Vergleich zwischen der Situation des
89

selbstverwalteten Gastgewerbes im Jahre 1979 und 6 einzelnen
Beizen in der heutigen Zeit. Nachstehend versuche ich, meine Eindrücke und den Zeitgeist der selbstverwalteten Beizen anhand
der beobachteten Aspekte aus dem Buch zu erläutern, Gemeinsamkeiten der 6 Beizen, aber auch Extrempunkte aufzuzeigen.

2. 2. 2. Auswertung
2. 2. 2. 1. Entstehungsgeschichte
Die Entstehungsgeschichten der 6 Beizen und meine jeweiligen Bezugspersonen, mit denen ich zusammengearbeitet habe, möchte ich
nachstehend vorstellen (Auszug aus den Interviews):

"Brasserie': Lorraine, Bern (B., L.)
1983 ist die "Brass" gegründet worden. Sie ist Pächterin der zwei
unteren Stockwerke der Genossenschaft Kukuz (Besitzerin der Liegenschaft Quartiergasse 17, dem Haus, in welchem sich die 'Brass'
befindet). Am Anfang gab es noch kein Stammpersonal. Es wurden
Leute, die in der "Brass" zu Gast waren, gefragt, ob sie bereit wären
zu helfen. Der ganze Beizenbetrieb lief am Anfang nur über ausserordentliche Bewilligungen. Aus den "Brass"-Leuten bildete sich bald
eine Beizengruppe. Die Entstehung der "Brass" muss zudem im Zusammenhang mit der damaligen politischen Situation in Bern betrachtet werden. Von 1981 bis Frühling 1982 wurde erstmals die
Reithalle besetzt. Der Wunsch dieser Leute, einen eigenen Treffpunkt
zu haben, wurde immer grösser. So entstand die Brass.
"Kreuz·: Solothurn ( K., So.)
Ein paar junge Leute haben es satt, zu leben mit der blossen Vermutung, dass es bessere Formen menschlicher Gesellschaft gibt,
mit einer vagen Hoffnung, zu warten auf die Zukunft. Auf den
Sozialismus in der Schweiz kann man lange warten. Sie wollen endlich was ausprobieren. Sie kaufen eine Beiz unten an der Aare. Zugegeben, der Kauf ist eine günstige Gelegenheit. Sie gründen eine Genossenschaft, die ihnen und der Welt beweisen soll, was möglich ist:
Selbstverwaltung, Demokratie am Arbeitsplatz. 1 Rolf: "1972
R. Niederhtluscr, Das Ende der blosscn Vermutung

1
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haben sich ein paar Leute zusammengeschlossen, mit dem Wunsch,
anders zu arbeiten als in den herkömmlichen Betrieben. Säufer,
Intellektuelle und viele andere trafen sich schon seit jeher im 'Kreuz'.
Hier hatten sie ihren Freiraum, ihre Beiz ... Der damalige Wirt beschloss, sich zurückzuziehen, wollte aber, dass das Restaurant
bestehen bleibt. So entschlossen sich interessierte 'Kreuz'-Gäste, ein
Konzept auszuarbeiten, um das 'Kreuz' übernehmen zu können. Ein
Förderverein mit einflussreichen und finanzstarken Leuten wurde
gegründet, dieser existiert heute noch, wird aber praktisch nicht
mehr gebraucht. Als zweites wurde ein Heimstättenverein gegründet,
der Besitzer der Liegenschaft wurde. Schliesslich wurde die- Genossenschaft gegründet, die in Form einer Machergenossenschaft (siehe
Kapitel 2. 2. 2.4. 'Organisation'), welcher nur in 'Kreuz' tätige Leute
beitreten können und vom Heimstättenverein als Betriebsgruppe zum
Führen des Restaurants eingesetzt."
"Widder': Luzern (W., Lu.)
Hans: "1978 wurde die Genossenschaft 'Alternativbeiz' gegründet.
Nach der Gründung der Genossenschaft machten sich ihre Mitglieder
auf die Suche nach einer Beiz und nach finanziellen Mitteln. Nach
zwei Jahren fanden sie ein geeignetes Lokal, den 'Widder'. Sein Zustand war miserabel, vieles musste umgebaut werden. Doch ein Vorteil war damit verbunden: Man konnte das 'Widder'-Haus relativ
günstig kaufen. Das ganze Projekt war nicht nur auf die Beiz ausgerichtet, im zweiten Stock war zusätzlich ein alternatives Medienprojekt ("die Region") untergebracht, das aber nach einigen Jahren
aufgegeben werden musste. Für die damalige Zeit war der Beizensaal, der sich im ersten Stock befand, sehr wichtig, da es in Luzern
nichts Aehnliches gab, um kulturelle Veranstaltungen durchführen
zu können. Bald wurden die im 'Widder' arbeitenden Leute aufgeteilt
in eine Gruppe, welche die Beiz als Genossenschaft zum Widder
führte und in den für die Kultur zuständigen Kulturverein 'schwarzes
Schaf' und in die Verwaltungsgruppe des Hauses (Stiftung Kulturstätte) als Besitzerin der Liegenschaft. Rechtlich ist die Stiftung
von der Genossenschaft vollkommen getrennt. Die Genossenschaft
steht mit der Stiftung in einem Mietverhältnis. Der 'Widder' ist
eine öffentliche Genossenschaft. Jeder hat die Möglichkeit, Anteilscheine von mindestens SFr. 100.- zu zeichnen. Heute umfasst die
Genossenschaft 500 Mitglieder, wovon 13 in der Genossenschaftsbeiz arbeiten."
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"Kreuz': Nidau (K., Ni.)
Es war einmal ... eine Gruppe von netten jungen Leuten, in und um
Bern. Die kannten sich schon lange, hatten ähnliche Ideen vom
Leben und mochten sich gut leiden. Und da sie ihrer verschiedenen
Berufe und Tätigkeiten müde geworden waren und genug davon
hatten, jede/jeder für sich alleine die Arbeitskraft zu verkaufen, beschlossen sie, sich zusammen zu tun. Was lag da näher als eine Beiz?
Kochen konnte man ja, Leute zu bedienen konnte so schwierig nicht
sein, und es musste schön sein, gemeinsam ein gemütliches Lokal zu
führen, darin nette Leute zu bewirten, mit ihnen Feste zu feiern und
dabei erst noch Geld zu verdienen. Und so suchten sie ein Lokal,
fanden ein schönes altes Haus im idyllischen Nidau und eröffneten
eine Genossenschaftsbeiz. ja, so ist es gewesen: "Wir treffen uns
während eines Jahres - in wechselnder Zusammensetzung - , um
das Projekt einer selbstverwalteten Beiz vorzubereiten und unsere
verschiedenen Vorstellungen und Motivationen wenigstens theoretisch unter einen Hut zu bringen ( . . . aber grau ist alle Theorie!)
Einzelne besuchen den Wirtefachkurs, andere arbeiten in verschiedenen Restaurants, in selbstverwalteten und 'normalen', um eine
Ahnung von der Praxis zu bekommen. Die juristische Person muss
auch noch geboren werden : Es soll eine Genossenschaft sein, weil
uns diese Form als die demokratischste scheint. So studieren wir das
OR, konsultieren befreundete Juristen, diskutieren stundenlang
über den Zweck(!) unseres Unternehmens, bis wir schliesslich mit der
vorgeschriebenen Zahl von 7 Genossenschaftern und ordentlichen
Statuten die Gründungsversammlung durchführen. In der Zwischenzeit haben wir auch das geeignete Lokal gefunden: das 'Kreuz'. Es
liegt in einer Kleinstadt (wir wollen keine Fressbeiz, die nur mit dem
Auto erreichbar ist), und es hat einen ausbaubaren Saalanbau für
Feste und kulturelle Veranstaltungen. Nun suchen wir eine Hypothek für das 'Kreuz'. Eigenkapital haben wir durch private Darlehen
und unsere Anteilscheine von je SFr. 10 000. - . Aber eben: eine (so
junge) Beizengenossenschaft als Geschäftspartner ist suspekt. Unsere
idealistischen Vorstellungen stossen bei den Bankmanagern auf wenig
Verständnis. Wir sind für sie weltfremd oder gar linke Umstürzler.
Wir laufen von Bank zu Bank, Begriffe wie Kapitalisierung, Rendite,
Verkehrswert werden uns immer geläufiger, aber keine Bank ist
bereit, uns eine Hypothek zu geben. Die Grossbanken fragen wir aus
politischen Ueberlegungen gar nicht an. Schliesslich ist die Ersparnis92

kasse Nidau bereit, die Hypothek zu geben, allerdings mit der Auflage, dass jeder Genossenschafter für Zins und Amortisation haftet.
Wenn schon kein vertrauenswürdiger Chaf, dann wenigstens die 7,
die man festnageln kann ... Plötzlich überstürzen sich die Ereignisse: am Tag, an dem zwei Genossenschafter die Wirteprüfung ablegen, wird von den übrigen der Kaufvertrag unterschrieben. Während
unsere Vorgänger im 'Kreuz' noch den Teppich shamponieren,
stellen wir bereits unsere Geschirrkisten darauf. Wir zügeln nach
Nidau und beginnen sofort mit den vorgeschrieben Küchenumbauten. In unseren Privaträumen bleibt alles unausgepackt bis auf die
für den kurzen Schlaf benötigten Betten. Nach drei Tagen kommen
die Nachricht von der bestandenen Wirteprüfung und die Baubewilligung. Nach acht Tagen eröffnen die sieben Genossenschafter und
einige zugewandte Mitarbeiter am Ostermontag das 'Kreuz'."

"Löwen': Solothurn ( L„ So.)
Armin: Er gehört zur Gründergruppe. Arbeitete vorher im "Kreuz",
nachdem es aber dort zu Meinungsverschiedenheiten gekommen war,
verliess er das "Kreuz" und sucht etwas anderes. Er lernte eine Frau
aus Bern kennen, Bettina, die ähnliche Ideen hegte wie er. Zusammen
machten sie sich auf die Suche nach einem Lokal. In Solothurn fand
man ein solches und auch Leute, die bei der Gründung mithelfen
wollten. Eine Vierergruppe bildete sich, die den Vorvertrag für das
Lokal unterschrieb; Das Quartett bestand aus sehr verschiedenen
Personen. Einer wollte den Umbau vornehmen, der zweite trat hauptsächlich als Geldgeber auf, der dritte hatte kulturelle Interessen, und
der vierte, Armin, hatte als einziger Beizenerfahrung. Den "Löwen"
wollte man eigentlich als einfache Gesellschaft betreiben. Ueber die
Struktur innerhalb der Beiz war man sich nicht einig, es ging zuerst
lediglich um den Kauf. Bettina erwarb das Wirtepatent, und damit
konnte die Beiz eröffnet werden. Schnell entwickelte sich eine Gruppendynamik beim Personal. Den drei Mitgründern behagte dies ganz
und gar nicht. Obschon sie sagten, sich nicht ins Beizengeschehen einzumischen, taten sie dies noch und noch. Man musste sich einigen
und beschloss, eine Aktiengesellschaft zu gründen und ein Pachtverhältnis mit dem "Löwen" einzugehen. Die Genossenschafter vom
"Löwen" gründeten sodann eine Publikumsgesellschaft. Diese Organisationsform wurde aus folgenden Gründen gewählt: finanzielle
Gründe, da sie Geld brauchten, um das Inventar zu übernehmen
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(ca. SFr. 60 000. - ), Teamwork, welches von Anfang an gut war,
und die Gäste, die am Erhalt des "Löwen" interessiert waren. Am
Anfang setzte sich der 1977 gegründete Betrieb aus ca. 12 Mitarbeitern zusammen, Freunde von Armin und Bettina, die den
"Löwen" von der Aktiengesellschaft gepachtet hatten. Der Erfolg
blieb nicht aus. Die Beiz lief sehr gut, und immer mehr Personal
war notwendig. Heute zählt das" Löwen"-Team 38 aktive Genossenschafter.

"Teestübli': Bern (T„ Be.)
Es war zur Zeit der "Bewegung". Die vier damals 30jährigen Gründer des "Teestüblis" zogen aus, etwas zu tun . "Ein Ort, der für uns
stimmt", hiess die Losung. Dieser wurde eigenhändig aufgebaut im
ehemaligen Pfadfinder-Lagerraum an der Postgasse 49. Erste Genossenschaftsbeiz in Bern! Herr Wälti: "Vier Leute, die vor allem aus
der politischen Szene kamen, waren die Gründer des 'Teestüblis'
(darunter ein Betriebsökonom und ein Pädagoge). Kein Mitglied hatte
eine gastgewerbliche Ausbildung oder grosse praktische Branchenerfahrung. 1979 war das Jahr der Planung. Man suchte ein Lokal und
stellte ein Konzept auf. Schon hier kam es zu grossen Auseinandersetzungen, da keiner genau formulierte, wie man vorgehen wollte.
Vieles war auf einen Versuch angesetzt. Die Organisation des Betriebs
in Form der Selbstverwaltung drängte sich aus der politischen Ideologie auf. Daraus ergab sich die Rechtsform der Genossenschaft. Der
Raum wurde in Rohbaumiete gepachtet. Alles, was im Lokal während 11 Jahren gemacht wurde, wurde aus eigenen Mitteln finanziert.
Durch einfache Bauweise und viel Eigenleistung konnte das Risiko
des eingesetzten Kapitals minimiert werden. Mit sehr wenig hat man
angefangen und ist Schritt für Schritt vorwärts gegangen. Somit
wurde am Anfang mit sehr bescheidenen Mitteln - dies zeigt, aus
welcher Haltung und welchen Kreisen man kam . . . - , aber mit
einem unheimlichen Willen, etwas Neues zu machen, gearbeitet. Die
Gruppe löste sich bald auf. Nach zweieinhalb Jahren war nur noch
einer der Gründer im "Teestübli". Infolge grosser Spannungen
gingen die andern. Zu viele neue Ideen der vier Pioniernaturen waren
aufeinandergetroffen. Jeder hatte seine genauen Vorstellungen, und
all diesen Ideen konnte man nicht gerecht werden."
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Die Entstehungsgeschichte sieht bei jeder Beiz etwas anders aus. Aber
allen Geschichten ist gemeinsam, dass sich eine Gruppe von Interessierten zusammenschliesst, um kooperativ etwas auf die Beine zu
stellen. Ein Lokal wird gesucht, Ideen werden ausgearbeitet, die erste
harte Zeit des Wirtens wird gemeinsam durchgestanden, Problme
werden gemeinsam gelöst ... , alle sind mit viel Motivation und Fleiss
auf der Suche nach einer neuen Form der Arbeit.

Sonnige Tage
für "Kreuz''-Gäste
und -Mitarbeite1
an der Kreuzgasse
zu Solothurn
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"KL3US s. \JiLL NiC.HT Gei Z.i GseiN
eA seSTf llT Pe.N ·sesreN WCiN

wa-.reN 1u1 eR auf Das esscN

VOLLKORN SCHeiNT iHM auGeHesseN.

"Genossenschaft Kreuz - die erste selbstverwaltete Beiz in der
Schweiz" vermerken die Kreuz-Genossenschafter nicht ohne Stolz
in ihrer trendigen Werbung. Die Ambassadorenstadt scheint ein
günstiger Boden für selbstverwaltetes Gastgewerbe zu sein : Marktanteil von satten 7- 8 %, ein internationaler Spitzenwert.
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2. 2. 2. 2. Motivation
Hat man vor anderthalb Jahrzehnten die Leute gefragt, weshalb sie
in selbstverwalteten Beizen arbeiten, konnte man folgende Grundtendenzen heraushören:
"Ich hatte es satt zu leben mit der blossen Vermutung,
dass es bessere Formen menschlicher Gemeinschaft gibt,
mit einer vagen Hoffnung, zu warten auf Zukunft, auf den
Sozialismus in der Schweiz."
"Wunsch, im Kollektiv zu arbeiten, selber mitzubestimmen."
"Keine Trennung Arbeit/Privatleben"
Die politische Idee, die Idee des Zusammenwohnens und die Idee,
ohne Chef zu arbeiten, dominierten klar. "Am Anfang waren die
Leute viel mehr durch die Politik als durch die Beiz motiviert. Die
Beiz als Mittel zum Zweck, um ein anderes System zu verwirklichen
und vorzuleben. Die Beiz war dazu geeignet, da es sehr wenig Produktionsmittel braucht, das heisst, sehr günstig ist, und die Professionalität nicht sehr hoch sein muss." (K. So.) Nicht das Führen einer Beiz,
sondern ein neues Modell vorzuleben, stand im Zentrum der Motivation. "Mit der Zeit kam aber _der Aspekt des 'Beizerns' zum Vorschein. Die Intellektuellen haben das 'Kreuz' schon bald verlassen,
Jene, die Freude am Gastgewerbe hatten, sind geblieben. Man vertritt
eigentlich keine Ideologie mehr, stellt aber die Infrastruktur für politische Tätigkeiten zur Verfügung." (K., So.) Die politische Ideologie, die bei der Gründung überall sehr stark vorhanden war, hat also
wesentlich an Bedeutung verloren. "Der politische Aspekt ist heute
vollständig verschwunden. Es ist die Angelegenheit eines jeden selbst,
welche politische Meinung er vertritt. Der Betrieb bekennt sich nicht
zu einer gewissen politischen Richtung." (T., Be.) Die "Brasserie" in
Bern ist der einzige Betrieb, der sich konträr zu den oben aufgeführten Aussagen stellt, dadurch, dass er den politischen Aspekt noch
sehr stark betont. Somit nimmt die "Brasserie" eine Extremposition
ein. Die politische Idee wird heute eher in einer ökologischen, einer
ernährungspolitischen Richtung gesehen: "Essen und Kochen - sehr
politische Angelegenheiten!" (W., Lu.) Man versucht, dem Menschen
zu zeigen, dass er auch anders, zum Beispiel ohne Fleisch, etwas
Gutes essen kann. Eine politische Aktivität ist insofern damit verbunden, als der Mensch durch neue Essgewohnheiten eventuell auch
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in andern Bereichen bereit sein wird, etwas zu ändern - etwa seinen
Lebensstil. Ein ökologisch bewusstes Angebot, bestehend aus Produkten, welche von Kleinbauern oder vom Produzenten in der Nähe
bezogen werden, ist den Betrieben sehr wichtig.
Heute stehen für den Einzelnen also andere Motivationsaspekte als
die politischen im Vordergrund: Mit Menschen, ohne hierarchische
Strukturen und ohne Chef zusammenzuarbeiten, nicht bloss eine ausführende Schachfigur zu sein, das ist der Wunsch aller. Dies kann der
Einzelperson durch die Selbstverwaltung geboten werden. Sie hat die
Möglichkeit, sich nach eigenen Interessen und Fähigkeiten zu entwickeln. Jeder übernimmt Verantwortung, jeder entscheidet mit. Der
Mensch kann seine Ideen in den Betrieb einbringen und ist nicht
eine blosse Arbeitskraft mit einem entsprechenden Arbeitswert. Er
kann hier seine Persönlichkeit weiterentwickeln. Er lernt sich selbst,
seine Schwächen und Stärken sehr gut kennen. Er erhält Feedbacks
zur menschlichen Weiterentwicklung. Ganz allgemein formuliert: Der
Wunsch nach etwas Neuem, nach etwas, das dem Menschen und
seiner Natur nahesteht und ihm Möglichkeiten für die Entwicklung
seines Ichs bietet, bildet heute die Hauptmotivation zum selbstverwalteten Arbeiten.
Eine ganz andere Motivation bewegt Herrn Wälti, zum "Teestübli"
zurückzukehren, nachdem er dort früher (hauptsächlich aus politischer Motivation) schon gearbeitet hatte. Wälti will richtigstellen,
dass das "Teestübli" eigentlich nicht ein selbstverwalteter Betrieb im
ursprünglichen Sinn ist. Es ist vielmehr ein modern geführter Chefbetrieb. Die Leute wollen dies. Es sollen nicht mehr alle und niemand
zuständig sein! Jede Initiative wird gelähmt, ständige Reibereien sind
da, diese verbrauchen sehr viel Energie. Diskussionen um Lapalien
sind an der Tagesordnung. So sollte es nicht weitergehen. Selbstverwaltung in diesem Sinn ist kein Anliegen für Wälti. Die Tatsache, dass
der Betrieb restrukturiert und die Frustration bei den Mitarbeitern
beseitigt werden soll, stellt für ihn eine grosse Herausforderung dar,
eine Herausforderung, das "Teestübli" von der Selbstverwaltung zu
einem modifizierten Chefbetrieb, vom Szenenbeizli zu einer durchschnittlichen oder etwas speziellen Beiz zu führen bezüglich Führung und Ausstattung. Die Restrukturierung betreffend Organisation,
Effizienz, Geschäftsgang wurde von vielen akzeptiert. Die Motivation
Wältis, den Leuten die Begriffe Selbständigkeit und Professionalität
näher zu bringen, ist sehr gross. Werden in Zukunft diese Gesichtspunkte vorherrschen - oder ist dies die Meinung einer Minderheit?
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Auf die Frage, warum die Leute immer noch in der Selbstverwaltung
arbeiten, erhielt man früher folgende Antworten :
"Ich verändere mich, werde aber gleichwohl als Mensch
wahrgenommen, der ich bin,
mit all meinen verschiedenen Bedürfnissen und Fürzen." l
"Projekt als Herausforderung; man will sich zudem
als Teil der linken Bewegung verstehen und dies auch leben."
- "Arbeit verrichten, hinter der man stehen kann
deren Ziel man kennt. Kein Druck von oben." 2
- "An Selbstvertrauen und Selbstdisziplin arbeiten." 3
Heute gefällt den Genossenschaftern die Arbeit in der Selbstverwaltung, und sie können sich schwerlich vorstellen, wieder in einem hierarchischen Betrieb zu arbeiten. In der selbstverwalteten Beiz hat man
die Möglichkeit, die eigene Kreativität auszuleben. Zum Beispiel
in der Küche ist man nicht nur für das Anrichten eines Teils des
Tellers verantwortlich, sondern es wird einem die Möglichkeit geboten, das Gericht ganz nach seinen Ideen und Vorstellungen zu präsentieren. Der Genossenschafter wird aber nicht nur in seinen kreativen
Aktivitäten, sondern auch auf allen andern Ebenen gefordert. Dies ist
für seine Weiterentwicklung sehr wichtig. "So fordert einem selbstverwaltete Arbeit auf ganz verschiedenen Ebenen, dadurch wird es
auch nie langweilig. Man ist von der Arbeit her gefordert, es ist das
Handwerkliche, das hier zum Ausdruck kommt. Man ist aber auch
von der Gruppe her gefordert. Und auch die intellektuelle Ebene
wird gefordert, da man sich öfters mit juristischen Fragen auseinandersetzen muss." (K., Ni.)
Die Gründe, warum die Leute noch dabei sind, haben sich kaum geändert. Viele wollten nur eine kurze Zeit dort verbringen. Etwas
Neues zu sehen und kennenzulernen, interessierte sie. Aber es begann
ihnen zu gefallen - und sie blieben. "Immer noch im Teestübli ?"
Ja. Ein Blick zwischen Bewunderung und Bedauern fällt auf mich.
Und die Frage darin: Weshalb bist du geblieben? Ich könnte die
Frage umkehren : Weshalb bist du nicht geblieben? Oder ich könnte
sagen: Weil ich nicht glaube, dass die Welt an einem andern Ort besser
ist (besser zu verändern). Und ich pflege zu sagen, verlasse einen Ort
'Inseln der Zukunft, 1979, S. 33
'Inseln der Zukunft, 1979, S. 38
'Inseln der Zukunft, 1979, S. 39
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(eine Beziehung) nie, wenn du nicht musst! Das 'Teestübli' 'musste'
ich bisher nicht verlassen: kein Ruf, der stärker gewesen wäre ...
Ich brauchte den kleinen, gleichbleibenden Ort, um etwas Fuss zu
fassen in dieser beweglichen, mir zunächst fremden, ja feindlichen
Welt des Wirtschaftlichen. Das 'Teestübli' war ein Stützpunkt, wurde
zum Ausgangspunkt. Von da konnte ich mein Interesse ausspannen ... Es ist eine Frage der Treue. Treue heisst: Sein Menschsein
(seine Person) in solche Situationen versetzen, dass es möglichst
fruchtbar wird. Sich aussetzen, dass das Leben an einem arbeiten
kann." 4 "Wenn man so lange in einer Selbstverwaltung dabei ist,
wird eigentlich alles zum Alltag. Wollte man wechseln, müsste schon
die Möglichkeit vorhanden sein, etwas Besseres zu finden, und diese
Möglichkeit ist im Moment eigentlich nirgends vorhanden ." (K. So.)
Mit der Zeit fühlen sich die Genossenschafter im Betrieb zu Hause.
Die Gruppe gibt ihnen einen Halt, eine gewisse Geborgenheit, einen
Ort, an dem man Menschen hat, die zuhören, eine Art Familie. Die
Leute bleiben, bleiben auf ihrer Insel. Man entdeckt ein Leuchten in
ihren Augen, eine Hoffnung, der Idee der Selbstverwaltung doch
noch näher zu kommen und diese ohne viel Mühe verwirklichen
zu können. Aenderungen, die für die Gruppe und den Betrieb gut
sind, erreichen zu können ... Leben mit einem (selbst-) bestimmten
Ziel. Die politische Ideologie, früher für die Mitglieder sehr wichtig,
hat wesentlich an Bedeutung verloren. Heute stehen andere Motivationsaspekte im Vordergrund: Entwicklung der eigenen Persönlichkeit, Verantwortung tragen, Arbeiten ohne Chef. Die Motivation,
etwas Neues zu erleben und in neuen Organisationsstrukturen zu
arbeiten, dominiert klar.

'Jahresbericht 1989. Teestübli Bern, S. 28
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2. 2. 2. 3. Ziel
Das Ziel der selbstverwalteten Beizen war, etwas zu tun, das anders
sein sollte:
Beiz als Treffpunkt
Gastlichkeit
Alternatives Nahrungsbewusstsein
Auseinandersetzen mit aktuellen Problemen
Aktivierung der Gäste ...
Uebliche Arbeits- und Lohnverhältnisse aufbeben, Arbeit nicht nur
als Pflicht, sondern Zusammenarbeit und zwischenmenschliche Beziehungen standen im Vordergrund. 1 Das Hauptziel aber bildete das
politische Bestreben, die Gesellschaft dadurch zu ändern, dass es
immer mehr selbstverwaltete Betriebe geben sollte, die zusammenarbeiten und sich immer enger vernetzen. Heute findet man diesen
Aspekt nur noch vereinzelt vor, und Aussagen dieser Art werden
selten gemacht. Viele lächeln darüber, vielleicht ein schmerzliches
Lächeln: "Diese Idee war da, dieser Traum. Aber heute sehen wir,
dass dies wohl eine Illusion, eine Utopie war." Als ich Rolf vom
"Kreuz" nach dem Ziel der Selbstverwaltung fragte, lachte er zuerst :
"Das weiss ich nicht," war seine Antwort. Dann machte er sich Gedanken dazu: "Die einzelnen Leute haben ganz unterschiedliche
Einstellungen, was sie mit Selbstverwaltung erreichen möchten. Am
Anfang war es ein politisches Modell, dem man sozialen Charakter
vermitteln wollte. Arbeiten sollte nicht losgelöst sein vorn Leben,
sondern einen Bestandteil davon darstellen. Leben sollte auch in die
Arbeit einfliessen. Mit den Jahren hat man dann festgestellt, dass dies
manchmal sehr gut geht, manchmal aber überhaupt nicht.. Viele Genossenschafter haben Selbstverwaltung auch mit Selbstverwirklichung oder einem Psychokurs verwechselt. Bei mir ist der Wunsch
da, dass sich etwas ändert. Finden keine Aenderungen statt, ist es
mühsam, es ist dann so, wie überall auch: Wo sich nichts ändert,
passiert nichts mehr! Vor allem verbesserungswürdig ist der Lohn.
Aber auch innerhalb der Strukturen wären Aenderungen nötig. Man
ist jetzt an einem Punkt angelangt, wo es Leute gibt, welche sehr
professionell arbeiten, und andere, die eher amateurhaft agieren, was
sich auch ganz deutlich in ihren Auffassungen und Empfindungen
Holenweger, Müder, Inseln der Zukunfl, 1979, S. 196

1
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gegenüber dem 'Kreuz' widerspiegelt." (K., So.). Heute ist das
Hauptziel, so viel Nutzen wie möglich aus der selbstverwalteten
Organisation zu ziehen, den Menschen eine Alternative zu der hierarchisch organisierten Arbeit zu bieten, einen selbstbestimmten
Arbeitsplatz.
Das "Teestübli" gilt als Pionierbetrieb in Bern, war es doch der erste
seiner Art in diesem Kanton. Das "Teestübli" wird wohl auch der
Pionierbetrieb in Sachen Restrukturierung und Einschlagen eines
neuen Weges in Richtung modernes Wirtschaften sein. Dazu Wälti:
"Das Ziel der Umsatzsteigerung wurde schon im ersten halben Jahr
nach der Umstrukturierung erreicht (20 '/. mehr Umsatz). Dies wäre
ohne Umstrukturierung nicht möglich gewesen. Das Ziel wird in der
Annäherung an das 'normale' Gastgewerbe gesehen, aber mit seiner
Orientierung an einem sehr moderaten und modernen Führungsstil.
Die Restrukturierung verfolgt das Ziel, mehr Eigeninitiative in den
Vordergrund zu stellen und diese zu fördern. Der Einzelperson wird
die gewünschte Verantwortung übertragen. Vieles wird delegiert. Hier
ist es sehr wichtig, dass jemand im Hintergrund steht, der strukturiert, Entscheidungen fällt und die Kompetenzen dafür hat. Es sind
nicht mehr alle für alles zuständig. Dies war einmal die Maxime der
Selbstverwaltung, ist aber heute völlig überaltert und nicht mehr
aktuell:

•

Nicht nur im Gastgewerbe, sondern überall braucht es
ein enormes Know-how, wenn man erfolgreich sein will

• Wir befinden uns in einer anderen Zeit. Die Leute sind
.nicht mehr in dem Mass politisch aktiv, wie sie dies
früher waren. Heute wollen sie arbeiten, bei ihrer
Tätigkeit auch gefordert und gut entlöhnt werden, aber
sich nicht für eine Idee, für eine Ideologie aufopfern.

Ich bin mir bewusst, dass es dazu auch andere Meinungen gibt, die
aber nicht zukunftsträchtig sind. Diese Betriebe werden wohl überleben können, mehr nicht. Wirtschaften im konventionellen Sinn ist
das eigentliche Ziel, wobei aber Wirtschaften unterschiedlich durchgeführt werden kann (bei uns, wie oben erwähnt, ist die Eigeninitiative wichtig). Gewisse Prämissen sind aber von der Struktur her und
vom Konzept des 'Teestüblis' gegeben. Da man bekanntlich 'winning
horses' nicht schlachtet, ist es wichtig, zu überlegen, was man ändert
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und was nicht. Den Arbeitsstil und die Arbeitsläufe sowie das Aussehen des Restaurants sollten geändert werden. Die vegetarische Vollwertküche und die Preispolitik sollen aber mit Ausnahme einiger
weniger Aenderungen beibehalten werden. Ein weiteres wichtiges
Ziel ist es, höhere Löhne zu bezahlen (plus 25 '/. im ersten Jahr
und dann nochmals erhöhen, Zielgrösse SFr. 20. - /Std., netto)."
Ziele zu setzen ist im heutigen Wirtschaftsablauf besonders wichtig,
auch in der Selbstverwaltung. Man muss sich bewusst sein,
• ob man für die ursprüngliche Ideologie der Selbstverwaltung, also für die politische Idee, einstehen will,
so eine Insel darstellt.

• ob man nach den Grundsätzen der Selbstverwaltung
leben will, den politischen Aspekt jedoch vernachlässigt
und sich somit hauptsächlich für die organisatorischen
Gesichtspunkte interessiert.

• ob man den Weg in Richtung Effizienz und
Restrutkurierung, das heisst Richtung konventionelles
Gastgewerbe, gehen will.
Das eindeutige Einschlagen eines Weges ist wichtig. So wird man
überleben. Fehlen aber Orientierung und entsprechende Organisation, wird man scheitern. Hat man sich früher daran orientiert,
politisch ein anderes Modell darzustellen, ist es heute wichtig; sowohl
für den Gast als auch für die Mitarbeiter eine echte Alternative zu
den traditionellen Gastronomiebetrieben darzustellen.
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2. 2. 2. 4. Organisation
Bei der Organisation einer Genossenschaft unterscheidet man vor
allem folgende zwei Modelle:
- Publikumsgenossenschaft
-- Machergenossenschaft
Beispiel einer Machergenossenschaft ist das "Kreuz". Das Wort
deutet an, dass nur diejenigen Leute in der Genossenschaft sind, die
etwas "machen", mitarbeiten.
Die Organisation des "Kreuzes" sieht wie folgt aus:
Generalversammlung (GV):
Die GV findet zweimal pro Jahr statt.
An der GV werden alle wichtigen Entscheidungen gefällt. Beschlüsse über Investitionen,
Tendenzen der Betriebsführung und mögliche Aufnahmen von neuen Genossenschaftern werden
diskutiert. Stinunrecht haben alle. Zwecks Informationsschwund und Sitzungsbelebung können
und sollen alle im Betrieb Arbeitenden an der GV teilnehmen.

GenossenschafWitzung (GS), früher Betriebsversammlung:
Die GS setzt sich aus sämtlichen im Betrieb arbeitenden Menschen zusammen(= Genossen,
Probegenossen, Aushilfen), welche alle über ein Stimmrecht verfügen. Die GS findet
wöchentlich statt und ist als eigentliche "Betriebsführung" (laufende Geschäfte) zu bezeichnen.

Betriebssitzung (BS):
In der BS, welche alle zwei Wochen stattfindet, werden die Arbeitspläne angefertigt. Nicht nur
die Genossenschafter, sondern auch die Angestellten und Aushilfen sind dabei. (Sie können auch
an der GV und GS teilnehmen, haben aber kein Mitsprache- und Stimmrecht.)
Derzeit führen Küche und Service ihre Sitzungen getrennt durch. Früher war es anders, dies
könnte sich unter Umständen wieder ändern.
Am Anfang der BS werden die letzten zwei Protokolle der GS vorgelesen, damit alle, auch die
Angestellten und Aushilfen, informiert sind, was beschlossen oder diskutiert wurde.

Arbeitsgruppen:
Arbeiten, die neben dem eigentlichen Beizenbetrieb regelmässig anfallen, werden von
Arbeitsgruppen erledigt. Die Arbeitsgruppen informieren die GS über ihre Tätigkeiten.
Nebenjobs können sein: Buchhaltung, Personalplanung, Einkauf„„
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Die Machergenossenschaft stellt also eine Organisation dar, bei der weder Einfluss noch
Einsprache von aussen geltend gemacht werden können, da nur diejenigen Genossenschafter sein
können, welche im Betrieb mitarbeiten.

Anders sieht es bei der Form der Publikumsgesellschaft aus. Hier
sind alle am Betrieb Interessierten berechtigt, Anteilscheine bis zu
einem bestimmten Betrag zu zeichnen. Also nicht nur Personen, die
in der Beiz arbeiten, sind Genossenschafter, sondern auch solche,
die mit dem aktiven Geschehen der Beiz nichts zu tun haben.
Bin Beispiel für eine Publikumsgenossenschaft ist der "Widder":

Genossenschaftsmitglieder
Genossenschaft

Kollektiv

Veiwaltungsrat

Betriebsversanunlung

Abb.l
Der "Widder" ist eine Riesengenossenschaft bestehend aus 500 Mitgliedern .
.Generalversammlung (GV):
Die GY tagt einmal im Jahr. Sie ist gemäss den Richtlinien des Schweizerischen
Obligationenrechtes organisiert (Artikel 879ff).
Verwaltungsrat (VR):
Von den 500 Genossenschaftern wird ein Verwaltungsrat, bestehend aus sieben Mitgliedern
gewllhlt Vier Verwaltungsräte mUssen aus dem Kollektiv stanunen, damit diesem die Mehrheit
garantiert ist. Das Kollektiv umfasst alle im Betrieb arbeitenden Qenossenschafter.
Der YR besitzt die Funktion eines Aufsichts- und Kontrollorgans. Er muss darauf achten, dass
die Beiz gut geführt wird und der Genossenschaft über die Aktivitäten des Kollektivs Bericht
erstatten.
Der YR tagtje nach Bedarf; mindestens aber einmal im Jahr, um die GV vorzubereiten.
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Betriebsversammlung (BV}:
Beim Kollektiv selber siQd nicht mehr alle 13 Leute an der aktiven Teilnahme der
Betriebsführung interessiert. Die Art des selbstverwalteten Arbeitens gefällt ihnen, jedoch sind
sie an organisatorischen Aspekten nicht interessiert. Deshalb setzt sich die Betriebsversammlung
riur aus 6 von den 13 Mitgliedern des Kollektivs zusanunen.
Die BV entscheidet über alles: das Angebot, die Löhne„ .
.Die Sitzungen der BV finden alle zwei Wochen statt und dauern ca. 3 Stunden. Anschliessend
·tagt das Kollektiv. Ihm werden Beschlüsse der BV mitgeteilt, und gewisse Sachen werden noch
·einmal diskutiert. Arbeitsplansitzungen werden ebenfalls integriert.
Obschon•der "Widder" in Form der Publikumsgenossenschaft organisiert ist, behält die
Beizengruppe eigentlich alle Entscheidungsgewalt. So unterscheiden sich die zwei Formen der
Genossenschaften bezüglich der Aktivitäten für die Beiz nur theoretisch. Die Angst, dass bei der
Form der Publikumsgenossenschaft jemand von aussen bei Entscheidungen betreffend
Beizenführung mitreden will, ist hier oft unbegründet.
Der "Löwen" in Solothurn, auch er in Form der Publikumsgenossenschaft organisiert, hat als
einer der ersten Betriebe eine Betriebsleitungsgruppe eingeführt, da man sah, dass Sitzungen in
herkömmlicher Weise mit einer Gruppe von 30 Leuten fast unmöglich sind.
''Die Vollversammlung, an der alle im 'Löwen' Arbeitenden teilnehmen und die einmal im Monat
stattfindet, hat die Betriebsleitung für den Alltag an eine Betriebsleitungsgruppe delegiert. Diese
besteht aus fünf Mitgliedern (zwei aus der Kilche, zwei aus dem Service, eines vom Buffet). Die ·
B~triebsleitungsgruppe kommt je nach Bedarf zusammen, mit Sicherheit aber vor der
Vollversammlung, welche sie vorbereitet und organisiert. Bevor die Betriebsleitungsgruppe
eingeführt wurde, dauerten die Vollversammlungen sehr lange, da sie weder vorbereitet noch
strukturiert waren.
Durchschnittlich kommt die Betriebsleitungsgruppe zweimal pro Monat zusammen. Anfallende
Probleme werden besprochen, dringende Sachen werden erledigt. Was nicht eilt, wird für die
Vollversammlung vorbereitet.
Arbeitssitzungen finden jeden Monat getrennt nach Kilche und Service statt." (L, So}
In den Anfängen der Selbstverwaltung war "der Wunsch nach einem lockeren, nicht organisier-

ten Arbeiten"• da.

Das Beispiel des "Löwen" zeigt aber deutlich, dass Arbeiten ohne
eine gewisse Strukturierung heute nicht mehr so einfach ist und die
Leute eher danach streben, eine gweisse Gliederung in die Organisation zu bringen (oft bedingt durch die grosse Anzahl der Genossenschafter). Dies umso mehr, da nicht nur der Betrieb als Ganzes beweglicher und entscheidungsfreundlicher wird, sondern auch die
Mitarbeiter nicht mehr stundenlang an unstrukturierten und unfruchtbaren Sitzungen teilnehmen müssen.
'Inseln der Zukunfl, 1979
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Abb.2
ORGANIGRAMM Genossenschaft "Löwen"
GENERALVERSAMMLUNG
Obcntea Organ der Geno11emchan
alljllhrliche Venammlung der aktiven und passiven
Oenoucn1chaner

1
VERWALWNG
Bestehend ous okllven und pll!siven Genossenschafiem
Vertretung der gesamten Genosscnschan gegen aussen

1
VOU.VERSAMMLUNG
Obcntes Organ der aldlven Gcnossenschoner
obligatorische, allmonatliche Venommlung aller akliven
Genossenschaner und Mitarbeiter

1
Betriebsleitung
im Alllag
Venammlungen jeweils vor den Vollvenan1mlungen und nach Dringlichkeit
Verantwortlich IUr die Koordination zwischen den Spatien

PATENT·
INHABER
Team·
leiterln

Team·
leiter

Team·
leiter

KUECHE

BUFFET

SERVICE
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Das Bedürfnis, eine obere, koordinierende Stelle zu haben, war für das "Teestübli" besonders
wichtig:
"Das 'Teestübli' versteht sich als eine Art modern geführter Chefbetrieb.Jedermann kann, wenn
er fähig dazu ist, einen Job ausüben. Dem Wirt/Geschäftsführer stehen so mehrere Leute, die
gewisse Funktionen ausüben und ihn unterstützen, zur Verfügung. Es ist nicht die Meinung, dass
ohne Befragung der Mitarbeiter entschieden wird. Vieles wird durch Absprache gelöst. Meistens
ist nur eine Person auf einem gewissen Gebiet wirklich kompetent. Sie soll aber nicht alleine
entscheiden können, sondern das Team vor allem über Vor- und Nachteile orientieren. Sie geht
allenfalls auf Einwände ein, hört die Leute an und gibt Auskunft. Meistens kommt es aber nicht
zu grossen Diskussionen. Vertrauen gehört zu dieser Art von Organisation. Man muss den
Glauben in denjenigen haben, der Spezialist auf einem bestimmten Gebiet ist, Vertrauen, dass
dieser die Sache gut ausführt. Der Geschäftsführer soll sich die Erfahrungen und Fähigkeiten
dieser Mitarbeiter zu Nutze machen .
.Es ist nicht das Ziel des Geschäftsführers, Macht auszuüben. Alle sollten sich mit
Entscheidungen betreffend Betriebsführung auseinandersetzen und so jeden Beschluss als ihren
eigenen ansehen können (psychologisch sehr wichtig).
Aber Aspekte, die in Zusammenhang mit Entscheidung und Verantwortung stehen, haben nichts
mehr mit der ursprünglichen Ideologie zu tun."

Rein äusserlich hat sich, was die Organisation anbelangt, nicht sehr
viel geändert. Betreffend Kompetenzen und Aufgaben der einzelnen
Organe wurde jedoch versucht, klarere Linien zu ziehen und vom
Grundsatz "alle machen alles" wegzukommen. Für einzelne Betriebe
ist dieser Trend heute schon sehr wichtig, und sie beginnen, ihre
Organisation nach bestimmten Gesichtspunkten (z.B. Arbeitsteilung)
deutlich zu gliedern. Andere verharren in der ursprünglichen Idee,
klaren Linien auszuweichen. Aber mit zunehmenden Schwierigkeiten
kommen die Genossenschafter zur Einsicht, dass eine gewisse Organisation notwendig ist.
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2. 2. 2. 5. Arbeitsteilung/ Rotation
Ging man früher von der Prämisse "alle machen alles" aus, ist man
sich heute weitgehend einig, dass dies nicht mehr oder doch nur
sehr beschränkt durchführbar ist.

Rotation Küche/ Service:
Küche und Service sind fast immer getrennt, so werden auch die
Arbeitspläne meist separat angefertigt. Aus zwei Gründen wäre jedoch eine gewisse Durchmischung wünschenswert - und wird deshalb hier und da auch durchgeführt:
l) Mehrere Leute stehen zur Verfügung, die das ganze Arbeitsgeschehen kennen. So können diese, falls krankheitshalber
oder aus sonst irgend einem Grund jemand ausfällt, die Tätigkeiten der andern übernehmen. Mehr Flexibilität ist gewährleistet.
2) Das gegenseitige Verständnis kann gefördert werden und somit das Miteinander von Küche und Service optimiert werden.
Innerhalb der Küche ist eine gewisse Rotation dadurch gegeben,
dass nicht strikte genau umschrieben ist, wer welche Aufgaben zu
erledigen hat. Dies wird zu Beginn des Arbeitstages untereinander
besprochen. Dass etwa jemand nur abwäscht, gibt es nicht. In der
Küche kann wirklich jeder alles ausüben.
Arbeitsteilung /Rotation in den Nebenjobs:
Neben den Tätigkeiten in Service und Küche erfüllen die Genossenschafter Nebenjobs, Arbeiten, die neben dem täglichen Beizengeschehen immer wieder anfallen, wie etwa Einkauf und Buchhaltung.
Früher wollte man einer Arbeitsteilung in den Nebenjobs ausweichen, hat aber bald realisiert, dass dies kaum möglich ist. "Da nicht
alle den gleichen Wissensstand haben, kommt es fast automatisch zu
einer gewissen Arbeitsteilung. Theoretisch wäre es möglich, dass jeder
alles machen könnte. Das Bild der Praxis sieht aber so aus, dass die
Leute gemäss ihren Fähigkeiten eingesetzt werden. Für eine gute
Arbeitsqualität ist es wesentlich, sich auf bestimmte Aufgaben zu
konzentrieren. Eine Verzettelung zwischen verschiedenen Bereichen
wie Küche, Service, Kultur, Administration führt dazu, dass die
Arbeitsqualität erheblich leidet." (W., LU). An vielen Orten wird
heute bereits versucht, Verantwortungen für Nebenjobs zu übertra109

gen. Somit ist es auch nicht mehr nötig, die andern Genossenschafter
für jede Kleinigkeit um Zustimmung zu bitten. Ständiges Wechseln
der Verantwortungen für die Nebenjobs wird nicht mehr angestrebt,
da schwierige Tätigkeiten, wie etwa die der Buchhaltung, eine sehr
lange Einarbeitungszeit benötigen.
Eine "totale Nebenjob-Rotation" hat das "Kreuz" in Nidau kürzlich durchgeführt: "Alle Nebenjobs wurden aufgelistet und es wurde
eine Art Börse durchgeführt. Jeder konnte den Wunsch bezüglich
seiner bevorzugten Tätigkeit äussern. Wir haben wirklich versucht,
die Leute zu wechseln und neu einzusetzen. Für jeden Job gibt es
zudem einen Stellvertreter, so sind immer zwei Leute für das Gleiche
eingearbeitet. Diese Art von Aufteilung informierte die Genossenschafter zusätzlich, was für Nebenjobs im Betrieb nebst den Arbeitsschichten noch vorhanden sind."
Die Tendenz geht aber immer mehr in Richtung gefestigte Strukturen. Viele bleiben in ihrem Nebenjob, da sie hier ihr Wissen und ihre
Erfahrung anwenden können.
Rolf von "Kreuz" beschreibt die Entwicklung in den Einstellungen
bezüglich Arbeitsteilung treffend: "Früher gab es einen gewissen
Turnus. Leute, die einen Nebenjob während einem oder zwei Jahren
ausübten, übergaben diesen automatisch an jemand anders. Dies ging
soweit, dass etwa Genossenschafter, die nicht rechnen konnten,
Lohnabrechnungen anfertigten . . . Dies machte natürlich eine gewisse Kontinuität unmöglich. Eine Verbesserung auf einem spezifischen Arbeitsgebiet wurde dadurch zwingenderweise unmöglich.
Heute gibt es immer noch Wechsel bei den Nebenjobs. Eine Person
wird aber nicht grundsätzlich aus einem Nebenjob vertrieben, wenn
sie ihn gut ausführt. Die Idee, dass jeder ein guter Allrounder sein
kann, wurde aufgegeben (beim Weineinkauf zum Beispiel gibt es ca.
25 verschiedene Weinhändler, mit denen man Kontakt pflegen muss,
50 verschiedene Weine, die zu beurteilen wären ... Bei der Buchhaltung ist es ein spezielles PC-System ... etc.). In alle diese Dinge
totalen Einblick zu haben, ist praktisch nicht möglich. Zudem gibt
es halt auch Gebiete, die wirklich nicht alle interessieren. Es hat
keinen Sinn, jemanden zu etwas zu zwingen. Es gibt aber in der Tat
für Leute, die vielfältig interessiert sind, die Möglichkeit, den
Wissensdurst zu stillen." Es besteht die Gefahr, dass durch eine
Polarisierung der Nebenjobs (warum heissen die eigentlich so?) der
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Informationsfluss leidet, und dessen sind sich die Leute auch bewusst. Ist aber das Interesse vorhanden, kann jederzeit bei den für
einen Job zuständigen Personen nachgefragt werden. Wohl zurecht
wird dem aber entgegengehalten, dass dies eine Frage der Zeit ist. Die
häufigsten Sitzungen und Probleme der Betriebsführung beschäftigen
die Betroffenen so sehr, dass die Zeit, sich über andere Nebenjobs zu
informieren, kaum vorhanden ist.
War früher das Credo "Alle machen alles" sehr wichtig und arbeitsbestimmend, hat man mit der Zeit festgestellt, dass einer gewissen
Spezialisierung nicht ausgewichen werden kann, und dass es unmöglich ist, alle Genossenschafter überall einzusetzen. Dieselben Schwierigkeiten ergaben sich in den Nebenjobs, bei welchen die Einarbeitungszeiten zu lang und das Know-how zu speziell sind, um regelmässig Rotationen durchzuführen.
2. 2. 2. 6. Sitzungen
Aus den verschiedenen Porträts in "Inseln der Zukunft" ist ersichtlich, dass es früher sehr wichtig war, jede Woche eine Sitzung abzuhalten, in der alles besprochen und entschieden wurde. Folgendes
Besipiel aus einem Protokoll des "Kreuzes" in Solothurn zeigt,
wie die Zeit mit Nebensächlichkeiten vertrödelt wurde - endlose
Diskussionen ohne Lösungsansätze gehörten zur Tagesordnung:

Die Gipfeli-Diskussion: 1
1. Teil: "Also, die Böni-Gipfeli heute morgen waren gruusig, verbrannt und klein, und so geht das nicht weiter! Dann hat einer dem
Böni angeläutet und das gesagt. Dann hat der Böni, vorbeikommend,
sich furchtbar entschuldigt und gesagt, die hätten diese Tublen doch
einer andern Beiz andrehen können, und die Gipfeli seien überhaupt
sein Hauptproblem, weil doch im Sommer die Butter immer verlaufe,
und er würde jetzt nur noch experimentieren und nicht mehr schlafen, bis die Gipfeli ganz so werden wie die frühmorgendlichen Pariser
Croissants. OK - der Böni wird nochmals begnadigt (bei 15 Stück)."
2. Teil: "Nun hat aber jemand bereits beim Flückiger Gipfeli abonniert (vom Beizenaufmachmenschen zu holen und mit Monatsrechnung zu bezahlen und schlussendlich 15 Stück)."
•Jubilttumsschrift "10 Jahre Gcnossenschafl Kreuz". 1983
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3. Teil: "Was nun? Nach heftiger Diskussion wird beschlossen, sowohl bei Flückiger 15 Gipfeli abzuholen wie auch, sich vom Böni
15 Experimentalteigmonde bringen zu lassen. Nach einem Vorschlag,
sich doch Weggli anzuschaffen und nach einem leisen "Uff" wird die
Diskussion bis auf weiteres beendet."
Heute halten von 6 Betrieben noch je 3 jede Woche eine Sitzung ab.
2 führen Sitzungen alle 2 Wochen durch. l Betrieb kommt nur einmal pro Monat zusammen, wobei hier bei Bedarf eine Sitzung der Betriebsleitungsgruppe einberufen werden kann (siehe 2. 2. 2.4. "Organisation"). Die Genossenschaften versuchen je länger je mehr, endlosen Sitzungen auszuweichen, die Sitzungen zu gliedern und gut zu
organisieren. Mit der Zeit hat man bemerkt, dass zu viele Sitzungen
störend wirken. Die Leute werden lange beansprucht und verbrauchen Kräfte, welche in der Beiz viel besser und nützlicher eingesetzt
werden könnten. Ist die Sitzung aber gut gegliedert und vorbereitet,
ist sie sehr nützlich. Arbeitsbesprechungen können vorgenommen
und Probleme effizient besprochen werden. Auch ist es zum Beispiel
für die Ausarbeitung eines Leitbildes sehr wichtig, dass alle dabei sind
und sich mit den Zielsetzungen identifizieren können. Dies erhöht
den Erfolg der Durchsetzung des Leitbildes drastisch. Die Sitzung
erweist sich in diesem Falle als sinnvoll.
2 Betriebe haben zusätzlich zu den Sitzungen Supervisionen durchgeführt, dies aber nach etwa einem Jahr aufgegeben. Bei den Supervisionen wird mit Hilfe einer aussenstehenden Person (Psychologe,
Soziologe) versucht, die Gruppenprobleme, die meist die Beziehungen zwischen den Genossenschaftern betreffen, von einer andern
Seite her zu beleuchten. Dies ist sehr nützlich, da Genossenschafter
häufig nicht realisieren, · dass viele Probleme keine Sachproblerne
sind, sondern ihren Ursprung in der Gruppe selbst haben. Es geht somit darum, diese Ursachen aufzuzeigen und die Probleme zu bearbeiten. Rein theoretisch ist die Idee der Supevision sehr gut. ln
der Praxis zweifeln aber die Leute, die mit dieser Art Problembekämpfung konfrontiert worden sind, ob die Supervisionen wirklich
nützlich waren und geholfen haben. Sitzungen werden immer noch
in allen Betrieben durchgeführt. Einige beschränken sich darauf,
diese nur in dem Ausmass abzuhalten, in dem sie nützlich und nicht
belastend sind für die Genossenschaft. Auch wenn die Tendenz insgesamt rückläufig ist, können aber immer noch allzu oft endlose
und unstrukturierte Sitzungen beobachtet werden . .
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2. 2. 2. 7. Zusammen wohnen / Freizeit
Das Zusammenwohnen und die Möglichkeit, auch ausserhalb der
Arbeit etwas Gemeinsames zu unternehmen, wurden früher von
vielen Mitgliedern gewünscht. Im gleichen Haus zu arbeiten und zu
wohnen, wurde aber nur bei 3 von 6 Beizen praktiziert. Jedoch löste
man sich bald von dieser Grundvorstellung, da sehr viele Probleme
damit verbunden waren. "Heute ist es eher so, dass man sich zweimal
überlegt, mit wievielen Leuten und mit wem man zusammenleben
möchte. Zusammen arbeiten und zusammen wohnen ist schwierig,
da die Gefahr besteht, dass zu Hause immer wieder über die Arbeit
gesprochen wird - und vice-versa. So würden die Diskussionen kein
Ende nehmen. Mit ein paar Leuten vom Team zusammenzuleben, mit
dem man sich wirklich toll versteht, ist eine Sache. Aber mit allen
zusammenleben zu wollen, eine andere. Die Charaktere sind sehr
verschieden. Der Wunsch, es möge zu Hause etwas anderes sein, eine
andere kleine Welt, ist heute vermehrt anzutreffen." (W., Lu.).
Arbeiten wird zunehmend als das eine, das Kollektive, wohnen als
das andere, das Individuelle, angesehen. Sehr wichtig sind aber die
Kleinwohngemeinschaften, die wir eigentlich in allen Selbstverwaltungen antreffen. 2-6 Leute schliessen sich zusammen und suchen
eine Wohnung. Nicht zuletzt aus Geldnöten. Für viele ist es unmöglich, mit dem erwirtschafteten Einkommen eine eigene Wohnung zu
finanzieren. Die Genossenschafter des "Kreuzes" in Solothurn gingen
soweit, dass sie 2 Häuser kauften, um dort ihre Leute unterbringen
zu können. "7 Genossenschafter wohnen in diesen Häusern, 2 im
'Kreuz', also 9 der 16 Genossenschafter sind in eigenen Häusern
untergebracht. Diese wurden hauptsächlich aus dem Grunde, dass
viele Mitarbeiter des 'Kreuzes' keine Bleibe hatten, gekauft. Arbeitet
man im 'Kreuz', ist es nicht einfach, eine Wohnung zu finden, da bei
der Bevölkerung noch nicht alle Vorurteile abgebaut worden sind.
Das Ziel wäre es, die Mieten in den eigenen Häusern im Gegensatz zur
Welt, in der alles teurer wird, zu senken. Während der ersten zwei
Jahre hat man es geschafft, die Mieten nicht zu erhöhen. In 1O Jahren möchte man sie senken. Aber schon ein Gleichbleiben wäre ein
Erfolg." (K., So.). Den Mitgliedern des Betriebes einen Ort zum
Wohnen zu vermitteln, ist immer noch ein sehr wichtiger Aspekt.
Heute befindet sich aber die Wohngemeinschaft nicht mehr, wie
teilweise früher, im gleichen Haus wie die Beiz.
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Gemeinsames in der Freizeit unternimmt man eigentlich nicht mehr
viel. "Der Individualismus und der Anspruch, einmal alleine oder
etwas mit einem Partner zu unternehmen, sind grösser geworden.
Früher war der Kollektivgedanke viel stärker. Man hat dann aber bald
gemerkt, dass dies auf die Dauer nicht das Ideale ist. Man geht sich
halt bald einmal auf die Nerven." (K., So.). Nur 2 von 6 Betrieben
fahren fix jedes Jahr ein- oder zweimal für 1- 3 Tage weg. Bei den
andern soll sich dies spontan ergeben. Ist das Bedürfnis da, irgendwohin zu gehen, macht man dies. Innerhalb der Genossenschaft entstehen häufig kleinere Gruppierungen, die gemeinsam ihre Freizeit
verbringen, seien dies Fussballspiele, Sauna, Kurzreisen. Für den
Betrieb ist es gut, wenn sich solche Freizeitaktivitäten ergeben. Man
sollte sie fördern, aber nicht zur Pflicht werden lassen. Früher waren
die Bestrebungen da, "die Grenzen Freizeit/ Arbeit aufzuheben". 1
Dies ist heute nicht mehr so. Die Trennung ist wieder viel stärker
vorhanden - aus verschiedenen Gründen:
•

Individualismus, Wunsch allein zu sein

•

Das Ausüben einer Tätigkeit im Gastgewerbe ist mit viel Stress
verbunden. Gute Erholung ist deshalb sehr wichtig. Sich zu
erholen gelingt am besten, wenn man die freie Zeit alleine oder
mit Personen, welche nicht mit dem Restaurant in Verbindung
stehen, verbringt.

•

Die Gruppen sind sehr gross geworden. Es ist nicht mehr
möglich, mit allen Mitarbeitern einen Teil der Freizeit zu
verbringen. So konzentriert man sich auf einen kleinen
Freundeskreis.

•

Einige arbeiten aus finanziellen Gründen auch anderswo. Eine
gewisse Distanz zur Genossenschaft ergibt sich automatisch.

Das Bestreben, auch ausserhalb der Arbeit die Zeit gemeinsam zu
verbringen, war in den Anfängen der Selbstverwaltung sehr gross.
Heute sieht dies anders aus. Es kommt vor, dass je nach Lust und
Laune einige Genossenschafter einen Teil ihrer Freizeit in ihrem
Restaurant verbringen. In der freien Zeit dem Alltag zu entfliehen,
und sich für einige Augenblicke von den Beizenproblemen zu lösen,
wird aber immer wichtiger.
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2. 2. 2. 8. Vor- und Nachteile des selbstverwalteten Arbeitens
Ueber die Vor- und Nachteile selbstverwalteten Arbeitens ist man
sich heute, nachdem man gewisse Erfahrungen mit der Selbstverwaltung gemacht hat, eigentlich weitgehend einig. Als Vorteil dominierte früher der Aspekt der Rotation. Heute ist man zum Teil davon weggekommen (siehe 2.2.2.5. "Rotation"). Rolf vom "Kreuz"
schildert die Vor- und Nachteile selbstverwalteten Arbeitens wie
folgt: "Die Welt ist auf Macht aufgebaut, auf Macht von einzelnen,
auf Hierarchien. Dies gilt sowohl für Schule, Militär als auch für die
Arbeit. Es geht nur um Machtgelüste, Begriffe wie Ethik und soziales
Verhalten spielen keine Rolle. Wichtig ist nur, dass der Mensch so
schnell wie möglich an Macht und Geld kommt - dies ist der Massstab der Welt. An dem wird gemessen. Dies ist aber nicht richtig. Hier
bildet die Selbstverwaltung einen gewissen Gegenpol. Macht ist bei
dieser Organisationsform angreifbar, da hat jeder etwas zu sagen.
Aber just dieser Punkt beinhaltet auch einen Nachteil: Man sieht,
dass etwas nicht gut läuft, möchte es ändern, aber man kann diese
Aenderung nicht einfach vornehmen, auch wenn man genau weiss,
wieso etwas schlecht läuft. Die Zustimmung der andern ist nötig.
Dies ist ein wesentlicher Nachteil, weil gewisse Veränderungen aufgrund der Trägheit der Organisation nicht möglich sind. Gut ist aber,
dass das Ganze nicht in eine Richtung abschweifen kann. Eine
Gruppierung möchte dies, die andere das Gegenteil. Man sitzt zusammen und diskutiert. Mit der Zeit finden sich die Meinungen
irgendwo in der Mitte. Dies ist vielleicht ein guter Mittelweg, eventuell aber auch ein schlechter. Ist es kein optimaler Weg, bildet sich
eine neue Gruppierung, die eine andere Lösung vorschlägt, und so
geht der Prozess weiter ... Ein weiterer Nachteil kann sein, dass die
Leute bei gutem Geschäftsgang träge werden, keine Innovation mehr
einbringen wollen und die Arbeit weniger sorgfältig ausführen. Dies
ist in der Industrie nicht möglich. Die Kontrolle ist viel grösser. Will
man aber in einem selbstverwalteten Betrieb jemandem auf die
Finger schauen, hat dieser unter Umständen das Gefühl, man wolle
ihn überwachen. Viel Persönliches ist in diesen Prozess involviert. In
einer Hierarchie ist dies nicht der Fall, da die Befehlsstrukturen klar
definiert sind." (K„ So.).
'Inseln der Zukunfl, 1979, S. 293
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Folgende Vorteile selbstverwalteten Arbeitens werden heute in allen
Betrieben immer wieder genannt:

•

Arbeiten ohne Chef, alle Mitarbeiter sind gleichberechtigt

•

Freie Gestaltung und Bestimmung der Arbeit

•

Eine gewisse Ganzheitlichkeit ist gegeben

•

Arbeit, hinter der man stehen kann

•

Verantwortung kann verteilt werden

•

Kreativität

•

Umgang mit Menschen

Nachteile, die damit verbunden sind:
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•

Die Organisation ist sehr schwerfällig.

•

Stress

•

Zu grosse Gruppen. Zum Teil werden in grossen Gruppen
Impulse und Initiative gebremst.

•

Missverständnisse können leicht entstehen, da Informationen
oft nicht jeden erreichen.

•

"Ineffizienz und Unwirtschaftlichkeit sind eindeutig. Es ist
schlecht, wenn man dies immer vertuschen will. Nach dem
konventionellen Gesichtspunkt der Wirtschaft ist
Selbstverwaltung einfach unwirtschaftlich. Finanzielle
Einbussen muss man in Kauf nehmen." (W, Lu)

•

Zu geringer Lohn

•

Rollenverhalten und Machtstrukturen kristallisieren sich heraus;
Macht durch das Auftreten der Leute, durch bestimmte
Beziehungen, durch die Kompetenz auf einem gewissen Gebiet.
Es kann nur immer wieder versucht werden, diese Macht abzubauen.

Dominierte früher der Aspekt der Rotation, hat sich diese mit der
Zeit als unrealistisch erwiesen. Heute werden vor allem freie Gestaltung der Arbeit und Gleichberechtigung aller Mitglieder als bedeutende Vorteile selbstverwalteten Arbeitens genannt. Demgegenüber
werden Stress, zu geringer Lohn, schwerfällige Organisation des Betriebs als gewichtige Nachteile aufgeführt. Ob die Vorteile noch
genügend Gegengewicht zu den Nachteilen geben, ist fraglich. Einige
Genossenschafter hoffen auf ein Vorwärtskommen, ohne die eigentliche Idee der Selbstverwaltung aufgeben zu müssen . Sie versuchen,
neue Modelle und Formen der Selbstverwaltung zu finden, die ihnen
und ihrer Denkweise entsprechen. Viele Leute resignieren. Sie wollen
sich nicht mehr dem ewigen Stress aussetzen - Selbstausbeutung ist
ein Wort, das man in diesem Zusammenhang häufig hört - und verlassen den Betrieb.

2.2. 2.9. Fluktuation
Die Fluktuation ist im allgemeinen sehr gross. Im Service grösser als
in der Küche. Rolf meint dazu: "Ich wage nicht einmal, die Zahl der
Leute zu schätzen, die hier waren . Ich weiss nicht, mit wieviel Leuten
ich in diesen 8 Jahren zusammengearbeitet habe. Aber bestimmt 80100 Mitarbeiter, die einen Monat, ein oder zwei Jahre hier waren. Die
Fluktuation ist unheimlich stark." (K., So.).
Sucht man Gründe für die Fluktuation kann man sie natürlich wohl
finden:
•

Der Lohn ist zu gering. Die Anspruche heutzutage sind
gestiegen. Es ist schwierig, manchmal fast unmöglich, mit
einem derart niedrigen Lohn leben zu können.

•

Viele Leute sind fürs "Beizem" nicht geeignet. Es ist ein harter
Job, in welchem eine gewisse Durchsetzungskraft wichtig ist.

•

Der Stress ist viel grösser, als man meint. Körperlich und von
den Arbeitszeiten her wird mrutsehr gefordert, oft überfordert.
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•

Viele arbeiten bewusst nur für eine bestimmte Dauer in einem
Restaurant. Sei es, um die Zeit bis zum Studium zu überbrücken oder um eine neue Form des Arbeitens
kennenzulernen.

•

Kommen neue Mitarbeiter, müssen dieselben Diskussionen
immer wiedet geführt werden. Dies ist für diejenigen, welche
länger dabei sind, ermüdend und kann soweit gehen, dass diese
die Genossenschaft verlassen.
Auch die Neueintretenden werden oft enttäuscht. Das Modell
der Selbstverwaltung weckt bei ihnen die falsche Vorstellung,
in kurzer Zeit vieles verändern zu können. Schnell stellen sie
aber fest, dass dies nicht so einfach ist. Filr viele ist die
Frustration so gross, dass sie ihre Arbeit wieder aufgeben.

In jedem Betrieb findet man eine Kerngruppe, die schon sehr lange
dabei ist. Den Leuten dieser Gruppe ist etwas gemeinsam: Eine
unheimliche Energie für die Idee der Selbstverwaltung und eine bewundernswerte Ausdauer. Auch sie wollten schon unzählige Male
das Ganze aufgeben und waren der Verzweiflung nahe, da die Resultate oft zu wünschen übrig liessen und, bedingt durch den niedrigen
Lohn, viele persönliche Einbussen in Kauf genommen werden
mussten. Aber die Ueberzeugung, etwas Gutes zu tun und eine neue
Art des Arbeitens vorzuleben, hat sie vor Resignation bewahrt. Dank
diesen Idealisten und dadurch, dass sie ihre Gedanken dem Team
weitergeben, existiert die Idee weiterhin, und das Modell hat die
Chance, noch lange weiterzuleben. Allgemein kann gesagt werden,
dass die Fluktuation früher sehr hoch war und auch heute keine
sinkende Tendenz aufweist. Im Gastgewerbe ist es besonders schwierig, diesem Phänomen entgegenzuwirken, da Arbeiten in der Beiz
oft eine Uebergangslösung darstellt. Eine Möglichkeit, die Fluktuation tiefer zu halten, wäre das Schaffen besserer Arbeitsbedingungen. Dies war aber früher in den Selbstverwaltungen schlicht unmöglich. Erst mit der besseren wirtschaftlichen Ertragslage selbstverwalteter Beizen kann aber diesem Punkt vermehrte Beachtung geschenkt werden.
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2. 2. 2. 10. Löhne
Die Löhne in der Selbstverwaltung sind - darin sind sich Gegner und
Befürworter einig - ausgesprochen niedrig. Knallhartes Fact, das
noch und noch zu Diskussionen und Reibereien Anlass gibt. Um
1980 setzten sich Löhne und Sozialleistungen im "Kreuz" in Solothurn wie folgt zusammen :
"Grundlohn

Fr.

6.--/Std.

Ferienentschädigung

Fr.

--.60/Std.

Kleiderentschädigung

Fr.

--.10/Std.

Naturallohn

Fr.

4.50/Schicht

Präsenzentschädigung
(nur für im 'Kreuz' Wohnende)

Fr.

30.--/Monat

Betriebskrankenkasse

Fr.

34.--/Monat

Krankheitsentschädigung

Fr.

20.--{fag

Kinderzulage

Fr.

150.--/Monat

Im Hause wohnende Kinder werden finanziell von der Genossenschaft getragen. Die Genossenschaft übernimmt die volle AHVPrämie. Jeder Genossenschafter hat das Recht auf Arbeit." 1
Löhne also, juristisch gesehen am Rande des Existenzminimums
oder gar darunter. Gastrokonzerne wie Mövenpick oder McDonald's
bezahlen locker das Doppelte. Die Genossenschafter nehmen dies in
Kauf, da sie nicht in erster Linie des Geldes wegen, sondern für die
Idee der Selbstverwaltung arbeiten wollen. Ein überzeugter Genossenschafter: "Wir arbeiten ca. 50 Stunden die Woche und streben ein
unteres Arbeitereinkommen an. Uns kann kein fetter Gewinn zu Ersatzkonsum verleiten. Aber unsere Art zu arbeiten, in freier Vereinbarung und gegenseitiger Hilfe in der Gruppe und in freundschaftlichem Einvernehmen mit den Gästen, soll dazu dienen, dass unser
Modell in die Bewegung hineinwirkt, so dass weitere Kollektive unterstützt und ermutigt werden können. Nicht zuletzt daraus beziehen
wir einen entscheidenden Lohnanteil." 2 Heute hat sich die finan•Inseln der Zukunft, 1979, S. 257
'Inseln der Zukunft, 1979. s. 276
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zielle Lage der Betriebe, die überlebt haben, im Prinzip verbessert.
Natürlich werden Gewinne meist für Investitionen benötigt, Lohnerhöhungen sind immer noch schwierig, denn da ist auch das Problem
der vielfach uneffizienten Arbeit, die auch bei tiefsten Löhnen oftmals einfach zu teuer ist. Gegen Mitte der neunziger Jahre setzt sich
das Gehalt für "Löwen "-Mitarbeiter wie folgt zusammen :
Grundlohn: Fr. 11.-+ Krankenkasse
+ AHV zu 3/4
(will man ändern)
+ Essen und Trinken während der Schicht
+ halber Preis für Essen und Trinken ausserhalb der Schicht
+ Kindergeld
(Fr. 300.--)
+ Sozialgeld
(zum Beispiel Geld für Zahnarztbesuche, Geld für defekte
Brillen)
+ Feriengeld
(Fr. 2.--/Std. werden zurilckbehalten und der einbezahlte Betrag
wird auf Wunsch ausbezahlt)
+ "Treuebonus" (nach 2 Jahren Fr. --.50/Std., nach 4 Jahren Fr. 1.--/Std., nach 6
Jahren 1.5 O/Std., etc.)
Hat man Ferien, kann die Hälfte davon bezogen werden oder
20% jedes Jahr. Den Rest erhält der Genossenschafter, wenn er
den Betrieb verlässt.

Von 6 Betrieben arbeiten 4 mit einheitlichem Grundlohn, wobei bei
einzelnen Betrieben noch eine Prämie dazukommt, sodass schlussendlich doch nicht jeder Genossenschafter den gleichen Lohn erhält.
Freiwillig übernommene Zusatzarbeit wird zusätzlich honoriert.
Das "Teestübli" zählt zu den 2 Betrieben, die sich vom Einheitslohn
entfernt haben: "Das 'Teestübli' handelt eigentlich nur noch theoretisch nach dem Prinzip des Einheitslohns. Dieser bildet die Basis für
die Lohnabrechnungen. Uebernimmt ein Mitarbeiter zusätzliche
Arbeiten, z.B. in der Administration, bekommt er:
1. Stundenlohn für die geleistete Arbeit
2. Geld für die zusätzliche Verantwortung
3. Einen Beitrag für seinen privaten Computer, welchen er für die
Verrichtung seines Jobs benötigt.

So wird der engagierte Genossenschafter in seinem Nebenjob nicht
nur nach Stundenansatz, sondern auch für die übernommene Mehrverantwortung entschädigt." (T., Be.).
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Am deutlichsten hat sich der "Löwen" vom Prinzip des einheitlichen
Grundlohns entfernt. Die Entwicklung vom reinen Einheitslohn zum
differenzierten Leistungslohn hat sich in 3 Phasen vollzogen:
"l. Phase: Alle haben den gleichen Grundlohn (dies war während der Startphase
des Projektes gerechtfertigt, da sich das Team aus einer relativ stabilen Gruppe
zusammensetzte).

2. Phase: Der Grundlohn ist immer noch für alle der gleiche. Aber diejenigen,
welche länger dabei sind, erhalten am Ende eines Jahres - nach einem bestimmten
Schlüssel gerechnet - eine höhere Gratifikation.
Das gleiche gilt für die Ferienentschädigung pro Stunde, welche jeden Monat
gutgeschrieben wird: der Betrag ist bei jenen, die länger dabei sind, höher. Im
ersten Jahr erhält man vier Wochen bezahlte Ferien, im zweiten fünf, bis zum
Maximum von acht Wochen.
3. Phase: Auch die Grundlöhne sind abgestuft.
Anfänger, die persönlich betreut und eingearbeitet werden müssen, erhalten
Fr. 12.50. Die nächsten Lohnklassen sind Fr. 13.50, Fr. 14.50, Fr. 15.50 und
16,50 Franken. In diese Stufen steigt man nach einer gewissen Zeit und mit dem
Wunsch, mehr Verantwortung zu übernehmen, auf." (L, So)

Um die Mitarbeiter im Betrieb halten zu können, wird es immer
wichtiger, sich in Richtung des differenzierten Lohnsystems zu verschieben. Die Frustration der Leute, die schon sehr lange dabei sind,
ist sonst zu gross, wenn zum Beispiel Leute, die überhaupt keine Erfahrung haben und sich nicht schon seit Jahren mit den Problemen
der Selbstverwaltung auseinandergesetzt haben, neu im Betrieb arbeiten und von Anfang an gleichviel verdienen wie sie. Dies ist ein sehr
bedeutender Aspekt, dem oft zuwenig Aufmerksamkeit geschenkt
wird, der sich aber in der Unzufriedenheit der Leute und in den
Gründen zum Verlassen der Betriebe deutlich niederschlägt. Gut geführten Betrieben scheint es zu gelingen, die Gehälter aufzubessern,
wogegen die ökonomischen Realitäten früher nur Löhne zuliessen,
die sich in den Gefilden des Existenzminimums bewegten. Fast alle
untersuchten Betriebe haben sich Lohnaufbesserungen zum Ziel
gesetzt. Die Zeiten, als die Menschen bereit waren, sich für eine
Ideologie aufzuopfern, und auf individuelle Bedürfnisse zu verzichten, scheinen endgültig passe zu sein. Rudimentäre aber wichtige
Feststellung! Angemessene Löhne sind die Schlüssel der Zukunft
der Selbstverwaltung. Sonst setzt sich der Teufelskreis in Bewegung:
Mieser Lohn - weniger Personal - weniger Zeit - mehr Stress grössere Fluktuation - weniger Rendite - mieser Lohn ... Schaffen es jedoch die Selbstverwaltungen, das Lohnproblem befriedigend
121

zu lösen, werden die Vorzüge der Selbstverwaltung - gute Arbeitsbedingungen, Möglichkeit, eigene Innovationen einzubringen und
der intensive Kontakt zu verschiedensten Gästen - neue potentielle
Mitarbeiter anziehen.
2. 2. 2. 11. Gästestruktur
3 von 6 Betrieben beobachten, dass nur gewisse Gruppierungen von
Leuten ihre Zeit in selbstverwalteten Beizen verbringen: Viele
Arbeiter aus dem Quartier, Lehrerinnen und Lehrer, Theatermenschen. Intellektuelle, politische Gruppen und Grüppchen. Alter der
Gäste so zwischen 20 und 45.
2 Betriebe sehen das anders: "Das Publikum ist sehr vielfältig. Wir
sind wohl diesbezüglich die extremste aller selbstverwalteten Beizen.
Wir haben einen Stammtisch, wo die alten Nidauer ihre Zeit verbringen. Hausfrauen mit ihren Kindern kommen am Morgen zum Kaffee.
Mittags und abends bewirten wir alle möglichen Kunden, vom
Arbeiter bis zum zufällig in der Nähe tätigen Archäologen, auch Angestellte industrieller Betriebe, Kaderleute, EDV-Spezialisten, ein
buntes Gemisch. Viele Frauen, Intellektuelle, Künstler, zum Teil
Freaks, auch Alternative. Geschäftsessen nicht sehr viele, nur ab und
zu, jedoch von Leuten, die uns kennen. Auch Familienfeste werden
bei uns häufig angemeldet, da der Saal ideal ist für kleine Kinder. Die
SP Nidau hat hier ihr Lokal, auch Vereine sind regelmässig zu Gast."
(K., Ni.). Eine breite Palette verschiedener Leute trifft hier zusammen. Diee ermöglicht der Selbstverwaltung, ihre Ideen auch "andern" mitzuteilen, sie dafür zu sensibilisieren - gar zu begeistern ...
Aus dem Nischendasein .auszubrechen und nicht nur auf Glaubensgenossen einzureden, keine schlechte Sache! Auch das "Teestübli"
bemüht sich seit einiger Zeit, vom Image der Alternativbeiz loszukommen und die Gästestruktur besser zu durchmischen. Die Ziele,
einerseits wirtschaftlicher zu arbeiten und andererseits die Gäste auf
die Vorzüge einer ökologischen Küche aufmerksam zu machen,
haben hier Priorität: "Konzept an zwei Fronten: Man will das Image
verändern und die Vollwertküche salonfähig machen, sie aus dem
Nischendasein herausbringen (hierzu werden Kochbücher und ein
Oeko-Führer kreiert). Es ist sehr hart, das Image zu ändern. Zuerst
muss man es im Betrieb selber ändern, dann dauert es eine gewisse
Zeit, bis das in der Oeffentlichkeit durchgeschlagen hat. Auch heute
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noch gibt es Abende, an denen es plötzlich wieder aussieht wie vor
fünf Jahren, zur Zeit der reinen Lehre, mit vielen Gästen aus der
Alternativbewegung. Es ·gibt aber auch Abende, an denen die Mehrheit der Kundschaft Krawatte trägt. Das 'Teestübli' hat nicht mehr
Angst vor der alternativen Szene und will sich auch nicht davor abgrenzen. Mehrere Richtungen nebeneinander sind heute gut möglich
und werden auch akzeptiert." (T., Be.).
In Zukunft wird wohl eher eine Durchmischung der Gästestruktur
stattfinden, gerade dies ist sehr wichtig für die Selbstverwaltung.
Den Beizen wird damit die Chance eröffnet, ihre Art dt'.s Arbeitens
und die Spezialitäten aus der Vollwertküche in weiteren Kreisen der
Bevölkerung bekanntzumachen. Die Beiz lebt nicht nur vom Willen
des Betreiberteams, etwas Neues zu machen, sondern ebenso von den
Gästen, die dies zu schätzen wissen und deshalb Kunden werden.
Der Trend zur Durchmischung zeigt die Akzeptanz dieser neuen
Arbeitsform und der Idee der Selbstverwaltung. Waren es früher vor
allem Alternative und Freaks, welche die Beizen besuchten, können
heute viele verschiedene Segmente von Gästen in selbstverwalteten
Restaurants beobachtet werden.
2. 2. 2. 12. Sozialer Aspekt
Der soziale Gedanke gegenüber den Gästen war früher von grosser
Bedeutung. "Soziale Aspekte sind wichtig, die Leute sollen sich
wohlfühlen, und man will miteinander diskutieren." 1 Damals war es
wichtig, soziale Gruppierungen, die von der Gesellschaft nicht akzeptiert wurden, aufzunehmen und ihnen zu helfen. Heute sagen 3 von
6 Betrieben, dass sie Randgruppen nicht beherbergen wollen und persönliche Probleme sozial Benachteiligter anderswo professioneller
und besser gelöst werden können. Die selbstverwaltete Beiz als Ort,
an dem man sich wohlfühlt, als eine Art Zuhause, nimmt jedoch
noch immer eine wichtige Stellung ein. In jeder Beiz treffen sich
Leute und reden, tratschen und kommunizieren miteinander. In den
selbstverwalteten Betrieben entstehen aber durch die ungezwungene,
lockere Atmosphäre eher Gespräche als in konventionellen Restaurants. Viele Gäste, die sich einsam fühlen, kommen hierher, da ihnen
die Möglichkeit echter Kommunikation und lebhaften Gedanken•Inseln der Zukunft, 1979, S. 292
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austauschs geboten wird. Personen lernen sich kennen und bilden
Gruppen, die unter Umständen recht lange stabil bleiben. "Die Beiz
als Stube ist am Mittag extrem. Hier haben sich sehr viele Gruppen
gebildet. Personen, die sich vorher nicht gekannt haben, kommen
jetzt jeden Mittag zusammen und nehmen gemeinsam das Mittagessen
ein." (K., Ni.). Obschon das Engagement für die Randgruppen heute
nicht mehr so ausgeprägt ist wie früher, wird die Beiz dadurch, dass
sie Leute an einem Ort zusammenbringt und diese zu Gesprächen
motiviert, immer eine soziale Funktion haben.

2. 2. 2. 13. Allgemeine Probleme
Das Personalproblem konnte bis heute nicht gelöst werden und belastet die Betriebe in hohem Masse. Zu wenig Personal steht zur
Verfügung, und die Genossenschafter sind gezwungen, Doppelschichten zu übernehmen. Die Folge davon sind sehr lange Arbeitszeiten. Hektik und Nervosität entstehen und vergiften die Atmosphäre. Die Freude an der Arbeit wird durch eine Selbstausbeutung
der menschlichen Arbeitskraft abgelöst. Dazu äussert sich Hans
vom "Widder": "Die Arbeitsweise, die auf Effizienz ausgerichtet
ist, muss man lernen, sonst geht man zugrunde. In Genossenschaftsbetrieben ist es auffällig, wie die Leute unter grossem Stress und
unter grosser Anstrengung arbeiten. Diejenigen, welche aus dem
traditionellen Gastgewerbe kommen, erledigen wegen besserer
Ausbildung die gleiche Tätigkeit in der halben Zeit, ohne grossen
Aufwand." Dieser Aspekt macht deutlich, dass Professionalität
immer wichtiger wird. Sind die Genossenschafter in ihrem Handwerk
geübt, · kann die Arbeit viel effizienter ausgeführt werden (siehe
auch 2.1.4. "Zukunft").
Ein weiteres Problem zeigt sich darin, dass immer weniger Leute
Verantwortung übernehmen wollen. Man möchte 8 Stunden arbeiten
und anschliessend die freie Zeit geniessen, ohne sich länger mit der
Beiz befassen zu müssen. "Die Umwelt für die Selbstverwaltung ist
nicht mehr da. Genossenschafter, die den 'Widder' aufgebaut haben,
sagen heute selber, dass die Zeit der Selbstverwaltung vorbei ist, da
keine Verantwortung übernommen wird und die Hierarchien fehlen .
Viele, die im ' Widder' gearbeitet haben, waren sehr frustriert, da sie
feststellen mussten, dass Wunschdenken und Realität des selbstverwalteten Arbeitens doch sehr stark auseinanderliegen." (W., Lu.).
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Auch Schwierigkeiten innerhalb der Gruppe werden als häufig auftretend bezeichnet. Wo viele Menschen zusammenarbeiten und viele
verschiedene Charaktere aufeianandertreffen, entstehen automatisch
Probleme. Diese versucht man zu bewältigen, was aber sehr viel Zeit
und Kraft kostet. Der Mitarbeiter wird somit nicht nur physisch durch den alltäglichen Stress -, sondern auch psychisch - durch
die immer wieder auftretenden Gruppenprobleme - gefordert. Die
Genossenschafter stellen sich je länge je mehr die Frage nach dem
Sinn ihrer Tätigkeit. Lohnt sich all diese Mühe, diese Aufopferung,
hat die Selbstverwaltung überhaupt eine Zukunft?
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass das Abkommen von der
Ideologie gewisse Probleme mit sich gebracht hat. Früher war man
von der Idee begeistert, Verantwortung übernehmen zu können,
heute weicht man dem häufig aus. Auch waren Gruppenprobleme
eher zu bereinigen, da man die Idee der Selbstverwaltung nicht aufs
Spiel setzen wollte und sich dabei schneller zu versöhnen suchte.
2. 2. 2. 14. Zukunft
Das Ziel und somit die Zukunft zeichnet sich immer noch dadurch
aus, ein eigenes Modell zu realisieren, bei dem Arbeiten unter andern
Bedingungen möglich ist. Damit verbunden ist der wichtige Gesichtspunkt, sich nicht vollkommen ans Wirtschaftssystem anzupassen,
aber auch keine einsame, autarke Insel darzustellen. Hier muss jede
Beiz ihre eigene, beste Form des selbstverwalteten Arbeitens herausfinden. Es gibt nicht eine allgemeingültige Anwendung des Modells.
Die Beizen müssen lernen, Erfahrungen zu sammeln und dadurch
ihre Betriebsstruktur auszubauen, weiterzuentwickeln und eine gemeinsame Linie innerhalb der Gruppe zu finden. Das Lernen aus
Erfahrungen ist sehr wichtig, damit die Selbstverwaltungen nicht
stehenbleiben, sondern die Möglichkeit haben, sich zu verbessern und
sich im konventionellen System zu behaupten. Die Professionalität,
schon mehrmals angesprochen, ist ein weiterer bedeutender Punkt
für das Bewähren der Selbstverwaltung. "Heute muss man darauf
achten, dass die Professionalität einen höheren Stellenwert erhält.
Nicht derart, dass jeder Mitarbeiter eine Berufslehre gemacht haben
muss, aber so, dass man spürt, dass die primäre Motivation der Beruf
und nicht die Selbstverwaltung ist. Der Beruf sollte Freude bereiten
und die Arbeit eine gewisse Kontinuität aufweisen und nicht nach
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Lust und Laune des Personals ausgeführt werden. Das hat eine positive Auswirkung auf die Befindlichkeit der Gäste, da dadurch die
Atmosphäre in der Beiz viel angenehmer ist. Leute, die gerne kochen
und servieren, sollten sich zusammentun und bei der Frage der Form
der Betriebsorganisation die Selbstverwaltung in Erwägung ziehen.
Auf diese Weise soll eine Selbstverwaltung entstehen - und nicht umgekehrt: Vom Modell auszugehen, und dann die Beiz als Betätigungsfeld in Betracht zu ziehen, das ist vollkommen falsch." (W., Lu.)
Das Engagement des einzelnen für die Beiz muss für den Gastsichtbar sein. "Fressen kommt vor der Moral": Saveur und Gusto des
ihm servierten Gerichts, das Lächeln des Servierpersonals, die Beizenambiance haben für den zahlenden Gast höheren Stellenwert
als die internen Betriebsstrukturen des Gastrounternehmens. Natürlich stellt sich hier gleich die Frage, inwieweit der selbstverwaltete
Betrieb sich diesen real existierenden Umständen anpassen will oder
nicht - "to be or not to be", wie schon William Shakespeare die
Ueberlebensfrage vor 400 Jahren formulierte.
Rolf von "Kreuz" erhofft sich sehr viel von der Zukunft der Selbstverwaltung. Sein Fernziel ist, die Wohnungen verbilligt abzugeben.
Er möchte die Grundbedürfnisse der Genossenschafter abdecken und
Annehmlichkeiten wie Sauna und Massage zur Verfügung stellen. Die
Qualität des Arbeitsplatzes würde dadurch erheblich verbessert,
meint er. Das Geld, das den Genossenschaftern ausbezahlt wird,
würde nur noch für den Kauf persönlicher Gegenstände verwendet.
Grundformel: Dienstleistung gegen Ware im Genossenschaftsbetrieb.
Rolf betont aber, dass diese Formel noch Wunschdenken ist. Für
Wälti vom "Teestübli" sind soziale Fähigkeiten wichtig. Ein Team zu
führen, Mitarbeiter zu fördern, Konflikte frühzeitig zu erkennen und
auf fruchtbare und konstruktive Weise zu lösen, gewinnt immer
mehr an Bedeutung. Das Modell "selbstverwaltete Gastronomie" hat
bewiesen, dass es funktionieren kann. Auch wenn die Zukunftsvorstellungen der einzelnen Individuen nicht genau dieselben sind, hat
die Selbstverwaltung eine Chance. Sich nicht auf einmal Erreichtem
auszuruhen, sondern immer wieder zu versuchen, Innovationen einzubringen, kreativ zu sein und neue Formen der Teamarbeit zu erproben, den Genossenschafter motivieren und nicht resignieren lassen,
ihm Freude an der Arbeit, Freude am Leben zu bereiten, ihn ermutigen, den beschrittenen Weg weiter zu gehen, seiner Arbeit, dem
Leben Sinn zu geben. Ist das so schwierig?
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2. 2. 3. Zusammenfassung
Das Motiv und die Bedürfnisse zur Entwicklung von Selbstverwaltungen, auch wenn die wirklichen Entstehungsgeschichten einzelner
Betriebe weniger geradlinig verlaufen sein mögen, lautet : "Die Entwicklung von selbstverwalteten Betrieben und Projekten ist der
Versuch, modellhafte Arbeitszusammenhänge und Produktionsverhältnisse innerhalb des kapitalistischen Wirtsschaftssystems zu
entwickeln, die sich an den Notwendigkeiten und Bedürfnissen
des Menschen orientieren. Sie sind ein Versuch, den Wunsch der
einzelnen Mitglieder nach Entfaltung und Selbstverwirklichung
möglichst weitgehend zur Richtlinie der betrieblichen Entwicklung
zu erheben." 1
Selbstverwaltung wird oft als Mittel zur Selbstverwirklichung angesehen, da menschlichen Bedürfnissen eine grosse Beachtung geschenkt
wird. Daraus entsteht die Motivation der Individuen, dem Arbeiten
in Hierarchien zu entfliehen und diese neue Form des Arbeitens zu
erproben. Zusätzlich die Möglichkeit wahrzunehmen, eigene Ideen
einzubringen und Kreativität ausleben zu können, und nicht nur ein
kleines Rädchen einer riesigen Maschinerie zu sein, das fremdbestimmt einem sturen Arbeitsmuster unterworfen ist. Somit war die
Motivation, eine neue Form des Arbeitens ohne hierarchische Strukturen zu finden, immer dieselbe. Viele Genossenschafter sind ihren
Betrieben aus diesem Grunde oftmals länger treu geblieben, als sie
eigentlich beabsichtigten. Das Arbeitsklima behagt ihnen, sie können
sich kaum vorstellen, wieder in einem konventionellen Betrieb tätig
zu sein, in dem alles präzise strukturiert ist. Auch wenn die Strukturierungen auch in Selbstverwaltungen mehr und mehr zunehmen
und auch hier Arbeitsteilung notwendig ist, wird dies nicht als Einengung der persönlichen Freiheit betrachtet. Die Genossenschafter
werden sich zunehmend bewusst, dass eine effiziente Organisation
bestimmter Betriebsbereiche notwendig ist, das Verständnis für den
ganzen Betrieb wird nicht über Gebühr strapaziert, da die Zusammenhänge und die verschiedenen Tätigkeitsgebiete überblickbar
bleiben. Organisation und Arbeitsteilung werden wohldosiert eingeführt, als Erleichterung der Arbeitsabläufe und Entlastung der Genossenschafter. Die aktuellen Entwicklungen bezüglich der OrganiGubilzcr, 1989, S. 221
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sation gehen soweit, dass eine kompetente, entscheidungsbefugte
Betriebsleitergruppe eingesetzt wird. Dieser obliegt natürlich die
Aufgabe, die Genossenschafter über das Betriebsgeschehen umfassend zu orientieren und Sitzungen vorzubereiten, die deshalb
erfolgreicher als früher ablaufen und für die Genossenschafter
weniger ermüdend sind als die allzuoft ineffizienten wöchentlichen
Routinesitzungen. Aehnlich wie die Notwendigkeit einer besseren
Betriebsstrukturierung wurde auch die Arbeitsteilung wichtiger.
Vom Prinzip "alle machen alles" haben sich die meisten Betriebe
distanziert. Ist aber ein Genossenschafter interessiert, einen spezifischen Bereich besser kennenzulernen, ist dies natürlich möglich.
Allgemein sind aber fest zugeordnete Nebenjobs (in der klassischen
Betriebswirtschaftlehre wären das "Overheads'', Verwaltung, früher
als "unproduktiv" definiert) die Regel, von denen einzelne alle ein
bis zwei Jahre neu verteilt werden. Eine obligatorische Rotation wie
früher ist aber nicht mehr anzutreffen. Aehnliches läuft auch ab
bezüglich gemeinsamer Freizeit. Man ist davon abgekommen, d
taut prix Arbeit und Freizeit nahtlos verschmelzen zu wollen, hat
das Konfliktpotential forcierter Programme erkannt. Das einzelne
Individuum muss die Möglichkeit haben, Distanz zum oft turbulenten Beizengeschehen zu gewinnen, um sich physisch und psychisch
zu erholen. Die Freizeit wird gemeinsam verbracht, wenn allgemein
ein Bedürfnis dafür besteht. Da die Gruppen heute allgemein grösser
sind, ist es unmöglich, mit allen guten und intensiven Kontakt zu
pflegen. Auch die Idee des Zusammenwohnens wurde nicht oder
jeweils nur während kurzer Zeit realisiert. Der Wunsch nach Privatsphäre ist ausgeprägt, auch wenn das Leben in Zweier- und Dreiergemeinschaften noch häufig anzutreffen ist. Oftmals sind natürlich
finanzielle Ueberlegungen für den Bezug einer gemeinsamen
Wohnung entscheidend. Der Lohn ist auch heute noch ein zentrales
Problem der Selbstverwaltungen. Die Betriebe möchten die Löhne
anheben, nicht zuletzt, um der zu hohen Fluktuation entgegenzuwirken. Ueberhaupt wird die Lohnfrage als kritischer Punkt der Selbstverwaltung bezeichnet - neben Stress, schwerfälliger Organisation
und Ineffizienz. Positiv werden aber "arbeiten ohne Chef", Möglichkeit zur Entfaltung von Kreativität und freie Gestaltungsmöglichkeiten bewertet. Der Aspekt der Job-Rotation wird im Gegensatz zu früher heute kaum mehr als Thema gesehen. Im Gegensatz
zu früher, als diffuse Idealvorstellungen dominierten, wird heute
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höherer Professionalität, klarerer Strukturierung und Bereitschaft
zu vermehrter Eigenverantwortung höherer Stellenwert beigemessen.

Weitgehend ist erkannt worden, dass die Selbstverwaltung in der
Gastronomie durchaus eine echte Zukunftschance hat, da sie den
Mensch und seine Bedürfnisse in den Mittelpunkt stellt, ein gutes,
zukunftsträchtiges Alternativmodell zu den vielfach unbefriedigenden Zuständen der herrschenden "normalen" Verhältnisse ist.
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Schluss mit der Bevormundung durch das Bürgertum! Ungezählte
Vereine und Genossenschaften versuchen selbstverwaltet und eigenständig in Zeiten harten Klassenkampfes die Revolution mit friedlichen Mitteln in Raucherstuben, Bierkneipen und Kulturveranstaltungen in Schwung zu halten.
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Die Zeiten, als die Wirtschaftspresse Leistungen selbstverwalteter Genossenschaften partout nicht wahrhaben konnte, scheinen 150
Jahre nach Marxens und Bakunins Theorien über demokratische
Betriebsformen doch zur Neige zu gehen.
(Wirtschaftsmagazin "Facts" 1996)
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2. 2. 4. Nachwort

Interview mit Peter Bichsel

Um neben meinen Eindrücken auch andere Ansichten und Erfahrungen aufzuzeigen, habe ich einen involvierten Zeitgenossen besucht,
der den Beobachtungen dadurch nahestand, weil er selbst in einer
selbstverwalteten Beiz gearbeitet hat und - honni soit qui mal y
pense - bis heute dort gerngesehener Stammgast ist: Den in Solothurn lebenden Schriftsteller Peter Bichsel. Ich gebe das mit ihm
geführte Gespräch in seinem Wortlaut wieder. Bichsel betont den
politischen Aspekt, die Wurzeln echter Selbstverwaltung liegen für
ihn in der Idee der gesellschaftlichen Veränderung. Fehlt diese
Basis, dominiert das Gewinndenken, das Streben nach grösstmöglicher Effizienz.

Hat die Selbstverwaltung eine Chance?
Ich hatte schon vor 15, 20 Jahren, als das begann, den Eindruck,
dass man diese Selbstverwaltung aus einer sehr schwachen Position
heraus macht. Die kleine Beiz hat sehr geringe ökonomische
Chancen, heute noch weniger als vor 20 Jahren. Das 'Kreuz' aber, das
ist erstaunlich, das hätten wir alle nicht gedacht, das hat mehrere
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Generationen überdauert. Es ist von der ersten Generation überhaupt
niemand mehr · da, wir haben gedacht, wenn die erste Generation weg
sei, dann sei auch die Kontinuität weg. Es funktioniert aber offensichtlich. Was natürlich nicht funktioniert und eine Illusion war:
Es war gedacht, dass eine Wohngemeinschaft, die daneben noch eine
Kneipe betreibt, gegründet wird. Die Wohngemeinschaft existiert
eigentlich nicht mehr und ist nicht zu machen, weil eine Kneipe zu
betreiben harte Arbeit ist. Es reibt auf, und sehr bald haben die
Leute ·gemerkt, dass es ungünstig ist, am selben Ort zu arbeiten und
zu wohnen.
Ich habe in beiden gearbeitet, im 'Kreuz' und später noch ein bisschen im 'Löwen', wobei die beiden nicht zu vergleichen sind, es sind
zwei völlig verschiedene Modelle. Das 'Kreuz' als Modell ist mir jedoch viel sympathischer. Genossenschaft heisst ja nichts; die Migros
ist ebenso eine Genossenschaft wie Coop. Genossenschaft kann heute
auch Grossbezüger heissen. Selbstverwaltung ist da vielleicht schon
noch etwas anderes. Zum Arbeiten ist es sehr angenehm. Man hat das
Gefühl, man arbeite für ein Team. Man hat auch das Gefühl zu rechtem oder unrechtem Arbeiten für eine Sache, und wenn in der Küche
etwas gelingt, dann freut sich das ganze Team ebenso, wie wenn der
Service gut funktioniert. Dann freuen sich die andern mit, man
arbeitet mit den andern.
Die Selbstverwaltung aus der Sicht des Gastes zu erläutern ist etwas
schwieriger. Ich bin ein sehr beizengewohnter Mensch, ich mag Beizen, lebe zum Teil in Beizen und bin 'Kreuz'-Genossenschafter. Aber
totale Demokratie in einer selbstverwalteten Beiz funktioniert nicht.
Mag der Wirt einer Beiz so blöd sein wie er will, er ist immerhin der
Wirt, er ist irgendwo ein Zentrum, oder dann ist's halt die Wirtin oder
die Kellnerin, die Serviertochter. Diese Funktionen fehlen in der
Selbstverwaltung. In beiden Beizen, beim 'Kreuz' und beim 'Löwen',
gab es das in der ersten Generation, da gab es einen Wirt, eine Wirtin.
Das waren im 'Kreuz' der Armin und die Margrit, eigentlich die beiden Gründer. Und das hat damals vom Gast her noch ein bisschen
anders funktioniert. Man ging also dann nicht nur ins 'Kreuz', man
ging auch zum Miggeli Mischteli. Und man ass nicht nur im 'Kreuz',
sondern ass die Küche von Armin Rigert. Auch im 'Löwen' gab es
zuerst eine Wirtin, Bettina, und einen Wirt, Armin, der vom Kreuz
hinübergewechselt hat. Auch da war das in der ersten Generation da.
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Bilden sich so nicht Machtstrukturen?
Dagegen ist nichts zu machen, gar nichts. Wenn ich heute etwas will
im 'Kreuz', dann weiss ich schon, an wen ich mich am besten wende,
es gibt schon irgendwo zwei, drei Leute, die bestimmen und den
Ueberblick haben, und die wissen, um was es geht. Das bildet sich
immer heraus : In der ersten Generation bildet sich das auch für die
Gäste heraus, später ist das nicht mehr so. Ich meine das allgemeine
Verhältnis Gast/Wirt in der Quartierbeiz. Es ist ja schon so, dass der
Gast eigentlich sehr stolz ist darauf, dass er den Wirt kennt, dass er
weiss, das ist der Hans. Er legt ja auch sehr viel Wert darauf, jede
Serviertochter mit Namen zu kennen, denn was er sein möchte, ist:
ein Stammgast oder eigentlich besser der Stammgast. Und der Wirt
hat irgendwie schon eine sehr grosse Autorität, und dieser Bauarbeiter, der da in die Kneipe kommt, ist dann sehr stolz, dass er mit
dieser Autorität per du ist.
Die Leute im 'Kreuz' zum Beispiel gaben sich am Anfang sehr viel
Mühe. Das 'Kreuz' war vorher eine ausgesprochene Trinkerkneipe,
übrigens der 'Löwen' auch. Das 'Kreuz' war eigentlich so die billigste
Kneipe in der Stadt, wo wirklich die schwierigsten Kunden sassen,
mit einem Wirt, der seine Rolle sehr gut spielen konnte, der das auch
ausnutzte, aber auch sehr freundlich war zu den Gästen. Die Leute
im 'Kreuz' versuchten ursprünglich, diese ehemalige Stammkundschaft zu halten. Das ist ihnen ein halbes Jahr gelungen, dann waren
sie weg, da ihnen wirklich diese Bezugsperson fehlte. Dazu kam, dass
das 'Kreuz' in den Anfängen viel politischer war als heute. Zum
Glück, das hat mir sehr imponiert, ich war sehr dafür. Aber diese
Handwerker und Hilfsarbeiter, die fühlten sich durch diese Politik
plötzlich sehr verdrängt. Nicht nur, weil sie anderer Meinung waren,
sondern eigentlich, weil sie keine Meinung hatten.
Ich bin sehr für Selbstverwaltung. Es ist schade, dass man heute das
Selbstverwaltungsmodell fast nur im Gastgewerbe hat. Es wäre schön,
wenn es in andern Branchen vermehrt gebraucht würde. Doch,
schon nur das: der 'Löwen' zieht um, kauft eine Liegenschaft für
horrendes Geld - nicht zu bezahlen. Ich bin ganz sicher, unter
andern Bedingungen, wenn der 'Löwen' das nicht gekauft hätte,
wäre dieses erworbene Restaurant eingegangen, denn auf ganz
gewöhnlicher ökonomischer Basis ist niemand bereit, zu einem
solchen Zins eine Beiz zu betreiben. Und da beginnt wieder das Wirtschaftssystem, das Gesellschaftssystem die Selbstverwaltung auszu133

beuten: wunderbar, dass es Selbstverwaltungen gibt - leben noch
ein paar Kneipen länger.

Als Gast in der Selbstverwaltung ist es mir wohl.
In einer normalen Beiz ist die Serviertochter eine sehr hohe Autorität. Sie ist bewundernswert, die Serviertochter, sie ist begehrenswert. Jeder möchte der beste Freund, der beste Kollege von Vreni
sein, und sie hat sogar eine entsprechend hohe Heiratschance. Doch
dann kommt die grosse Enttäuschung: Wenn der Hans das Vreni
rausnimmt und sie anschaut, ist sie eine ganz gewöhnliche Frau, aber
in der Kneipe ist sie eine Frau mit Funktion und Rang, eine Frau
mit Uniform. Das finde ich auch sehr sympathisch, dass es das in der
Selbstverwaltung nicht gibt, dass also die Bedienung auf derselben
Ebene steht wie der Gast.
Es sind wohl schon andere Leute - ich glaube, ich sei ein bisschen
zu alt geworden fürs 'Kreuz'. Wenn ich heute in die Kneipe gehe,
dann will ich meine Ruhe haben; ich gehe in die Kneipe, um allein
zu sein. Ich setz mich schon an den Stammtisch. Da wird irgendein
Quatsch erzählt; daran beteilige ich mich kaum, oder höchstens mit
einem Satz. Die sind auch froh, wenn ich mich nicht beteilige. Ich
will in der Kneipe allein, allein unter Leuten sein. Das ist im 'Kreuz'
natürlich schon etwas schwieriger. Da entstehen wirklich Gespräche,
da sitzen meine Kollegen, meine Freunde und Leute, die gerne im
'Kreuz' essen.
Ich glaube, eine Kneipe ist Scheinheimat, das ist ein Scheinzuhause.
Das war zum Beispiel das 'Kreuz' vorher für all diese Trinker, wirklich die untersten in der Stadt. Und es war auch so, dass man da
plötzlich an der Bar Finnen und Schweden und Chilenen und immer
die lausigsten, immer die schwierigsten Leute traf. Die waren eine
halbe Stunde in der Stadt und fanden das gleich, ohne dass es ihnen
empfohlen wurde. Trinker haben es in der Nase, wo es das gibt. Das
'Kreuz' war ein bisschen unordentlich, nicht unsauber, aber ziemlich
unordentlicher als jetzt. Und just diese Unordentlichkeit macht dann
ein bisschen den Eindruck von Zuhausesein. Kneipen sind kitschig,
grauenhaft kitschig. Jede Quartierkneipe ist dies in ihrer Art: die eine
ist aufgemöbelt kitschig und die andere ist runtergekommen kitschig,
mit diesen 'Schischisachen ', das sind alles Signale für Zuhause. Und
zu diesem Zuhause gehört halt die Mutter, die Wirtin, der Vater, der
Wirt. Und die Mutter hat das Recht, blöd zu sein, und der Wirt hat
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das Recht, auch blöd zu sein. Es gibt auch blöde Väter und blöde
Mütter in der Wirklichkeit. Das ist reine Illusion ... Nicht, dass der
Gast in der normalen Kneipe mehr kriegt als in der Selbstverwaltung ;
das einzige, was er mehr kriegt, ist diese Illusion. An sozialen Leistungen kriegt er vielleicht gar mehr im 'Kreuz', die sind auch bereit zu
sagen: 'Gut, wir haben noch ein Bett frei, leg dich mal hin, wir
reden morgen darüber', und wenn einer da wirklich zusammenbricht
und irgendetwas hat, eine Krankheit oder einen Unfall, ist er wohl
im 'Kreuz' besser versorgt als in einer andern Kneipe. Das Positive ist,
dass die selbstverwaltete Kneipe die offenere und ehrlichere ist. Die
andere Kneipe ist eine Serie von Verlogenheiten. Und die Verlogenheit gehört zum Geschäft mit dem Wirt, der sagt: 'Ich äussere keine
politische .Meinung, ich habe ein Geschäft, mir sind alle Leute recht.
Der Gast ist König, ich mische mich nicht in Diskussionen ein, gebe
dem Gast recht.' Das ist dann unheimlich schäbig.

Ist der Zusammenhang unter Gästen nicht grösser im 'Kreuz'?
Schwer zu beurteilen. Der Gast wird sich auch ohne Besitz von Anteilen der Genossenschaft mit der Beiz mehr identifizieren. Er wird
sagen, unser 'Kreuz'. Als Identifikation ist die Beiz da. Es war einmal
sehr schön, als dieses 'Kreuz' offiziell von der Stadt bekämpft wurde.
Da war es noch ein Stück Bekenntnis, da hineinzugehen, das waren
dann die vom 'Kreuz', das ist eigentlich vorbei. Mittlerweile ist eine
grosse Akzeptanz da. Inzwischen wird es der Stadtpräsident in seiner
Lobrede auf die Stadt erwähnen.
Ist Effizienz sehr wichtig?
Im 'Löwen' mehr als im 'Kreuz'. Ich glaube, dass das Selbstverwaltungsmodell wirklich an dieser Generation scheitert. Gottlieb Duttweiler zum Beispiel wollte wirklich eine Genossenschaft, eine BilligEinkaufs-Genossenschaft. Der Laden gehört der Genossenschaft, den
Leuten usw . Das hat auch gut funktioniert, es hat genau solange
funktioniert - das war in den späten 50er Jahren - , als sich niemand
getraute, da reinzugehen. Leute aus Solothurn, aus Grenchen gingen
nach Zuchwil ins Migros einkaufen, weil sie einkaufen, dabei aber
nicht gesehen werden wollten. Solange es verpönt war, bei der Migros
einzukaufen, war es eine echte Genossenschaft. Und das ist sie heute
natürlich nicht mehr. Es ist eine reine Scheingenossenschaft mit
ihren Urabstimmungen, die keine sind. Ich nehme an, dass auf die
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Dauer alle Genossenschaften in diese Effizienz reinkommen, diesen
Weg gehen. Ich nehme an, ohne Böswilligkeit, das will ich auch nicht,
dass der Umzug des 'Löwen' ins neue Lokal dieser Schritt ist, dieser
Schritt in die totale Salonfähigkeit. Und ich .glaube, in der totalen
Salonfähigkeit gibt es nichts mehr ... oder man könnte es vergleichen mit dem Scheitern der sozialistischen Länder. Sie scheiterten
nämlich nicht daran, dass der Marxismus so total blöd ist, sondern
daran, dass die Revolution weg ist. In der Verfassung der UdSSR war
die Revolution erwähnt, ein revolutionärer Staat, die Revolution ist
dauernd. Trotzki mit der permanenten Revolution. Trotzki wusste,
wenn die Revolution vorbei ist, werden das alles wieder Spiesser.
Also müsste man die Revolution während Jahrzehnten, während
Jahrhunderten aufrechterhalten. Das geht aber nicht, man kann nicht
aus einer Revolution eine Scheinrevolution machen.
Als wir am Anfang im 'Kreuz' arbeiteten (ich nur ab und zu aushilfsweise), da waren wir noch an einem kleinen Stück Revolution
beteiligt. Es wäre lächerlich, wenn das heute immer noch sein müsste,
also wenn man das künstlich machen müsste. Das ist ein Erstgenerationenproblem. Was aber erstaunlich ist: Wir hätten uns nicht vorstellen können, dass, wenn dann alle weg sind, das weiter funktioniert. Und es funktioniert hervorragend, zum Beispiel das Kulturprogramm im 'Kreuz'. Das funktioniert erst, seit die erste Generation
weg ist. Das wollte zuerst gar nicht funktionieren, da es ein bisschen
Grosszügigkeit braucht, um Kulturprogramme machen zu können,
und das fehlte wohl. Grosszügigkeit ist keine besondere Eigenschaft
von Revolutionären. Ich meine, es ist wirklich ein ganz grosses Sponsorenprogramm, was die da machen, um mit dem Gewinn aus der
Kneipe noch dieses Kulturprogramm zu unterhalten. Das ist hervorragend, von der Oeffentlichkeit aber kaum beachtet.

Sind Chancen da, falls man nicht den Weg der Effizienz geht?
Die Selbstverwaltung war eine Sache der 68er. Die Selbstverwaltung
ist ja im Grunde genommen das anarchistische Prinzip, und über die
Selbstverwaltung hat Bakunin schon geschrieben - das waren seine
Grundforderungen gegenüber dem Staat. Sie waren natürlich als
mehr gedacht, nicht nur als wirtschaftliche Modelle innerhalb unserer
Gesellschaft, sondern als Modelle zur Gesellschaftsveränderung. Und
diesen Aspekt der Selbstverwaltung kann man wohl in den 80er und
in den 90er Jahren ganz vergessen. Dass immer mehr Selbstverwal136

tungen entstehen und die Vernetzung zunehmend grösser wird, und
dass dies zum Schluss zu einer Veränderung der Gesellschaft führt,
dieser Teil ist nicht mehr da. Aber an diesen Teil haben wir schon
geglaubt. Und es ist ja wohl nicht so, dass, wenn der Sozialismus
scheitert, dann der Anarchismus eine Chance bekommt. Denn das
sozialistische Modell, das ist die Genossenschaft.
Diese entspringt eindeutig dem sozialistischen, sozialdemokratischen
Gedankengut, und die Selbstverwaltung ist eine anarchistische Idee.
Ein Betrieb muss nicht, weil er eine Genossenschaft ist, meinem
politischen Gedankengut nahestehen. Dieser Name 'Genossenschaft',
das beeindruckt mich nicht mehr. Dass Coop, Migros Genossenschaften sind , das lässt mein Herz nicht höher schlagen. Aber eine
Selbstverwaltung, die ist meinem Gedankengut natürlich nahe. Ich
hoffe auch für das 'Kreuz', dass sie ihre Selbstverwaltung erhalten
können, ich bin nicht sicher. Sie müssen viel Geld verzinsen, das
braucht eine riesige Effizienz, da muss halt dann plötzlich doch der
Manager kommen. Die Selbstverwaltung ist im 'Kreuz' frei gewählt,
das einzige, was festgelegt ist, ist, dass es eine Genossenschaft ist. Sie
würden gegen kein Statut verstossen, wenn sie sich autoritär organiseren würden.

Kann ein Ausstrahlen der Selbstverwaltungs-ldee
beobachtet werden?
Leider tut sie das nur innerhalb der ganzen Beizenbranche. Es gehen
immer noch neue Betriebe auf, die nach diesem Modell organisiert
sind. Schade ist, dass es auf nichts anderes übergreift.
Nimmt man zum Beispiel den 'Löwen': Die haben eine hervorragende Küche, eine Spitzenküche, auch wenn selten ein Koch engagiert war. Die aussergewöhnliche Küche des 'Löwen' ist auch eine
effiziente Küche, mit professionellem Einkauf und professionell
gerechnet, obwohl nur von Laien ausgeführt, die nicht aus dem
Beizenfach stammen. Und ich glaube, das ist der Hauptgrund, dass
Leute, die eine Neigung zur Selbstverwaltung haben, zu linken
Modellen, sich dann für die Beiz entscheiden, weil man hier mit
Laien arbeiten kann. Das einzige, was man braucht, ist jemand, der
den Wirtekurs absolviert hat, das ist nicht so schlimm. Und es ist
natürlich auch immer die Vorstellung dabei, die ungerechte Vorstellung gegenüber einem Wirt, einer Wirtin, sie hätten die totale
Freiheit, ohne Meister, mit freier Zeiteinteilung ... , aber das Wirten
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ist ein unheimlicher Stress, von Freiheit keine Spur, von Zeit frei
einteilen auch nicht. Ich glaube, der erste Entscheid, eine Beiz eröffnen zu wollen, ist schon ein romantischer Entscheid. Was dann
die Selbstverwaltung zusätzlich noch kann, und wo dann der normale
Wirt wohl Schwierigkeiten hätte, ist, dass die Selbstverwaltung eine
volle Palette von Arbeitszeiten anbieten kann. Man kann das Arbeitspensum variieren von 10 bis 100 %., das auch wechselweise. Auch
selbstverwaltete Betriebe haben Personalschwierigkeiten, aber in
Zeiten, wo es knapp wird auf dem Arbeitsmarkt für den Arbeitnehmer, da hat die Selbstverwaltung wirklich sämtliche Modelle
von Arbeiten anzubieten. Da leben Leute nebeneinander, die mit
500 Franken im Monat auskommen und andere mit 2000. Von daher
ist das Modell schon toll.

Was halten Sie von den Sitzungen?
Das ist sehr schön, klingt sehr schön. Etwas Aehnliches wie unsere
Demokratie, das klingt auch sehr schön. Alles wird in den Gemeinden, alles von Kommissionen gemacht, dabei ärgern sich sämtliche
Mitglieder, dass sie in einer blöden, unnützen Kommission mitarbeiten und.dann blöde Protokolle schreiben müssen .
Ich habe sehr grosse Sympathien für den Bakuninischen Anarchismus, das einzige, wovor ich mich fürchte, ist eine völlige Durchpolitisierung der Leute, also die Vorstellung eines anarchistischen Modells
für unseren Staat und für Europa - das heisst, es gibt in jeder Fabrik
eine Vollversammlung aller Arbeiter. Beschlüsse der Sitzungen werden in der Hierarchie nach oben delegiert. Diejenigen auf der oberen
Stufe müssen dann so reden, wie es unten festgelegt wurde. Dann
wird weiter nach oben delegiert. Das ist sehr viel demokratischer als
unser heutiges System. Das einzig Schwierige daran ist eine totale
Durchpolitisierung der Menschen. Der Arbeiter, der hoffentlich nur
noch sechs Stunden arbeitet, muss nach diesen sechs Stunden noch
vier Stunden in die jeweiligen Kommissionen. Auf diese Weise funktioniert die Selbstverwaltung natürlich nicht allzu gut. Das ist auch
etwas, was die 68 er Generation mit ins Spiel gebracht hat, bei allen
Sitzungen diese riesigen Protokolle. Aber offensichtlich lässt sich das
nicht anders machen.
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Sind alle gleich in der Selbstverwaltung?
Das ist nicht zu machen. Es entstehen unter fünf Geschwistern - und
wenn sie Fünflinge sind und am gleichen Tag geboren wurden, und
wenn sie die gleiche Schule besuchen - Machtgefüge. Ich glaube, das
bleibt, und es wäre lächerlich, dagegen nun total etwas unternehmen
zu wollen. Wenn Trotzki damals von der permanenten Revolution
sprach, dann meinte er ja, es würden immer wieder Machtgefüge entstehen, und diese Machtgefüge müssten immer wieder gebrochen
werden, also der Unterste müsse immer wieder gegen den Obersten
rebellieren. So war seine Vorstellung. Und die leninistische Vorstellung war die idealistische, die Leute nur mal für ein paar Jahre,
ein paar Jahrzehnte daran zu gewöhnen, dann wären sie wirklich alle
gleich. Das funktioniert.
Es gibt Bildungsunterschiede, die die Macht prägen. Der eine kann
die Buchhaltung, und wer die Buchhaltung kann, der kann sich hinsetzen und sagen, dass es unmöglich sei, eine bestimmte Sache zu
kaufen und die Zahlen auf den Tisch blättern. Vielleicht könnte man
es kaufen, vielleicht ist er gegen diese neue Maschine. Von daher hat
er auch Macht, die kann er schon zu seinen Gunsten ausnützen. Aber
ich glaube, die Machtstrukturen in Selbstverwaltungen entstehen sehr
viel mehr durch die verschiedenen Menschen. Da sitzt eine Frau, die
sehr charmant wirkt, die hat schon eine Chance. Dann sitzt ein Mann
da, der verbal sehr begabt ist, der wirklich sprechen kann, der hat
auch eine bessere Chance. Ich glaube nicht, dass Selbstverwaltung rni t
Gleichmacherei zu tun hat, und ich glaube auch nicht, dass sie funktionieren würde, wenn man die Menschen auf die gleiche Ebene
stellen würde.
Selbstverwaltung ist für mich nichts anderes als konsequentes demokratisches Denken. Gemessen an anarchistischen Vorstellungen haben
wir hier in diesem Land überhaupt keine Demokratie. Gemessen an
andern politischen Systemen haben wir hier in diesem Land Schweiz
sehr viel Demokratie. Aber davon bin ich überzeugt, dass Demokratie
ein dauernder Traum bleibt und nicht verwirklicht werden kann.
Schlimm sind jene, die kommen und sagen, wir haben ja eine Demokratie, was wollt ihr denn noch? Schlimm sind jene, die Demokratie
als Zustand verstehen und nicht als Ziel. Und ich glaube, echte
Selbstverwaltung sei im idealistischen Bereich der Wille, Demokratie
als Ziel zu verstehen und nicht als Zustand: 'Wir erreichen etwas, wir
schaffen das zusammen, wir können das ausdiskutieren.' Und ich
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glaube, da hat sich wirklich schon sehr viel eingespielt. Es gibt bereits
viele Leute, die da gearbeitet haben oder arbeiten und unter keinen
andern Bedingungen mehr arbeiten könnten. Die Frage stellt sich
dann nach dem Weg zurück. Die Wirtschaft öffnet sich erst und
spricht von Mobilität, wenn die Arbeitnehmer knapp werden. Das
Selbstverwaltungsmodell, das sich so bewährt hat für Kneipen, hat
zu einer gewissen Ghettoisierung dieser Idee geführt. Die Leute erschrecken aber nicht so sehr, wenn eine Kneipe selbstverwaltet ist,
früher war dies ein rotes Tuch; heute hat sich sogar der Wirteverein
damit versöhnt. Und ich glaube, in der ganzen Stadt gibt es kein
Restaurant mit einem so hohen Umsatz wie der des 'Löwen'. Und
Effizienz, das überzeugt. Dann kommt plötzlich der andere Wirt, der
immer geflucht hat über die Beiz. Plötzlich ist alles ganz prima, und
die Selbstverwaltung wird zum erstrebenswerten wirtschaftlichen
Modell. Die revolutionäre Idee ist da.

Wie sieht die Zukunft der Selbstverwaltung aus?
Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Selbstverwaltung heute Zukunft hat, aber es wäre sehr schön, wenn sie als Modell überleben
würde. Die Vorstellung habe ich aufgegeben, dass das Selbstverwa 1tungsmodell die Gesellschaft verändert. Diese müsste schon ein wenig
verändert sein, da ja schon zwei Generationen vergangen sind, aber
man merkt nicht viel davon. Ich meine das jedoch nicht als resignativ.
Ich meine das sogar sehr optimistisch. Ich meine es sogar sehr optimistisch. Das einzige, was mir wichtig ist, ist das Selbstverwaltungsmodell. Vielleicht kommt dieses Selbstverwaltungsmodell einmal in
eine Zeit, wo es eine Chance hat. Solothurn ohne 'Kreuz' kann man
sich fast nicht mehr vorstellen, irgendwie ist es ein Nest, eine Brutstätte, aber es ist sehr klein, und die selbstverwaltete ASCOM, das
ist ein Traum.
Sieht man vom politischen Aspekt ab und betrachtet man
vor allem die Organisation der Selbstverwaltung,
wie sieht dann die Zukunft aus?
Da bin ich überzeugt, dass das Zukunft hat - aber dann hat es die
Zukunft der Migros und der Konsumgenossenschaft. Dass Selbstverwaltung absolut effizient sein kann, sogar plötzlich in einer Sparte
effizienter sein kann als die klassische Wirtschaft, davon bin ich absolut überzeugt. Nur würde ich sagen, das wäre eigentlich ein Schaden
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für den Gedanken. Natürlich haben alle immer gesagt, das gehe nicht,
das funktioniere nicht, und ihr werdet sehen, das 'Kreuz', das gibt
es ein halbes Jahr, und dann sind sie am Ende, diese Langhaarigen,
die können das nicht. Und dieser' Löwen', das ist ja Blödsinn, wieviel
die da bezahlen. Das kriegt kein Wirt raus, die schaffen das nicht.
Richtig gute Wirte im 'Löwen' haben vorher alle halbe Jahre gewechselt, und die werden in einem halben Jahr auch weg sein.
Da kommt natürlich die Gegenreaktion der Selbstverwaltung, der
Wille, den Beweis zu erbringen, dass es funktioniert. Und dann kann
es sein, dass das Geschäft plötzlich zu gut läuft. Diese Umschichtung
des Publikums war den Leuten im 'Löwen' gar nicht lieb. Die wollten
nicht dieses Publikum, sie wollten eigentlich das Publikum vom
'Kreuz', vielleicht ein bisschen die bessere Schicht vom 'Kreuz'. Die
wollten auch, sagen wir mal, ein politisches Publikum. Ein Wirt kann
sein Publikum nicht auswählen. Es geht niemand hin und arbeitet
absichtlich schlecht und macht absichtlich weniger Gewinn. Man
kann das nicht in der Schwebe halten.
Und dann bleibt nur die Hoffnung, dass es auch in zwanzig Jahren
noch selbstverwaltete Betriebe gibt, die mit knapper Not durchkommen, denn als Modell funktioniert es dort, wo es knapp funktioniert. Sobald es rentiert, ist es völlig eingegliedert in der Wirtschaft. Hätte vor zwanzig Jahren noch ein Bäcker seine Erdbeeren in
der Migros gekauft, der wäre aus dem Bäckerverband ausgeschlossen
worden, der wäre boykottiert worden von allen Leuten. Diese böse
Firma Migros ist absolut salonfähig geworden, und das böse · 'Kreuz'
wird auch mal salonfähig werden. Der böse 'Löwen' ist es schon
längst.
Von den selbstverwalteten Betrieben in Deutschland ist kein einziger
eine Genossenschaft, weil das deutsche Genossenschaftsrecht sehr,
sehr hart ist. Es braucht sehr viel in Deutschland, um eine Genossenschaft zu gründen, den totalen Nachweis, dass überhaupt kein Gewinnstreben da ist, den totalen Nachweis, dass jeder Gewinn auf alle
Genossenschafter verteilt wird. In einer Kneipe ist das aber nicht
machbar, deshalb gibt es in Deutschland keine einzige selbstverwaltete Beiz. In der Schweiz ist das Genossenschaftsrecht sehr fortschrittlich. In dieser kapitalistischen Schweiz gäbe es kein derart
einfaches Genossenschaftsrecht, wenn nicht die Kapitalisten gemerkt
hätten, dass auch sie da eine Chance haben. Wenn sich plötzlich
herausstellt, dass die Selbstverwaltungen im Gebiet Hotellerie viel
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effizienter sind als ursprüngliche Betriebe, dann werden die Kapitalisten Selbstverwaltungen machen, man kann ja auch eine Aktiengesellschaft machen mit Selbstverwaltung, und so werden diese
Systeme übernommen.
Also ein bisschen Erfolglosigkeit ist den Selbstverwaltungen zu wünschen, nicht zuviel, sie sollen ja leben. Das ist es, was ich meine,
gedacht war es als Modell, nicht als wirtschaftliches Modell, sondern
es war gedacht als Gesellschaftsmodell. Niemand hatte 1968 die Vorstellung: 'Wir machen jetzt mitten in diesem Kapitalismus ein Inselchen und zeigen denen mal, wie man effizient wirtschaftlich arbeitet', sondern man hat gedacht: ' Wir zeigen denen mal, dass es andere
gesellschaftliche Modelle gibt'. Die Selbstverwaltung war damals
nicht als wirtschaftliches Modell, sondern als gesellschaftliches
Modell gedacht mit der Ueberzeugung, dass dieses gesellschaftliche
Modell wirtschaftlich effizient sein kann.
Ich glaube, den Beweis der Effizienz haben inzwischen einige angetreten. Aber der andere Teil, dass es die Gesellschaft ändert ... wobei
Teilzeitarbeit und Job-sharing, das hat zugenommen, vielleicht ein
wenig unter dem Einfluss des Modells ...
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Zur Zeit, als Leonardo da Vinci seiner des Lesens unkundigen, in
ihrer Kunst aber sicher umso besser bewanderten Köchin täglich den
Einkaufs- und Speisezettel mit prächtigen Gemüsen, Fischen und
vielerlei Getier zeichnete, publizierte der erste grosse Meister der
europäischen Küche, Bartolomeo Scappi, Koch der römischen Kurie,
sein Grundlagenwerk "Opera", das von vielen Kirchenfürsten inbrünstiger studiert wurde als die Glaubenssätze der Heiligen, apostolischen Kirche. Höhepunkt gastronomischer Kunst waren die
oft langwierigen Konklave mit bis zu 19-gängigen, feierlich zelebrierten Menüs, wie dargestellt im obigen Holzschnitt.
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Umsatzgrössen aus der schweizerischen Gastronomie

Mi'!~~~~-------slNissai~-----------~y~~rvice
Unternehmen

-----

Umsatz 1995
(Mio SFr.)

Veränderung
gegenüber
Vorjahr(%)

Anzahl
Mitarbeiter

Der Gesamtumsatz der schweizerischen Gastronomie betrug 1995
knapp 20 Milliarden SFr. Er verteilt sich auf rund 25 000 Restaurants mit etwa 260 000 Chefs und Mitarbeitern, was eine statistische
Mittelgrösse von gut 10 Mitarbeitern und 800 000 SFr. Umsatz
ergibt. Ohne die 50 grössten Betriebe, die knapp 20 '/. des Gesamtvolumens ausmachen, pendelt sich der Mittelwert pro Betrieb bei
ca. 600 000 SFr. Umsatz mit 9 Mitarbeitern ein. In dieser Kategorie
haben einige erfolgreiche selbstverwaltete Betriebe mit Umsätzen
zwischen 2 und 6 Mio ein ernsthaftes Wort mitzureden.
*) Bei Markenprodukten

mit Franchising-System
beziehen sich die Zahlen
euf die Lizenznehmer
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2. 3. Traditionelles versus selbstverwaltetes Gastgewerbe

2. 3. 1. Methode
Anhand der gleichen Kriterien, mit denen ich die Selbstverwaltung
dargestellt habe, möchte ich den Charakter des traditionellen Gastgewerbes beschreiben und auf Unterschiede zwischen den beiden
hinweisen. Meine Ausführungen habe ich anhand mehrerer offener
Interviews mit einem kompetenten Fachmann des Gastgewerbes
und mit Hilfe eigener Erfahrungen zusammengestellt.

2. 3. 2. Auswertung

2. 3. 2. l. Entstehung
Das traditionelle Gastgewerbe, das Restaurant, existiert meist in
Form eines Saales oder eines Raums, der einem Speisesaal ähnlich
sieht. Hier sitzen die Gäste an Zweier- oder Vierertischen, je nach
Bedarf. Den Gästen wird von einem Kellner oder einer Kellnerin ein
Gericht serviert. Die Grösse des Restaurants kann zwischen 20 und
500 Plätzen liegen . Will man heute ein traditionelles Restaurant
eröffnen, · muss man folgende Punkte besonders beachten:
Qualität der Küche
Qualität des Kellers (Weine etc)
Qualität des Personals (Arbeitet man mit Profis oder nicht?)
Qualität des Materials: Tische, Stühle, Geschirr, Silber etc.
Qualität der Innendekoration (Innenarchitekt?)
Qualität der Infrastruktur (Toiletten, Garderoben, Telephon,
Lift etc.)
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Mit der Zeit haben sich im traditionellen Gastgewerbe sehr viele verschiedene Typen von Restaurants herausgebildet. M. Rochat vom
CIG (Centre International de Gliou) unterscheidet 15 Variationen
der traditionellen Gastronomie:
1. ;Grillroom/Rotisserie

("Schweizerhor', "Bellevue")

2. Brasserie

("Bärengraben", "Bürgerhaus")

3. Bahnhofbuffet

(SBB Bern)

4. Landgasthof

("Rössli" in Büren zum Hot)

5. Spezialitäten-Restaurants

("Ratskeller", "Harmonie")

6. Pizzerias

7. . Snack-Bar

("Bresil")

8. Self-Service
9. Cafeteria{fea-Room

("Gfeller")

10. Fast-Food
11. Restauroute

(Autobahnraststätte)

12. Drive-In

(vor allem - vorläufig - USA)

13. Service Traiteur

(Globus)

14. Nachtclub
15. Kantine
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(In Banken und Spitälern werden sehr
gute Buffets zubereitet, also spricht man
hier primär nicht mehr nur von
Personalverpflegung)

Der traditionelle Gasthof entstand an Orten, wo Menschen sich nicht
zu Hause verpflegen konnten und deshalb auf Beherbergung angewiesen waren ("Relais-Stationen"), oder in Dörfern und Städten, wo
Menschen sich trafen. Aber genau herauszufinden, wo das Gastgewerbe seinen Ursprung hat, der sehr weit zurückliegt und legendenumwoben ist, wäre Stoff für ein anderes Buch ... Wesentlich einfacher ist die Auflistung der aktuellen Trends und Branchenprobleme:
1.

Die Fast-food-Bewegung nimmt immer mehr zu. Filr die Unternehmer bedeutet
dies eine Chance zur bestmöglichen Gewinnoptimierung, aber auch zur Erfüllung
der neuen Bedilrfnisse der Konsumenten.

2.

Die Lebensmittelindustrie entwickelt sich zunehmend in Richtung Fertigprodukte.
Die Produkte in Form von Pulver für Saucen, Cremen etc. sind schon beinahe so
gut, dass man kaum einen Unterschied zum Hausgemachten feststellen kann (wobei
hier die Meinungen auseinandergehen können). Gleiche Qualität zu niedrigeren
·Preisen wird bevorzugt.

3.

Rationalisierung im Personalwesen:
•

Es gibt immer weniger ausgebildetes Servicepersonal.

•

Ausgebildetes Küchenpersonal ist sehr schwer zu finden; vor
allem für kleine, normale Restaurants entstehen Probleme.-Die
grossen Tp,p-Restaurants finden leichter Personal, da Köche bei
ihnen arbeiten, um an anderen Orten gute Referenzen
vorweisen zu können.

•

Die Informatik hält auch im Gastgewerbe Einzug. Buchhal~ung,
Arbeitspläne werden mit Hilfe der EDV (elektronische Datenverarbeitung) angefertigt.

•

Ein Wirt kann heute allein durch Kreativität nicht überleben. Er
muss nicht nur einen Teller schön anrichten können, sondern
vielmehr wissen, wo man die richtigen Zutaten zu diesem
Teller ein- und wie man diesen nachher verkauft.
1/5 Kreativität und 4/5 administratives Wissen bilden die
richtige Mischung für das erfolgreiche Betreiben eines
Restaurants.

•

Es wird immer schwieriger, Individualität im Gastgewerbe
durchzusetzen. In der heutigen Gesellschaft ist der Hang zu
Restaurationsketten sehr gross ("McDonalds", "Pizza Hut",
"Spaghetti Factory"„.)
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2. 2. 2. Motivation
Ein Restaurant zu betreiben, bedeutet den Versuch, Gewinn zu erwirtschaften, Arbeitsplätze zu schaffen, einen Dienstleistungsbetrieb
zu kreieren, möglicht "in", sich einen Namen zu schaffen und sich
profilieren zu wollen. Für lohnabhängige Angestellte bilden folgende
Punkte Anreize und Motivation, im Gastgewerbe zu arbeiten:
1. Geld verdienen
2. Die Arbeit im Gastgewerbe bietet sehr viele
Kontaktmöglichkeiten mit Menschen.
3. Unorthodoxe Arbeitszeiten. Für einige ist dies ein
Hinderungsgrund, im Gastgewerbe zu arbeiten; andere
wiederum können sich eine Arbeit mit normalen
Arbeitszeiten nicht mehr vorstellen.
4. Teamwork wird gross geschrieben. Nicht jeder arbeitet für sich,
jeder ist auf den anderen angewiesen. Ist die Gewißheit da, dass
man sich aufeinander verlassen kann und einander hilft,
funktioniert die ganze Service- und Küchenarbeit viel besser.
Eine Harmonie entsteht, die sowohl für den Angestellten, für
den Gast als auch für die gute Atmosphäre eines Restaurants
sehr wichtig ist.
5. Das Echo, ob die Arbeit gut gemacht wird oder nicht, kommt
vom Gast direkt. Dies kann den Angestellten in seiner
Arbeitsweise bestärken oder ihm zeigen, was er ändern sollte,
um seine Arbeit gut und zur Zufriedenheit der Gäste
auszuführen.
6. Man sagt, die Arbeitsplätze im Gastgewerbe seien sichere
Arbeitsplätze, da die Leute immer das Bedürfnis haben zu
essen.
Im traditionellen Gastgewerbe steht eindeutig der Aspekt des Geldverdienens an erster Stelle. Ein Grossteil der Serviertöchter sind
Frauen, die als Ehefrauen, als ledige oder geschiedene Mütter ohne
Ausbildung zusätzlich Geld verdienen müssen. Solchen Frauen kann
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das Gastgewerbe Arbeit anbieten. Der Aspekt des Geldverdienens
rückt in der selbstverwalteten Beiz hingegen in den Hintergrund,
die Löhne sind extrem niedrig. Hier hat der Wunsch, ohne Hierarchien arbeiten zu können und seine Arbeit selbst zu gestalten eindeutig höheren Stellenwert.
2.3.2.3. Ziele
Wie in jedem andern Wirtschaftszweig ist die Definition der Unternehmensziele und -Strategien von entscheidender Bedeutung:

•

Man will so rentabel wie möglich, aber ohne grossen
Qualitätsverlust arbeiten.

•

Ein Restaurant muss darauf achten, dass es immer auf dem
neusten Stand ist, d.h. man will für möglichst viele Gäste
attraktiv bleiben und ihnen die gleiche oder wenn möglich
bessere Service- und Essensqualität bieten als das Restaurant
nebenan.

•

Trends aufspüren und sich den wichtigen anpassen.

•

Das Personal zu Eigenverantwortung "erziehen", so dass man
nicht nur nach Anweisungen des Chefs arbeitet, sondern auch
selbst, im Sinne der Unternehmensphilosophie, Entscheidungen
trifft.

•

Ein homogenes Team und entsprechende Arbeitsbedingungen
schaffen.

•

Aktiv neue Formen der Bewirtung entwickeln .

Effizienzsteigerung, wirtschaftlich gut zu sein und besser zu arbeiten
als die Konkurrenz, das sind die traditionellen Zielsetzungen. Der
Faktor Mensch, sei es Eingehen auf das Personal, Schaffung guter
Arbeitsbedingungen und Schaffen von Freiräumen für eigenverantwortliches Arbeiten, gewinnt an Bedeutung. Die Angestellten werden
dadurch besser motiviert, erscheinen kreativer, flexibler und zufriedener, was sich positiv auf die Effizienz auswirkt. Während diese
149

Aspekte in der Selbstverwaltung seit je das oberste Credo bilden,
finden sie nach und nach auch im normalen Gastgewerbe Eingang.
In der Selbstverwaltung wurden diese Faktoren aber so stark in den
Mittelpunkt gestellt, dass die Arbeitseffizienz und damit der Unternehmenserfolg oftmals bös ramponiert wurden.

2. 3. 2.4. Organisationsformen
Die Organisationsformen im traditionellen Gastgewerbe sind je nach
Grösse und Art des Betriebes sehr vielfältig. Bei kleinen Familienbetrieben übernimmt das Wirteehepaar die einzelnen Chefposten und
führt sie je nach Wissen und Können aus (also geteilte Rollen).

Wtrteehepaar

Sie

Er

erledigen gemeinsam:

Obernlmmt den Service

Obemimmt die KOche

Finanzen

Ihr unterstellt sind:

Ihm unterstellt sind:

Einkauf

Serviceangestellte

Küchenpersonal

Personal

Wäscherei

Küchenreinigung, Abwasc

Unterhalt

Gästebetreuung

Abb. 4 Organisation Familienbetrieb
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2.3.2.5. Arbeitsteilung
Die Arbeitsteilung im Sinne der Selbstverwaltung ist im traditionellen
Gastgewerbe nicht vorhanden. Durch das hierarchische Gefüge sind
alle Positionen gegeben. Jeder Angestellte ist im Prinzip Spezialist
auf seinem Gebiet. Im Idealfall ermöglichen schriftliche Job-descriptions klare Definitionen jeder Position. Jeder kennt also seine
Aufgaben ganz genau, so versucht man den Gefahren der doppelten
Ausführung von Tätigkeiten und unnützen Arbeiten aus dem Weg zu
gehen. Es ist aber wichtig, dass die einzelnen Personen über ihren
direkten Aufgabenbereich hinaussehen und merken, wann sie wo behilflich sein können. Teamwork ist gefragt, wobei allerdings die Kollisionsgefahr mit individuellen innovativen Ideen akut ist, besonders in
der Selbstverwaltung!

2. 3. 2. 6. Rotation
Rotationen finden wir im normalen Gastgewerbe selten bis nie.
Höchstens in Klein- oder Familenbetrieben, wenn der Wirt oder die
Angestellten dort aushelfen, wo jemand benötigt wird. Sonst beobachten wir Rotationen höchstens in Form von Beförderungen.

2. 3. 2. 7. Sitzungen
Sitzungen gewinnen im traditionellen Gastgewerbe immer mehr an
Bedeutung und können, wie beispielsweise bei "Mövenpick" zu
einem festen Bestandteil der Betriebsphilosophie werden. Die kleinen, konventionellen Betriebe führen aber kaum Sitzungen durch.
Hier herrscht meist eine familiäre Atmosphäre, man isst zusammen
und bespricht auf fast informelle Weise, wer welche Tätigkeiten übernimmt, wo eventuell Probleme im Betrieb entstehen könnten. Regelmässige Sitzungen wären aber auch in kleineren und mittleren Betrieben zur Herstellung eines optimalen Informationsflusses durchaus von Vorteil. Viele Betriebsinformationen (Was steht heute auf
der Menükarte? Wie sieht der Bankettkalender aus? Wie müssen wir
servieren?) würden sofort und direkt zu den Betroffenen weitergeleitet. Mängel in der täglichen Arbeit könnten effizienter behoben
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werden. Dem Personal würde die Möglichkeit geboten, öfters seine
Meinung zu äussern und Vorschläge zur besseren Arbeitsgestaltung
vorzubringen. Dies wäre um so sinnvoller, als die Angestellten "an
der Front" sind und dadurch Probleme buchstäblich hautnah erleben. Der grosse Unterschied zur Selbstverwaltung ist, dass nicht
alle gleichberechtigt sind, sondern Weisungen von ihrem Chef erhalten. Von ihm hängt (fast) alles ab, er hat das Sagen. Für ihn bedeutet dies allerdings einen enormen Aufwand an Vorbereitungszeit,
hohe Präsenzzeiten und viel Verantwortung. In der Selbstverwaltung
verteilt sich die Verantwortung auf viele Schultern, was aber, wie
gesagt, auch gewichtige Nachteile mit sich bringt, wie etwa die
Gefahr geringerer Innovation, lange Entscheidungsfindung usw.).

2.3.2.8. Wohnen
Zusammenwohnen war keine Idee des traditionellen Gastge~ rbes.
In ländlichen Regionen findet man jedoch oft Gaststätten, wo
den Angestellten Personalwohnungen zur Verfügun

Zusammenwohnen war keine Idee des traditionellen Gastgewerbes.
In ländlichen Regionen findet man jedoch oft Gaststätten, wo
den Angestellten Personalwohnungen zur Verfügung stehen. Für
ausländische Saisonangestellte eine durchaus praktische Einrichtung.
Der Wunsch des Zusammenlebens war früher fast typisch bei selbstverwalteten Beizen. Heute entfernt man sich aber zunehmend von
der Idee der Wohngemeinschaften, die Trennung von Arbeits- und
Wohnort wird bevorzugt.

2. 3. 2. 9. Gemeinsamkeiten ausserhalb der Arbeitszeit
Ob gemeinsame Ausflüge stattfinden, hängt sehr vom Standort und
der Grösse des Betriebs sowie der Herkunft bzw. Durchmischung des
Peronals ab. Modemes Management ist bedacht, das Personal mit Reisen, Exkursionen, Teilnahme an Sportveranstaltungen, Grümpeltournieren etc. bei Laune zu halten. Man hat erkannt: Arbeitsklima
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und Job-Qualität definieren sich nicht nur über das Lohnkonto. Die
Freizeit wird jedoch klar vom Job getrennt. Soziologen und Kulturphilosophen haben unsere postind ustrielle Gesellschaft schon längst
als Gemeinschaft definiert, in der - zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte - das Wohl des Individuums über dajenige der Gesamtheit gestellt wird. Keine ganz einfache Sache. Trennung von
Arbeit und Freizeit wird aber auch für die Selbstverwaltung immer
wichtiger. Rar die Genossenschafter, die Betrieb und Idee des Modells über ihr privates Glück stellen.

2. 3. 2. 10. Vor- und Nachteile der beiden Modelle
Das traditionelle Gastgewerbe weist gegenüber der Selbstverwaltung
sowohl Vor- als auch Nachteile auf. Wesentliche Vorteile sind:
•

Es bestehen klar definierte Zielsetzungen, die jederzeit
kontrolliert werden können.
Währenddem in der Selbstverwaltung die Gefahr gross ist, dass
man generelle Ziele zugunsten von momentanen Wünschen
vernachlässigt.

•

Ein reibungsloser Ablauf der Arbeiten im Betrieb ist durch eine
gute 9rganisation und die klare Definition aller Tätigkeiten
gegeben.

In der .Selbstverwaltung dagegen werden durch mangelnde
Organisation Oft "Leerläufe" und parallele Ausführungen von
Arbeiten beobachtet. Dies fühlt zu Unklarheiten im Team und
zu Personalkosten, die verhältnismäs.sig hoch sind.
•

Unternehmertum wird gross geschrieben. Der Chef hat die
Möglichkeit des absolut freien Handelns. Der Betrieb wird nach
seinen unternehmerischen Grundsätzen geführt.

•

Was den Personalwechsel betrifft, kann man in vielen
Restaurants;;,einen "hruten Kern" Q,eobachten, welcher
dreiei9halb bis vier Jahre oder länger im Betrieb mitru·beitet.
Ausl)ilfen dagegen wechseln sehr häufig (auch saisonbedingt).
Für die Ül:!erlebensfähigkeit eines Restaurants ist ein gewisses
Stammpersonal sehr wichtig, da dies eine entsprechend hohe
Anzahl von Stammkundschaft bedeutet. Für viele Gäste ist es
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wichtig, immer von demselben Servicepersonal bedient zu
werden. Der Gast hat so nicht nur seine Beiz, sondern auch eine
Bezugsperson und einen Kommunikationspartner.
Dieser Aspekt ist auch in der Selbstverwaltung sehr wichtig.
•

Der ganze Betrieb ist entscheidungsfreundlich. Man kann direkt
und jederzeit auf äussere Einflüsse reagieren uqq den Ablauf
optimieren.

In den Selbstverwaltungen gehen innovative Ideen häufig
verloren, da es viel Z.Cit und die Zustimmung der anderen
braucht, um eine Entscheidung treffen zu können.
Ein häufiger Nachteil, vor allem in Stadtbetrieben, ist die Gefahr
einer unpersönlichen Atmosphäre. Das Ziel des Personals ist primär
das Geldverdienen, das Interesse an Ablauf und Gestaltung der
Arbeit hält sich in Grenzen. Auch der Wille, Bezugsperson für die
Gäste zu sein, ist wenig ausgeprägt. Der für das Gastgewerbe sehr
wichtige zwischenmenschliche Kontakt kommt kaum zustande, es
sei denn bei gelegentlichen gehässigen Scharmützeln zwischen Gast
und Servicepersonal. Natürlich geschieht solches auch in der Selbstverwaltung, aber die Beobachtung zeigt, dass allgemein dem Kontakt
mit Gästen ein höherer Stellenwert eingeräumt wird als in traditionellen Betrieben, sei es auch nur durch die Tatsache, dass Gast und
Gastronom bei diesem Modell recht oft eine ähnliche Wellenlänge
haben.

2. 3. 11. Fluktuation
Es ist wichtig, klar zwischen den einzelnen Betriebsformen des traditionellen Gastgewerbes zu unterscheiden :
- Saisonbetriebe, in denen oftmals alle 6 oder 12 Monate das
ganze Personal ausgetauscht wird.
- Stadtbetriebe, in denen man versucht, das gute Personal zu
halten, da die Bindung zwischen Stammpersonal und Stammkundschaft viel wichtiger ist als bei Saisonbetrieben. Wichtige Voraussetzungen sind guter Lohn und geregelte Arbeits- und Ferienzeiten.
- Hotel-Restaurants der gehobenen Klasse. Je höher der Betrieb
eingestuft wird, umso höher ist die Fluktuation, da ein grosser Teil
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des Personals in diesen Häusern nur arbeitet, um gute Referenzen
für eine weitere Laufbahn im Gastgewerbe zu erhalten. Im Schnitt
beträgt die Verweildauer 1-2 Saisons. Ein häufiger Wechsel auf
unterer Ebene beeinträchtigt den Betrieb aber weniger, da die Strukturen entsprechend ausgerichtet sind und die Kaderfunktionen
stark akzentuiert sind. Die Stabilität der Stellen auf den höheren
Ebenen ist entscheidend für Kontinuität des Führungsstils, des
Images und Profils des Betriebes. Gutes, qualifiziertes Kader schafft
angenehmes Arbeitsklima, eine wichtige Voraussetzung zur Reduktion der Fluktuation, was sich in jeder Beziehung positiv auf den
Betrieb und das Betriebsergebnis auswirkt. Der oftmals uneinheitliche Führungsstil der Selbstverwaltungen stellt ein echtes Problem
dar. Natürlich können meist verschiedene Wege zum Ziel führen , aber
in der täglichen Beizenarbeit können zu viele vetrackte Wege leicht
in eine Sackgasse führen.

2. 3. 2.12. Lohn
Für einen Office-Angestellten beträgt das gesetzlich vorgeschriebene
Minimum pro Monat:
SFr. 2360.- brutto
- 0,8 '/. Unfallversicherung
- 0,8 '/. Krankheitsversicherung
- 5.05 '/. AHV (Altersversorgung)
- 0,2 '/.Arbeitslosenversicherung
Für das Servicepersonal:
13.04 '/. des Umsatzes (nicht zwingend), Abzüge wie oben,
aber im Minimum SFr. 680.- garantierter Mindestlohn.
Je nach Kundschaft, Betrieb und Qualität der Serviceleistung
kann ohne weiteres ein Gehalt bis zu SFr. 4500. - erreicht
werden.
Für Koch/Köchin:
SFr. 3500. ·- bis 4000. - brutto, Abzüge wie oben.
Auch in diesem Fall ist die Skala nach oben für Spitzenleute
offen.
Verglichen mit andern Branchen sind die Löhne im Gastgewerbe tief.
Neben den unregelmässigen Arbeitszeiten ist das für viele der Hauptgrund, nicht in dieser Branche tätig zu sein oder sie so rasch wie
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möglich zu verlassen. Trotz allem sind die Löhne im traditionellen
Restaurant im Vergleich zu den selbstverwalteten Beizen bedeutend
höher.

2. 3. 2. 13. Allgemeine Finanzlage
Ein seriöses Management ist in der Regel ein gewisser Garant für
gesunde Finanzen, da kluges Einteilen und effiziente Kontrolle der
finanziellen Mittel sich in vielen Bereichen kostenreduzierend auswirken:
• Beim Einkauf: Kauf von Aktionsprodukten und Vergleich der
verschiedenen Angebote der Grossverteiler.
•

Kontrolle beim Getränkeausschank, da oft ungenau gearbeitet
wird.

•

Kontrolle der Küchenausgänge. Eine gute Restenverwertung
sollte beim Aufstellen der Menüs beachtet werden, Abfälle
sollten minimiert werden.

Die traditionellen Restaurants versuchen, diesen Punkten immer
grössere Beachtung zu schenken. Für selbstverwaltete Beizen, die
sich dem Grundsatz "nur frische Vollwertprodukte" verschrieben
haben, bedeutet das grundsätzlich erhöhte Kosten. Es besteht die
akute Gefahr, dass Aufwand und Ertrag nicht in Einklang stehen.
Und da sich bei der potentiellen Kundschaft gewisse Preisstrukturen
in den Köpfen festgesetzt haben, kann die eigentlich gerechtfertigte
Verteuerung des Einstandspreises für hochwertige Frischprodukte
nicht automatisch auf den Endpreis abgewälzt werden. Was soll man
mehr bezahlen, wenn die Aushängetafel des Restaurants nebenan den
Tagesteller 3 Franken billiger anbietet, und vor allem, so meinen
die Leute, müsste doch in einer "selbstverwalteten Beiz" die soziale
Ader durchschlagen und die Selbstverwalteten sollten doch nicht so
auf Gewinn aus sein wie die klassischen Wirte ....
Wichtig ist, dass das Restaurant ein Unternehmen ist, das wie ein
Industriebetrieb geführt werden sollte. Dies setzt Fachwissen betreffend Investitionen, Risikodosierung, steuergünstiges Wirtschaften
etc. voraus. Das erklärte Hauptziel des traditionellen Gastgewerbes
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ist die Erwirtschaftung von Gewinn, also kann man sich darauf einstellen und entsprechend verhalten. Das unternehmerische Fachwissen hat vor allem früher, aber zum Teil auch heute in der Selbstverwaltung gefehlt, besonders Finanzfragen wurden häufig zuwenig
kompetent gelöst, was logischerweise dann ein Scheitern zur Folge
hatte.

2. 3. 2. 14. Kulturelle Aktivitäten im Gastronomiegewerbe
Diesem Aspekt wird gegenwärtig verehrte Bedeutung zugemessen.
Es gibt Leute, die behaupten, es genüge nicht mehr, ein Restaurant
nur wegen finanzieller Ziele und dem Plausch an der Sache zu betreiben. Es wird fast zum "must", dass sich ein Beizer irgendwie
kulturell profiliert. Da werden die (erträumte oder wahrhaftige?)
Tradition von Shakespeares Theatergruppe beschworen, deren
Aufführungen meist in grossen Gelagen geendet hätten oder die
von Barden und Gauklern umrahmten legendären Festgelage in alten
Ritterbrugen. In der Tat hat ein Restaurationsbetrieb günstige Voraussetzungen zur Organisation kultureller Ereignisse wie Konzerte,
Ausstellungen, Lesungen, Weindegustationen, Foren bis hin zur
Organisation spezifischer auf das Stammpublikum ausgerichteter
Reisen usw. Synergienutzung, wie das im neudeutschen Fachjargon
heisst.
Der Verkauf von eigenen Spezialitäten wie Essig, Desserts, Gewürzmischungen,
Geschirrkreationen, Kochbücher etc.
Als Beispiel sei hier das "Rössli" in Büren zum Hof erwähnt. Hier wird zusätzlich
zum Restaurant eine Vinothek und die Edition Herzog (Bildergalerie) betrieben.
Unter Kennern sehr gut bekannt, hat sich diese Kombination bestens bewährt und
bereitet nicht nur dem Wirt, sondern auch den Gästen sehr viel Freude und ein
besonderes Erlebnis.

Den kulturellen Aspekt zu betonen und zu fördern, das ist bei den
selbstverwalteten Betrieben bereits klassische Selbstverständlichkeit geworden. In dieser Beziehung sind sie dem konventionellen
Gastgewerbe voraus.
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2. 3. 2. 15. Allgemeine Probleme
•

Qualifiziertes Personal zu finden wird zunehmend schwieriger

•· Der Beuiebsablauf ist oft zu kompliziert gestaltet und som1t
unrentabel. Auf diesem Gebiet könnte in Zukunft noch sehr
viel verbessert werden.
•

Allgemein ist zuwenig Professionalität vorhanden.

•

Die Motivation des Personals lässt häufig zu wünschen übrig.
(Hä11gt stark von Professionalität ab; je professioneller das
Team arbeitet, desto besser und reibungsloser funktioniert alles)

•

Unregc;lmässige Arbeitszeiten verhindern oft eine Teilnahme
am gesellschaftlichen Geschehen.

Diese Probleme kann man sowohl beim traditionellen als auch beim
selbstverwalteten Gastgewerbe beobachten. Die Gastronomie wird
gezwungen sein, neue Modelle betreffend Arbeitsbedingungen und
Arbeitszeiten sowie eine bessere Entlöhnung anzubieten, um die
Stellen attraktiver gestalten zu können. Dadurch könnte der Anreiz,
sich in dieser Branche ausbilden zu lassen und tätig zu sein, erhöht
werden.
•

Ein weiteres Problem, welches vornehmlich dar: traditionelle
Gastge.)Verbe betrifft, ist die Kontrolle auf allen Stufen. Die
.Betriebe sind selten so durchstrukturiert, dass Kontrollen auf
allen Stufen gewährleistet sind. Wird ein gewisser Bereich
vernachlässigt, ist die Gefahr vorhanden, dass die Angestellten
dies ausnützen.
Das Arbeiten in Selbstverwaltungen hingegen ist auf Vertrauen
aufgebaut. Gegenseitige Kontrollen finden nicht statt.
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2. 3. 2. 16. Zukunft des traditionellen Gastgewerbes

Probleme der Rentabilität
Wer renoviert oder neu baut, kommt nicht mehr ohne Getränkecomputer, hochmoderne Kassencomputer und ähnlich teure Geräte
aus. Kostspielige Investitionen, die aber bei gezieltem Einsatz längerfristig doch eine Erhöhung der Margen bewirken, neben präziserer
Lager- und Vorratsbewirtschaftung vor allem durch Personaleinsparungen.
Neue Serviceformen
Fernbedienungsbestellungen werden in vielen Betrieben Einzug halten, das heisst, dass Bestellungen vom Tisch aus durch den Kellner
nach dem Prinzip der TV-Fernbedienung direkt elektronisch ans
Buffet weitergeleitet werden können. Die Service-Wege für die Angestellten werden dadurch kürzer, es bleibt mehr Zeit für den Umgang
mit dem Gast.
Kompetentes Kalkulieren
Eine Binsenwahrheit: Will man Geld verdienen, muss man die Unkosten im Griff haben. Höhere Warenkosten beim Einkauf können
nur sehr begrenzt durch erhöhte Menüpreise aufgefangen werden.
Wie bereits angedeutet, reagieren die Kunden sehr sensibel auf Preiserhöhungen. Die einzige Formel für den Erfolg lautet: Tiefe Verkaufspreise um die Kundschaft anzuziehen, gestützt auf scharf kalkulierten Einkauf, andauernde, knallharte Kontrolle der Unkosten.
Organisation der Küche wird überdacht
Cuisson sous vide als optimale Warenverwertung, das heisst Vorbereitung und portionenweises Vakuumieren, gefolgt von bedarfsweisem
Aufwärmen bzw. Fertigkochen. Somit braucht man ausgebildetes
Küchenpersonal nur noch in den Produktionsküchen, von denen aus
die portionierten Gerichte an die jeweiligen Restaurants geliefert
werden, wo relativ unqualifiziertes Personal genügt, um die Teller
zum Beispiel anhand von Bildern anzurichten. Dem Sous-vide-Verfahren wird eine revolutionäre Zukunft vorausgesagt. Unter Gastrokritikern kursiert bereits der böse Witz, dass inskünftig der Koch
mit der besten Schere sich die meisten Sterne vom Himmel hole.
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Persona/suche
Es wird immer schwieriger, qualifiziertes Personal zu finden. Demnach wird man vermehrt versuchen müssen, die Betriebe entsprechend umzustrukturieren. Zu glauben, dass sich die Beschäftigungssituation im Gastgewerbe entscheidend ändern werde, wäre wohl eine
Illusion - sogar im Zeichen vermehrter Arbeitslosigkeit. Immer
weniger Menschen sind bereit, in die Gastroberufe einzusteigen,
unregelmässige Arbeitszeiten, Stress, Hektik und tiefe Löhne
(siehe 2.3.2.12) zu akzeptieren.
Individuelle Gastronomie
Für unabhängige Restaurants wird es hauptsächlich in den Städten
immer schwieriger, den wirtschaftlichen Zwängen gerecht zu werden.
Zahlreiche Betriebe werden noch verschwinden. Als Alternative
bieten sich die grossen Gastroketten wie Mövenpick oder Restaurationsspezialisten wie die Zehtner Service AG in Bern an, welche
durch neue, unkonventionelle Betriebsmethoden sich den veränderten Verhältnissen anpassen. So hat sich der eigentlich branchenfremde Metallbauer Zehtner dank seinen durchdachten Führungskonzepten zu einem Marktleader hinaufgearbeitet: Er sucht si.ch als
Geschäftsführer begabte Leute aus, denen er in vorgegebenem Rahmen freie Hand lässt, die aber für die Rentabilität der Betriebe
geradestehen müssen. Seine zentrale Aufgabe sieht Zehtner in sorgfältigem Ueberwachen und strengen Betriebskontrollen. Ebenfalls
wird der Anteil von Fast-food-Ketten am Markt steigen, da sich die
Verpflegungsbedürfnisse der Leute stark verändert haben.
Was immer die Restaurationsbetriebe ihren Gästen auch anbieten
wollen, sie müssen flexibel sein und neue Trends schnell erkennen
und in die Planung einbeziehen. Das alte Bild der traditionellen
Gastronomie hat kaum noch Gültigkeit. Dies hat nicht nur mit
weniger Professionalität in der Branche zu tun, sondern auch mit
veränderten Ansprüchen der neuen Gäste. Mit weniger Aufwand
bessere, von den Gästen gewünschte Qualitätsangebote auf die
Teller zu zaubern lautet die fast an die Quadratur des Kreises erinnernde schwierige Aufgabe. Die Selbstverwaltung muss sich in
diesem harten Wettbewerb auf ihre Stärken, deren eine die
alternative Küche ist, besinnen. Das Vordringen der Fast-food-Ketten
ist nicht nur eine Gefahr, sondern auch eine grosse Chance, sich
als Gegenpool zu profilieren: Selbstverwaltete Beizen mit ausge160

wogener, gesunder ökologischer Küche zu vernünftigen Preisen.
Eigentlich unterscheiden sich die Probleme des traditionellen Gastgewerbes kaum von denen der selbstverwalteten. Sind die Löhne
bei den traditionellen Betrieben auch höher, ist der Stress dort
dafür grösser und mögen die Freiräume kleiner sein, unregelmässige Arbeitszeiten sind bei beiden Modellen ein zentrales Problem. So
ergibt sich in beiden Fällen die Notwendigkeit, neue Arbeitsmodelle
zu suchen und gezielt auf den Einsatz moderner, personalsparender
Methoden zu setzen.

Blick in die Küche des 1783 gegründeten Cafe Riche in Paris ( 1865).
Zahlreiche von Escoffier erfundene Geräte wie Plattenwärmer,
Kupferpfannen, Bain-marie, Saucepan kamen hier erstmals zum
Einsatz. In solchen Gourmettempeln ist natürlich bis heute ein militärisch straff geführtes Regiment die Regel. Selbstverwaltung? Quai?
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2. 3. 3. Zusammenfassung

Traditionelles oder selbstverwaltetes Gastgewerbe? Wie in den
vorgängigen Kapiteln dargelegt, hat jedes System hat seine Vorzüge und Schwächen. Ein Mix, sich irgendwo in der Mitte zu
treffen, das wäre vielleicht die Lösung. Hauptproblem der
Selbstverwaltung in der heutigen Form ist: zuwenig Platz für
Unternehmertum, ungenügende Wertschöpfung, tiefe Löhne,
den einzelnen Mitgliedern der Selbstverwaltung geht es materiell
eher schlecht bis mies, um auch nur bescheidenen Lebensstandard in der heutigen Gesellschaft zu sichern, sind sie auf
Nebenjobs angewiesen. Die Erfahrung lehrt, dass selbstverwaltete Betriebe gut tun, auf den Erfahrungsschatz konventioneller Betriebe zurückzugreifen, wenn's um nacktes materielles
Ueberleben geht. Das traditionelle Gastgewerbe hingegen täte
gut daran zu erkennen, dass die Pflege des Gastes, wie das bei
Selbstverwaltern im Prinzip die Regel ist, eine gute Sache ist.
Ein Stammgast wächst selten aus einer kalten kommerziellen
Verbindung. Das Verhältnis zwischen Gast und Personal sollte
freundlicher werden, und das braucht Zeit. Der Gast mit kleinem Umsatz ist nicht a priori weniger wert, weder menschlich
noch umsatzstrategisch. Wer weiss, vielleicht bringt er nach
dem ersten Besuch und dem freundlichen Schwatz hinter seiner
Stange hell mal einen Bekannten zu einem frugalen, umsatzstarken Mahl mit, womit die Rechnung auch rein kaufmännisch
wieder aufgegangen wäre.
Ein Trumpf der Selbstverwaltung besteht darin, dass man grundsätzlich - die Idee verpflichtet! - bereit ist, den Menschen, in
diesem Fall Gast und Personal, mehr zu bieten und eine offene
Geschäftspolitik zu betreiben. Demgegenüber ist für den Angestellten im traditionellen Betrieb vieles oft ein Buch mit sieben
Siegeln, er weiss kaum wieso, warum und wann und wo . Daraus
resultiert diese kalte, anonyme und unpersönliche Atmosphäre,
die sich neben dem Frust im zwischenmenschlichen Bereich
auch meist ganz konkret niederschlägt in sinkender Produktivität und damit in Gewinnminderung. Das Modell Selbstverwaltung hingegen entspricht mehr den - vielleicht nicht immer
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ganz klar definierten - Vorstellungen der Mitarbeiter. Die
Motivation ist grundsätzlich grösser als im traditionellen Betrieb, bei dem das persönliche Engagement sehr stark von der
Führungskunst des Chefs abhängig ist. Versteht er es nicht, den
für die meisten Mitarbeiter entscheidend wichtigen, gewissen
freien Handlungsspielraum zuzulassen, wirkt sich das negativ auf
die Leistungsbilanz aus.
Auch überzeugte Selbstverwalter sollten erkennen, dass Spezialistentum auf vielen Gebieten durchaus notwendig oder gar
unabdingbar ist und die Grundsatzerklärung "jeder macht alles"
in der Praxis nicht zu verwirklichen ist. Spezialisten sollen dort
eingesetzt werden, wo sie ihr Wissen und Können zum Wohl der
ganzen Gemeinschaft wirklich optimal einsetzen können. Die
verschiedenen Bereichsleiter des Betriebes sollten sich gegenseitig im Rahmen festgefügter Strukturen laufend orientieren. Ein
Bereichsleiter sollte aber in seiner Entscheidungskompetenz
nicht über Gebühr eingesahränkt werden. Mehr Freiraum für
professionelles Handeln zu schaffen ist eminent wichtig, wird
aber leider immer noch zu sehr unterschätzt. Sitzungen im
Sinne der Selbstverwaltung, wie sie früher gang und gäbe waren,
sind schlicht sinnlose Zeitverschwendung, die kaum je zu vernünftiger Entscheidungsfindung führen. One man, one vote
in Ehren, aber ein Betrieb erträgt es schlecht, dass jeder die
Möglichkeit hat, entscheidend in die Betriebsfürhung einzugreifen. Angenommen, eine ausgefallene, geschickt vorgetragene
aber höchst unsinnige Idee würde von der Mehrheit - mangels
besseren Wissens in dieser Sache aber nicht kompetent - angenommen und beeinflusse den Betriebsablauf während eines
halben Jahres, bis man schlussendlich einsieht, dass man sich
mit der brillant vorgetragenen Idee auf einen Holzweg begeben
hat, ist der Schaden bereits produziert worden. Vielleicht
kommt man nochmals glimpflich davon, einfach 2, 3 Franken
weniger Stundenlohn für jedes Mitglied, was aber auch schon
schmerzlich genug ist.
Organisierte Sitzungen sind nützlich. Die einzelnen Mitarbeiter
aus ihren verschiedenen Ressorts können Probleme und Lösungsvorschläge aufzeigen. In traditionellen Betrieben wird von
oben nach unten strukturiert. An Sitzungen werden Befehle
von oben nach unten durchgegeben. Zu häufig werden Ange163

stellte fälschlicherweise als nicht kompetent eingestuft. Auch
im traditionellen Gastgewerbe hätten gut strukturierte Sitzungen, an denen die Hierarchie ausseracht gelassen wird, ihren
ist der renommierte "Schweizerhof'', Bern ( 180 Mitarbeiter,
Jahresumsatz ca. 19 Mio): Küchen- und Servicepersonal haben
praktisch keine Streitereien mehr, seit sie begonnen haben,
sich regelmässig für einige Tage zu Seminarien und Diskussionen zu treffen, wo verschiedene Ansichten und mögliche Verhaltensformen diskutiert werden. Die gegenseitige Akzeptanz
und Kommunikation sind viel besser geworden. Es kommt
schon mal vor, dass das Personal ohne Aufforderung von oben
zusammensitzt und aktuelle Probleme "z Bode redet". Informelle und für alle wichtige Sitzungen entstehen. Betriebsprobleme und zwischenmenschliche Interdependenzen werden
diskutiert. Bei einem Betrieb dieser Grössenordnung ist es
entscheidend wichtig, das Personal für die Probleme anderer
zu sensibilisieren. Die Mitglieder sollten dazu gebracht werden,
sich zu fragen, wieso z.B. ein Kollege wütend geworden ist, und
so befähigt werden, ihre Auseinandersetzungen ohne Einfluss
von oben selbst zu bewältigen. Zugleich führt dies zu einer
gesunden Distanz zum innerbetrieblichen Routinegeschehen
und hilft, Ueberempfindlichkeiten abzubauen. Arbeitsabläufe
werden effizienter. Bei einem Lohn nach Umsatz können die
Angestellten ihren Lohn zumindest teilweise beeinflussen. Der
Leistungslohn stabilisiert einerseits die Basislohnkosten und
bietet andererseits Anreiz zur Leistungssteigerung. Fleiss und
Einsatz im Service würden abnehmen, wenn der Einheitslohn
eingeführt würde. Sicher müssten bald für die einstmals von 3
Mitarbeitern erbrachte Leistung 4 oder 5 eingestellt werden, die
Personalkosten wfrden steigen.
Ein permanentes Problem in Selbstverwaltungen ist die unpräzise Verantwortungszuweisung. Alle betrachten sich irgendwie als
verantwortlich und kompetent, aber sehr oft ist schlussendlich
doch niemand direkt für einen bestimmten Bereich zuständig.
Dies führt vielfach dazu, dass Probleme unerkannt vor sich
hergeschoben werden, und neue Lösungen buchstäblich verschlafen werden. Allgemein ist es sehr wichtig, die Kompetenzen zu verteilen, weil ein einzelner nicht die gesamte Verantwortung übernehmen kann. Kompetenzdelegation ermöglicht
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effizientere Führung der einzelnen Sparten und Korrektur
allfälliger Mängel. Das Fehlen klarer Bereichszuteilung an
kompetente (Fach-)Kräfte stellt die Selbstverwaltung vor
immense Probleme und ist wesentlich mitverantwortlich für
die oftmals anzutreffende Betriebsträgheit. Hier entsteht ein
Konflikt zwischen Theorie und Praxis der Selbstverwaltung.
Die gute Idee und die schönen Theorien der Selbstverwaltung
scheitern an zu grossen, zu unbeweglichen Gruppen. Direkte
Demokratie hat auch in Wirtschaftsabläufen ihre Grenzen.
Deshalb werden Organisationsformen, welche auf Betriebsleitergruppen beruhen, wohl unumgänglich. Ein Mittelweg
als Kombination von traditionellen und selbstverwalteten •
Ideen, wäre das die Lösung? Ist der Wille dazu vorhanden?

Das moderne Restaurant ist - honni soit qui mal y pense ein Kind der französischen Revolution. Der immense Appetit
einiger führender Revolutionäre wie Danton
ist sprichwörtlich. Der grosse Chef Careme, der Lieblingskoch
des ancien regime, hatte die Grundlagen für die moderne
Gastronomie geschaffen.
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2. 4. Schlussfolgerung
Selbstverwaltete Betriebe in der Rechtsform der Genossenschaft hat es immer wieder gegeben. Manche haben, allen
Widerständen zum Trotz, überdauert, andere sind von der Flut der
kapitalistischen Konkurrenz überspült worden, einige haben sich
selbst zu kapitalisischen Unternehmen gewandelt. Trotzdem gibt es
betriebliche Selbstverwaltung immer wieder. Gerade heute erlebt der
Gedanke der Selbstverwaltung eine Wiederbelebung und könnte Teil
einer Strategie zum ökosozialen Umbau der Gesellschaft sein. 1 Der
Gedanke der Selbstverwaltung wird in einer Welt, welche zunehmend
von Fremdbestimmung und Technologisierung dominiert wird, nicht
an Bedeutung verlieren, im Gegenteil. Selbstverwaltungen haben viel
erreicht, auch wenn sie nicht all ihre Ziele verwirklichen konnten.
Der Wunsch der politischen Gesellschaftsänderung, der politischen
Revolution, wie Peter Bichsel das in seinem Interview (S. 131 ff)
erwähnt, ist mit der Zeit versiegt. Viele Ideen finden aber, da sie
zunehmend verschiedenen Bedürfnissen einer komplexer werdenden Gesellschaft - hier die Verwöhnten, Anspruchsvollen, dort die ,
mit dem Rücken zur Wand - gerecht werden, bei einer breiten Bevölkerungsschicht Anklang. Dass die Betriebe und Projekte nicht rre hr
als Exoten betrachtet, geduldet, angefeindet werden, hat sich deshalb
nicht geändert, weil sich die gesellschaftlichen Bedingungen drastisch
gewandelt haben, und zwar objektiv wie subjektiv. Strukturelle Arbeitslosigkeit, neue Armut, ökologische und politische Katastrophen
(-gefahr) und die sich dagegen engagierenden neuen sozialen Bewegungen haben dazu geführt, dass viele Problemdefinitionen der Alternativbewegung heute eine 'Massenbasis' haben. Und nur weil urzd
soweit die Projekte ein millionenfach artikuliertes Unbehagen in konkrete und im Alltag lebbare Alternativen umzusetzen suchen, haben
sie sowohl politische als auch ökonomisch eine Chance. 2
Ungeachtet der politischen Idee: Das idealistische war ein realistisches Denken: es erkannte, dass der Mensch und seine Bedürfnisse
im Mittelpunkt jeglichen Handelns stehen. Der Gedanke der betrieblichen Zusammenarbeit ohne hierarchische Strukturen, verbunden
mit dem Ziel, auf geanu diese Weise auch etwas, insbesondere mehr•
Gubi1zer. 1989,
Gubilzcr, 1989, S. 219
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Lebensqualität, erreichen zu können, war den Selbstverwaltern Motiv
genug, ihre Form der Arbeit weiterzuentwickeln. Zwar hat sich gezeigt, dass das Zitat "Arbeiten wird gar nicht als Arbeiten empfunden, es macht einem Freude, die Beiz ist wie eine Stube, wo einem
Bekannte besuchen, wo man schreibt, liest diskutiert . . . " 1 doch
weniger der Realität entsprieht, als man dies in den Anfängen angenommen hat. Stress und Hektik gehören auch im selbstverwalteten
Gastgewerbe dazu, doch die Genossenschafter stellen sich dieser
Herausforderung. Wobei aber gewisse Einbussen betreffend der Idee
der Selbstverwaltung in Kauf genommen werden müssen. Organisationsaspekten, auch wenn diese je nach Betrieb verschieden aussehen können, muss vermehrt Beachtung geschenkt werden, da
eine Struktur für den Betrieb wichtig und heute kaum mehr wegzudenken ist. Auch von Gesichtspunkten wie Spezialistentum, mehr
Professionalität und Eigenverantwortung darf man sich heute nicht
mehr abwenden. Die Selbstverwaltungen sind in ein wirtschaftliches System eingebettet, dem sie sich nicht entziehen können.
Dessen sind sich die Betriebe heute bewusst. Die Chance, sich innerhalb des Systems zu profilieren, existiert aber. Selbstverwaltung als
Modell, das sich nicht nur im Gastgewerbe, sondern auch in andern
Bereichen als erfolgreich erweisen könnte.
Würde den obgenannten Aspekten mehr Aufmerksamkeit gewidmet,
wer weiss, ob Ideen der Selbstverwaltung nicht vermehrt auch im
traditionellen Gastgewerbe ihren Platz finden könnten. Sie würden
eine stärkere Berücksichtigung der individuellen und menschlichen
Aspekte beim Personal und die Möglichkeit zur Einflussnahme auf
das Wie des Arbeitsprozesses (Anregungen, Ideen) die Arbeitsatmosphäre bestimmt entscheidend verbessern. Jeder traditionelle Gastronomiebetrieb täte gut daran, sich mit den Gedanken und Ansprüchen
der Selbstverwaltung auseinanderzusetzen, da ich glaube, dass die
Selbstverwaltung einen interessanten und beachtenswerten Weg eingeschlagen hat. Es wird einem die wichtige Chance zum gruppendynamischen, gleichberechtigten, hierarchielosen Arbeiten geboten.
Ein kleiner Hoffnungsschimmer, dass dem Faktor Mensch im traditionellen Gastgewerbe mehr Bedeutung geschenkt wird, dass Kommunikation und persönliche Partizipation mehr Gewicht erhalten,
und dass die sture heutige Durchstrukturierung der traditionellen
Betriebe durchbrochen werden kann.
Guhilzer, 1989

1
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Der Beweis liegt also vor: Andere Arbeitsformen sind in der heutigen
Gesellschaft durchaus möglich. Das Modell der Selbstverwaltung ist
nicht, wie viele andere Ansätze der 68er Bewegung, gestorben, sondern konnte sich, mit den nötigen Anpassungen an die veränderte
Gesellschaftsstruktur, über Wasser halten und in der heutigen Zeit
bewähren. Natürlich hat dabei eine Evolution stattgefunden: Man
hat sich Schritt für Schritt immer weiter vom ursprünglichen Grundgedanken einer politischen Veränderung entfernt. An dessen Stelle
gewannen wirtschaftliche Ideen, technologische Verbesserungen,
gar Uebernahme von Elementen aus dem Erfahrungsschatz der
traditionellen Gastronomie an Bedeutung. Aber keine Spur von
schnödem Verrat an hohen Idealen! Die wesentlichen Grundpfeiler
des Modells sind immer noch da, und - weil sie solider verankert sind
in den real bestehenden wirtschaftlichen Strukturen - sie sind
beständiger und tragfähiger als je. Die Entwicklung der selbstverwalteten Modelle wird ohne Zweifel weitergehen, auch wenn es
schwierig ist, die Richtungen heute schon zu prognostizieren.
Ein Mix, in dem sich traditionelle und selbstverwaltete Gastronomie
finden? Sicher keine schlechte Sache: Die Vorteile der menschenfreundlicher Ideen des humanistischen Ansprüchen entsprungen
Selbstverwaltungsmodells ergänzt mit den handfesten Pluspunkten
gutorganisierter, professioneller Traditionsgastronomie. Damit hätten
wir zugleich eine gute Alternative zur rapid wachsenden Fast-foodBewegung, einen Beitrag auch gegen gesellschaftliche Verarmung
und Uniformierung in einem Bereich, der prädestiniert ist, den
Menschen jene Stunden zu schenken, die zu den schönsten des
Lebens gehören. In einer Schlüsselbranche der Weltwirtschaft, in der
auf ein unharmonisches Verhältnis zwischen kalter Technologisierung
und biologischen und emotionalen menschlichen Grundbedürfnissen
sensibler reagiert wird als sonst, ist es der Selbstverwaltung gelungen,
Diskussionen über Grundsatzfragen neu zu lancieren und zukunftsträchtige Lösungsvorschläge auf den Tisch zu legen. Modelle, die sich
derart engagiert mit Arbeitsethik, dem menschlichen Glück schlechthin befassen, verdienen es, auch inskünftig von all denen beachtet
zu werden - wir finden diese wohlmeinenden Menschen auf allen
Stufen der Wirtschaft - , bei denen ein gelungener ökonomischer
Vorgang mehr ist als ein gutes Geschäft, das sich mal kurz auf der
Habenseite des Gewinners niederschlägt.
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Auch neueste wissenschaftliche Untersuchungen kommen zum erstaunlichen Schluss, dass Salmonellen, Küchenschaben und die
schönen, schwarzen Käfer mit rigourosen Hygiene-Vorkehrungen
weit mehr zu beeindrucken sind als mit gescheiten Disputen über
optimale Betriebsformen . ..
(Baseltor / "Löwen "-Genossenschaft, Solothum)
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Drei selbstverwaltete, genossenschaftlich geführte Zeitungen mit
Profil und Ausstrahlung in unterschiedlichen Kulturkreisen . . .
Unten : Der Philosoph Jean-Paul Sartre mochte nicht nur theoretisieren und begründete 1973 mit Gesinnungsfreunden, 20 000 Francs
und breiter Publikumsunterstützung (innert einem Monat 5000
Checks von ebenfalls 20 000 Francs) aus dem Stand die selbstverwaltete "Liberation·; an der inskünftig kein Politiker mehr vorbeikam,
auch wenn inzwischen daraus ein Blatt (fast) wie die andern geworden ist. Der weltbekannte Philosoph, der 1954 den Nobelpreis refüsiert hatte, betätigt sich eigenhändig als Verkäufer für das ebenfalls
unter seinem Schutz stehende Blatt "la cause du peuple ''.

Der Lohn in der Selbstverwaltung:
Ist der Einheitslohn pass~?

Simone Seiler

!.Einleitung

Als 1968 ein gesellschaftlicher Aufbruch begann, der sich in erster Linie
gegen die Wohlstandsgesellschaft, gegen den materiellen Ueberfluss wandte,
entstanden viele neue Ideen zur Veränderung des damaligen ökonomischen,
gesellschaftlichen und politischen Zustandes. Dabei erschien u.a. auch der
Genossenschaftsgedanke in neuem Gewand. Dieser bewirkte in der Folge
die Entstehung kleiner 'subversiver' Inseln in der kapitalistischen Gesellschaft. Mit der Idee der Selbstverwaltung versuchte frau/man den
patriarchalisch-kapitalistischen, zerstörerischen Kräften - sprich den hierarchischen Strukturen, der Ausbeutung der Menschen, insbesondere der
Frauen, und der Natur - mit Gegenkräften zu trotzen und eine andere Art
des Zusammenlebens und des Zusammenarbeitens zu versuchen.
Heute, mehr als 20 Jahre später, können wir eine grössere Anzahl
selbstverwalteter Betriebe konstatieren, die durch ihre Arbeit an Bewusstund Bekanntheitsgrad viel geleistet haben. Gewisse Ideale und Ziele haben
sich verschoben oder sind ganz verschwunden. Eine gewisse Ernüchterung
kann festgestellt werden. Die Selbstverwaltungsbewegung hat sich vermehrt
an die offizielle Wirtschaft angepasst. Es kann auch nicht übersehen
werden, dass sie auf Einrichtungen der offiziellen Wirtschaft angewiesen ist,
da sie nur einen ganz geringen Teil der benötigten Güter selber produziert.
Zudem versucht sich jeder alternative Betrieb finanziell mehr oder weniger
erfolgreich, über Wasser zu halten. So passiert es eben, dass sich die
anfänglichen Idealistlnnen woanders ihren zusätzlichen Broterwerb suchen,
damit sie die restliche Zeit für die 'Alternative' verwenden können. Soll das
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so sein? Ist es nicht ebenso eine Ausbeutung - allerdings eine selbstbestimmte und selbstgewählte -, wenn sich frau/man zu einem nichtexistenzsichernden Lohn, zwar für eine gute Idee, bereit erklärt,
mitzuarbeiten? Wenn schlussendlich der Wunsch nach einem besseren
(= selbstbestimmteren) Leben nur dahin führt, wäre es dann nicht einfacher,
uns gleich zu Anfang dem Kapitalismus unterzuordnen?
Als Ausgangslage für die im weitem behandelten Problemstellungen ist
jener Genossenschaftsladen geeignet, in dem ich bis vor nicht so langer Zeit
in einer 50%-Anstcllung mitgearbeitet habe. Der Laden existiert in seiner
jetzigen Forn1 seit Juni 1988. Flächenmässig gehört er zu den grösseren
Läden. Das Angebot wird möglichst auf die Bedürföisse der Quartierbevölkenmg ausgerichtet, d.h. nebst biologischen und ökologischen
Produkten sollen auch Produkte des alltäglichen Bedarfs angeboten werden.
Durchschnittlich arbeiten 5 bis 6 Leute mit. Die Entlöhnung liegt bei Fr.
10.- netto pro Stunde (Stand 1989).
Aufgrund des ständigen Wechsels der Mitarbeiterinnen entsteht das
Problem, Bedingungen zu schaffen, damit jene und mit ihnen der
Wissensschatz erhalten werden können. Dabei spielt die Frage nach dem
'gerechten' Lohn eine wichtige Rolle: JederR Mitarbeiterin bringt ihre/seine
persönlichen Erfahrungen mit, das persönliche Mass an Engagement und an
Verantwortung und - was für die Diskussion sehr wichtig ist - ihr/sein
finanzieller Bedarf. Es kommen mit verschiedenen Leuten verschiedene
finanzielle Bedürföisse zusanlffien, die durch einen 'gerechten' Lohn
befriedigt werden wollen.

Es ergeben sich folgende Fragestellungen:

1. . Können selbstverwaltete Betriebe langfristig nur als solche
weitetexistieren, wenn sie in der Lage sind, sich gerechte und gleichzeitig
annähernd marktübliche Löhne auszuzahlen?
2. ~foss die Gerechtigkeitsfrage bei der Entlöhnung dabei nicht wiederholt
ein Diskussionstl1ema sein, da Gerechtigkeit ein situationsabhängiger
Begriff ist? Jede Frau und jeder Mann lebt in einer spezifischen sozialen
Umgebung und hat einen bestimmten Erfahrungshintergrund, wonach sie/er
den Begriff Gerechtigkeit definiert und erfährt, und somit den
Gruppenkonsensus beeinflusst.
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3. Sollte die Diskussion über Gerechtigkeit dabei aber nicht auch vom
einztlnen selbstverwalteten Betrieb in den gesamten Arbeitsbereich hinaus
getragen werden? Denn der Begriff Gerechtigkeit ist ein grundlegendes
Thema und betrifft schlussendlich nicht nur die Selbstverwaltung.

2. Der Lohn
Wenn wir in die Diskussion der alternativen Oekonomie eingreifen, tun wir
gut daran, unsern Standort in bezug auf die Arbeit und ihre Bewertung neu
zu definieren. Um dies zu erreichen, müssen wir uns zuerst einmal gewahr
werden, was uns der Kapitalismus für einen Arbeitsbegriff vermittelt. Als
Arbeit gilt die Tätigkeit, die "marktökonomischen Wert besitzt". Es ist die
Lohnarbeit, die Wert besitzt, alle andern Tätigkeiten, z.B. Hausarbeit, Doit-your-self-Arbeit, hobbymässige Arbeit, Lerntätigkeiten haben keinen
angesehenen ökonomischen Wert und werden deshalb nicht als Arbeit
bezeichnet. Hinter diesen Bestimmungen stehen Herrschafts- und
Machtverhältnisse und "vor dem Hintergrund dieser ist der in der
traditionellen Wirtschaft etablierte Arbeitsbegriff und die ihm entsprechende
Bewertung von Arbeit Spiegelbild der sozialen Ungleichheit auf der Basis
der Verteilung von Arbeit und Ressourcen" (Racki, 1986, S. 150).
Traditionellerweise wird die Wirtschaft zweigeteilt (Dualwirtschaft)
in einen formellen und informellen Sektor. Der formelle Sektor ist
der "( ... ) hoch-industrialisierte (. .. )Arbeitsbereich mit hierarchisch
strukturierten Organisationen ( .... )" (Teichert, 1986, S. 127). Darin
sind die Arbeiten in der Landwirtschaft, der Industrie und des Dienstleistungsbereichs enthalten. Zum informellen Sektor wird alle "Nichtarbeit" (Werlhof) gezählt, etwa die Hausarbeit, Heimwerken usw.,
Arbeiten in der Selbstversorgung, in der Selbsthilfeökonomie, der
Alternativökonomie und der Untergrund- und Ausweichwirtschaft (Werlhof,
1988, S. 127 f).
Was nun die Alternativökonomie betrifft, so ist ihre Einordnung unter den
informellen Sektor - wie in der Dualwirtschaftstheorie üblich - nicht
zutreffend. Die Alternativökonomie hat Elemente beider Sektoren in sich
vereinigt. Einerseits arbeiten die alternativen Betriebe marktbezogen. Sie
beziehen Güter und Dienstleistungen vom formellen Sektor und verkaufen
sie an Kundinnen, die im fonnellen Sektor beschäftigt sind. Zudem bezahlen
sie Steuern und erhalten Subventionen. Andererseits sind sie mit
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Selbsthilfeprojekten vergleichbar, die aufgrund ihrer Kritik an bestehenden
Mängeln von Gesellschaft und Wirtschaft ein anderes Arbeiten, Produzieren
und Zusammenleben aufbauen (Werlhof, 1988, S. 127 f). Die Alternativökonomie bewegt sich also zwischen diesen beiden Sektoren
hin und her, wobei im einen Sektor mit Lohn vergütet wird, während
der andere in diesem Sinne nicht bewertet wird.
Aufgrund der besonderen Stellung der Alternativökonomie wähle ich in
Anlehnung an Teichert (1986) die Bezeichnung der Alternativökonomie als
intermediären Sektor.
Vom Arbeitsbegriff in der traditionellen Arbeitswelt ausgehend wird
verständlich, wieso die meisten Tätigkeiten als Nicht-Arbeit gelten und
demzufolge nicht bezahlt werden.
Und trotzdem wird diese Nicht-Arbeit geleistet.
Betrachten wir sie mal genauer: Ein grosser, wichtiger Teil der minder
bewerteten Arbeit ist die Hausarbeit (Kochen, Putzen, Kindererziehung,
Beziehungsarbeit, Reproduktion usw.), darunter viel Gefühlsarbeit resp.
'Menschenarbeit', die auch wirklich in Geld kaum bezahlbar ist. Daneben
gibt es die hobbymässige Arbeit wie Gartenabreit, Do-it-yourself-Arbeit
usw., die als Freizeitbeschäftigung gilt. Es gibt Nachbarschaftshilfe,
Mithilfe in einem Verein und noch vieles mehr an gemeinnütziger Arbeit.
Es sind hauptsächlich die Frauen, die die Gratisarbeit - wovon der grösste
Teil die Hausarbeit ausmacht - leisten. Diese Gratisarbeit wiederum ist im
Vergleich zur Lohnarbeit der grössere Teil aller Tätigkeiten. Claudia von
Werlhof(l988, S. 12l)meint(sic): "Nicht 10%freieLohnarbeiter, sondern
90% unfreie Nichtlohnarbeiter sind die Säule der Akkumulation und des
Wachstums, sind die 'Norm', der allgemeine Zustand, in dem sich der
Mensch im Kapitalismus befindet".
Gleichberechtigung, direkte Demokratie ist die oberste Prämisse der
Selbstverwaltung, demzufolge ist die Selbstverwaltung ohne Gleichberechtigung von Mann und Frau eigentlich gar nicht existenzberechtigt.
Allerdings ist Gleichberechtigung nie nur eine Frage der Struktur.
Jahrhundertelang wurden die Rollen so verteilt, dass die Frauen als
Gefühlshüterinnen die Haus- und Beziehungsarbeit zugesprochen erhielten
und übernahmen, und die Männer die Erwerbsarbeit. Diese Rollenzuteilung
ist in allen Menschen weiterhin verankert. Dagegen anzukämpfen ist nicht
so leicht, was zum Beispiel das harzige Vorangehen der Frauenförderung in
den Unternehmungen beweist.
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Ausgebend von einer eher hohen Qualifikation von Frauen wie Männern in
Selbstverwaltungskollektiven ".„ ist anzunehmen, dass Frauen, die sich für
selbstverwaltetes Arbeiten entscheiden, von vomeherein eine höhere
Bereitschaft zur Qualifizierung mitbringen und gleichzeitig auch den Mut,
'sich auf eigene Füsse' zu stellen" (Raclci, 1988, S. 276).
Was die Frage des Tätigkeitsbereichs von Frauen in der Selbstverwaltung
betriffi, so besteht hier eine gewisse Aufhebung der Fixierung auf typisch
weibliche Bereiche. Sicher liegt ein Grund in der Rollenaufweichung von
Mann und Frau. Dennoch darf nicht übersehen werden, dass innerhalb eines .
Betriebes Frauen immer noch eher dazu tendieren, typisch weibliche
Tätigkeiten zu übernehmen. Martina Racki spricht davon, dass Männer
tendenziell eher den Betrieb gegen aussen vertreten und Frauen die interne
Beziehungsarbeit leisten, die der Haus-/Familienarbeit entspricht. Frauen
wählen meistens diese Richtung aus einem "mangenlnden Selbstbewusstsein" heraus. Frauen seien "die weniger Konfliktfähigen" . Männer
würden mehr Mut zu Neuem und grössere Risikobereitschaft zeigen,
wohingegen "Frauen immer noch in ihrem traditionellen misserfolgsorientierten Verhalten verhaftet (seien; d. Verf.in) und ( ... ) daher
dazu ( ... ) (tendieren würden; d.Verf.in), Verantwortung abzugeben" (Racki,
1988, S. 278).
Auch in der Selbstverwaltung sind die Frauen durch das Relikt eines
anerzogenen weiblichen Rollenverständnisses noch überwiegend im
Dienstleistungssektor tätig, der traditionellerweise im Billiglohnbereich
ansässig ist (Bsp. Verkauf, Pflege, Gaststätten). Daraus können wir folgern,
dass sie· trotz des Einheitslohnes gesamthaft vielfach im unteren
Einkommensbereich anzutreffen sind. Es kommt dazu, dass generell gesehen
das Einkommen in der Selbstverwaltung in den meisten Bereichen geringer
ist als in den entsprechenden traditionellen Bereichen. Ein wichtiger Grund
dafür ist, dass demokratische Gruppenprozesse wesentlich mehr Zeit
brauchen als eine hierarchische Organisation. Somit besteht potentiell die
Gefahr, dass es wiederum eher Frauen sind, die zwar eine selbstbestimmte
Arbeit haben, sich aber mit wenig Lohn zufrieden geben (müssen). Die
Tatsache ist aber auch, dass zahlreiche Männer, wahrscheinlich nicht
weniger als Frauen, die Selbstverwaltung vorziehen und demnach Werte
mitbringen, die sich nicht mit jenen eines Karrieretypen vergleichen lassen.
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3. Die Kollektive und die Entlöhnung

Die frühen Produktivgenossenschaften und selbstverwalteten Kollektivbetriebe des 19. Jahrhunderts hatten zum Ziel, die Lohnarbeiterschaft und die Armen aus ihrer Abhängigkeit gegenüber den
Fabrikbesitzern und Gutsherren herauszuführen, sie zu vereinen, um
u.a. auch den Weg zu einer besseren Gesellschaft einzuschlagen. Die
heutigen Selbsthilfeprojekte haben mit den ursprünglichen Genossenschaften vor allem noch die Utopie gemein. Zwei wichtige Merkmale
sind dabei: "Nämlich zum einen der Wille zum radikalen Hierarchieabbau,
das Arbeiten an gleichbereichtigtes Handeln ermöglichende Strukturen. Zum
andern ein sensibleres, feminineres miteinander Umgehen" (Springenberg,
1986, S. 164).
'Gleicher Lohn für alle' ist ein Ausdruck für die Bemühung um
Gleichbehandlung aller Mitglieder. Die Abschaffung der kapitalistischpa triarchalischen Strukturen und der Aufbau des Vertrauens in die
Leistungsfähigkeit und Solidarität jeder/jedes einzelnen sind die
beiden wesentlichen Elemente, die den Einheitslohn begleiten. Der
Ursprung des Grundsatzes 'gleicher Lohn für alle Arbeit' ist aber erst
in der Selbstverwaltungsbewegung der 70er Jahre dieses Jahrhunderts
zu finden. "Eine langsame und stetige Gleichverteilung der Einkommen, d. h. eine vollständige Redistribution der volkswirtschaftlichen
Erträge und ihre gleichmässige Aufteilung auf die Erwerbstätigen"
(Renn, 1984, S. 80) ist die Forderung der heutigen alternativen ökonomischen Theorie. Es ist tatsächlich schwer einzusehen, dass es nicht
stimmen sollte, dass jedeR das Ihrige/Seine zum Funktionieren der
Wirtschaft und Gesellschaft beiträgt. Empirisch gesehen ist z.B. "die
realtive Bedeutung des einzelnen für die Erträge der gesamten Volkswirtschaft kein Bewertungsmassstab für die tatsächliche Einkommensverteilung, ebensowenig wie die in einer Gesellschaft vorfindbaren
Herrschafts- und Machtverhältnisse" (a.a.O., S. 80) es sind.
Der sozialen Gerechtigkeit wird heute in der theoretischen und zum Teil
praktischen Diskussion eine anders gewichtete Bedeutung zuteil. War es zu
Anfang der 70-er Jahre die Ueberzeugung, dass die wörtlich genommene
Gleichverteilung sozial gerecht sei, so wird heute eine relative
Gleichverteilung diskutiert, indem u.a. die sozialen Umstände miteinbezogen
werden, gezwungenermassen auch dadurch, dass die Lebensräume in der
Alternativbewegung wieder vern1ehrt von den Arbeitsräumen getrennt sind.
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Auch sind Diskussionen um die Abstufung der Löhne nicht mehr verpönt,
nachdem vorher vielmals die Kritik der Gleichmacherei laut wurde.
Nebst dem Grundsatz 'gleicher Lohn für alle' existiert das Lohnmodell des
'Lohnes nach Bedarf. Dieses Lohnmodell hat ähnliche ideologische
Hintergründe wie der Einheitslohn, anerkennt jedoch eine relative Gleichheit
unter den Kollektivmitgliedern, d.h. alle sind gleich zu behandeln, indem
ihre verschiedenen (materiellen) Bedürfuisse respektiert und entsprechend
befriedigt werden. In der Untersuchung werden die beiden Lohnmodelle
'Einheitslohn' und 'Lohn nach Bedarf der Einfachheit halber zusammengefasst, ohne ihre Unterschiede missachten zu wollen. Beiden ist
gemeinsam, dass der Leistungsdruck in den Kollektiven möglichst gering
gehalten wird, dass die Bewertung von Arbeit nicht unterschiedlich ausfällt,
dass nicht eine Individualisierung aufgrund von Leistungsbewertung eintritt
- wie das sehr schnell geschehen kann - und dass die Selbstverantwortung
und Selbständigkeit gefördert wird.
Der 'gleiche Lolm' und der 'Lohn nach Bedarf setzen voraus, dass alle
Kollektivmiglieder auf derselben Organisationsebene stehen. Es obliegt dem
Verantwortungsbewusstsein jedes Kollektiv-mitgliedes, das Arbeits- und
Beziehungsverhältnis mitzugestalten und genauso ist es Aufgabe jeder/jedes
einzelnen, die eigene Leistung einzuschätzen und zu überprüfen. Es wird
zudem in den Kollektiven vorausgesetzt, dass die gemeinsame Arbeit von
jedem Mitglied akzeptiert wird und dass alle gewillt sind, ihrer Fähigkeiten
entsprechend mitzuarbeiten. Kurz es bestehen Erwartungen in der Gruppe
an alle. Nach Bartening (1986, S. 101) kann das folgendennassen aussehen:
Da nicht "objektive Leistungsanforderungen" gegeben sind, ist jedes
Mitglied "vom unausgesprochenen Urteil des andern abhängig" . Denn jedeR
hat ein klares Urteil über die Leistungen der andern, womit sichjedeR einem
Druck ausgesetzt fühlen kann. Wird in einem Kollektiv nicht die
gemeinsame Arbeit - im speziellen auch in Zusammenhang mit der
Entlölmung - einer inuner wiederkehrenden Aussprache unterworfen,
gelangt das Kollektiv schnell in Machtkonstellationen mit starren
Rollenzuteilungen. Da besteht die Gefahr, dass sich Macht- und
Herrschaftsgelüste selbständig machen und die Gruppe in hierarchische
Strukturen hineinschlittert, die sie gar nicht will.
War zu Anfang ein selbstverwaltetes Kollektiv Lebens- und Arbeitsgemeinschaft zugleich, so hat sich heute der Lebensbereich vom
Arbeitsbereich abrupt getrennt. Daraus ergeben sich zwangsläufig
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Vor- und Nachteile aus den verschiedenen sozialen Situationen, u.a. auch
finanzielle Unterschiede. Dies ist gewiss ein schwerwiegender Grund, wieso
das Modell des Einheitslolms immer mehr angezweifelt wird. In den weitaus
meisten Kollektiven sind demnach zu einem einheitlichen Grundlohn soziale
· Zulagen nach Bedarf hinzugefügt worden. Damit nähert sich das
Lohnmodell des Einheitslohns in einem gewissen Sinne dem Bedarfslohn.

4. Lohnsysteme in selbstverwalteten Betrieben: eine Untersuchung
Die vorliegende Untersuchung wurde 1989/90 durchgeführt und erfasste
selbstverwaltete Betriebe in der deutschen Schweiz. Eine früher erstellte
Liste der selbstverwalteten und der der Selbstverwaltung nahestehenden
Betriebe in der Schweiz, erhältlich beim Netzwerk für Selbstverwaltung,
diente als Grundlage für die Auswahl der zu befragenden Betriebe. Neu
entstandene Kollektive, von denen Kenntnis bestand, wurden noch
zusätzlich miteinbezogen. Die Untersuchung erfasste den heutigen
Stellenwert des Einheitslohnes und die Gründe, warum Kollektive den
Einheitslohn anwenden, ihn durch ein abgestuftes Lohnsystem ersetzten
oder nie in Betracht gezogen haben.
Für die Untersuchung wurden zwei Befragungen durchgeführt: Das Ziel der
ersten Befragung war, herauszufinden, was für Lohnsysteme existieren, ob
der Einheitslohn immer noch die in der Selbstverwaltung am weitesten
verbreitete Lohnform ist und/oder was für Tendenzen zu erkennen sind. Für
die zweite Befragung wurde das Ziel gesetzt, Klarheit darüber zu gewinnen,
was für Gründe dazu geführt haben, abgestufte Löhne einzuführen.
Für die Untersuchung sind unter dem Begriff 'Einheitslohn' folgende
Lohu,p1odelle zusammengefasst:
- temer Einheitslohn
- .-einer Einheitslohn als Grundlohn + Sozialzulagen, die die
~eweilige soziale Situation jeder Person berücksichtigen
- Bedürfnislohn
Unter dem Begriff 'abgestuftes Lohnsystem' sind gemeint: Alle in der
Selbstvenvaltung vorkommenden Lohnsysteme, die nach besonderen
Kriterien eine Lohnhierarchie darstellen. Ausgenommen davon sind
Abstufungen ausschliesslich aufgrund von Sozialzulagen. Diese Formen
werden dem Begriff 'Einheitslohn' zugeordnet.
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Bewusst nicht angeschrieben wurden Kollektive, die entweder mehrheitlich
Gratisarbeit leisten oder durch die Stadt,Gemeinde, den Kanton, Stiftungen
oder andere Institutionen unterstützt werden. Das sind die meisten
alternativen Zeitungen und Zeitschriften, Wohn- und Arbeitsgruppen,
Galerien und sonstige kulturell engagierte Kollektive und einmal mehr zu
erwähnen Frauenprojekte, wie z.B. Frauenhäuser.
Rücklauf und Resultate
Es war folgender Rücklauf zu verzeichnen:
Verschickte Fragebogen
Beantwortete Fragebogen
davon: nicht selbstverwaltet
erst in Gründung
Ausgewertete Fragebogen/Betriebe

Anzahl Betriebe

246

81

89
(-7)
(-1)
(-8)

Bei den 81 ausgewerteten Betrieben gab es folgende Lohnsysteme zu
verzeichnen:
Anzahl Betriebe
- Einheitslohn
- reiner Einheitslohn
17
- einheitlicher Grundlohn mit Soziallohn
33
- Bedürfuislohn
3
- abgestufte Löhne
21
- kein Lolm ( wurden ausgeschieden)
7

Nachfolgend sind "Lohnnebenleistungen" aufgelistet, die von den 74
untersuchten Betrieben je nach finanzieller Lage noch zusätzlich ausbezahlt
werden:
- (Sozial-)Zulagen und Vergünstigungen/bezahlter Urlaub
(zusätzlich zu den obligatorischen Sozialzulagen)
- bezahlter Mutterschaftsurlaub
- bezahlter Vaterschaftsurlaub
- Mutterschaftsgeld
- Arzt/Aerztin, Zahnarzt/Zahnärztin
- Familiengeld
- Weiterbildung
- AHV-Arbeitnehmerln-Beitrag von Betrieb übernommen
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- Partnerinzulage
- Unterstützung Alleinerziehender
- Krankengeld, Halbpreisabo, Essensvergünstigung,
- Einkaufsrabatt, Kost und Logis für Kinder gratis, Bus-Abo,
Gratifikation.
- 4 Kollektive haben die Zulagen im Lohn integriert
- 3 Kollektive entscheiden nach der persönlichen Situation
der Kollektivmitglieder
Es kann grundsätzlich festgestellt werden, dass Kollektive mit Lohnabstufungen sich in den Grundzügen am Arbeitsmarkt orientieren, ohne aber
den Anspruch an eine alternative Oekonomie ganz aufzugeben ("Förderung
des betriebswirtschaftlichen Denkens"). Bei Kollektiven mit Einheitslohn
wird die Arbeit als sinngebend hervorgehoben und nicht das Geldverdienen
("Primär ist die Arbeit wichtig"). Es besteht aber eine Tendenz vom reinen
Einheitslohn zum einheitlichen Grundlohn mit Sozial- und/oder Dienstalterszulagen. Nicht übersehen werden sollte die Tatsache, dass vielfach das
Budget bestimmend ist und deshalb keine andere Wahl ausser dem
Einheitslohn bleibt.
Etwas mehr als 50% der 74 Kollektive ist mit der Wahl ihres Lohnsystems
zufrieden ("grundsätzlich gut", "realistisch", "gerecht"), was allerdings nicht
bedeutet, dass keine Diskussionen darüber stattfinden ("in ständigem
Prozess", "im Umbruch begriffen"). 11 % finden ihr Lohnsystem zweifelhaft
und problematisch, weitere 9% befinden sich momentan oder gar ständig in
einem Veränderungsprozess.
Für 48% der Kollektive mit abgestuften Löhnen ist die Lohnfrage im
Moment kein Thema. Weitere 43% möchten Veränderungen/ Verbesserungen, z.B. im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit, auf Funktionsverteilung
und/oder auf Gleichbehandlung/Gleichstellung ("professioneller werden,
weniger Selbstausbeutung", "tendenzielle Gleichstellung des Sekretariats").
Für 38% der Kollektive mit Einheitslohn ist das Lohnsystem ebenfalls
unbestritten. Weitere 40% diskutieren, wie die Wirtschaftlichkeit und damit
auch die Löhne verbessert werden könnten. Zudem steht zur Diskussion, ob
Verantwortung speziell honoriert werden soll. Aber auch das Gegenteil wird
diskutiert: eine Entkoppelung von Verantwortung, Arbeitsleistung und
Einkommen.
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Gewisse Branchen werden für selbstverwaltete Betriebe bevorzugt, wie z.B.
Läden und Gastgewerbe. Dabei ist gewiss mit ein Grund, dass es Branchen
sind, die verhältnismässig weniger Ausbildung verlangen respektive
Ausbildungen, die eher noch durch Anlehre erworben werden können.
Daneben gibt es Berufe, in denen vielfach im Status der/des
Selbständigerwerbenden gearbeitet wird. Ein gleichberechtigter Zusammenschluss ist datm eine Bereicherung. Dies ist bei Handwerkerinnen,
Arzt/Aerztin, Anwalt/Anwältin, Architektinnen usw. der Fall.
Auffallend ist, dass Läden und Restaurants sich hauptsächlich für den
Einheitslohn entscheiden, da vielfach kaum eine Arbeitsteilung besteht und
Abstufungen bei der zur Verfügung stehenden Lohnsumme (da zu gering)
oft nicht möglich sind. Weiter bemerkenswert ist auch, dass Projekte, wie
Selbsthilfegruppen, Theater, Hilfswerke, Bildungsstätten, die meist
städtische/kantonale/staatliche Unterstützung erhalten, im Bereich des
Einheitslohns angesiedelt sind. Demgegenüber befinden sich Kollektive mit
dem Schwergewicht akademischer Berufe wie Arzt/Aerztin usw. an erster
Stelle der Kollektive mit abgestuftem Lohn. Allerdings muss dieses Bild mit
gewissen Vorbehalten betrachtet werden, da es sich in dieser Untersuchung
um eine relativ kleine Anzahl von Beispielen handelt.
Es gilt hier, Kollektive mit Bedürfuislohn noch im besondem
hervorzuheben, da sie mit der Wahl ihres Lohnmodells ein spezielles
Verhältnis zu Arbeit und Einkommen ausdrücken. Die drei im Sample
vorkommenden Kollektive mit Bedürfuislohn geben dann auch an, dass sie
mehr oder weniger in ständiger Diskussion stehen, was ihre ideologische
Grundlage und Haltung betriffi.

Kollektive mit abgestuftem Lohnsystem
Es werden nun die 21 Betriebe näher beleuchtet, die aus der ersten
Befragung mit abgestuftem Lohnsystem hervorgegangen sind. Bei diesen
Kollektiven wurden mittels einer telefonischen Nachbefragung noch weitere
Informationen zum Lohnsystem, der finanziellen Lage, der Gestaltung der
Arbeitsverhältnisse, der Betriebsphilosophie und den zukünftigen Plänen
eingeholt.
Es müssen aber drei Kollektive (Arztpraxen) von der engeren Analyse
ausgeklammert werden. Inzwischen hat sich nämlich herausgestellt, dass
zwei Betriebe die Selbstverwaltung aufgegeben haben. Der dritte Betrieb
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hat seine Pforten geschlossen. Von der einen Arztpraxis liegt die
Begründung für den Wechsel von selbstverwalteten zu hierarchischen
Strukturen vor: Der Selbstverwaltungsanspruch sei eine grosse
Ueberfordcrung für das Kollektiv gewesen. Es sei eine Illusion "durch
absolut hierarchielose Strukturen eine humane Arbeitssituation zu
erreichen". Das Ganze sei unflexibel gewesen.
Aber auch Nachteile der jetzigen Form wurden genannt: Seitdem die
Organisationsform nicht mehr selbstverwaltet sei, gäbe es viel mehr
Wechsel, die Mitarbeiterinnen fühlten sich nicht mehr gleich verantwortlich
gegenüber den andern als Gruppe.
Die übrigen 18 Kollektive bestätigten, dass sie sich als selbstverwaltet
bezeichnen. Heute wird aber nicht mehr die Gleichheit der Mitglieder
betont, sondern deren Verschiedenartigkeit anerkannt. Dies ist ganz speziell
in der Verteilung der Funktionen und Verantwortungsbereiche und der
daraus entstandenen unterschiedlichen Entlöhnung zu sehen. Im
Vordergrund ist nicht mehr das gemeinsame Arbeiten ohne Profit und das
Gesellschaftsverändemde. An Gewicht gewonnen hat das betriebswirtschaftliche Denken und ein gesundes Mass an Leistungsdenken. Das
Ziel der Kollektive besteht aber weiterhin darin, alternative Projekte zu
unterstützen resp. solchen ihre Hilfe anzubieten.
Von den erwähnten 18 Kollektiven befinden sich nur 3 auf dem Land, die
übrigen sind in grössercn oder kleineren Städten anzutreffen.
Zwei der Betriebe sind gemäss ihrer eigenen Bezeichnung "beinahe Exoten"
in der Selbstverwaltung. Sie beschäftigen 198 respektive 85-90
Mitarbeiterinnen. Ansonsten schwankt die Zahl zwischen zwei und 35
Mitarbeiterinnen. Im Durchschnitt der befragten Betriebe sind etwa gleich
viele Frauen wie Männer beschäftigt. Was wir bereits ahnen und von
'normalen' Betrieben kennen, ist, dass relativ viele Teilzeitstellen von Frauen
besetzt sind. Zudem ist typischerweise dort ein 'Ueberhang' von Frauen
anzutreffen, wo hauptsächlich 'ungelernte' Leute arbeiten (z.B. in
Genossenschaftsrestaurants und Bio-Läden).
Mit einer Ausnahme ("Misswirtschaft in der Vergangenheit") sieht die
finanzielle Lage der Betriebe eher gut aus.
Der Lohn, das Geld ist nicht mehr wie zu Anfang der SelbstverwaltungBewegung ein Stiefkind und vom ideologischen Standpunkt her zu
vernachlässigen, sondern die Meinung ist ganz klar, dass der gerechten,
angemessenen Entlöhnung genügend Beachtung geschenkt werden muss und
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dass der Einfluss einer gerechten resp. ungerechten Entlöhnung auf die
Motivation der Mitarbeiterinnen nicht negiert werden darf. Dies kommt bei
allen befragten Kollektiven mehr oder weniger stark zum Ausdruck.
Die Kollektive können inbezug auf ihr Lohnsystem in drei Kategorien
eingeteilt werden:
- Kollektive, die nach einer gewissen Zeit ihres Bestehens vom
Einheitslohn weggekommen sind (aus verschiedenen Gründen)
(8 Kollektive)
Kollektive, die schon immer das jetzt bestehende abgestufte
Lohnsystem hatten
(7 Kollektive)
Kollektive, die vorher ein völlig 'normal' hierarchisierter
Betrieb mit einem Leistungslohnsystem waren.
(3 Kollektive)
Die meisten Kollektive finden, sie hätten einen angemessenen, nicht zu
niedrigen Lohn. Sieben Kollektive möchten allerdings die Löhne noch etwas
erhöhen. Drei davon wollen dabei eine Nivellierung der Löhne (d.h. Einheitslohn) einführen. Für die andern kommt eine stärkere Annäherung an
den Leistungslohn in Frage. Dabei ist ein Kollektiv dem Leistungslohn
bereits sehr nahe.
Allgemein herrscht die Meinung, dass die Kollektive noch professioneller,
noch rationeller arbeiten müssten, ohne aber die anfänglichen Ziele aus den
Augen zu verlieren. Ein Kollektiv betont, dass es eine ideologische Grenze
der Wirtschaftlichkeit gebe. Wenn diese Grenze überschritten würde, gehe
es auf Kosten anderer (z.B. der 3. Welt, der Frauen).
Eine Gleichstellung von Mann und Frau in bezug auf die Löhne ist laut
Aussage in allen Kollektiven "ganz klar" verwirklicht. Unklar ist, wie es mit
der Gleichstellung in bezug auf die höheren Funktionsstufen steht. Es wird
argumentiert, dass sich keine Frauen für die Besetzung der höheren Stufen
melden, oder dass sich keine gefunden hat, die die benötigte Qualifikation
mitbringe. Hier bedürfte es eigens einer Untersuchung zum Thema 'Gleichstellung der Geschlechter in der Selbstverwaltung'.
Vier Gruppen von abgestuften Lohnsystemen haben sich in der Befragung
herauskristallisiert:
Bei der ersten Gruppe betont das Lohnsystem Ausbildung, Funktion,
Erfahrung und Engagement. Das Gewicht bei den hier eingeorneten
Kollektiven wird auf eine gewisse Professionalisierung der Arbeit gelegt. In
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dieser Gmppe sind auch die zwei grössten Betriebe anzutreffen mit 198
resp. 85 - 90 Mitgliedern.
In einigen Kollektiven richten sich die Löhne nach dem Gesamtarbeitsvertrag, resp. die Ansätze sind sogar etwas darüber. Dazu kommen
Sozialzulagen wie Kindergeld, Mutterschaftsgeld, Zulagen für
Alleinerziehende, Krankengeld usw. Wichtig ist aber, dass dabei auch die
Anstregung besteht, die Lohnunterschiede zu nivellieren.
Die Mitglieder der Kollektive haben in der Regel alle die den Anforderungen
entsprechende Ausbildung.
Im Unterschied zu den andern Gruppen spielt die Wirtschaftlichkeit eine
sehr wichtige Rolle und der damit einhergehende erhöhte Anspmch auf
einen angemessenen Lohn eine sehr wichtige Rolle. Die Leistung wird
allerdings auch da nicht etwa individuell gemessen. Allerdings besteht eine
gewisse Arbeitsteilung - nur in einem Betrieb wird der ganze Arbeitsablauf
von jeweils einer einzigen Person ausgeführt - und somit liegt auch das
Gewicht auf der eigenbestimmten Verantwortungsübernahme. Im Ganzen
gesehen wird in dieser Gruppe vom Selbstverwaltung-Anspruch der Ganzheitlichkeit unter Einbezug von Mensch, Tier und Natur zugunsten einer
vermehrten Marktausrichtung etwas zurückgetreten.
In der zweiten Gmppe befinden sich die Kollektive, deren Lohnsysteme
nach der Dauer der Zugehörigkeit und nach Graden der Verantwortungsübernahme abgestuft sind. So erhalten z.B. die Aushilfen und
Anfängerinnen einen Stundenlohn, der als Mindestlohn bezeichnet werden
könnte. Sobald sie aus der Probezeit ins Angestelltenverhältnis aufgenommen werden, erhalten sie einen ihrem Arbeitsverhältnis entsprechend
höheren Lohn. In der dritten Kategorie sind diejenigen Kollektivmitglieder
aufgenommen, die bereits eine gewisse Zeit dem Kollektiv angehören. Sie
werden mit einem noch etwas höheren Lohn belohnt, weil ihre Erfahrung,
die sie im Kollektiv gsammelt haben, diesem auch zugute kommt. Der
höhere Lohn wird meist in der Form eines 13. Monatslohnes, von Essensvergünstigungen, bezahlten Ferien oder zusätzlichem Kindergeld ausbezahlt.
Teilweise sind die Mitglieder des Betriebes verpflichtet, von Anfang an
Genossenschafterlnnen zu werden, teilweise werden sie erst nach einer
gewissen Zeit in die Genossenschaft aufgenommen.

Diese Lohnsystem-Gmppe besteht vor allem aus Genossenschaftsrestaurants . Die Mitglieder haben meistens keine Berufslehre in dem Beruf,
den sie im Kollektiv ausüben, mit Ausnahme des Kochs/der Köchin.
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Wichtig ist für diese Gruppe von Kollektiven vor allem die Dienstleistung
an den Gästen und damit verbunden das gute Produkt - das Essen - und die
Bemühung um eine gesellschaftliche Veränderung. Der Restaurationsbetrieb
ist meistens verbunden mit kulturellem Engagement. Wichtig ist dieser
Gruppe aber auch eine angemessene Entlöhnung und ein möglichst
selbständiges, verantwortungsvolles Arbeiten. Logischerweise und dennoch
als Gedanke ungewohnt erfolgt die Leistungsbeurteilung durch das
Kollektiv und die Gäste. In einem der Kollektive besteht keine
Arbeitsteilung.
In der dritten Gruppe enthalten die Lohnsysteme zwei Lohnstufen, die
bestimmt sind durch die Ausbildung/die Funktion und die Verantwortung im
Arbeitsbereich. So befinden sich z.B. in einem Arztkollektiv der/die
Arzt/Aeztin quasi als Bereichsleiterin auf der einen und die Arztgehilfinnen
auf der andern Stufe.
Ein anderes Beispiel ist ein Kollektiv mit einerseits im Monatslohn
Angestellte, für das funktionieren des Betriebes Verantwortliche und
andererseits Kollektivmitglieder, die entweder im Honorarverhältnis oder als
Aushilfen im Stundenlohn angestellt sind. Wieder werden verschiedene
Sozialzulagen zusätzlich zu den bereits üblichen Zulagen entrichtet. Im
allgemeinen haben die Mitglieder die entsprechende Berufsausbildung oder
sonst eine höhere Ausbildung.
Wichtige Merkmale dieser Gruppe sind, dass sich die Kollektive klar
aussprechen für eine dem Aufwand entsprechende Entlöhnung, dass aber
auf das gute Produkt einerseits und einen Einfluss auf gesellschaftliche
Veränderung andererseits mehr Gewicht gelegt wird als aufs Geldverdienen.
Intern sind das gemeinsame Schaffen an den Zielsetzungen, die Verantwortungsübernahme und z.T. klar verteilte Funktionen wichtig.
Die Lohnsysteme der vierten Gruppe haben zwei bis drei Lohnstufen, die
durch die rechtliche Stellung der Kollektivmitglieder im Betrieb bestimmt
sind. So gibt es die Gesellschafterinnen resp. Genossenschafterlnnen
(meistens sind es auch die Gründerinnen), die aufgrund ihrer rechtlichen
Stellung mehr Gewicht im Entscheidungsprozess haben, insbesondere auch
wenn es um finanzielle Entscheidungen geht. Dann gibt es die Angestellten,
die sich eventuell unterscheiden in Festangestellte und Kurzzeitangestellte.
Sie sind nicht Genossenschafterinnen. Der Grund mag darin liegen, dass die
Gründerinnen keine weiteren Mitglieder aufzunehmen bereit sind, oder dass
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die Angestellten die Verantwortung als Vollmitglied einer Genossenschaft
nicht auf sich nehmen wollen.
Allerdings heisst dies nicht unbedingt, dass die GesellschafterInnen/Genossenschafterlnnen nun mehr Lohn haben als die Angestellten.
Vielmehr ist es in 2 von 3 Fällen so, dass die Angestellten nach dem
Gesamtarbeitsvertrag entlöhnt werden und die Gesellschafterinnen sich nach
Bedarf ihren Lohn auszahlen. Dabei kann es je nach Geschäftsabschluss
passieren, dass letztere ihren Bedarf zurückstutzen müssen. Im allgemeinen
besteht die Tendenz zum Einheitslohn. Bemerkenswert ist, · dass hier die
·handwerklichen Berufe anzutreffen sind. Demzufolge weisen die meisten
Kollektiv-Mitglieder eine Ausbildung in diesen Berufen oder zumindest eine
Anlehre und langjährige Erfahrung vor.
Als Fazit aus den beiden Befragungen kann folgendes festgehalten werden:
Bereits etliche längerexistierende Kollektive haben den Einheitslohn
verlassen. Ueberall wird laut, dass es schwierig ist, für die selbsterwalteten
Betriebe Mitglieder zu finden, ganz zu schweigen davon, solche zu finden,
die sich länger engagieren. Gerade Kollektive, denen Leute mit
akademischen Bemfen angehören, bewegen sich ständig am Rande zwischen
Selbstverwaltung und konventioneller Betriebsführung, nicht zuletzt auch
um Mitarbeiterinnen anzuwerben oder zu behalten. Im Gegensatz dazu sind
Kollektive, die sich am Rand ihres wirtschaftlichen Ueberlebens bewegen,
zusätzlich in ihrem Weiterbestehen bedroht, weil sich keineR für einen allzu
niedrigen Lohn engagieren will.
Es müssen allerdings als Gegenbeweis auch die drei Kollektive mit
Lohnabstufungen angebracht werden, die den Einheitslohn als
anzustrebendes Ziel im Auge haben. Es sind dies diejenigen Kollektive, die
aufgrund der rechtlichen Stellung der Mitarbeiterinnen Lohnabstufungen
machen. Gemäss ihrer Aussagen ist dieser Zustand eher ein Provisorium bis
sie Leute gefunden haben, die sich längerfristig einbinden lassen wollen.
Allgemein kann unter den befragten Kollektiven festgestellt werden, dass
immer wieder Diskussionen zum Thema Lohn stattfinden, dass immer
wieder gemeinsam nach neuen, besseren Lösungen gesucht wird. Gerade bei
den Kollektiven mit abgestuftem Lohnsystem ist im Zusammenhang mit
dem höheren Stellenwert des Geldverdienens der 'gerechte' Lohn ein Thema
geworden. Bei Kollektiven mit Einheitslolm ist aber ebenso zur Diskussion
gestellt, ob der Einheitslohn 'gerecht' sei, zumal es schwieriger wird, neue
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Mitglieder zu finden. Die Gerechtigkeitsfrage ist also deshalb zentral und
wichtig, weil die Diskussion i.ibcr die Lolmsystemgestaltung unmittelbar an
dieser Frage vorbei führt.

5. Die verschiedenen Lohnmodelle in der Selbstverwaltung und
ihre Vor- und Nachteile
Nachfolgend sollen die verschiedenen Lohnmodelle noch vertieft besprochen
werden, die laut Befragung in verschiedenen Ausprägungen in den
Kollektiven Anwendung finden. Bei dieser Beschreibung werden auch einige
ihrer Vor- und Nachteile so dargestellt, wie sie von den Befragten empfunden werden.

Der Einheitslohn
Beim Einheitslohn erhalten alle Mitglieder eines Kollektivs - egal, welche
Ausbildung sie haben, welche Arbeit sie ausführen, in welchem Arbeitsrhythmus sie arbeiten usw. - den gleichen Lohn. Hierbei kann es allerdings
folgende Varianten geben :
-

gleicher Stundenlohn
gleicher Monatslohn bei ungefähr gleicher durchschnittlicher
Arbeitszeit
- gleicher Grundlohn mit Sozialzulagen je nach sozialer Situation

Die befragten ßctriebe äussern sich zum Einheitslohn mit folgender Kritik:
-

Der Einheitslohn fördert das betriebswirtschaftliche Denken nicht
(im Gegensatz zum Lcistungslolm)
- Eine gewisse Professionalität ist wichtig, um das Weiterbestehen
der sclbstvcrwaltctcn Betriebe zu gewährleisten. Diese
Professionalität ist hauptsächlich durch die Anstellung von
Fachleuten zu erreichen. Somit muss der Lohn attraktiv sein. Der
Einheitslohn ist dies nicht (mehr).
- Die absolute Gleichstellung und Gleichbehandlung im
Zusammenhang mit dem Einheitslohn gilt nicht mehr unbedingt
als gerecht.
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-

Das Engagement der einzelnen Personen in einem Kollektiv ist nie
gleich und sollte unterschiedlich honoriert werden.
- Die absolute Gleichstellung und Gleichbehandlung stellt
verglichen mit der sozialen Umwelt eine Ueberforderung dar.
- Der Lohn muss dem entsprechen, was eine Person sich selber wert
ist.
- Der Lohn muss nach der Lebenssituation ausgerichtet sein.
- Die Dauer des Engagements für den Betrieb soll honoriert werden.
- Grössere Verantwortungsübernahme (im Vergleich) soll belohnt
werden, denn beim Einheitslohn bestehe kein Anreiz, mehr
Verantwortung zu übernehmen.
Die oben erwähnten Kritikpunkte stammen hauptsächlich von Kollektiven,
die in ihrer Auseinandersetzung mit dem Lohn zur Ueberzeugung
gekommen sind, dass für sie ein hierarchisiertes Lohnsystem das Richtige
ist. Sie entstammen also der Erfahrung mit dem Einheitslohn.

Der abgestufte Lohn
Lohndifferenziernngen werden von den Betrieben aufgrund der Ausbildung, ; ·
Erfahrung, des Engagements und der Funktion gemacht. Immer spielt auch
der 'Marktwert' einer Funktion, zusammen mit der erforderten Ausbildung
und Erfahmng, eine Rolle. Im Unterschied zum traditionellen Leistungslohn
besteht eine Tendenz zur Nivellienmg der Löhne.
Als Vorteile des abgestuften Lohnes wurden folgende Punkte erwähnt. Der
abgestufte Lohn
- wird den unterschiedlichen Persönlichkeiten gerecht,
- fördert das betriebswirtschaftliche Denken,
- basiert auf quantifizierbaren Verteilungskriterien,
- fördert die Verantwortlichkeit gegenüber dem Betrieb,
- wirkt der Abwandernng von Fachleuten entgegen,
- beeinflusst das Anwerben von Fachleuten günstig.
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Als Nachteile werden allgemein empfunden, dass der Leistungslohn
- nicht mehr dem ursprünglichen Selbstverwaltung-Leitbild
entspricht,
den Individualismus fördert, Kollektivität verhindert,
einer Hierarchisierung des Betriebes Vorschub leistet,
die Arbeit in attraktive und unattraktive, in hochbewertete und
minderbewertete e~nteilt,
wieder eher die Teilung in Frauen- und Männerarbeit fördert,
Solidarität (soziales Denken) unter den Kollektivmitgliedern
verhindert.
Nun fallen die der Kategorie 'abgestuftes Lohnsystem' zuzuordnenden
Lohnsysteme sehr unterschiedlich aus, sind z.B mehr oder weniger
leistungsbetoncnd, weisen aber auch Elemente des Einheitslohnes auf. Es
hat sich gezeigt, dass die Lohnsysteme im besonderen auch der jeweiligen
Situation der Betriebe angepasst sind. Folgende Beispiele machen dies
deutlich:
- Das Lohnsystem betont die Bereitschaft zum Engagements:
Die Lohnstufen richten sich nach der Stellung der Mitglieder aufgrund ihres
Engagements für das Kollektiv (Mischung zwischen Leistungs- und
Einheitslohn).
So gibt es die Abstufung nach der Dauer des Engagements und
entsprechender Vcrantwortungs~ereitschaft: Mitglieder, die länger im
Betrieb sind, haben auch mehr Ueberblick und übernehmen
dementsprechend mehr Verantwortung. Oder die Abstufung aufgrund der
rechtlichen Stellung: Mitarbeiterinnen haben erst nach einer gewissen Zeit
das Recht, Gesellschafterlnncn/Gcnossensehafterlnnen zu werden, dann
nämlich, wenn sie ihr Interesse für den Betrieb über längere Zeit bewiesen
haben.
Als Vorteile können genannt werden, dass Verantwortlichkeit und
Erfahrung honoriert werden und dass dieses Lohnsystem Anreiz zu einem
längerfristigen Engagement und zur Verantwortungsübernahme gibt.
Der Nachteil dieses Lohnsystems ist, dass es eine gewisse Hierarchisierung
mit sich bringt und die Menschen und ihre Arbeit nur punktuell bewertet.
- Das Lohnsystem richtet sich nach der Einstufung in Mitglieder, die nur
vom Lohn leben, oder in Mitglieder, die noch andere Finanzquellen haben
(Mischung zwischen Einheits- und Bedarfslohn). Der Stundenlohn wird
aufgrund des finanziellen Bedarfs differenziert.
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Die Vorteile sind, dass die soziale Situation der Mitarbeiterinnen
berücksichtigt wird und dass potentiell Mitarbeitende, die auf einen
bestinunten Betrag angewiesen sind, nicht zum Voraus abgeschreckt
werden.
Der Nachteil besteht darin, dass Mitglieder wie z.B. verheiratete Frauen
'diskrin1iniert' werden, weil ihr Partner schon ein existenzsichemdes
Einkommen nach Hause bringt, sie also nicht zwingenderweise auf ein
Einkommen angewiesen wären.

6. Weiterführung der Lohndiskussion

"Die Selbstverwa!Jung ist ein nie abschliessbarer Prozess" (Walter, 1979, S.
15). Dass dieser Prozess nicht unabhängig vom Entwicklungstrend der
kapitalistischen Wirtschaft verläuft, wird durch die oben diskutierten
Trends bestärkt. Das hier behandelte Thema, der Lohn, ist ein gutes
Beispiel zur Veranschaulichung der Verknüpfung der Selbstverwaltung mit
der kapitalistischen Wirtschaft.
Eine Abkoppelung der Selbstverwaltung ist illusionär, selbst wenn diese
völlig selbstversorgend wäre. In den meisten Bereichen ist die
Selbstverwaltung abhängig von der übrigen Wirtschaft. Sie rekrutiert z.B.
ihre Mitglieder aus dem bestehenden kapitalistischen Arbeitsmarkt. Diese
geben einen Teil ihres Einkommens wieder im herrschenden kapitalistischen
Markt aus, für Produkte, die die Selbstverwaltung nicht selber produziert.
Weiter bezahlen z.B. die selbstverwalteten Betriebe Steuern und erhalten
Subventionen. Es geht darnm, in dieser Abhängigkeit dennoch eine
Abgrenzung zu finden . Es ist anzunehmen, dass das Arbeiten in
hierarchiearmen Stmkturen für die Selbstverwaltung weiterhin etwas
Grundlegendes ist, etwas Grundlegendes für die Motivation, sich in der
Selbstverwaltung einen Platz zu suchen. Es gibt gleichzeitig Anzeichen
einer langsamen Angleichung der Selbstverwaltung an bestinunte
Einrichtungen und Uebereinkonunen der übrigen Wirtschaft. Diese
Anzeichen finden wir z.B. beim Lohnsystem (wie oben besprochen), bei der
Organisationsstruktur und der "Professionalisierung" der Kollektive. ·
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Bewähren sich damit die Einrichtungen des kapitalistischen Systems doch
besser? Oder ist umgekehrt ein gewisses Mitmachen unumgänglich? Ist der
Einheitslohn etwa nur Ausdruck einer ungenügenden Rentabilität der
Betriebe, zumal hauptsächlich Betriebe mit eher niedriger Marge in die
.Gruppe mit Einheitslohn fallen? Oder ist der Einheitslohn angesichts der
bestehenden Verhältnisse illusorisch? Ist die Selbstverwaltung gar
unterwegs zu einem Neuverständnis ihrer Anschauung, indem sie zuerst eine
Angleichung vornehmen will (muss) - hin zu ~inem 'effizienten' Wirtschaften-, bevor (aber erst später) sie ihre Ideale verwirklichen kann? Oder
gehen die Ideale verloren, integrieren sich die Betriebe in die herrschende
Wirtschaftsordnung?
Die Lohndiskussion kann nicht separat geführt werden. Sie muss verbunden
werden mit der Standortdiskussion der Selbstverwaltung; mit der Frage
nach dem Wohin; mit der Analyse davon, wieso einmal gegoltene Ideale
heute nicht mehr gelten können usw.
Es sollen hier noch einige Gedanken aufgegriffen werden, die oft in
Diskussionen über die Selbstverwaltung fonuuliert werden. Eine
Feststellung ist, dass zwar alle mitbestimmen und Verantwortung in der
Arbeit übernehmen, aber kaum jemand eine Almung davon hat, wie
Buchhaltung und Kostenrechnung funktonieren, wie das Verhältnis von
Ertrag und Auf\.vand sein muss, damit gute Lölme bezahlt werden können,
was Liquidität bedeutet und dass Liquidität noch nicht alles über ein gutes
oder schlechtes Betriebsergebnis aussagt usw. Das ist die eine, die
buchhalterische Seite. Die andere, ebenso wichtige Seite ist das Wissen
jedes Kollektivmitgliedes über die Verantwortlichkeit gegenüber der eigenen
Arbeit und damit iibcr die eigene Beeinflussbarkeit des Betriebsergebnisses.
Je aufwendiger und kornplizie1ter ein Arbeitsablauf durchgeführt wird,
umso mehr Zeit wird dafür gebraucht. Gleichzeitig ist natürlich die
Nichtkenntnis betriebswirtschaftlicher Fakten der einen ein Machtmoment
für die andern, die diese Kenntnisse haben. Daraus entsteht ein
Ungleichgewicht, das Folgen für den Betrieb und die kollektive
Zusanuncnarbcit hat. Nun kommt es natürlich nicht nur auf gute Ke1mtnissc
der Kollektivmitglieder an, damit der Betrieb läuft. Vielmehr sind noch viele
andere Faktoren wichtig. So bestehen u.a. branchenbedingte Unterschiede,
die nicht missachtet '"'erden dürfen. Zum Beispiel bleiben die Löhne selbst
in einem hierarchisch geführten Lebensmittelladen noch sehr niedrig. Hier
wäre gewiss eine Problemstellung für eine weitere Untersuchung gegeben, so z.B. übergreifende Branchenvergleiche von 'normalen' und
selbstverwalteten Betrieben mit Einbezug der Untersuchung möglicher
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Ursachen für die branchcnniedrigen Löhne. Aus dieser Erhebung geht
hervor, dass gerade sclbstver.ivaltete Läden und auch Restaurants unter den
tiefen Löhnen leiden. Andererseits erscheinen in der Erhebung auch
Kollektive, deren Löhne auf dem Niveau der üblichen Marktlöhne stehen
oder diese sogar übertreffen, wobei gleichzeitig auch die Tatsache besteht,
dass die betreffenden Betriebe Lohndifferenzierungen eingeführt haben.
Ein Aspekt ist bis jetzt in der Selbstverwaltu~g-Bewegung noch wenig zur
Sprache gekommen, der sich auch um eine Form der Entschädigung dreht
und immer wichtiger wird: Die Vermögensfrage. Ein Generationcnwechscl
unter den Selbstverwalleten hat stattgefunden. Die Pionierinnen haben die
Projekte aufgebaut, haben viel Energie und Arbeit darauf verwendet, damit
der Betrieb cinigcrmnssen funktioniert. Es konnte mit der Zeit hier und dort
neu investiert werden. Die 'Neuen' können sich nun sozusagen ins 'gemachte
Nest' setzen und 'vom Aufbau profitieren'. Es stellt sich hier die Frage, wie
sich dieses aufgestockte Vermögen, das in den materiellen Werten, wie
Maschinen und Einrichtungen steckt, denjenigen, die daran mitgearbeitet
haben, in irgendeiner Form vergütet werden krum.
Unumgänglich wird in Zukunft auch sein, dass sich die Selbstverwaltungsbewegung ein stärkeres Profil schafft, mit dem Ziel:

1. ihr eigenes Selbstbewusstsein zu heben,
2. mehr zu überzeugen und
3. Abgrenzungen zur üblichen Wirtschaft wieder neu zu schaffen,
die ihr ein gutes Weiterbestehen im 'kapitalistischen Meer'
ermöglichen. Denn Inseln sind die Kollektive alleweil, auch weM
sie sich in manchen Dingen gezwungen sehen, es den kapitalistischen Betrieben gleich zu machen, um auf dem Markt bestehen
zu können.
Anknüpfend an die ganze obige Diskussion entwickelt sich in mir die Utopie
der solidarischen Zusmrnnennrbeit unter selbstverwalteten Betrieben, wo
Grundprobleme, wie existenzielle Fragen eines Betriebes ·(Umsatz,
Mitarbcitelnnen-Suchc i11 Zusammenhang mit Entlölmungsmöglichkeiten),
Platz haben, wo Wissen und Erfahrung weitergegeben werden können und
nicht durch jede neu in einen ßetrieb eintretende Person wieder von Anfang
an erarbeitet werden müssen, wo Gemeinsamkeiten und Unterschiede
aufgedeckt und bewusst gemacht \Verden; kurzum, die Utopie als Idee, aus
lauter kleinen z.T. isolierten Inseln einen Kontinent entstehen zu lassen, der
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sich in seiner Grösse besser bemerkbar machen kann. Um diese solidarische
Zusammenarbeit zu ermöglichen, wäre es von Vorteil, wenn Leute
freigestellt werden könnten (z.B. eine Person pro Kollektiv), die sich nur
dieser Aufgabe widmen . Allerdings sollte es für jedes Kollektiv eine
freiwillige Entscheidung bleiben, sich an dieser Zusammenarbeit zu
beteiligen.
Abschliessend stelle ich fest: Einerseits mussssich die Selbstverwaltung als
Teil der Wi11sehaft ein stärkeres Profil geben. Damit wird sie auf dem
Markt attraktive•; und unabh:ingigcr sein. Andererseits soll sie sich der
Nischen bewusst werden, wo sie sich eigene Gestaltungsmöglichkeiten
leisten kann, immer natürlich in Berücksichtigung einer gewissen
Rentabilität des Betriebes. Zu erwähnen ist hier die Lohn/Einkonuncnsgestaltung, die insofern frei ist (im Vergleich zur
Betriebsführung), als sie beim Erreichen eines akzeptablen Existenzniveaus
die Gerechtigkeitsdiskussion einbeziehen kann. Dagegen muss in der
Betriebsführung auf ein einigermassen effizientes Handeln geschaut werden,
wobei jedoch ein einseitiges Ausrichten auf ein effizientes Wirtschaften
nach den Maximen der Wirtschaftstheorien in Anbetracht der ethischen und
moralischen Ideale der Selbstverwaltung gewiss nicht anstrebenswert ist.
Eine 'Effizienz' liegt also nur insoweit drin, wie einerseits dabei niemand zu
Schaden kommt und andererseits die Löhne als Existenzsicherung
angesehen werden können. Somit sind der Betriebsführung Grenzen nach
der einen und der andern Seite gesetzt.
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Warum geben Selbstverwaltungsbetriebe auf ?
Potentielle Misserfolgsfaktoren

Olivier Mount'r

1. Einleitung
Ausgangspunkt dieser Alternativgruppierung ist, wie jede andere
auch, 1 die Auseinandersetzung mit der kapitalistischen Gesellschaft
und den Missständen und Deformationen der Gesellschaft. Was mit
den 68er Jahren begann, wurde in den letzten zwanzig Jahren mehr
oder weniger weitergeführt. Begleitende Bewusstseinsträger sind die
Friedens-, Frauen- und Oekologiebewegungen.2
Vor allem aber bei der jüngeren Generation, an Universitäten, in Unternehmungen wie auch in der Politik, steht vermehrt der Wunsch
nach Beteiligung an den Entscheidungsprozessen, von denen man
persönlich betroffen ist, im Vordergrund. Dies zeigt sich auch in der
modernen Managementtheorie und in der zunehmenden Zahl selbstverwalteter Betriebe. In der Schweiz zählt man rund 600 selbstverwaltete Betriebe. 3 Es wird jedoch allgemein in Kreisen von Selbstverwaltern angenommen, dass weit mehr Betriebe selbstverwaltet
sind, oder zumindest selbstverwaltete Strukturen aufweisen. Die
Anzahl Menschen, welche in dieser Form arbeiten, liegt zwischen
4 000 und 30 000. 4 Auch wenn diese Zahlen je nach Gesprächspartner und Literaturquelle doch beträchtlich variieren, ist klar zu
erkennen, dass die selbstverwalteten Betriebe in der Schweiz ständig zunehmen. Diese Unternehmungen sind überdurchschnittlich
in ökonomischen Nischen vertreten, wie anhand der Branchenliste zu erkennen ist. 5
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Problemstellung/ Abgrenzung
In der Literatur und Wirtschaftswissenschaft wird vermehrt anhand
von makro- und mikroökonomischen Modellen untersucht, ob und
wie die Selbstverwaltung als Wirtschaftssystem in der heutigen Welt
eine Berechtigung erlangen könnte. Das Interesse liegt vielfach in den
Effizienzüberlegungen und weiteren quantitativen Kriterien. Gerade
aber in dieser Diskussion muss der Kriterienkatalog auf die qualitativen Aspekte ausgeweitet werden, obwohl sie zum Teil schwe1;fmessbar sind. Dieser Sachverhalt erfodert eine empirische Analyse. Somit
kann für die weiteren Ueberlegungen auf dem Gebiet der Selbstverwaltung eine theoretische Untersuchung nur in Ergänzung mit einer
empirischen Studie von Interesse sein.
Die diesem Artikel zugrunde liegende Arbeit versuchte, die in der Literatur diskutierten Problemgebiete zu gliedern und die potentiellen
Misserfolgsfaktoren selbstverwalteter Unternehmungen empirisch zu
analysieren. Dabei wurden im empirischen Teil nur Betriebe6 untersucht, welche nicht mehr existieren oder ihre selbstverwalteten
Strukturen - und damit ihre ursprüngliche Form - aufgegeben
haben. Es sei bereits an dieser Stelle betont, dass eine repräsentative 7
Auswahl der Betriebe nicht möglich war, da die Grundgesamtheit
nicht vollständig eruiert werden konnte.
Es wurden dabei nur selbstverwaltete Betriebe berücksichtigt, welche
handelsregister-eintragungspflichtig sind, sich freiwillig eintragen8
oder sonst einen gewerblichen Zweck verfolgen, also juristisch ausgedrückt als privatrechtliche Körperschaften bezeichnet werden. Somit waren Organisationen, welche nicht selbsttragend sind, wie gewisse Konsumentenverbände, Schulen etc. in dieser Untersuchung
nicht berücksichtigt.9
Die empirische Arbeit beschränkte sich auf Betriebe in der Deutschschweiz. Einerseits, weil die Selbstverwaltungsbewegung in der übrigen Schweiz im Vergleich eher schwach organisiert ist und die entsprechenden Adressen kaum bekannt waren. Andererseits lagen keine
Gründe vor, die dafür sprachen, dass die Ausweitung auf die ganze
Schweiz wesentliche Aenderungen in den Resultaten ergeben hätte.
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Durch diese Beschränkung ist zugleich auch gesagt, dass die empirisch
ermittelten Resultate im Rahmen des in der Schweiz herrschenden
Wirtschaftssystems gelten. Ebenso wurden keine makroökonomischen Modelle untersucht. Die empirische Auswertung erfolgte
hauptsächlich auf mikroökonomischer Ebene. Die Selbstverwaltungswirtschaft ist nach Ueberzeugung des Autors gesamtschweizerisch als
Alternative zum heutigen Wirtschaftssystem nicht kurzfristig realisierbar und eine derartige Modellierung eher heuristischer Art. Sie
würde sich daher selten auf rational erfassbare Ueberlegungen stützen
können. l 0 Ob und auf welche Weise diese Ergebnisse auch für andere
Wirtschaftssysteme gelten, war somit nicht Gegenstand der Untersuchung.

Aufbau der Arbeit/Vorgehen
Im zweiten Kapitel wird der Begriff des Misserfolges eingeführt und
näher beschrieben.
Im dritten Kapitel werden dann die in der Literatur aufgegriffenen
Problembereiche systematisch zusammengefasst.
Das Schwergewicht der Arbeit liegt in der Analyse von nicht mehr
existierenden selbstverwalteten Betrieben. Dabei werden anhand von
Interviews die Problemfaktoren herauskristallisiert, was schlussendlich das Scheitern der untersuchten Betriebe erklären soll. Dies ist
Gegenstand des vierten Kapitels.

6

10

Vgl. Holenstein, W„ in INFO 23, Oktober 1986, S. 5.
Vgl. Wörle, M„ 1983, S. 811'.
Sapperlot, Nr. 2, April 1991 , S. 13.
4500: Sapperlot, Nr. 2, April 1991, S. 13, 30'000: Aus einem Intervicwprotokoll.
Branchenliste, erstellt vom Netzwerk fllr §elb~erwaltung, 1987.
Die Unterscheidung zwischen Unternehmung und Betrieb, wie sie in der Betriebswirtschaft üblich ist, wird
hier der Einfachheit halber nicht nachvollzogen.
Zur Repräsentanz: Berekoven u.a„ 1989, S. 48.
An. 52 ff„ Anhang V, Schweizerisches Obligationenrecht.
Alle juristischen Personen des öffentlichen Rechts, Anstalten im weiteren Sinne als juristische Personen
des privaten Rechts. Eine gute Übersicht dazu: Dubs, 1985, S. 117.
Zum Selbstverwaltungssystem: Nulzinger, H. G„ in: Widerspruch, Nr. 4, 1982, S. 102 ff.
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In einem weiteren Schritt werden die wesentlichen Aussagen und
Resultate der Arbeit zusammengefasst. Die Schlussbemerkungen
runden dieses fünfte und letzte Kapitel ab.
Ziele der Arbeit
Das primäre Ziel der Arbeit war es, potentielle Misserfolgsfaktoren
selbstverwalteter Betriebe aufzuzeigen. Dabei mussten die komplexen, verschachtelten Vorgänge auf ein kleinst-sinnvolles Mass zerlegt
werden, um die Kem-Misserfolgsfaktoren erkennen zu können.
Die durch die Studie der Literatur evaluierten Problembereiche
wurden in einem weiteren Schritt durch die empirische Analyse
überprüft und ihre Bedeutung in der Praxis aufgezeigt. Damit wird
allen interessierten Kreisen, vor allem aber den in diesen Betrieben arbeitenden Personen ermöglicht, sich einen Ueberblick über die
möglichen Gefahren und Problembreiche zu verschaffen.
Der Autor setzte sich nicht zum Ziel, den selbstverwalteten Betrieben
detaillierte Empfehlungen und Handlungsanleitungen aufzustellen.
Dies würde Gegenstand einer anderen wissenschaftlichen Arbeit bleiben. Somit dient die Studie auch als Basis für weitere Untersuchungen über diese alternative Wirtschafts- und Lebensform.
2. Misserfolg 11

Misserfolg wird hier als die grundsätzliche Nichterfüllung der wesentlichen Ziele des selbstverwalteten Betriebs über einen längeren Zeitraum bzw. die Auflösung des Betriebs aufgrund nicht beabsichtigter
Resultate definiert. Auf die Probleme der Messbarkeit wurde bereits
hingewiesen. Ein weiteres, nicht vollständig rational erfassbares Element in dieser Definition ist der Zeitraum der Nichterfüllung; Es ist
aber kaum sinnvoll, eine genaue Zeitangabe vorzuschreiben, da damit
eine situative Betrachtungsweise starken Einschränkungen unterliegen würde, welche die Resultate verfälschen könnte. Es muss jedoch
davon ausgegangen werden, dass dieser Zeitraum nicht unter einem
Jahr liegen sollte, da die Reaktionen der Nichterfüllung gewisser oder
aller Ziele deutliche Verzögerungen erfahren können.
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Es wird in der Definition die bewusste Entscheidung, den Betrieb
trotz erfolgreicher Handlungsweise und Zielerfüllung aufzugeben,
ausgeschlossen. Damit bleiben einerseits projektartige Betriebe in der
Untersuchung unberücksichtigt. Andererseits zeigt sich auch definitionsgemäss der Misserfolg als Gegenpol zum Erfolg. Unter Erfolg
wird somit die langfristige Erreichung der innerbetrieblichen Ziele
bzw. des Zielsystems einer Selbstverwaltung verstanden. Durch diese
eher heuristischen Definitionen werden die schwer quantifizierbaren
Faktoren, welche ja gerade in einer Selbstverwaltung von Bedeutung
sind, in dieser Definition berücksichtigt. Es wird aus diesem Grunde
auf eine völlig rationale Definition - wie sie zum Beispiel die Wirtschaftlichkeitsdefinition von Castan wiedergibt - verzichtet, da sie
nur teilweise die Gegebenheiten einer Selbstverwaltung berücksichtigt: "Nach dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit handeln heisst, einen
gegebenen Erfolg mit einem Minimum an Mitteln oder mit gegebenen
Mitteln einen Erfolg anzustreben." 12 In den Wirtschaftswissenschaften spricht man häufig von Critical Success Factors (CSF) und meint
damit "jene Variablen, die das Management durch seine Entscheidungen beeinflussen kann und die ihrerseits in signifikanter Weise die
Wettbewerbsposition der verschiedenen Firmen einer Branche bestimmen" 13. Diese Faktoren sind je nach Branche und Markt unterschiedlich und durch entsprechende Untersuchungen zu bestimmen.
Die Aufgabe des Betriebes muss es also sein, diese CSF zu eruieren
und sich dadurch Marktvorteile zu verschaffen. Zur Bestimmung der
CSF werden diverse Methoden angeboten. 14

Der Ansatz könnte aber ebenso dazu dienen, die Critical Unsuccess
Factors selbstverwalteter Betriebe durch ein spezielles Verfahren für
die Gegebenheiten des einzelnen Betriebes zu eruieren. Ob und wie
ein solches Verfahren durch die Wissenschaft bereitgestellt werden
kann, , wäre entsprechend abzuklären.
11

12
13
14

„

In der Literatur wird die Alternativökonomie gelegentlich auch als Moralöokonomie bezeichnet, da sie
sich gegen die rationalen Ökonomie des Kapitalismus wehrt. So z.B.: Vester, M„ in: Müschen, K„ 1982, S.
13.
Castan, E„ S. 2S, in: Hcincmann, D„ 1986, S. 3. Kritik an der Definition und am Rationalprinzip:
Hcincmann, D„ 1986, S. 3 II'.
Hofcr/Schendel, in: Kühn, R„ 1988, S. 14.
Vgl. Kühn, R„ 1988, S. IS II'.
Es wird darauf hingewiesen, dass nach dieser Darstellung die Begriffe Problembereich und potentieller
Misscrfolgsfaktor synonym verwendet werden, falls keine explizite Unterscheidung gemacht wird.
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Verhältnis zum Problembereich 15
Die Problembereiche sind dann Misserfolgsfaktoren, sobald sie so
schwerwiegend sind, dass sie die innerbetriebliche Zielsetzung bzw.
das Zielsystem existentiell gefährden. So gesehen ist also ein Problembereich ein potentieller Risikofaktor für die Existenz des betreffenden Betriebes, den es zu berücksichtigen gilt. Dass ein Problem
durch geschickte Lösung auch zu einem potentiellen Erfolgsfaktor
werden kann, muss an dieser Stelle deutlich betont werden. Diese Betrachtungsweise wurde jedoch in der Fragestellung der Arbeit ausgeklammert. Ebenso ist darauf hinzuweisen, dass ein Problembereich
zwar eine notwendige, nicht aber unbedingt hinreichende Bedingung 16 für den Misserfolg eines Betriebes darstellt. Denn es kann
nicht davon ausgegangen werden, dass dieser Sachverhalt einem einfachen Ursache-Wirkungsschema unterliegt. Es sind meistens komplexe, verschachtelte Vorgänge, welche schlussendlich für den totalen
Misserfolg eines Betriebes verantwortlich sind. Es bleibt Aufgabe
dieser Arbeit, die Faktoren auf ein kleinst-sinnvolles Mass herunterzubrechen, damit die Kern-Misserfolgselemente erkannt werden
können.

Gesetz der Transformation
Oppenheimer hat aufgrund empirischer Erfahrung bereits Ende des
19. Jahrhunderts ein Transformationsgesetz formuliert, in welchem
er das Spannungsverhältnis zwischen Eigentümer- und Arbeiterfunktion in Produktivgenossenschaften als unlösbar einschätzt: "Nur
äusserst selten gelangt eine Produktivgenossenschaft zu Blüte. Wo sie
aber zu Blüte gelangt, hört sie auf, eine Produktivgenossenschaft zu
sein." 17 Die Gründe für diese Transformation sind ökonomische
Sachzwänge wie Mangel an Kapital und Absatz und die Disziplinlosigkeit der Mitarbeiter in der Genossenschaft. Dabei liegt das Problem im Zwang der Produktivgenossenschaften, ihre Organsiationsziele und -strukturen zu ändern, indem regelmässig 'hauptamtliche'
Kapitalgeber eintreten und Lohnarbeiter angestellt werden.
Das Gesetz ist allerdings nicht auf diese Rechtsform der Produktivgenossenschaft beschränkt. In Selbstverwaltungsbetrieben zeigt sich
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diese Situation durch den Konflikt zwischen der ökonomisch/rechtlichen Abhängigkeit infolge Auftritt im Markt und Wirtschaftssystem und den innerbetrieblichen demokratischen Wert- und Zielvorstellungen unabhängig von der gewählten Rechtsform. Dieses
Spannungsverhältnis wird auch mit den Begriffen der 'Doppelnatur'
der Selbstverwaltung und der daraus folgenden 'Oekonomisierung'
umschrieben. Hettlage fordert dann auch das 'neue' Transformationsgesetz, l B welches sich gegen das 'alte' abgrenzt. Es besagt, dass
alle wirtschaftsdemokratischen Organisationsformen - nicht nur die
Produktivgesellschaften - der Transformation ihrer eigentlichen
Interessen ausgesetzt sind. Dies zeigt sich in der Veränderung von
direkt-demokratischen Strukturen zu indirekter Demokratie und im
Aufbau hierarchischer Organisationsformen, was Hettlage als die
"Denaturierung der Genossenschaftsidee" bezeichnet.
In dieser Arbeit wird den Transformationsgesetzen insofern Beachtung geschenkt, dass der Versuch unternommen wird, allfällige Tendenzen dieser Degenerierung selbstverwalteter Betriebe zu 'konventionellen' Unternehmungen auf gewisse Problembereiche zurückzuführen.

3. Potentielle Misserfo/gsfaktoren
Bücher über Selbstverwaltung haben eins gemeinsam: Jeder Autor
beschäftigt sich irgendwie mit einem oder mehreren Grundsatzproblemen dieser Alternativbranche. Wir können in zwei Kategorien
einordnen :
l) Wirtschaftliche Faktoren
Die Autoren versuchen anhand von Modellen die Effizienz und andere quantifizierbare Eigenschaften eines selbstverwalteten Betriebs
zu messen, um damit ein Gesamturteil über die möglichen Probleme
und Chancen aufzuzeigen. Ebenso werden gewisse ausserbetriebliche
Faktoren in die Ueberlegungen einbezogen. Die Modelle erheben
16

17
18

Es ware dann eine hinreichende Bedingung, wenn dieses Problem gerade auch der einzige Grund für den
Misserfolg ist.
Vgl. Oppenhcimcr, F., 1896, S. 45 ff. Ergän7.Cnd dazu: Vgl. Gailloz, B., 1989, S. 83 ff.
Vgl. HcttJagc, R., 1983, S. 380 ff.

203

dabei nicht den Anspruch, gültige Aussagen übeq{ die empirische
Wirklichkeit zu machen. Das dürften sie auch nicht, ' ist doch gerade
in der Wirtschaftswissenschaft der theoretische Teil auf einer "schmalen Basis empirischer Verallgemeinerung". 19
2) Soziale/ sozialpsychologische Faktoren
Ein weiterer Rahmen bilden alljene Problembetriebe, welche die Mitglieder eines Betriebes als Individuum und ihre Beziehungen zur Umwelt zum Untersuchungsgegenstand haben. Die Probleme sind vor
allem Gruppendynamik, Generationenkonflikte, Ausbildungs- und
Wissensstand, Diskriminierungsformen etc. Die Betriebswirtschaft
und Soziologie aber auch die Psychologe befassen sich damit.
Der Blickwinkel der Betrachtungsweise liegt dabei aber immer im
angeblichen Spannungsverhältnis zwischen Selbstverwaltung als Ideologie und Betrieb in der Marktwirtschaft. Ob das Gesetz der Transformation bzw. der neuere Ausdruck der 'Oekonomisierung' ihre ·
Berechtigung haben, wird nach dieser Darstellung transparenter zu·
beantworten sein. Aus dieser Einteilung wird ersichtlich, dass die
Teilbereiche sehr stark interdependent sind. Die Zweiteilung ist somit
nicht als starre Gliederung zu betrachten, welche keine Veränderungen erfahren könnte. Sie dient als Hilfsmittel zur besseren Orientierung für den Leser. Die Interpendenzen sind dabei teilweise klar zu
erkennen. Weitere zum Teil komplexere Zusammenhänge werden
speziell behandelt.

1. Wirtschaftliche Faktoren
Soll die Selbstverwaltung einen Sinn haben und damit der Gesellschaft die Verbesserung der Verhältnisse gezeigt werden können,
muss auch die materielle Existenzgrundlage gesichert sein. Denn
sonst bleibt das Selbstverwaltungsziel ein kurzfristiges Projekt. Dabei
existiert aber ständig ein "Spannungsverhältnis zwischen Anspruch
und Wirklichkeit, zwischen gelebter Utopie und Nischenfunktionen
im ka~italistischen System, zwischen Freiräumen und Sachzwängen". 2D
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Effizienz 21
Das oben beschriebene Spannungsverhältnis verlangt aber eine minimale betriebliche Effizienz. Dabei besteht die Gefahr, dass die Mitglieder in den Sog des 'Unternehmers' hineingezogen werden und
damit ihre hauptsächlichen Ziele vergessen. Neuerdings sind Techniken der neuen Managementphilosophie wie Organisationsentwicklung und Supervision sowie vermehrte Professionalisierung gefordert,
welche zum Teil helfen können, die bestehende Effizienz zu erhöhen, gleichzeitig aber gerade diese Gefahr beinhalten, die 'gelebte
Utopie' von der alternativen Wirtschaftsweise in den Hintergrund zu
schieben.
Das Spannungsfeld drückt sich in zwei Gruppen von Mitgliedern aus:
Basisdemokraten und Professionalisten. Diese konträre Auffassung,
was Selbstverwaltung heute sein sollte, zeigt sich besonders in den
unter diesem Punkt behandelten Aspekten.
Wirtschaftliche Effizienz wird je nach Ansatz unterschiedlich definiert. Dabei ist der positive Ansatz von Schärli sehr interessant. 22
Effizient ist eine institutionelle Ordnung dann, wenn sie dem Individuum erlaubt, seine Bedürfnisse bei niedrigsten Transaktionskosten 23
einzubringen. Grundsätzlich ist die Frage zu stellen, an wessen Zielen
bzw. von welchen Interessengruppen die Effizienz gemessen wird.
Eine Entlassung eines Lohnarbeiters kann einerseits die Effizienz des
Betriebes erhöhen. Die Kosten des Mitarbeiters steigen jedoch. Diese
Transaktionskosten bleiben in den andern Ansätzen meistens unberücksichtigt. Ebenso muss bei der Diskussion um die Effizienz von
Selbstverwaltung die wirtschaftliche Effizienz auf den Märkten berückischtigt werden.
19
20

21

22
23

24
2$
26
27

Duesenbeny, J., in: Beier, J„ 1979, S. 285.
Peters/Zölch, in: Heinemann, D„ 1986, S. 12.
Zu den Effizienzproblemen: Vgl. Heinemann, D„ 1986, S. 12 ff. Die Einteilung stützt sich hauptsächlich
auf diese Projektstudie.
Vgl. Schärli, M„ 1983, S. 25 ff.
Kommunikationskosten, auch z.B. Konscnsfindungskosten, opportunity costs. Vgl. Schllrli, M„ 1983, S. 23.
Bergmann, K„ in: Loesch, A„ 1988, S. 130.
Vgl. Nutzingcr, H. G„ in: Loesch, A„ 1988, S. 36.
Sogenannte intermediäre Kultur, wie Lehrer, Sozialarlleiter, Künstler etc.
Neumitglieder werden manchmal dazu gezwungen, einen Anteil an den bisherigen Investitionen zu
bezahlen.
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a) Schwierigkeiten bei der Finanzierung
Einerseits lehnen gewisse selbstverwaltete Betriebe 'kapitalistische
Banken' aus ideologischen Gründen ab. Andererseits sind die Banken
bei der Wirtschaftsprüfung von gewissen Vorurteilen befangen, die
ihren Ursprung meistens im Auftreten der Selbstverwalter findet:
"Nach wie vor kriegt der ordentliche 'Banker' eine Gänsehaut, wenn
er den Begriff Selbstverwaltung hört." 24 Das hauptsächliche Problem ist, dass die Kapitalgeber über keine Kontrolle der Leistungserfüllung durch die Mitglieder verfügen. Diese haben zum Teil die
Möglichkeit, trotz formal korrekter Erfüllung der Verträge, gewisse
Handlungsspielräume zugunsten von nichtmonetären Einkommen
zulasten der Kapitalgeber auszunützen. 25 Die Selbstverwaltung kann
.heute vor allem auch weniger auf gewisse Bevölkerungsschichten
zählen, welche früher noch treue Kaftalgeber waren. 26 Dies zwingt
die Mitglieder vermehrt dazu, den nötigen Kapitalbedarf durch
Eigenkapital (zum Beispiel aus nicht ausgeschütteten Gewinnen)
zu decken, was wiederum die Einkommenssituation der Mitglieder
beeinträchtigt. Ebenso kann dies dazu führen, dass die Eintrittskriterien verschärft werden. 27
b) Entscheidungsstrukturen
Durch den Anspruch auf Konsensentscheid ist aus wirtschaftlicher
Sicht vor allem der grosse Zeitbedarf für derartige Entscheide von
Interesse. Die bisherige Erfahrung zeigt auch, dass der Konsens
keine ausgefallenen Ideen bzw. riskante Vorhaben zulässt. Im heutigen Marktgeschehen sind aber gerade diese Eigenschaften problematisch, da die Innovationszyklen bzw. die Entscheidungszyklen immer
kürzer werden, und damit eine unverzügliche Anpassung mit zum
Teil ausgefallenen Massnahmen verlangt ist. Ebenfalls besteht die
Gefahr, dass Kompromisslösungen entstehen, welche den Betrieb in
unerwünschte und unkontrollierte Situationen führen. Wie stark die
Konsensfindungskosten auf die wirtschaftliche Effizienz ausschlägt,
hängt stark von der Grösse des Betriebes ab. Grundsätzlich sind diese
höher, je grösser der Betrieb bzw. je heterogener die Gruppe ist. 28
Doch dabei darf nicht unberücksichtigt bleiben, dass durch diese
speziellen Entscheidungsstrukturen zwar höhere Entscheidungskosten entstehen, wobei bei der Bestimmung der zweitgenannten
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Kostenart die Möglichkeit des 'verdeckten' Minderheitsentscheides
zu berücksichtigen ist. Diese bezüglich der Ideologie unerwünschte
Situation kann entstehen, weil manche Leute über einen labileren
Charakter verfügen als andere, teils redegewandte Personen. So ist es
dann auch vorstellbar, dass sich diese Mitarbeiter von einer Minderheit beeinflussen und überreden lassen.
c) Rotationsprinzip
"Die Erfahrungen von Selbstverwaltern in der Schweiz haben gezeigt,
dass zur Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit in einer industrialisierten
Wirtschaft nicht auf die Spezialisierung von Arbeitsfunktionen verzichtet werden kann." 29 Damit wird ein weiteres Spannungsfeld
zwischen Ideologie und Effizienz aufgedeckt. Totale Rotation ist
mit hohen Ausbildungskosten verbunden, welche selten durch die
Motivation gedeckt werden können. 30 Ebenso vermindert die Aufhebung der Arbeitsteilung bei gewissen Produktionsabläufen die
Qualität der Arbeit. So wird heute vermehrt zwischen Hand- und
Kopfarbeit getrennt, was neben den ökonomischen Zwängen auch
auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der Mitglieder zurückzuführen
ist. Welche hierarchischen Strukturveränderungen und innerbetrieblichen Zielanpassungen dies nach sich ziehen kann, zeigt sich im
empirischen Teil.
d) Nischenexistenz 31
Selbstverwaltete Betriebe sind stark in ökonomischen Nischen vertreten. Dies ist zum Teil in der ideologischen Einstellung der Mitglieder begründet. Andererseits sehen die Betriebe gerade in diesen
21
29
30
31

32

33

Zu einer detaillierten Betrachtung über die Entscheidfindungskosten: Vgl. Gailloz, B., 1989, S. 19 lf.
Scharli, M., 1983, S. 89.
In gewissen Articitsbcreichen ist dies möglich. Zum Beispiel Fliessbandalbeit.
Nischen werden auch als 'leere' Segmente bezeichnet. Man meint damit, dass gewisse
Konsumentenbedürfnisse durch die angebotenen Produkte oder Dienste nicht prlzisc erfüllt werden und somit
'leere' Segmente entstehen.
Wo das Bedürfnis filr die Produkte besteht und keine Konkurrenz auf dem Markt auftritt, sind aber hohe
Margen üblich. Ebenso sind gewisse Nachfragckreisc bereit, für die Befriedigung ihrer Bedürfnisse höhere
Preise zu zahlen, als dies für Standardprodukte üblich ist. Doch diese vorteilhafte Situation ist meistens
kurzfristiger Art, weil dadurch andere Anbieter angezogen werden.
Dabei ist zu beachten. dass diese Kosten Bruchteile der Forschungs- und Entwicklungskosten
kapitalistisch orientierter Betriebe sind.
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'Experimentierspielräumen' ihre Chancen. Die Interessenlosigkeit
der übrigen Wirtschaft, in diesen Markt zu investieren, ist mit ein
Grund, wieso die Marknischen nicht bereits gefüllt wurden. Neben
dem geringen Marktpotential sind zudem die Margen sehr klein. 32
So müssen viele Alternativbetriebe hohe Einführungs- und Entwicklungskosten 33 bezahlen, was zusammen mit den tiefen Margen eine
schlechte Gewinnsituation ergibt. Aber gerade auf der ökologischen
Ebene bringen sie so einen wesentlichen Nutzen für die Gesellschaft.
Doch diese externen Effekte werden nicht internalisiert, d.h. nicht
materiell entschädigt. Die Veränderungen im ökologischen Bewusstsein der Bevölkerung liess jedoch in letzter Zeit ein relativ grosses
Marktpotential entstehen, was dazu führte, dass nun auch die 'kapitalistische' Wirtschaft in diesen Märkten als Konkurrenz auftritt
und mit den zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln und Verkaufswegen sehr schnell den Markt beherrscht. Diese Gefahr besteht
natürlich auch für konventionelle Kleinbetriebe, welche aufgrund
ihrer Betriebsgrösse auf die Nischenstrat.egie setzen müssen, was
deutlich zeigt, dass gewisse hier diskutierte Misserfolgsfaktoren
nicht nur speziell für die Selbstverwaltung gelten müssen. 34
b) Ablehnen des professionellen Marketing
Produktorientiertes Marketing versteht sich "als die ·Gesamtheit von
Tätigkeiten und Massnahmen, mit denen eine Unternehmung versucht, ihre Produkte zum potentiellen Käufer zu bringen und diesen
zum Kauf zu bewegen". 3S Die Bedürfnisweckung steht dabei im Vordergrund, welche vor allem mit aktivem Marketing (Werbung, Sales
Promotion etc.) erreicht wird. Marketing bedeutet also auch "Wecken
schlummernder Bedürfnisse oder gar Schaffen neuer Bedürfnisse."36
Die Gebrauchswertorientierung37 selbstverwalteter Betriebe steht im
Gegensatz zu dieser Auffassung, denn es sollen die wirklichen Bedürfnisse befriedigt werden. Selbstverwaltete Betriebe weisen grundsätzlich weder eine Bedürfnis- noch eine Produktionsorientierung auf.
Die Ausrichtung der Produkte auf den wirklichen Nutzen für den
Konsumenten (Gebrauchswert) ist zwar eher bedürfnisorientiert.
Werden jedoch die einzelnen Markmale beider Marketinggrundhaltungen beachtet, so würde eine eindeutige Zuteilung unmöglich bzw. die
Klassifizierung unzutreffend werden. 38 Es ist dabei zu beachten,
dass diese Einteilung eine Verallgemeinerung ist und in der Praxis
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alle möglichen Kombinationen existieren können. Sicher ist, dass
jegliche Extremposition grosse Nachteile mit sich bringt. So wird ein
völlig passives Marketing dazu führen, dass der Kontakt mit dem
Markt verloren geht und damit die Konkurrenz Marktanteile gewinnt.
Aber gerade diese ungünstige Position nimmt die Mehrheit selbstverwalteter Betriebe ein. Einerseits sind die Betriebe also marktorientiert, andererseits lehen sie aus ideologischen Gründen ein professionelles Marketing ab, was zu Effizienzverlusten führt. Die Lösung
dessen sieht Flieger in einem ökologischen bzw. politischen Marketing, das losgelöst von einzelwirtschaftlichen Interessenvorteilen auf
"vernetzte, mehrdimensionale und kreislauforientierte Zusammen-·
hänge und Kommunikationsstrukturen aufgebaut ist". 39
f) Organisations- und Vernetzungsfeindlichkeit

Durch ihre Ausrichtung auf basisdemokratische Strukturen sind die
selbstverwalteten Betriebe eher "organisationsfeindlich". Diese Erfahrung macht auch das Netzwerk für Selbstverwaltung, sind doch
lediglich 90 Betriebe (15 '/.) Mitglied dieses Vereins, obwohl seine
Ziele sehr allgemein gehalten sind, und die Unternehmungen nicht in
ihren innerbetrieblichen Strukturen eingeschränkt werden. Der
Grund liegt teilweise darin, dass jede einzelne Selbstverwaltung
ihre eigenen Grundsätze und Ziele verfolgt und diese durch eine
Vernetzung gefährdet sieht. Es wäre somit abzuklären, ob in der
Vernetzungsfeindlichkeit ein weiteres konstituives Merkmal der
Selbstverwaltung begründet liegt. Da die Selbstverwaltung in ihrer
Aussenbeziehung der kapitalistischen Wettbewerbssituation ausgesetzt ist, treten auch die Alternativbetriebe gegeneinander ab Konkurrenten auf. Jegliche potentiellen Synergieeffekte durch eine
Kooperation - und somit auch eine mögliche Effizienzsteigerung
und wirtschaftlich bessere Widerstandsfähigkeit - bleiben ungenutzt.
34

H
36

37
38

39

Vgl. KUck, M., in: Loesch, A., 1988, S. 97.
Kühn, R., 1987, S. 58. Dazu auch bedürfnisorientienes Marketing: Steuerung des gesamten Unternehmens
vom Markte her. Die Unterscheidung und weitere Begriffserklarungen: Ebenda, S. S9 f.
Krippcndorf, J„ 1975, S. 22.
Gebrauchswert: Heinernann, D„ 1986, S. 19.
Bedürfnisorientiert: Marktdaten werden systematisch gesammelt, auf Bedürfnisse bzw. Probleme der Käufer
bezogenen Finnennamen, nach Bedürfnisgruppen gegliedertes Sortiment, Mitarbeiter sind markctingspczifisch ausgebildet etc. Solche und ähnliche Massnahmen sind aber in selbstvCIWalteten Betrieben selten.
Vgl. Flieger, in Heinernann, D„ 1986, S. 22.
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g) Keine Gewinnorientierung
In der heutigen Realität gibt es selten Betriebe, welche kategorisch den Entschluss fassen, keine Ueberschüsse zu erzielen. Einerseits muss ein Betrieb tatsächlich zuerst die Kostendeckung erreichen. Andererseits sind mit einer derartigen strikten Ablehnung von
Ueberschüssen die finanziellen Engpässe vorgegeben. Denn durch
dieses Verhalten wird jegliche Selbstfinanzierung (d.h. die Finanzierung aus Gewinnen, die der Unternehmung belassen werden)
ausgeschlossen. Somit müssen Kapitalgeber gefunden werden. Dies
bedeutet, dass der Betrieb hohe Zinskosten zu tragen hat, was
wiederum höhere Anforderungen zur Erfüllung der Kostendeckung
verlangt. Dieser Prozess ist auch dafür verantwortlich, dass gewisse
Betriebe nötige Investitionsvorhaben verschieben müssen, dass der
Arbeitsablauf geschwächt, ihre Konkurrenzfähigkeit gefährdet und
damit die Effizienz geringer wird.
h) Arbeitsdisziplin / Fluktuationsrate / Ausbildungsstand
"Einerseits orientieren sich die Betriebe nicht an den Leistungsgedanken der herrschenden Wertvorstellungen, andererseits sind sie bei
Strafe des eigenen Untergangs gezwungen, nicht in den Ruf bedauernswerter Sozialstationen zu geraten."40 Die Unterscheidung
zwischen Basisdemokraten und Professionalisten drückt sich somit
auch in unterschiedlichen Arbeitsauffassungen aus. Die Professionalisten sind der Meinung, dass die Arbeitsdisziplin durch eine geordnetere . Arbeitsplanung wesentliche Effizienzsteigerungen zur Folge
hätte, ohne jedoch damit die Ziele der Selbstverwaltung zu gefährden. Denn "Arbeit nach Lust und Laune, ... , ist nur solange möglich, bis der letzte Kunde entnervt aufgibt und zurück zu einem
'Betrieb' wechselt, der die Spielregeln einhält". 4l Mit der Planung
wird auch die Arbeitsteilung angesprochen. Man erhofft sich durch
die Aufteilung der Arbeitsbereiche ein grösseres Verantwortlichkeitsbewusstsein des betreffenden Mitgliedes und damit auch eine höhere
Arbeitsdisziplin.
Ein weiteres Problem besteht in der grossen Fluktuationsrate. Die
Gründe dazu sind umfangreich. Viele Mitglieder eines selbstverwalteten Betriebes betrachten diesen als 'Durchlauferhitzer'. Meistens sind
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ten Betriebes betrachten diesen als 'Durchlauferhitzer'. Meistens sind
es junge Leute, welche gerade das Studium beendet haben, arbeitslos
sind oder sich mit den bisherigen Arbeitsbedingungen nicht mehr zufrieden geben. Sie wagen den Sprung in die Selbstverwaltung mit der
Hoffnung, ihre Ziele darin erfüllen zu können. Nach einer gewissen
Zeit wechseln dann aber die Bedürfnisse dieser Leute, und sie verlassen den Betrieb. Ebenso ist es nicht selten, dass "Sozialfälle" vor allem Alkoholiker und Drogenabhängige - durch die Selbstverwaltung in den Arbeitsprozess reintegriert werden. Diese Situation
der Eingliederung von Arbeitslosen und 'Sozialfällen' verursacht rein ökonomisch betrachtet - Kosten, welche sonst durch die Gesellschaft getragen werden. Doch wiederum werden diese externen
Nutzeneffekte für die Gesellschaft nicht internalisiert.
Ebenso sind die schlechten Arbeitsbedingungen bezüglich materieller
Absicherung und Arbeitszeit vielfach genannte Gründe für den Austritt. Gerade die Nachfolger der Gründergeneration sind nicht mehr
bereit, zu ~enen Konditionen zu arbeiten, welche die Gründer hinnahmen: 4 "Es ist ein bisschen viel verlangt, wenn die Mitarbeit in
der Selbstverwaltung bedeutet, überspitzt ausgedrückt, dass man dafür letzten Endes noch Geld mitbringen soll." 43
Dieser ständige Mitarbeiterwechsel verursacht wesentliche Kosten.
Einerseits verliert der Betrieb Leute, welche durch die Erfahrungen
ein spezifisches Wissen erhalten haben. Dieses Wissen muss· sich das
neu eintretende Mitglied wieder aneignen. Ebenso entstehen je nach
Branche unterschiedlich hohe Einarbeitungskosten. Durch den ständigen Wechsel und die Integrationsversuche der Neumitglieder wird
40
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Heinemann, D„ 1986, S. 27.
Bergmann, K„ in: Loesch, A„ 1988, S. 127.
Ob der geringere Einkommensbezug durch immaterielle Vorteile wettgemacht wird, muss sich jedes
einzelne Mitglied selber hinterfragen. Doch gerade bei Familiengründungen oder anderen Verpflichtungen
muss primär die materielle Existenz gesichert sein. Oder: "Zuerst das Fressen, dann die Moral". Zitat B.
Brecht.
Bergmann, K., in: Locsch, A., 1988, S. 128.
Vgl. Scharli, M„ 1983, S. 49. Es dürfen aber die sozialen Nachteile der Neutralisierung nicht
unberücksichtig bleiben.
Vgl. Sapperlot, Nr. 2, April 1991, S. 13.
Vgl. Hettlagc, R„ 1987, S. 299 ff.
Hettlage, R., 1987, S. 300. Winkler geht davon aus, dass bis ca. 20 Arbeitende die Selbstverwaltung ohne
grossc strukturelle Formen funktionieren kann. Vgl. Winkler, R, in: Widerspruch, Nr. 2, 1981, S. 81.
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die Gruppendynamik beeinträchtigt, was kurzfristig Kosten verursacht und die · psychische Belastung erhöht. Die langfristigen Auswirkungen dieser Gruppenprozesse haben situationsbedingt unterschiedliches Ausmass auf die Effizienz des Betriebes. Zusammen mit
dem geringen branchenspezifischen Ausbildungsstand der Mitglieder
ist nach Meinung vieler Autoren die hohe Fluktuationsrate einer der
Hauptgründe für die mangelnde Effizienz vieler selbstverwalteter
Betriebe. Neben den Effizienzeinbussen ist die Fluktuationsrate aber
auch noch aus einem weiteren Grund von Bedeutung: Ein neueintretendes Mitglied muss meistens einen gewissen Eigenkapitalanteil
tragen. Verlässt nun ein Mitglied aus irgendwelchen Gründen den
Betrieb, so vermindert sich für den betreffenden Betrieb die Eigenkapitalbasis. Dies ist vor allem bei hohem Anteil und in Krisensituationen für die Existenz der Selbstverwaltung gefährlich, zumal
egoistische Mitarbeiter bei ersten Merkmalen einer Krise den Betrieb
mit ihrem Kapital verlassen und dadurch die Krise verstärken. Gerade
hier zeigt sich wiederum die Notwendigiceit der Neutralisierung des
Kapitals. 4 4

Weitere wirtschaftliche Faktoren
a) Betriebsgrösse / Betriebswachstum
Die selbstverwalteten Betriebe sind ausgesprochene Kleinbetriebe. In
der Schweiz arbeiten bei rund der Hälfte aller Betriebe weniger als
11 Personen. 45 Es ist offensichtlich, dass bei derartigen Kleingruppen die Verwirklichung partzipativer Strukturen erheblich erleichtert
wird. 46 Das Entfremdungsproblem und die Transparenz hängen sehr
stark mit der Grösse des einzelnen Sozialgebildes zusammen. Die Mitglieder einer Unternehmung müssen sich darum bereits früh Gedanken machen, wie hoch in Zukunft die Betriebsgrösse sein kann, damit die Transparenzgrenze nicht überschritten wird. Denn wenn diese relativ unbewegliche Grenze überschritten wird, steigen automatisch die Entscheidungsfindungskosten enorm, "dann lockert sich
auhh ..die soziale Integration der Genossen", die Bindungen werden
locker, die Interessengegensätze grösser. Kurz: "Die Sozialkapazität"
der Selbstverwaltung bleibt nmgenutzt. All dies führt zu der bekannten "Oekonomisierung". "Es scheint, dass sich Grossbetriebe für
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Selbstverwaltungsversuche nicht eignen und dass Partizipationsformen dort anders gestaltet sein müssen." 4? Diese soziologische
Betrachtungsweise und die daraus gewonnene Erkenntnis, dass die
Basisdemokratie an überschaubare Grössenordnungen gebunden ist,
hat ebenfalls Auswirkungen auf die wirtschaftliche Tätigkeit einer
selbstverwalteten Unternehmung. Der Zielkonflikt zwischen sozialen
und wirtschaftlichen Zielen ist praktisch unumgänglich und verlangt
eine Zielhierarchisierung. Denn geht man davon aus, dass die Mehrheit selbstverwalteter Betriebe ihre wirtschaftliche Existenz in
Nischen findet, so muss auch angenommen werden, dass der Betrieb
wachsen muss, will er seinen Umsatz halten. 48 Die Lösung dieses
Dilemmas liegt in der Ausgliederung gewisser Bereiche und die
Bildung kleiner Gruppen. Dadurch wird der Forderung nach Transparenz und somit der Basisdemokratie Rechnung getragen. Wie dies
konkret aussehen sollte, ist je nach Branche, Produktpalette,
finanziellen Möglichkeiten, innerbetrieblichen Interessen, Gruppenstruktur etc. fallspezifisch zu analysieren.
Es wird in der Literatur auch die Ansicht vertreten, dass die selbstverwalteten Betriebe nur dann den "kapitalistischen" gewachsen
sind, wenn die Optima der Selbstverwaltung mit den betrieblichen
Optima zusammenfallen. Und dies sei in denjenigen Wirtschaftsbereichen möglich, in denen kleine Betriebe optimal sind. 4 9 Wagner wiederum ist der Ansicht, dass sich die Mitglieder bereits aus egoistischen Ueberlegungen auf eine gweisse Mitarbeiterzahl beschränken.
In einer Hypothese formuliert er: "Der Widerstand der Gesamtbelegschaft gegen die Einstellung weiterer Beschäftigter wird um so
grösser sein, je kleiner die Unternehmung ist (Kriterium für Grösse:
Zahl der Beschäftigten)." 50 Die Erklärung dafür ist wirtschaftlicher
Art. In einer kleinen Gruppe herrscht gegenseitige Abhängigkeit und
Einflussnahme bezüglich der Beiträge zu den Anteilen an der Wertschöpfung. Ebenso gilt: Je kleiner die Belegschaft ist, desto grösser
ist der Anteil jedes einzelnen, welche er bei Neueintritt eines Mit48
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Denn nach anlllnglicher Marktmacht treten weitere Konkurrenten in den Markt ein. Das Marktvolumen
wird auf die Anbieter verteilt. Der Preis sinkt. Der Betrieb kann den Umsatz nur halten, wenn die
veikaufte Menge zunimmt, was aber meistens eine Vergrösserung des Betriebes erfordert.
Vgl. Locsch, A., 1988, S. 25.
Wagner, U., in: Watrin, Ch., 1976, S. 48.
Vgl. ebenda, S. 48 ff. Dabei beschreibt er die Verbindung Expansion/ Eintrittsbarrieren.
Winkler, R., in: Widerspruch, Nr. 2, 1981, S. 82.
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gliedes aufgeben muss. Ebenso beeinflusst der Neueintritt die bisherrige Willensbildungsstruktur. Dies bewegt Wagner dazu, in weiteren
Thesen zu behaupten, dass grössere Betriebe einen geringeren Widerstand zur Expansion aufweisen als kleinere. 51
b) Technik in der Selbstverwaltung / Rationalisierungsmassnahmen
"Selbstverwaltung heisst, dass der Mensch bestimmt, nach welchen
Gesetzen die Atbeit abläuft." 52 Dies bedeutet also auch, dass sich
die Technik dem Menschen anpassen muss und nicht umgekehrt.
Gleichzeitig zeigt sich damit das wirtschaftliche Problem. Technisch
realisierbare Rationalisierungsmassnahmen werden aus ideologischen
Gründen nicht getroffen. Somit können "konventionelle" Betriebe,
welche diese Massnahmen ergreifen, kostengünstiger produzieren. Die
kurz- und mittelfristigen Chancen für den selbstverwalteten Betrieb
vermindern sich weiter. Neben der ideologischen Barriere ist ebenfalls
zu beachten, dass gewisse Betriebe diese Massnahmen erst gar nicht
finanzieren können.
c) Keine Leistungskontrolle
Die meisten Anhänger der Selbstverwaltung sind anti-autoritär eingestellt. Dies zeigt sich auch darin, dass die bereits erwähnte hierarchische Leistungskontrolle fehlt. Die soziale Kontrolle durch die anderen Mitglieder ist aber verglichen dazu sehr schwach. Die Folge sind
Verteilungskonflikte zwischen qualifizierten und unqualifizierten
bzw. fleissigen und weniger fleissigen Mitarbeitern, was bei gleicher
Entlöhnung zu Spannungen führt. Für die Existenz des Betriebes ist
es also ausserordentlich wichtig, wie stark die Mitglieder motiviert
sind bzw. wie jedes einzelne Mitglied Verantwortung übernimmt und
sich für den Betrieb engagiert. Es muss jedem Mitglied der Zusammenhang zwischen persönlichem Einsatz im Betrieb und Höhe des
Gewinnes bzw. Einkommens ersichtlich sein. Nutzinger meint allerdings, dass durch die Gefahr der "natürlichen Tendenz zur Drückebergerei" die soziale Kontrolle eben gerade effektiver ist als der
übliche vertikale Kontrollmechnaismus, was sich positiv auf den
wirtschaftlichen Erfolg auswirken könnte. 53 Die Diskrepanz in den
Meinungen über die Effektivität der sozialen Kontrolle kann kaum
global gelöst werden. Es bleibt eine situationsspezifische Aufgabe,
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da vor allem die Intensität der Gruppendynamik - welche sich entscheidend auf die ausgesprochene Effektivität auswirkt - und die
Gruppenstruktur von Betrieb zu Betrieb verschieden sind.
d) Kundenstruktur
Ein wesentlicher Nachteil eines ideologisierten Betriebes ist die einseitge Kundenstruktur. Solange nicht eine grössere Anzahl von
Personen die Selbstverwaltungsidee unterstützen, sind die Betriebe
grundsätzlich auf die vereinzelten Anhänger der Ideologie angewiesen. Doch dieses Segment ist meistens zu klein. Das Produktesortiment oder Dienstleistungsangebot muss aus diesem Grunde
auf die "konventionellen" Bereiche ausgeweitet werden. Wird dies
versäumt, kann der Betrieb in seiner Ideologie ersticken. Die ständig
wachsenden Kosten überholen den stagnierenden Umsatz - wirtschaftlicher Verlust wird zur Regel. Dieser Aspekt der Kundenstruktur steht stark in Zusammenhang mit der Anpassung an die Marktwirtschaft. Wiederum zeigt sich das Problem der "Doppelnatur"
einer Selbstverwaltung in der Marktwirtschaft. Es besteht ein ständiges Spannungsfeld zwischen Ideologie und Wirtschaftlichkeit.
e) Oekonomischer Erfolg
Es scheint paradox, doch wie der wirtschaftliche Misserfolg · kann
auch der ökonomische Erfolg zu einem Existenzproblem des selbstverwalteten Betriebes werden. 54 Denn er kann viele Mitglieder dazu
bewegen, sich selbständig zu machen. Der Gadanke an das grosse
Geld ist auch in manchen Köpfen von Selbstverwaltern vorhanden.
Es sind dann auch vor allem die Professionellen, welche die Gruppe
verlassen, um einen Betrieb zu gründen, der ihren Vorstellungen
besser entspricht. Aber gerade diese Personen waren es auch, die
innerhalb der Betriebe die wirtschaftlichen Gegebenheiten stärker
berückischtigten. Somit zeigt sich die Gefahr dieser Abwanderung.
Das Problem liegt aber vor allem darin, dass dadurch dem Betrieb die
finanziellen Mittel entzogen werden, wenn viele Mitglieder ihr durch
den Erfolg vermehrtes Kapital bei Austritt aus der Selbstverwaltung
'3
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Vgl. Nutzingcr, H. G., in: Albach/Sadowski, 1976, S. S12 ff.
WiUelsbcrger, H., in: Loesch, A., 1988, S. 43.
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zurückfordern. Liquiditätsengpässe sind die Folge. Es zeigt sich auch
darin wiederum die Notwendigkeit einer vollständigen Neutralisierung des Kapitals.
f) Risikoaversion

Die Entscheidungsstrukturen können - wie bereits erwähnt - den
Risikograd einer Selbstverwaltung stark beeinflussen. Ebenso ist die
individuelle Risikobereitschaft entscheidend für das Risikoverhalten
des Betriebes. Denn jedes einzelne Mitglied trägt ein gewisses Marktrisiko, da jeder Arbeiter auch zugleich Selbständiger ist. Seine
Existenzgrundlage hängt vom Erfolg des Betriebes ab. Dies spiegelt
sich auch in der Tatsache, dass viele Menschen das vertraglich
abgesicherte Einkommen demjenigen Einkommen vorziehen, welches
sie bei selbständiger Tätigkeit erzielen würden. Watrin ist der Ansicht,
dass diese Ablehnung von Marktrisiken ein entscheidender Grund für
die iwärliche Durchsetzung der selbstverwalteten Unternehmung
ist. 5S Die Folgen dieser Risikoaversion sind klar: Anpassungen an
Veränderungen in der Nachfrage oder . Technik werden zu langsam
oder gar nic~t vorgenommen, was den Betrieb gegenüber der Konkurrenz, die sensitiv Aenderungen erkennt, allmählich zu "Entwicklungsorganisationen" degenerieren lässt. Es wird also ein
weiteres Spannungsfeld ersichtlich. Neben der bereits mehrfach
diskutierten "Doppelnatur" der Selbstverwaltung ergibt sich auch
das Beziehungsfeld Vergangenheits- und Zukunftsorientierung, wobei
sich dieses nicht auf die selbstverwalteten Betriebe beschränken
muss. Es ist aber einleuchtend, dass die Diskrepanz durch die Risikobereitschaft beeinflusst wird.

2. Soziale /psychologische Faktoren
Manche der in diesem Kapitel behandelten Aspekte sind als ceteris
paribus nicht direkt als potentielle Misserfolgsfaktoren zu bezeichnen. Sie sind aber teilweise Initialanstoss zu einer Kette weiterer
Probleme. Sie können in Kombination mit diversen anderen Problembereichen schwerwiegende Konsequenzen für den Betrieb bewirken. Damit zeigt sich auch gerade ihre Berechtigung als Untersuchungsgegenstand in dieser Abhandlung.
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a) Niedrige Einkommen
Nicht selten taucht mit Selbstverwaltung der Begriff Selbstausbeutung auf. In der Tat, gewisse Arbeitsverhältnisse sind unverhältnismässig streng. So wird häufig das ungenügende Einkommen
durch Mehrarbeit erhöht. Und dennoch ist es meistens unterdurchschnittlich. Aufwendige Lebenshaltung ist nicht möglich und alternativ arbeiten heisst oft auch notwendigerweise alternativ leben. 56
Diese Einkommensverhältnisse fördern natürlich die rechtlichen
Unzulässigkeiten. Vor allem werden den Mitarbeitern vielfach keine
Sozialversicherungs- und Krankenkassenbeiträge bezahlt. 57 Eines
sollte aber bei dieser Betrachtungsweise nie unberücksichtigt bleiben.
Dass die qualitiativen Arbeitsbedingungen bzw. das nicht-monetäre
Einkommen besser sein kann als in "konventionellen" Betrieben,
wird an dieser Stelle deutlich hervorgehoben. Ebenso kann alternativ
leben nicht mit unfreiwilligem Verzicht gleichgesetzt werden. Denn
die Bedürfnisse selbstverwalteter Mitglieder sind durch ihre Einstellung und Ideologien anders - eben alternativ.
b) Gleicher Lohn für ungleiche Arbeit
Das konstitutive Merkmal der Einkommensgleichheit führt zu einer
Diskriminierung verschiedener Mitarbeiter. So ist der qualifizierte
(fleissige) Mitarbeiter klar benachteiligt, wobei qualifiziert nicht nur
die Ausbildung, sondern auch die branchenbozogene Erfahrung beinhaltet. Dadurch ist bereits gesagt, dass ebenso eine Diskriminierung
zwischen den länger im Betrieb arbeitenden und den neu eintretenden Mitgliedern besteht. Diese Diskriminierungen führen zu sozialen
Spannungen und beeinträchtigen die Gruppendynamik ganz erheblich. Auch in der heutigen Sozialpolitik wird über die Problematik
des gleichen Lohns diskutiert; allerdings unter einer anderen Be"
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Watrin, Ch., in: Walrin/Willgcrodt, 1976, S. 177.
Vgl. Christ/GauVGehrmann, 1982, S. 24 lf.
Vgl. ebenda, S. 31.
Vgl. Seiler, S., 1989. Der Einheitslohn wird auch breiter dcfinien. So werden gewisse soziale Aspekte
(erhöhte KindcrL.Ulagcn etc.) mitberücksichtigt.
Vgl. Locsch, A., 1988, S. 24. Eine mikroökonornische Betrachtungsweise findet sich bei: Wagner, U., in:
Watrin, Ch., 1976, S. 40 ff. Dabei zeigt er, dass der Eintrittswillige neben seinem Lohn auch noch den
durchschnittlichen Gewinn erbringen muss, um aufgenommen zu werden.
Vgl. Locsch, A., 1988, S. 26.
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trachtungsweise. Man ist sich bewusst, dass die Parole "gleicher
Lohn für gleiche Arbeit" nicht sinnvoll ist, da diese bereits wiederum
eine Diskriminierung beinhaltet. So vor allem gegenüber der Frau,
die physisch dem Mann unterlegen ist und damit gewisse Arbeiten
nicht identisch ausführen kann. Die Formel muss also vielmehr
heissen: "Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit mit gleichwertiger
Qualität", womit auch damit nichtseine völlige Befreiung jeglicher
Diskriminierung erreicht wird. In der heutigen Selbstverwaltungsdiskussion wird denn auch vermehrt dieses eng gefasste Merkmal des
Einheitslohns durch weitere Dimensionen ergänzt. 58
c) Diskriminierung potentieller Neumitglieder 59
Die Tendenz zur Abkapselung selbstverwalteter Mitglieder gegenüber
der Aussenwelt ist aus bekannten Gründen vielfach zu beobachten.
Dies verunmöglicht den interessierten Kreisen in die Selbstverwaltung einzusteigen. Zudem sind die hohen Eintrittskriterien für gewisse Personen finanziell nicht tragbar. In diesem Zusammenhang
ist ein weiterer Sachverhalt von Bedeutung. Da eine Selbstverwaltung
grundsätzlich keine Mitarbeiter entlässt, sind die betreffenden
Mitglieder vorsichtig in der Einstellung neuer Arbeitskräfte. Denn
Entlassungen sind nur unter hohen Kosten möglich. Es ist zu berücksichtigen, dass diese Aspekte vor allem für florierende Betriebe gelten'. In der Praxis liegt das Problem eher darin, neue Mitarbeiter zu
finden, welche zu diesen Bedingungen eintrittswillig sind.
d)

Diskriminierung einzelner Mitglieder bei Kapitalneutralisierung

Möchte ein Mitglied den Betrieb verlassen oder wird ein Mitglied
entlassen, so beudeutet dies bei der Form der Neutralisierung des
Kapitals, dass der Mitarbeiter keinen Gegenwert für das von ihm
mitgebildete Vermögen erhält. Es ist also gut möglich, dass ein Mitglied nach jahrelanger Mitgliedschaft trotz hohem Lohnverzicht zugunsten des Betriebs völlig mittellos dasteht. Die Chance zur Wirtschaftskriminalität ist also gegeben, indem sich im Betrieb eine
Gruppe bildet, die andere Mitglieder "hinausekelt". 60
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e) Verantwortung ablehnen
In seiner Dissertation bemerkt Neff, dass "die neuartige Verteilung
der Verantwortung" nicht von allen erwünscht sei. 61 Warum dies so
sein kann, ist unterschiedlich. Neben gewissen privaten Verpflichtungen und Belastungen ist dies natürlich auch ein gesellschaftliches
Problem. Die Verantwortung wird stets von sich abgwälzt. So sind es
dann die Regierungen, die Gesetze oder diverse andere institutionelle
Einrichtungen, welche für die Gesellschaft die Verantwortung tragen
sollen. In den Betrieben ist es das Management. Darum kann heute
häufig festgestellt werden, dass viele Leute gar nicht mehr ·Verantwortung tragen möchten. Auch in der Selbstverwaltung ist dies nicht
neu. Somit kann sich das gewünschte Demokratieprinzip unbewusst
allmählich in eine informelle Hierarchie umwandeln, da die verantwortungsbewussten Mitglieder zum Beispiel stärker mit den Kunden,
Lieferanten oder der restlichen Umwelt in Kontakt geraten und so
zum Bindeglied zwischen Selbstverwaltung und Umwelt werden. Dadurch schenken die aussenstehenden Personen diesen bekannten Mitarbeitern das Vertrauen, was wiederum Konsequenzen auf die Verantwortungsverteilung hat. Ebenso bestehen externe Kapitalgeber auf
verantwortungsbewusste Personen. Wiederum sind es dieselben
Leute, welche mit ihrem Privatvermögen haften und so ein grösseres
Interesse am Erfolg des Betriebes aufweisen. Neben Bildung und
Berufspraxis (Expertenhierarchie) sind somit weitere Gründe für
die Entstehung informeller Hierarchien möglich.
Auch werden durch unterschiedliche individl eile Präferenzen bewusst formelle Organisationsmassnahmen bzw. hierarchische Strukturen vollzogen. So werden Mitglieder zur Unternehmungsführung
bestimmt und Entscheidungsrechte delegiert, wobei dies im Unterschied zur informellen Hierarchie meistens mit einer stärkeren
Basiskontrolle verbunden ist. All dies birgt grosse Gefahren in sich.
So können die individuellen Präferenzen in der Selbstverwaltung
keine Bedeutung mehr erlangen, da die Unternehnrungsführung
andere Prioritäten setzt. Ebenso kann sich im Laufe der Zeit die
61
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63
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Neff, W., 1983, S. 289 f.
Vgl. Nutzingcr, H. G., in: Locsch, A., 1988, S. 53.
Ganncr/Ludcr, 1979, S. 41.
Vgl. Sapperlot, Nr. 2, April 1991, S. 13 f.
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Unternehmungsführung gegenüber der Mitgliedschaft verselbständigen und die effektive Kontrolle den Mitgliedern entziehen. 62
Gärtner und Luder betonen darum auch die Prinzipien der Demokratie. Es sind im Kontrollorgan vor allem "das Rotationsprinzip,
eine beschränkte Wiederwahlmöglichkeit und die prinzipielle Abwählbarkeit vorzusehen". 63
f) Verhältnis Lohnarbeiter/ Mitglieder

Aus der Umfrage durch das Netzwerk für die Selbstverwaltung6 4
wird ersichtlich, dass Lohnarbeiter - also Nichtmitglieder mit vertraglich geregeltem Lohn - nicht mehr eine Ausnahme darstellen.
Rund ein Drittel der antwortenden Betriebe wird durch diese Angestellten im Arbeitsablauf unterstützt. Der Grund liegt darin, dass die
Mitglieder sichtlich M~he haben, die ihnen passenden - oder überhaupt - Neumitglieder zu finden. Mit dieser Entwicklung ist ab'er ein
weiterer Gefahrenbereich gegeben. Denn die Lohnarbeiter haben als
Nichtmitglieder nicht dasselbe Stimm- und Entscheidungsrecht, was
eine ungleiche Rechtsstellung als Beschäftigter zur Folge hat. Ebenso
problematisch zeigt sich diese Situation auf betrieblicher Ebene. Die
Wert- und Zielvorstellungen dieser beiden Gruppen sind unterschiedlich und Konflikte prädestiniert. So sind verschiedene Zielkonflikte
möglich. Es ist einerseits das Anliegen der Selbstverwaltung, alle am
Geschehen der Unternehmung zu beteiligen, und dadurch den Menschen aus seiner Fremdbestimmung zu befreien. Anderererseits ist
es ebenfalls erklärtes Ziel, dass diejenigen Menschen entscheiden,
welche von der Entscheidung betroffen sind. Werden nun die Lohnarbeiter (inklusive Teilzeitangestellte) bei längerfristig geltenden
unternehmensstrategischen Entscheiden beteiligt, so wird zwar das
erstgenannte Ziel erfüllt, das zweite aber schlecht. Umgekehrte Zielführung tritt bei Nichtbeteiligung ein. 65 Es ist dadurch gut vorstellbar, dass durch diese Zweiteilung der Mitarbeiter die ominöse Transformation zu einem "konventionellen" Betrieb beschleunigt wird.
Sei dies, weil die Selbstverwalter allmählich zu "normalen" Arbeitgebern werden oder aber alle Mitglieder - ob Lohnarbeiter oder Mitglied - dieselben Entscheidungsbefugnisse haben, und damit die
betrieblichen Ziele verwässert werden.
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g) Generationenkonflikt
Viele der bereits diskutierten oder noch zu diskutierenden Problenr
bereiche haben ihren Ursprung in der unterschiedlichen Auffassung
der Mitglieder innerhalb des Betriebes, was Selbstverwaltung heute
sein sollte. Dabei kann man, grob betrachtet, zwei Parteien bilden:
Die bereits länger im Betrieb tätigen Mitglieder und die jüngeren
Selbstverwalter. Die bisher erwähnte Unterscheidung zwischen Basisdemokraten und Professionalisten ist dabei mehr oder weniger synonym zu sehen. Die Konflikte daraus sind vielfältig. Sie verursachen
hohe Konsensfindungskosten, Starrheit des Betriebs, soziale Spannungen, Hierarchien, Verschiebung der Ziele, im schlimmsten Fall die
Auflösung des Betriebs - sei dies durch Liquidation oder Auflösung
der selbstverwalteten Struktur. Das Problem liegt hauptsächlich darin, dass die persönlichen Interessen der Mitglieder stark divergieren.
Vor allem in jüngster Zeit kann häufig beobachtet werden, dass die
Mitglieder den Betrieb nur als "Durchlauferhitzer" betrachten und
dementsprechend die individuellen Ziele kurzfristiger Art sind. Dies
führt wiederum zu anderen, bereits diskutierten Problemen wie Einführungskosten, Gruppenspannungen etc. Ebenso werden damit die
strategischen Ziele des betreffenden selbstverwalteten Betriebs in
den Hintergrund geschoben. Das Resultat ist entweder der ökonomische Kollaps oder aber die Degeneration zum "konventionellen"
Betrieb.
h) Allgemeine Konfliktsituation
Konflikte sind eine alltägliche Erscheinung, auftauchend in ·Privatleben und in Beruf. Sie treten auf, wenn die Willensrichtungen auseinandergehen. Sie verhindern als Problem vielfach die erwünschte
Harmonie und sind als Chance dazu geeignet, das spezielle Problem
zu lösen und in Zukunft präventativ zu vermeiden. Sie fordern den
Menschen auf, ein neues Gleichgewicht zu suchen. Gerade die persönlichen und äusseren Konflikte in der Gruppe können dabei tief
in die Psyche eines Menschen eindringen und die Möglichkeit von
grösseren Veränderungen bieten. 66 Doch viele Menschen haben in
6
'
66

Vgl. dazu dasselbe Problem bei Probei.eit-Mitarbeitem: Schärli, M., 1983, S. 122 f.
Vgl. Tlach, P., Konfliktseminar vom 20. - 24. August 1990.
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dieser Gesellschaft nicht mehr den Mut, durch ihr Engagement Veränderungen zu bewirken. Sie umgehen mögliche Konflikte oder
tragen bestehende Konflikte nicht aus. Die Folgen sind Verunsicherung, Isolation, Vertrauensverlust gegenüber den Mitmenschen,
ineffiziente Gruppenarbeitsweise, gegenseitiges Fixieren etc. Der
Alltag wird unerträglich. Die statistischen Zahlen beweisen die
Flucht in die Freizeitindustrie. Das komplexe Zielsystem und die
Strukturen der Selbstverwaltung sind dabei besonders geeignet,
Konfliktsituationen - sachlicher und menschlicher Art - zu bewirken. Gerade aber diese Konflikte sollen es dem Mitglied ermöglichen, ständig wieder sich selbst zu sein, auch in der Arbeit. Die
konstitutiven Merkmale wie Rotation und Demokratieprinzip bzw.
Konsensentscheid sind mögliche Hilfsmittel dazu. Ebenso ist es in
Kleinbetrieben - wie es Selbstverwaltungsbetriebe im allgemeinen
ja sind - kaum möglich, sich den Konflikten mit andern Mitarbeitern
zu entziehen, da man stärker als in Grossbetrieben aufeinander angewiesen ist, sich täglich im Betrieb trifft und gemeinsam Entscheide
fällt.
Das Problem in dieser ständig konfliktreichen Umgebung liegt in der
Bewältigung und Austragung der Konflikte, was - neben dem enormen Zeitbedarf - vom Mitarbeiter immer wieder volles Engagement
und grosse Akzeptanz verlangt. Es ist darum nicht selten, dass einzelne Mitglieder nach einer gewissen Zeit eine Gleichgültigkeit für
jegliche Situation erfahren. 6? Selbstdestruktion und destruktives
Verhalten in der Gruppe verunmöglichen eine vernünftige Diskussionsbasis. Methoden wie Supervision und Konfliktseminarien
werden dann nur noch als Schikane empfunden. Die Konsequenz
dieses Verhaltens ist eine gestörte Gruppenstruktur, was je nach
Eskalationsstufe des Konflikts zum Austritt aus der Selbstverwaltung
führen kann. Es gilt dabei zu berücksichtigen, dass es sicherlich
Gruppen gibt, die kaum Meinungsverschiedenheiten bzw. selten Konflikte haben. Vor allem die Gründergeneration ist meistens eine
homogene Gesellschaft mit gleichen Ziel- und Wertvorstellungen. Die
Probleme wachsen aber mit dem Alter und zunehmender Betriebsgrösse bzw. Steigerung der Mitarbeiterfluktuation.
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4. Empirisches Vorgehen /Auswertung
Auswertungszielsetzung
Der empirische Teil der Arbeit versucht, die vorgängigen, auf Grundlage der Literatur erarbeiteten Erkenntnisse zu ergänzen. Konkret
wurde mit der Methode des mündlichen Interviews untersucht, wie
in der Praxis die im 3. Kapitel behandelten Misserfolgsfaktoren zu
bewerten sind. Ebenso wurden durch dieses Vorgehen eine realitätsbezogenere Betrachtungsweise und die Chance für eine Ausweitung
der potentiellen Misserfolgsfaktoren ermöglicht. Die Primärerhebung
wurde zudem durch eine Sekundäranalyse unterstützt, da bereits
einige selbstverwaltete Betriebe bezüglich ihrer Problembereiche
befragt wurden. Diese Untersuchungen richteten sich vor allem auf
die bereits definierte Zielgruppe: Betriebe, die in der ursprünglichen
Form oder überhaupt nicht mehr existieren. 68 Dabei wurde untersucht, inwiefern die einzelnen Misserfolgsfaktoren für die Betriebe
in der Stichprobe ein Problem darstellen bzw. welche hauptsächlichen Problembereiche für den Misserfolg verantwortlich waren.
Forschungsdesign
a) Datenbeschaffungsmethode
Die Primärerhebung wurde mittels mündlicher Befragung (halboffene Interviews) durchgeführt und mit den in der Literat.u r bereits
untersuchten Fällen ergänzt. Bei Unklarheiten bzw. Ergänzungen
wurden die ergänzenden Informationen mittels Tiefeninterviews
erhoben.
b) Grundgesamtheit
Die Grundgesamtheit beinhaltet alle selbstverwalteten Betriebe in
der Deutschschweiz, die Betriebstätigkeit oder selbstverwaltete
Strukturen aufgaben.

67

68

Vor allem ein sachlicher Konfliktfall, wie zum Beispiel ein Investitionsvorhaben, wird dann einfach durch
Fallenlassen dieses Traktandwns aus dem Weg gcschafJ\. Damit wiederum entstehen betriebswirtschaftliche Probleme etc.
Die Quelle für die Sekundäranalyse ist hauptsächlich die regelmllssig vom Netzwerk fllr
Selbstverwaltung herausgegebene Zeitschrift INFO (heute Sapperlot).
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c) Stichprobenplan
Wie bereits erklärt, war eine statistisch repräsentative Stichprobenauswahl nicht möglich, weil die Grundgesamtheit nicht vollständig
eruiert werden konnte. Wird die Auswertung durch dieses Vorgehen
verfälscht? Abschliessende Antwort ist kaum möglich, auch wenn
mit grosser Wahrscheinlichkeit angenommen werden muss, dass die
Ergebnisse möglicherweise verzerrt werden, nicht aber signifikant von
einer Repräsentanz abweichen. Zur Unterstützung dieser Aussage
wurde anhand einiger Merkmale der Vergleich zwischen Analysegruppe und "künstlicher" Grundgesamtheit gezogen, wobei die
·Grundgesamtheit definiert wird als alle durch das Netzwerk für
Selbstverwaltung erfassten selbstverwalteten Betriebe. Somit sollte
untersucht werden, ob die Analysegruppe bereits bei Merkmalen wie
Rotation, Einheitslohn etc. wesentlich von der Grundgesamtheit
abweiche. Die Auswahl der Betriebe ist also keine eigentliche Stichprobenauswahl in statistischem Sinn. 69 Es wurde versucht, die
grösstmögliche Anzahl Betriebe zu eruieren, die nicht mehr existieren
bzw. ihre selbstverwalteten Strukturen, und damit ihre ursprüngliche
Form, verloren haben. Dabei wurde wie folgt vorgegangen: Durch die
Lektüre des "Info" ("Sapperlot"), des Branchen- und Mitgliederverzeichnisses des Netzwerks, 70 "Das andere Arbeiten"71 und des
Werkes "Inseln der Zukunft" von Holenweger & Mäder 72 ergab sich
ein erster Anhaltspunkt. Durch eine Querschnittanalyse ( 19791990) kristallisierten sich damit einige Betriebe heraus. Unterstützt
wurde dieses Vorgehen durch Gespräche mit Peter Streiff (Mitarbeiter Netzwerk für Selbstverwaltung), allgemein zugänglichen PTTDaten und Videotex-Systemen. Weitere Anfragen erfolgten, falls
nötig, bei Einwohnerkontrollen und öffentlichen Postämtern, wobei
diesem Vorgehen durch den Datenschutz zurecht Grenzen gesetzt
waren. Ebenso wurden alle Interviewpartner nach weiteren Betrieben
der relevanten Zielgruppe gefragt. Schlussendlich wurden nach 40 Telefonaten und intensiven Recherchen 8 Interviews durchgeführt
und diese durch eine Sekundäranalyse zweier weiterer Betriebe
ergänzt. Somit umfasst die Stichprobe insgesamt 10 Fälle.
69

70
11

71
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Es kann allerdings mit hoher Wahnicheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass diese komplexe
Auswahl der Stichprobe eine eigentliche systematische Zufallsauswahl darstellt. Dies wird aber nicht
bewusst verfolgt. Allgemein zur Datenerhebung etc.: Vgl. Berckoven u.a., 1989, S. 47 ff.
Die angegebenen Quellen liegen im Netzwerk für Selbstverwaltung auf.
WoZ, Zürich, 1990.
Holenwcger/Mader, 1979.

Auswertung

"Bevor der Betrieb rund lief,
tauchte das nächste Problem auf und hielt uns in Trab.
Wir kamen nie über Feuerwehrübungen hinaus." 73
In diesem Kapitel wird gezeigt, wie versucht wurde, die potentiellen
Misserfolgsfaktoren auf ihre Relevanz bezüglich der Stichprobe zu
prüfen. Gleichzeitig wird untersucht, ob weitere, in der Theorie
nicht berücksichtigte Problembereiche erkannt werden konnten.
Ebenso werden einzelne Faktoren auf mögliche Korrelationen mit
andern Problembereichen überprüft und dadurch gewisse Zusammenhänge aufgezeigt. Verallgemeinerungen bzw. Schlüsse auf die Grundgesamtheit sind dabei nicht mit statistischer Genauigkeit möglich.
Somit sind die Signifikanztests innerhalb der induktiven Statistik und
die Faktorenanlyse mangels weiterer statistischer Transparenz nicht
anwendbar. Trotzdem werden mögliche Schlussfolgerungen und
Hypothesen dieses Kapitel abrunden, ohne dabei Anspruch auf Vollständigkeit und statistische Beweisbarkeit zu erheben.

1. Wirtschaftliche Faktoren
Effizienz
"Effizienzverluste gegenüber einem Normalbetrieb haben, so glaube
ich, nicht den Ausschlag gegeben. Die waren überraschend klein. Wobei man wesentlich effizienter arbeiten könnte, ohne die Selbstverwaltung aufzugeben." Seit es Selbstverwaltungsbetriebe gibt, existieren auch die unterschiedlichsten Meinungen über die Effizienz
dieser Organisationsform. Sowohl in der Literatur als auch unter den
Mitgliedern selbstverwalteter Betriebe wird vor allem das Spannungsverhältnis zwischen Ideologie und Effizienz eingehender untersucht.
Einer der grössten Kritiker der Selbstverwaltung, E. Furubotn,
meint : "Die letztendliche Schlussfolgerung über die selbstverwaltete
73
74

7'

Aus der Sekundäranalyse.
Furubotn, E„ in Fehr, E„ 1988, S. 180.
Vgl. Fehr, E„ 1988.
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Unternehmung ist klar. Was immer ihr Beitrag zur industriellen
Demokratie, sie ist keine inherent effiziente ökonomische Organisation." 74 Fehr wiederum zeigt, dass eine Selbstverwaltung unter gewissen Bedingungen sogar effizienter sein kann als "übliche" Betriebe. 75 Auch die Meinungen der Interviewpartner in dieser Stichprobe sind breit gestreut : "Selbstverwaltung ist weniger effizient als
ein Normalbetrieb, bietet dafür aber mehr an Lebensqualität."
Andere sind der Ueberzeugung, dass gerade durch die enge Gruppenbindung und die Motivation jedes einzelnen Mitglieds eine grosse
Effizienz - trotz höheren Entscheidungskosten und höherer Arbeitsqualität - möglich ist. Und "wenn heute der Chef die Mitarbeiter nicht an der Entscheidfindung beteiligt, sondern einfach etwas
aufoktroyiert, dann sinkt die Effizienz in einem normalen Betrieb erheblich. Da kann dann eine Selbstverwaltung mit fünf bis sechs Leuten effizienter sein." Damit ist auch gerade gezeigt, dass es kaum
sinnvoll wäre, ein abschliessendes Urteil über die Effizienz zu fällen.
Es ist im folgenden zu untersuchen, inwiefern die Effizienz der untersuchten Betriebe durch die einzelnen Problembereiche beeinträchtigt wurde und damit zur Nicht-Erfüllung der Ziele bzw. zum Misserfolg beigetragen hat.
a) Finanzierungsprobleme
Die Finanzierungsschwierigkeiten wurden in 9 Betrieben durch die
Gründung einer Genossenschaft oder Aktiengesellschaft und Darlehen von Sympathisanten mehr oder weniger vermindert. In 4 Betrieben bestand zudem die Möglichkeit, durch die Gewinnsituation
eine grössere Eigenkapitalbasis zu erarbeiten. Nur ein Betrieb nahm
Darlehen bei der Bank auf. Zu erwähnen ist, dass die Brancheneinteilung bereits zeigt, dass ausnahmsweise arbeitsintensive Betriebe
vertreten sind. Es ist denn auch äusserst selten, dass ein selbstverwalteter Betrieb in einer kapitalintensiven Branche - etwa High-Tech investiert. 76 Es ist zu beachten, dass die Finanzierungsstruktur aber
auch in diesen Betrieben oft auf instabilem Grund stand. Es war in
gewissen Betrieben nicht selten, dass Verbindlichkeiten nur gerade
durch die liquiden Mittel gedeckt werden konnten. Diese Situation
wiederum verunmöglichte notwendige Investitionen und eine strategische Ausrichtung der Geschäftsfelder. Die ganze Planung der
Kostenstruktur beschränkte sich deswegen bei zwei Betrieben auf
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em1ge wenige Monate. Ein weiteres Indiz für die Finanzierungsschwierigkeiten zeigt sich darin, dass 7 Betriebe nicht branchenübliche Löhne auszahlen konnten, da dies die finanziellen Möglichkeiten nicht erlaubten. Manche Selbstverwalter sind der Meinung,
dass eine solch geringe Kapitalbasis nur von einem selbstverwalteten
Betrieb verkraftet werden kann. "Das Positive am Betrieb war - und
das schreibe ich der Struktur zu, auch wenn sie nicht so klar war dass wir durch die Inspiration und Ideologie finanzielle Sachen
meisterten, wo jeder andere Betrieb nur staunen könnte. Da hätte
ein anderer Betrieb schon lange die Schraube gemacht. Wir machten
sie dann auch, aber aus andern Gründen."
b) Entscheidungsstruktur
"Ich finde, dass man sich Rechenschaft abgeben sollte darüber, was
es kostet, dass das Kollektiv immer so viele Sitzungen hat und alle
entscheiden können. . . Ich denke, wenn man alle diese Kosten
einzeln aufweisen würde, dann würde der Vergleich eher noch besser
ausfallen." Damit ist das Dilemma zwischen Effizienz und Mitbestimmung angesprochen. Bei näherer Betrachtungsweise scheint es eindeutig zu sein: Der Konsensentscheid in seiner reinen Form wirkt
sich, im Vergleich zu anderen Entscheidungsstrukturen, gleich oder
weniger effizient auf die Wirtschaftlichkeit aus. Er berücksichtigt
jedoch mindestens gleich stark die individuellen Präferenzen. Diese
Feststellung kann zu einer Hypothese geformt werden, dass durch
einen modifizierten Konsens die externen Kosten (Entfremdungskosten) und Konsensfindungskosten minimiert werden können.
Fraglich ist dabei einerseits, ob diese Entscheidungsstruktur nicht bereits in den Büchern moderner Managementtheorien zu finden ist
und wie entfernt diese von der Selbstverwaltungsidee steht. Es muss
also keinesfalls notwendigerweise eine unumgängliche Zielantinomie
zwischen Konsens und Effizienz bestehen. Dies zeigen verschiedene
erfolgreiche Betriebe in der Selbstverwaltungsbewegung. 77 Der Konsensentscheid iat aber zusätzlich aus einem andern Grund problematisch. In den 6 Betrieben mit Konsens als Entscheidungssystem
76

77

Ausnahmen sind Bereiche in der Umwelttechnik (z.B.: Sonnenenergie). 'Ebenso wie moderne
Druckereien (z.B.: ropress Zürich).
Da unterschiedliche Praferenzen bestehen, ist ein reiner Konsens oft gar nicht erwünscht So teilt man in
Verantwortungsbereiche auf und entscheidet nur bei strategischen oder überbetricblichen Angelegenheiten im
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entwickelte sich in irgendeiner Form eine hierarchische Struktur,
meistens informeller Natur. Die Konsequenzen sind darin vor allem
sozialer Art, wie später gezeigt wird. Interessant darum die folgende
Aussage : " ... Aber irgendwie war es so, dass wenn gewisse Entscheide durch Meinungsverschiedenheiten nicht gefällt werden
konnten, dann war ich es, welcher es durchzog, wobei ich versucht
habe, einen Entscheid zu treffen, welcher allen nahe stand." Diese
ehrliche Auskunft eines Interviewten dient gerade als Fallbeispiel für
nachfolgende Feststellung eines anderen Gesprächspartners : "Der
Konsens hat dazu geführt, dass informelle Hierarchie ein grosses
Problem der selbstverwalteten Betriebe wurde. Denn derjenige, der
am besten reden konnte„ hat die andern Mitglieder 'an die Wand
geredet' - bis Konsens entstand. Ein paar Leute gingen immer unter.
So ist es auch schon passiert, dass durch den Konsens, Leute 'total
kaputt' gingen ... "
c) Rotationsprinzip
"Das Rotationsprinzip als Bedingung war der absolute Leerlauf der
letzten 15 Jahre in der Selbstverwaltung." "Zuerst haben wir geschaut, was wem gefällt. Wir haben nicht einfach stur nach einer gewissen Zeit rotiert." Diese Sätze zeigen den grundsätzlichen Wandel
bezüglich der Rotation. War es in den sechziger Jahren ein Muss, ist
es heute so geregelt, dass die Rotation eine weitere Möglichkeit zur 1
Verbesserung der Arbeitsbedingungen darstellt, welche aber unter Berücksichtigung der individuellen Bedürfnisse und Grenzen des wirtschaftlich Realisierbaren eingesetzt wird. Somit stellt sie in den untersuchten Betrieben keinen wesentlichen Problemfall dar. Es gilt
dabei zu beachten, dass bei unbeliebter und/oder unangenehmer
Arbeit (Toiletten reinigen und so) meist das Rotationsprinzip angewandt wird. Somit wird sich das Rotationsprinzip zukünftig weniger
in Zwiespalt mit der Effizienz als vielmehr in Zusammenhang mit
sozialen Faktoren wie formeller Hierarchie oder Diskriminierung
einzelner Mitarbeiter zeigen. Im Gegenteil: die den Verhältnissen angepasste Rotation bietet wiederum die Chance, sich dem optimalen
Zustand zwischen Effizienz und Ideologie zu nähern.

78
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Konsens.
Koller, Ph., 1989, S. 296 f.

d) Nischenexistenz
Im Zusammenhang mit der Marktnischenstrategie von Kleinbetrieben
zählt Kotler die Bedingungen au~ die für das Ueberleben in einer
Marktnische erfüllt sein müssen 7 :
Nische muss von ausreichender Grösse sein.
Nische muss Wachstumspotential aufweisen.
Nische wurde von grösseren Unternehmen bewusst oder unbewusst übergangen oder vernachlässigt.
Fähigkeiten des Betriebes sind besonders geeignet, die speziellen
Bedürfnisse der Nische zu erfüllen.
Unternehmen kann aufgrund bereits aufgebauten Goodwills
und Produktquailtät Position gegen Angriffe von Grösseren
verteidigen.
Auch in dieser Stichprobe sind 5 Betriebe in Nischen angesiedelt.
Ein Restaurant war durch seine spezielle Produktepalette von den
Anhängern der angebotenen Naturkostgerichte anhängig. Die 4 Quartierläden wiederum waren einerseits durch den Standort in einer
Nische. Alle Betriebe hatten eines gemeinsam: Sie waren in leeren
Segmenten angesiedelt, welche Kotters Bedingungen nicht erfüllen
konnten. Einzig das Wachstumspotential war teilweise gegeben,
wurde aber durch die erhöhte Konkurrenzsituation ausgeglichen.
Wieso aber sind viele der selbstverwalteten Betriebe in solchen leeren
Segmenten tätig? Dazu ein Interviewpartner: "Quartierläden und
-Beizen sind Branchen, in denen sich know how mit realtiv geringem
Aufwand angegeigent werden kann, falls man nicht höchste Qualität
anstrebt. Darum sind die Leute schnell einaml eingearbeitet." -In der
Tat wies nur einer aller Mitarbeiter innerhalb der 5 Betriebe branchenspezifische Ausbildung aus. Dieser gelernte Koch war allerdings
infolge des speziellen Naturkostangebots zunächst völlig überfordert
und musste sich ebenfalls weiterbilden. Ebenso ist unverkennbar,
dass solche arbeitsintensive Bereiche im Markt auf wenig Interesse
stossen. "Lädelisterben" ist allgemein bekannt: "Das Problem der
Quartierläden gibt es im Prinzip schon so lange wie es Supermärkte
gibt." Ebenso das Problem im Gastgewerbe: Jährlich wechseln bei
rund 40 '/. aller Restaurants die Pächter. "Der Wirteverband sagt
sogar, dass rund ein Drittel der 'Beizen' gar nicht existieren könnte,
wenn nicht vieles über die Liegenschaften abgewickelt werden
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könnte, also im Prinzip nicht mit marktgerechtem Mietzins operieren." Ebenfalls geben sich gewisse Familienbetriebe keine Rechenschaft über die Höhe ihres Stundenlohnes. Gleichzeitig kann durch
die Anstellung billiger, meist ausländischer Arebitskraft die Kostenseite nochmals komprimiert werden. "Ohne Ausbeutung von unterprivilegierten Ausländern läuft im ertragsschwachen Gastgewerbe
nichts mehr." 7 9 Durch all diese Massnahmen wird es teilweise möglich, die Schliessung des Betriebes auf unbestimmte Zeit zu verschieben.
Ist somit Nischenexistenz der Hauptgrund für den Misserfolg der untersuchten 5 Betriebe? Dies wäre ein Trugschluss. Denn trotz gewisser Anpassungen im Produktesortiment der Läden und des
Restaurants - welche dazu führten, dass teilweise die Nischen verlassen wurden 80 - gelang es diesen nicht, den Betrieb langfristig zu
erhalten. Es waren keine Reformhäuser, denn "in einem Reformhaus
sind die Leute schon bereit, einen Franken mehr zu bezahlen". Also
hätte die Personalkostenintensität durch die höheren Margen ausgeglichen werden können. Dazu gibt es in der Selbstverwaltungsszene
genügend Beispiele. Gleichzeitig war das neu angesprochene Segment
zu heterogen. Durch die Produktanpassung verloren sie einen Teil des
alternativen Segments, was wiederum eine Umsatzeinbusse zur Folge
hatte, die durch die breitere Produktepalette nicht wettgemacht
werden konnte. 8 l Nun, es stellt sich die berechtigte Frage, ob dieser
Sachverhalt nicht in engem Zusammenhang mit den Problemen von
Klein- und Mittelbetrieben steht. Wie Lilienstern feststellt, ist es dabei nicht die Betriebsgrösse, sondern die Palette der angebotenen
Produkte und Leistungen, welche im Wettbewerb nicht mehr konkurrenzfähig ist. 82
Durch Aenderungen der Nachfrageprioritäten in Richtung Gesundheit, Freizeit, Qualität, Umwelt, Natur, Originalität, Prestige etc. und
den immer schnelleren Wandel der Produkte und Technologien wurde
das Angebot dieser Betriebe überrollt. Die anhaltende Konzentrationstendenz und der steigende Aufwand für Forschung und Entwicklung lassen die Existenz der Kleinbetriebe in Frage stellen. Doch
ebenso liegt in diesen Veränderungen und Trends die Chance : Denn,
erkennt heute ein Kleinbetrieb die Zeichen der Zeit, so kann er ein
grosses Erfolgspotential abdecken. Lilienstein ist dann auch überzeugt, dass für die Bewältigung der Anforderungen die Chancen für
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den Kleinbetrieb günstiger sind als für den Grossbetrieb. "Insofern
sollte man ihre Zukunft nicht unter dem Aspekt eines vielleicht politisch und gesellschaftlich notwendigen Gnadenaktes sehen, sondern
vielmehr unter den echten Chancen, die Mittel- und Kleinbetriebe auf
dem Weg von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft wahrnehmen können."83 Dazu braucht es aber eine geeignete Organisation
und ein professionelles Planungs- und Kontrollsystem. Vor allem das
Rechnungswesen erlangt dabei eine wichtige Aufgabe. Doch gerade
diese letztgenannten Bereiche wurden bei den hier untersuchten ·
Betrieben durch mangelnde Professionalisierung vernachlässigt, was
im nächsten Anschnitt e) gezeigt wird. Tatsache ist also, dass diese
hier untersuchten Probleme nicht monokausal auf die Struktur
selbstverwalteter Betriebe zurückzuführen sind. Auch andere Betriebe müssen sich mit diesen Problemen beschäftigen. Doch gleichzeitig muss auch erwähnt werden, dass infolge der selbstverwalteten
Strukturen bzw. der mangelnden Professionalisierung aller Bereiche
die oben genannten Chancen teilweise nicht erkannt werden konnte,
und somit die Nischenexistenz tatsächlich zu einem wesentlichen
Problem wurde. Dieses Nicht-Erkennen der Chancen zeigt sich auch
darin, dass die untersuchten 5 Betriebe die Nische zu verlassen suchten, damit aber gerade die "Konzentration der Kräfte" als Hauptansatz der Betriebswirtschaft verletzten und sich auf dem Markt weder
zu "Fisch noch Vogel" bekennen konnten. Vielmehr hätten der spezielle Standort und die Kundenstruktur Massnahmen verlangt, die
andere leere Segmente abgedeckt hätten. Besipielsweise der Quartierladen: Statt "neu" auch Produkte aus dem Supermarkt anzubieten,
hätte der Betrieb ,durch Nachfrageanalysen abklären sollen, welches
Spezialgeschäft sich für den spezifischen Standort geeignet hätte.
Denn Aufgabe eines Spezialgeschäftes muss es sein, die Ueberschnei79
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INFO, Oktober 1989, S. 39.Doch gerade diese Ausbeutung widerspricht total den Grundsätzen der
Selbstverwaltungsbewegung, was - rein wirtschaftlich betrachtet - die sclbstverwalteten Betriebe nochmals
konkuncnzunfllhigcr macht.
Teilweise nur deswegen, weil drei dieser fünf Betriebe nach Aussage der Interviewpartner einen schlechten
Standort hatten, und dadurch das Kundensegment beschrankt war (Durchgangsstrasse, überaltertes Quartier,
Restaurant: ländliche Gegend).
Gerade umgekehrt der Fall bei einem Quartierladen, welcher von allgemeinen Produkten zu einer
biologischen Produktepalette wechselte, ohne dabei auf die Bedürfnisse der Quartierbewohner zu achten. So
wurde zwar nicht das alternative, jedoch das 'andere' Segment kleiner.
·
Vgl. Lilicnstcrn, H. R., 1976, S. 9 II.
Lilienslem, H. R., 1976, S. 29 f.
Beispiele dazu: Vgl. Lilienstcm, H. R., 1976, S. S9 II.
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dungen mit der Supermarkt-Produktpalette so klein wie möglich zu
halten, da es .in diesem Segment naturgemäss nicht konkurrenzfähig sein kann. Durch die spezielle Produktepalette kann das
Spezialgeschäft dann auch mit dem lndivisualismus des Kunden
rechnen, was zugleich höhere Preise erlaubt. 84 Möglichkeiten gibt's
zuhauf; sie müssen nur genutzt werden. Ob von selbstverwalteten
genutzt, ist dann aber eine (Schicksals-) Frage der Flexibilität der
Mitglieder innerhalb des Betriebs. Dass diese Flexibilität nicht immer
gegeben ist, zeigt folgende Aussage eines Interviewpartners: "Diffuse
basisdemokratische, antikapitalistische oder antibürgerliche Vor·stellungen haben behindert, etwas zu machen, was der Sache gedient hätte."
e) Ablehnung des professionellen Marketing
Mangelnde Professionalisierung
Erfolgreiche selbstverwaltete Betriebe haben keine Berührungsangst
mit Communication, Werbung, Reklame oder Propaganda - was
alles nur verschiedene Wörter für die gleiche Tätigkeit sind. So etwa
die "Märitläden", die ein Informationsblatt in Bus und Tram der
Verkehrsbetriebe der Stadt Bern aufhängen liessen. Dies sei gegen die
reine Lehre der Selbstverwaltung, sagten manche. Andere wiederum
sind der Meinung, dass sich die Idee Selbstverwaltung nur verwirklichen lässt, wenn die Unternehmungen nicht existenzgefährdet sind.
Der uralte Diskurs zwischen Fundis und Realos ... "Aber die Leute,
die professionelle Werbung zur Verfügung gestellt hätten, wurden
von der Betriebsgruppe aus ideologischen Gründen abgelehnt."
Marketing ist aber nicht gleich Werbung (letzters ist eine Funktion
des ersteren), sondern eine Grundhaltung: sich an den Markt halten,
produzieren, was die Leute möchten oder was man meint, dass sie
möchten und ihnen sagen, dass sie das wirklich möchten, was man
ihnen anbietet. Wie gesagt, das Unternehmen kann verschiedene
Grundhaltungen einnehmen. Wo die Betriebe nun einzuordnen sind,
müsste situationsspezifisch untersucht werden. Wichtiger in diesem
Zusammenhang ist die Feststellung, dass alle Betriebe - ausser der
Praxisgruppe - auf irgendeine Art versucht hatten, existenzielle
Bedrohungen durch Marktanpassungen zu verhindern. Neben
klassischer Werbung ( 4) waren es vor allem Produktanpassung (6)
oder Anpassung an die Auftragslage (1). Gleichzeitig wurde versucht,
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den Qualitätsansprüchen der Kunden zu entsprechen ( l ). Ebenso
wurden vermehrt Anstrengungen unternommen, im Umgang mit
Kunden diplomatischer aufzutreten, was nicht allen Mitgliedern
leicht fiel (2): "Ich brauchte extrem viele Nerven, um hier zu
verkaufen. Sie mussten immer reklamieren, Klatsch, Blick und
so." 85 Die Interviewpartner sind denn auch einhelliger Meinung
bezüglich der Notwendigkeit von Marktanpassungen: "Ursprünglich
wollte sich ja die Selbstverwaltung von der Marktwirtschaft abkoppeln. Jetzt habe ich das Gefühl, dass man damit leben muss. Marktwirtschaft ist sicher nicht nur schlecht. Es ist einfach integriert, also
Selbstverwaltung kann sich nicht einfach abkoppeln." Ebenfalls
erklärten alle Interviewpartner, dass sie durch diese Massnahmen die
grundsätzliche Idee der Selbstverwaltung nicht gefährdet sahen. Das
Problem lag darin, dass all die Massnahmen zuwenig professionell in
ein Marketingkonzept integriert wurden. Dafür fehlte meist einfach
eine betreffende Fachperson. So wurden zwar Anpassungen vorgenommen, diese jedoch ungenügend vermarktet und untereinander
abgestimmt. Die mangelnde Professionalisierung zeigte sich auch in
andern Bereichen. So etwa in der Buchhaltung : "Wir haben eigentlich nie gewusst, wo wir Geld verdienten und Geld veroren haben
und wie die finanzielle Situation war. Es hat sich dann auch gezeigt,
dass die vorigen Buchhaltungsabschlüsse wesentliche Fehler in der
Beurteilung der Finanzen vorwiesen ... Die Auflösung des Betriebes
hat dann auch begonnen, als ich die Buchhaltung übernahm." So war
man dann auch "der Ansicht, dass der Betrieb seinen Anspruch bezüglich ökologisch, biologisch und entwicklungspolitisch bewusster
Ernährung nicht hätte aufgeben müssen, wenn er mehr Gewicht auf
die Rechnungsführung gelegt hätte." 86

O Organisations- und Vernetzungsfeindlichkeit
Eine Distanz zur Vernetzung und Kooperation konnte zumindest
aus den Gesprächen nicht beobachtet werden. 5 Betriebe waren denn
auch Mitglied im Netzwerk. 87 Alle sind der Ansicht, dass eine Ver8'

86
87

Weitere Bereiche, wie vermehrte Strukturierung, Aufteilung in Verantwortungsbereiche etc., werden an
passender Stelle behandelt.
Aus der Sekundäranalyse.
Das heisst, dass SOo/o der Stichprobe - im Gegensatz zu 1So/o der Grundgesamtheit - Mitglieder im
Netzwerk waren. Ob diese Differenz auf die systematische Stichprobenauswahl zurückzuführen ist, bleibt
unbcantwartet.
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netzung hauptsächlich Vorteile bringt: "Ich finde es normal, dass
sich Leute mit gleichgelagerten Interessen zusammenschliessen, mindestens zu einem Erfahrungsaustausch." Oder: "Ich finde das gut,
globales Denken und lokales Handeln." Dabei wird vor allem auch
das Ausbildungsangebot begrüsst. Das Problem liegt aber darin, dass
mit der Mitgliedschaft im Netzwerk noch keine materiellen Vergünstigungen verbunden sind. Das sei denn auch ein Hauptgrund
für die geringe Mitgliederzahl - neben der Angst des Autonomieverlustes - und "es werden auch nicht mehr dazukommen, solange
man selber am Strampeln ist". 88 Wiederum können die Berner
"Märitladen" als Paradebeispiel aufzeigen, wie sinnvolle Zusammenarbeit zum Erfolg führen kann, ohne damit gewisse ideologische
Kompromisse eingehen zu müssen. Durch die gemeinsame Einkaufsbewirtschaftung und den Hauslieferdienst konnten die Betriebe eine
geringere Kosten- bzw. höhere Ertragslage erreichen. Diese Synergieeffekte sind dabei keinesfalls nur auf Quartierläden beschränkt. Es
sind durchaus weitere Kooperationsgruppen denkbar. Dabei muss es
nach Meinung des Autors Aufgabe des Netzwerkes sein, solche
mögliche Formen aufzuzeigen, indem zum Beispiel bereits vorhandene Organisationen vorgestellt werden. Ebenso muss klar erkannt
werden können, dass die Autonomie der Betriebe nicht gefährdet
sein muss. Die Verwirklichung dieser Gruppierungen wäre dann
allerdings Sache der Betroffenen.
g) Keine Gewinnorientierung
Dieser potentielle Misserfolgsfaktor ist im Zusammenhang mit der
Analysegruppe nicht von Bedeutung, da kein Betrieb sich explizit
gegen eine Gewinnorientierung gestellt hat. Realistischerweise kann
auch angenommen werden, dass dieses Kriterium in der Selbstverwaltungsdiskussion grundsätzlich der Vergangenheit angehört.
h) Ausbildungsstand / Fluktuationsrate / Arbeitsdisziplin
Wie bereits am Beispiel der Betriebe mit Nischenexistenz gezeigt,
ist die branchenspezifische Ausbildu1lf vielfach niedrig. 89 Dies verursacht grosse Einführungskosten. 9 Dass somit kurzfristig die
Effizienz unterdurchschnittlich ist, kann nicht bezweifelt werden.
Doch das Problem liegt darin, dass einerseits die Rotation, anderer234

seits die grossen Fluktuationsraten diese Effizienzminderung auch
langfristig aktuell erhalten. Denn durch die Rotation "verschenkt
man Kompetenzen, welche man durch langjährige Erfahrung auf
seinem Arbeitsplatz erhalten hat, und dies teilweise gegen die
eigenen Bedürfnisse". So bleiben die Einarbeitungskosten konstant
auf einem hohen Niveau. Gerade aber auch die Fluktuation ist in
der Analysegruppe eine auffallende Eigenschaft. 7 der 10 Betriebe
sahen sich diesem Problem gegenüber. In einem Betrieb arbeiteten
beispielsweise in einer Zeitspanne von 8 Jahren rund 100 Genossenschaftsmitglieder. Dass dies für den Betrieb grösste Schwierigkeiten
brachte, war nicht nur Folge der hohen Ausbildungskosten. Denn
gleichzeitig wurde die Betriebsgruppe ständig auseinandergerissen
und die Gruppendymanik dadurch beeinträchtigt. Immer wieder
entstanden so verschiedene Konflikte, die ihren Ursprung im grossen
Mitarbeiterwechsel hatte. Wieso diese Fluktuation? Niedriger Lohn
und teilweise geringe Sozialleistungen waren sicherlich zwei Hauptgründe. Doch ebenso wichtig scheint hier die persönliche Zielsetzung
der Mitglieder zu sein, die vielfach sehr kurzfristig und einseitig ausgerichtet war. So wurde dann der Eintritt in einen selbstverwalteten
Betrieb auch zum Zweck der weiteren Persönlichkeitsentwicklung,
als "Durchlauferhitzer" oder einfach zur Abwechslung begründet.
Langfristige Betriebsziele spielten dabei keine Rolle. 9 l Ein lnterviewj:)artner erklärt es wie folgt: "Es war nicht, weil sie dort nicht
gerne arbeiteten, sondern - so schien es jedenfalls - weil wir durch
unsere Art von Geschäft, sogenannt alternativ, durch die Genossenschaftsstruktur Leute anzogen, die selber nicht genau wussten, wo sie
stehen, die frei sein wollten. Ja, morgen bin ich nicht mehr da, jetzt
mache ich dieses und jenes. Man hat sehr wenig auf Kontinuität
gehen können."

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Ziele des Netzwerkes für Selbstverwaltung auch nicht darin liegen,
eine Art Kartell zu bilden, und/oder den Mitgliedern haupl.sllchlich materielle Vorteile zu bieten.
89 Die Arztpraxis und die beiden Architekturbüros sind dabei in dieser Stichprobe die Ausnahmen.
90 Gleichzeitig bietet es den Mitarbeitern aber die Chance, sich in einem fremden Gebiet aus- bzw.
weitenubilden.
91
Zu erwähnen bleibt allerdings, dass die Zielsetzung der Gr\lndergencration verständlicherweise
grundsätzlich kongruent mit derer des Betriebes war.
92 Aus Gespräch mit P. Tlach, ehern. Professor für Belricbswirtschaftslebrc an der Universität Bern.
In diversen Umfragen wird zwar immer wieder bekräftigt, dass man bereit wäre, für bessere
Arbeitsbedingungen weniger Lohn zu erhalten. Hier zeigt sich das Problem der Diskrepanz zwischen
Aussage und tal.sllchlichem Verhalten. Vgl. auch die Umfragen zu Umweltschutz.
88
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Somit schliesst sich der Teufelskreis: Durch die hohe Abgangsrate
mussten die Betriebe ständig neue Mitarbeiter suchen, was infolge der
tiefen Löhne stark erschwert wurde. Qualifizierte Leute konnten mit Ausnahme der 3 erwähnten Betriebe - nicht bezahlt werden.
So war das Anforderungsprofil an die neuen Mitarbeiter sehr gering,
wodurch einerseits minder qualifizierte Personen, andererseits Leute
mit den unterschiedlichsten Zielvorstellungen angezogen wurden Die
ganze Problematik wurde durch den Anspruch der Berücksichtigung
sogenannter "Sozialfälle" teilweise noch verschärft. Trotzdem wurde
vielfach aus ideologischen Gründen daran festgehalten : "Das finde
ich ein absolutes Obligatorium, dass man solche Leute einstellt." Es
ist einleuchtend, dass durch all die oben genannten Gründe die
Arbeitsdisziplin nicht gerade hoch vermutet werden kann, was wiederum die Effizienz beeinträchtigt. Erst wenn wirklich jedes Mitglied
gegenüber dem Betrieb Verantwortung übernimmt, können die Problembereiche wie Fluktuation und Arbeitsdisziplin dominiert werden. Damit diese Situation ermöglicht wird, müssen aber die Betriebsstrukturen teilweise verändert werden. So müssen auch die
Eintrittskriterien verschärft werden : "Was mir noch wichtig scheint,
ist eine Art zeitliche Festlegung. Also zum Beispiel bei der B. musst
du dich mindestens ein Jahr verpflichten. Denn es bringt es einfach
nicht, wenn du jemand einarbeitest, und dann haut er nach zwei
Monaten wieder ab." Mit Ausnahme eines Restaurants berücksichtigte keiner der untersuchten Betriebe Eintrittskriterien dieser Art,
nicht zuletzt infolge der Rekrutierungsprobleme. Es herrscht darin
also ein weiteres Spannungsverhältnis. Die betroffenen Betriebe
konnten nicht branchenübliche Löhne bieten, und somit nur nichtqualifizierte Mitglieder anziehen. Eine professionellere Arbeitsweise
hätte die Effizienz erhöht, was die Chance für branchenübliche Einkommen geboten hätte. Ideologische Verkrustung und fehlende
personelle Fähigkeiten verunmöglichten dies jedoch. All dies wäre
minder ein Problem, wenn die Gesellschaft heute bereit wäre, einen
gewissen Lohnanteil zugunsten höherer Arbeitsqualität aufzugeben.
Nach Meinung von Experten ist diese Grundhaltung im allgemeinen
aber noch nicht festzustellen. 92 Zusammenfassend ist also zu erkennen, dass die hier behandelten Probleme eine besonders hohe Beeinträchtigung der Effizienz in der untersuchten Stichprobe bewirkten
und somit wesentlich zum Misserfolg beitrugen. Im Vergleich zu
gewissen andern in dieser Arbeit behandelten Misserfolgsfaktoren
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sind diese Probleme ebenso hauptsächlich auf die Strukturen von
selbstverwalteten Betrieben zurückzuführen - und nicht in erster
Linie auf die Branchenzugehörigkeit.

Weitere wirtschaftliche Faktoren
a) Betriebsgrösse / Betriebswachstum
" ... dem stand gegenüber, dass manche wachsen wollten und andere
lieber nicht, da sonst die Selbstverwaltung nicht gut gehe. Man
meinte, dass über 7 Personen unser System nicht mehr funktionieren
könne." Die Problematik zeigt sich auch bei einem weiteren Betrieb:
"Die andern Aerzte wollten wachsen. Ich wollte Medizin machen
und nicht Verwaltungsrat spielen." Die beiden Beispiele zeigen deutlich, dass die Vorstellung von der Betriebsgrösse bzw. das Betriebswachstum innerhalb einer Gruppe unterschiedlich ausfallen und damit schwere Konflikte initiieren kann. Dabei wird vor allem folgende
Korrelation deutlich: 3 Betriebe konnten eine eigentliche Gewinnsituation aufweisen. Exakt die entsprechenden Interviewpartner
erwähnten auch die Problematik des Betriebswachstums. 93 "Selbstverwaltung schränkt per se die Betriebsgrösse ein. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass ein Konzern selbstverwaltet sein kann. Dann muss
man sich fragen , ob ein selbstverwalteter Betrieb überhaupt überleben kann, wenn er nicht gerade in einer ökonomischen Nische ist."
In einer Genossenschaft führte dann die Betriebsgrösse auch gerade
zur Auflösung des Betriebes in seiner ursprünglichen Form: "Zuviele
Chefs, die in wechselnden Konstellationen unter.schiedlicher Ansicht
waren, verunmöglichten Entscheide, die zur Weiterentwicklung, ( ... )
nötig gewesen wären." 94 Nach Meinung eines Mitgliedes musste mit
über 20 Mitarbeitern die gelebte Basisdemokratie unweigerlich zur
Handlungsunfähigkeit führen. Die Lösung sahen die Betriebsmitglieder in der "Zellteilung" in autonome Genossenschaften. Die einzelnen Betriebe entwickeln sich seither recht unterschiedlich, vor allem,
was den Anspruch an die Professionalität betrifft. Es ist die Ueberzeugung eines Interviewpartners, dass durch eine geeignete Betriebs93
94

Die BclJicbe in ökonomischen Nischen hatten diese Konfliktsituation nicht zu bewältigen, da sich die Frage
des Betriebswachstums gar nicht stellte. Aus wirtschaftlicher Sicht ist aber diese Situation problematisch.
Aus der Sekundäranalyse.
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verfassung auch ein grosser Betrieb selbstverwaltet überlebensfähig
ist: "Eine Betriebsverfassung muss regeln, wie die Verantwortung
delegiert wird, in welchem Rhythmus die Betriebsversammlung
zusammenkommt und über längerfristige Sachen und grundsätzliche,
der Betriebsversammlung vorbehaltene Entscheide abgestimmt wird."
Dass ebenso ein Mittel- oder Grossbetrieb selbstverwaltet organisiert
sein kann, beweisen mehrere Beispiele. 95 Es ist dabei die Frage zu
stellen, ob diese Betriebe durch ihre Grösse Kompromisse eingehen
müssen, welche die Erfüllung der konstitutiven Merkmale verunmöglichen..
b) Technik in der Selbstverwaltung / Rationalisierungsmassnahmen
Zwei Interviewpartner erwähnen explizit, dass durch die persönliche
Einstellung der Mitglieder gewisse nötige Rationalisierungsmassnahmen verunmöglicht bzw. technische Hilfsmittel nicht akzeptiert
wurden. "Wir hätten wesentlich effizienter arbeiten können, ohne
die Selbstverwaltung aufzugeben. Zum Beispiel das Stichwort Computer wertfreier behandeln als a priori abzulehnen. Wir hätten die
Vorteile der EDV nutzen müssen. Denn anders kann man ein Lager
nicht effizient bewirtschaften, vor allem, wenn die Marge bei 1015 '/. liegt. Wenn man 10 Brote verkauft und 1 Brot bleibt, macht
man schon Verlust." Dieses beeindruckende Beispiel zeigt deutlich,
wie durch gewisse ideologisierte Einstellungen der Kauf einer Registrierkasse verhindert wurde, und sich damit eine weitere Problematik in den Alltag des Quartier-Ladens dazufügte.
c) Keine Leistungskontrolle
Die fehlende Leistungskontrolle ist stark in Zusammenhang mit der
unterschiedlichen Verantwortungsübernahme durch die Mitglieder zu
sehen. Darum wird innerhalb der Auswertung auf eine getrennte Betrachtungsweise verzichtet.
d) Kundenstruktur
"Das Angebot sieht dort (in Läden und Beizen) so aus, dass sie
nur durch den Idealismus des Kunden leben können." Ebenso steht
dazu folgende Aussage: "Das alternative Segment des Marktes
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haben wir sicherlich ausgeschöpft, aber das andere eben nicht."
Diese beiden Beispiele zeigen doch bereits deutlich, wie die Kundenstruktur ein Problemfeld darstellen kann. 3 der 10 untersuchten
Betriebe sind denn auch nicht zuletzt infolge der speziellen Kundenstruktur gescheitert. Selbstverwaltung: bereits das Wort stösst in gewissen Kreisen der Bevölkerung auf gemischte Gefühle oder Vorurteile, obwohl grosse Teile der Gesellschaft den Begriff erst gar nicht
erklären konnten. Diese Menschen bleiben dann auch meist dem Angebot selbstverwalteter Betriebe fern. So etwa einem in der Analysegruppe untersuchten Restaurant. Die politisch-alternative Stimmung
in der Dorfkneipe passte dem grössten Teil der Bevölkerung nicht.
Trotz verschiedener Anstrengungen und diversen Anpassungen im
Produkte- und Kulturangebot erreichte die Betriebsgruppe nicht,
dass die Kundenstruktur nicht nur mehrheitlich auf die "eigenen"
Leute beschränkt war. Die Vorurteile im Dorf blieben, und ein Genossenschafter erzählte ironisch:
"Ja, also im Keller, da basteln sie Bomben,
im Parterre rauchen sie Hasch,
und im oberen Stock machen sie Gruppensex und das Ganze wird von Moskau finanziert. "96
Bleibt die Frage : Wieso konnten die "andern" Kunden nicht gewonnen werden. Trotz Abstrichen im ideologischen Anspruch der Produktgestaltung änderte sich die Kundenstruktur der 3 Betriebe kaum.
Folgende allgemein geltende Hypothese soll dazu die Problematik zusammenfassen: Die Betriebe beginnen mit einem speziellen Angebot,
das stark von der ideologischen Komponente geprägt ist. Die Bevölkerung lernt den Betrieb so kennen und bildet sich ein Urteil. Gewisse Betriebe ändern dann infolge wirtschaftlicher Schwierigkeiten
ihr Angebot. Doch das Image des Betriebes bleibt erhalten - und
damit auch die Einstellung der Bevölkerung gegenüber dem Betrieb. 9 7 Nur durch langfristiges, aktives Marketing wäre diese Situation veränderbar. Dies jedoch lehnen die Betriebe meist aus ideologischen Gründen ab.

95

Reisebüro SSR (vgl. dazu: Sapcrlot, Nr. 3, Juli 1991, S. 4 ff.), Metron AG etc.

96
91

Aus der Sekundäranalyse.

Zumal viele selbstverwaltete Betriebe recht originelle Finnennamcn wahlen, wie zum Beispiel: "Im stillen
Tal", "Kaffi Schlappe", "Kornkllmmerli", "Lotusblüemli", "Pfaffenwatz" etc.
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e) Oekonomischer Erfolg
Als einzige Betriebe mit einer beachtlichen Gewinnsituation wurden
die Arztpraxis und die beiden Architekturbüros auf dieses Merkmal
hin untersucht, indem vor allem Konfliktfälle genauer betrachtet
wurden. Und tatsächlich Hessen sich in 2 Betrieben gewisse Konflikte
auf diese spezielle wirtschaftliche Situation zurückführen. " ... Dort
war es so, dass ich die Aufträge einbrachte, und wir das zusammen
gemacht haben." Der Interviewpartner bemerkte auch bald einmal,
dass er durch seine Mehrarbeit quasi einen seiner Kollegen finanzierte, obwohl beide eine ähnliche Ausbildung geniessen konnten.
Diese Situation akzeptierte er nicht. Ein "Rausschmiss" kam jedoch
aus ethischen Gründen nicht in Frage. Konsequenz war schliesslich
die Auflösung des Betriebs. Es soll aber nicht der Eindruck erweckt
werden, dass der alleinige Hauptgrund des Scheiterns im ökonomischen Erfolg lag. Einmal mehr muss betont werden, dass der Prozess des Misserfolgs meist nicht einem einfachen Ursache/Wirkungsschema unterliegt, sondern eine Verkettung mehrerer Problembereiche darstellt. So zum Beispiel wäre obiges Problem kaum von
Bedeutung gewesen, hätte man durch ein angepasstes Lohnsystem
auf diesen Konflikt reagiert.
f) Risikoaversion

Die Messbarkeit der Risikoaversion stellte den Autor vor grössere
Schwierigkeiten. Der Grad des Risikos wurde aus dem Betriebswachstum hinsichtlich Mitgliederzahl, Grad des technischen Inventars
(soweit aus den Interviews eruierbar) und den expliziten Aussagen
der Interviewpartner zum Thema bestimmt. Mit Hilfe dieser heuristischen Vorgehensweise stellte sich heraus, dass innerhalb der Analysegruppe sowohl ein Fall von Risikoaversion als auch das Gegenteil
zu beobachten war. "Ein anderes Problem war, dass gewisse Leute
immer Aenderungen und Innovation wollten. Und andere, welche
den Laden einfach laufen lassen wollten und risikoavers eingestellt
waren, um nicht noch weniger Lohn zu erhalten." Wiederum zeigt
sich, dass dieser Faktor gerade in Zusammenhang mit andern zu
einem potentiellen Misserfolgsfaktor heranwachsen kann. So war in
diesem speziellen Fall durch den Anspruch auf Konsensentscheid
auch gerade die Haltung des Betriebs gegeben. Denn Risiko bedeutet
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auch Innovation. Solche Aenderungen verlangen vielfach ausgefallene
Ideen. Wie aber kann ein derartiger Entscheid gefällt werden, wenn
innerhalb der Gruppe eine Minderheit risikoscheu eingestellt ist? So
war der Betrieb in seiner Struktur inklusive Inventarliste auch bald
veraltet, was wiederum die Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigte.

2. Soziale und sozialpsychologische Faktoren
a) Niedrige Einkommen
Wie bereits verschiedentlich erwähnt, war das Lohnniveau bei 7 der
10 untersuchten Betriebe unter dem Branchendurchschnitt. Selbstausbeutung als Schlagwort und Selbstverwaltung werden dadurch
zwangsläufig in Verbindung gebracht. Ein Gesprächspartner: "Ich
habe es ein bisschen schwer mit diesem Begriff. Wenn man selbstverwaltet arbeitet, dann weiss man ja, auf was man sich einlässt. Dann
weiss ich nicht genau, wer wen ausbeutet. Jemand anders sollte es ja
nicht sein, und wenn man sich selbst ausbeutet, dann weist dies auf
höchstrangige Schizophrenie hin. Entweder man ist bereit, dies zu
machen oder man ist es nicht." Ein anderer Interviewpartner ist der
Ansicht, dass Selbstausbeutung nur noch dort stattfindet, wo sie
auch sonst auf dem Markt anzutreffen ist. 99 Eine weitere Meinung:
"Ich denke, dass Selbstausbeutung ein Schlagwort ist. Es kommt
dann auf, wenn einer nicht mehr zufrieden ist. Wenn es nicht mehr
übereinstimmt, so wie du arbeitest und dem Anspruch im Kollektiv,
der Selbstverwaltung und mit dir selbst. Dann findest du, dass du
dich selber ausbeutest. Dies ist eine erste Stufe von Unzufriedenheit,
die nicht einer Lösung zugefQhrt werden kann. Ich denke, dass man
den Lohn einer Selbstverwaltung nicht direkt vergleichen kann mit
einem normalen Betrieb, dann sagen, dass man weniger verdient und
sich dadurch ausbeutet. Das ist ein Trugschluss. Da gibt es noch ganz
andere Aspekte, welche eine Rolle spielen." Diese Beispiele zeigen
doch deutlich, was die betroffenen Personen von dieser Korrelation
halten. Es sei dabei hervorgehoben, dass eine induktive Vorgehensweise nicht sinnvoll ist, da ohne Berücksichtigung der Branchenzugehörigkeit keine Schlussfolgerungen gemacht werden können. Folgen98 Zu beachten: Stichprobe= 10.
Er meint damit die Quarticrlädcn und Kneipen, welche teilweise eine soziale Funktion übernehmen.

99
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der Sachverhalt soll jedoch die Situation verdeutlichen: Ein exakter
Vergleich der Einkommen innerhalb der Branche ist infolge unterschiedlichen Lohnsysteme zwischen selbstverwalteten und "normalen" Betrieben nur rein quatitativ möglich. 1OO Durch den Anspruch auf bessere Arbeitsbedingungen durch Mitentscheidungsrecht, Konsensentscheid, Einheitslohn etc. kann jedoch angenommen werden, dass selbstverwaltete Betriebe tatsächlich mehrheitlich
tiefere Löhne aufweisen als üblich, ohne dabei die vielen Ausnahmen
unberücksichtigt zu lassen. lOl Es ist aber nicht unbedingt die Selbstausbeutung, die in diesem Zusammenhang von Bedeutung ist. Denn
die meisten Mitglieder der Selbstverwaltungsbewegung sind durch
ihre Ueberzeugung und Denkweise bereit, die Arbeitsbedingungen
eines selbstverwalteten Betriebs hinsichtlich der quantitativen und
qualitativen Komponente zu akzeptieren. 102 Die Sitauation ändert
sich dann, wenn neue Mitglieder gesucht werden bzw. der Generationenwechsel bevorsteht. Entweder findet man Leute, die der
Selbstverwaltungsidee nahestehen od.er aber man stellt Lohnarbeiter
ein. Werden neue Selbstverwalter gefunden, dann ist ~er niedrige
Lohn - immer unter dem Aspekt des potentiellen Misserfolgsfaktors
gesehen - wenig problematisch. Müssen aber mangels Interesse Lohnarbeiter eingestellt werden, dann wird der niedrige Lohn den Forderungen vieler Lohnarbeiter nicht gerecht. Somit werden "Sozialfälle" oder gering-qualifizierte Arbeitslose angezogen, was wiederum
eine Reihe von Problemen nach sich ziehen kann. So zum Beispiel
neben der Ideologieverwässerung und Ungleichheiten innerhalb desselben Betriebs vor allem geringe Arbeitsdisziplin, Qualitätsminderung etc. Eine negative Korrelation zwischen Lohnniveau und der
Fluktuationsrate scheint eindeutig zu sein, ohne dies anhand der
Analysegruppe statistisch beweisen zu können. Die angesprochene
Korrelation ist auch gerade der Grund, wieso der hier diskutierte
Sachverhalt bereits an anderer Stelle eingehender behandelt wurde.
b) Gleicher Lohn für ungleiche Arbeit
"Ich habe das Gefühl, dass gleicher Lohn dort verwirklich bar ist, wo
gleiche Ausbildung mitgebracht wird, und alle ungefähr das gleiche
machen . Ich möchte niemandem vorschreiben, gleichen Lohn zu
haben. Es ist eben schon ein Ideal. Es gibt einfach auch unterschiedliche Situationen ... " Dieses Problem stellt sich in der Stichprobe
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ganz besonders, wählten doch nicht weniger als 8 Betriebe den Einheitslohn als Lohnsystem. Der Einheitslohn erweist sich dabei vor
allem in Verbindung mit den Ausbildungsunterschieden als wesentlicher Misserfolgsfaktor. "Dies kann zu einem grossen Problem
werden. Es stinkt mir in der Gruppe etc. Bei den Aufnahmekriterien
heisst es für mich eben auch 'ähnliche Ausbildung'. Es führt automatisch zu Spannungen, wenn man sagt, gleicher Lohn, - und dabei
bringt einer einfach weniger, oder es herrschen unterschiedliche Bildungslevel. Dann läuft es völlig auseinander." So wird längerfristig
selten die Situation der unterschiedlichen Arbeitseffizienz und
-qualität von den diskriminierten Mitgliedern toleriert. Sie sehen die
Chance, sich vom Betrieb zu lösen und selbständig zu werden, indem
sie einen eigen selbstverwalteten oder 'normalen' Betrieb gründen.
Die theoretische Lösung liegt im abgestuften Lohnsystem. Praktisch
ist es aber teilweise nicht realisierbar, da den Mitgliedern zuerst einmal gezeigt werden muss, dass sie weniger effizient arbeiten als ihre
Kollegen. Die Möglichkeit erschwert isch nochmals, wenn die Mitglieder dieselbe Ausbildung genossen. Gerade ein derartiges Beispiel
befand sich in der Analysegruppe. Ein Mitglied profitierte von der
fehlenden Leistungskontrolle und trug sehr wenig zum Erfolg des
Betriebs bei, obwohl es durch seine Ausbildung fähig gewesen wäre.
Ein Rausschmiss wäre nötig gewesen, wurde aber nicht als gute
Lösung empfunden. Es blieb nur ein Weg: Firma auflösung und sich
selbständig machen.
Ein weiteres beeindruckendes Beispiel ist die Aerztepraxisgruppe:
Trotz unterschiedlicher Ausbildung war der Einheitslohn ein wesentliches Merkmal des Betriebs. Aerzte wie Sekretärinnen verdienten
über Jahre hinweg gleich viel! "Das war auch ein Grund zu Spannungen. Die Aerzte mussten zum Beispiel nachts zu den Patienten trotz
gleichem Lohn." Zur Frage, was er denn heute ändern würde, wenn
er nochmals anfangen könnte, sagte der betreffende Interviewpartner: "Das ist eine schöne Utopie. Da würde ich natürlich sagen, dass
wir einen Stundenlohn machen würden plus Sozialleistungen. Und
wenn er dies nicht kann, weil er Arzt ist, dann muss man ihm einen
100
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Die Messung der qualitativen Aspekte erfodert einen betriebsspezifischcn Vergleich, welcher nur mit
grösstcm Aufwand möglich wird.
Diese Vennutung stützt sich auch auf die Umfrageergebnisse des Netzwerkes für Selbstverwaltung.
Ohne damit ein Urteil über die Arbeitsbedingungen zu fllllen.
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grossen Zapfen geben, damit er standesgemäss leben kann." Der
Sturm ursprünglicher Utopie hat sich somit zu einem Hat.ich von
Ideologie abgeschwächt. Er erklärt dann auch offen, warum dem so
ist: "Die Aerzte haben die Verantwortung. Dann ist es 'Seich', die
Mitbestimmung. Also würde ich es nie mehr machen. Das muss in
einer Arztpraxis zu einer informellen Hierarchie führen."
c) Diskriminierung potentieller Neumitglieder
Aus den Interviews wurde kein eigentlicher Fall ersichtlich, da gewisse Interessenten aus irgendwelchen Gründen diskriminiert wurden. Relativ strenge Eintrittskriterien zeigt nur ein Betrieb: "Wenn
einer Genossenschafter werden wollte, dann konnte er dies nur, wenn
er ein halbes Jahr im Betrieb gearbeitet hatte und bereit war, einen
Anteilschein von SFr. 1000.- zu zeichnen. Ebenso hatten wir den
Anspruch: 'Jeder wird Wirt!'. Im Beizen ist eben schon so, wenn
man gut kochen will, wenn man es gut machen will, dann ist es anspruchsvoll. Dann braucht es gewisse Eintrittskriterien, auch im Gastgewerbe." Ob dabei bereits von einer möglichen Diskriminierung ausgegangen werden kann, ist fraglich, zumal der finanzielle Aspekt
durch die Möglichkeit der Ratenzahlung kaum ins Gewicht fiel. 103
d) Diskriminierung einzelner Mitglieder bei der
Kapitalneutralisierung.
Auch zu diesem Kriterium wurde kein Beispiel erwähnt oder aus dem
Inhalt der Gespräche ersichtlich.
e) Verantwortung ablehnen
"Ich würde es eine ganz grosse Emanzipation finden, wenn der Einzelne wirklich verantwortlich ist für das, was er macht. Es ist viel zu
bequem, einfach auf die Ueberweisung Ende Monat zu warten und
dann sagen, dass man nichts zu sagen habe und auch nichts ändern
könne." Und gerade diese Emanzipation der verantwortungsvollen
Menschen will die Selbstverwaltung fördern und schlussendlich verwirklichen. "Es ist nicht einfach ein Kommen, Kohlen machen und
wieder ziehen." Dies ist Selbstverwaltung sicher nicht. Doch was in
andern Betrieben üblich und auch teilweise erwünscht ist, kann in
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der Selbstverwaltung mit diesem Anspruch zu einem grossen Problem
werden: Die unterschiedliche Verantwortungsübernahme durch die
Mitglieder. Es kann immer wieder festgestellt werden, dass viele
Leute bewusst keine Verantwortung übernehmen wollen 104 oder
können. Denn "Mitbestimmung ist leicht, mitverantworten schon
anspruchsvoller." 105 Es wurde im Auswertungsbericht bereits mehrmals angedeutet: Die Probelme rund um diesen Begriff "Mitbestimmung" stellen innerhalb der untersuchten Stichprobe einen weiteren
Hauptbereich für den Misserfolg dieser Betriebe dar. So stellten im
Interview 6 Personen fest, dass die Ablehnung der Verantwortung
auch in ihrem Betrieb zu beobachten war. Die Feststellung steht denn
auch eng im Zusammenhang mit der informellen Hierarchie. "Ich
denke, dass es besser ist, wenn man sagt, dass eine bestimmte Gruppe
von Leuten führen soll. Diejenigen, die es können, und die andern
arbeiten nur und haben Mitsprache in dem Bereich, den sie können
oder in dem sie arbeiten. Das ist besser als wenn man sagt, alle könnten alles und alle bestimmen mit. Und diejenigen, die dann kein
Interesse haben, werden dann an den Rand gedrängt und verfügen
nicht über die Informationen." Nun, diese Meinung zeigt deutlich,
welche Probleme entstehen können, wenn man im Mitarbeiter einfach a priori den verantwortungsbewussten Menschen sieht. Es ist
sicherlich wünschenswert, dass diese Situation eines Tages erreicht
wird. Aber in der jetzigen Gesellschaft sind die Bedürfnisse dafür
sehr heterogen. Möchte man nun in einem selbstverwalteten Betrieb
diesen wünschbaren Zustand bereits erfüllen, so verlangt dies eine
gezielte Auswahl der Mitglieder. Auch in den modernen Managementtheorien ist man sich darum einig, dass eine Verflachung der Hierarchie in "konventieonellen "Betriebn grössere Anforderungen an
das Personal stellt: "Der Auswahl (und Förderung) von Humankapital kommt offenbar umso grössere Bedeutung zu, je mehr Selbständigkeit und Unternehmertum von Führungskräften verlangt wird." 106
Wird nun eine solche gezielte Auswahl in den selbstverwalteten Be103

Unabhängig von deren Beurteilung ist dieser Sachverhalt für den Misserfolg nicht von Bedeutung. Der
Aspekt dient in dieser Arbeit zur Vervollstllndigung der bereits an anderer Stelle behandelten Punkte.
104 Ganz dramatisch zeigt sich diese Situation in der Umweltproblematik.
105 INFO Nr. 38, Juli 1990, S. 24.
106 NZZ-Artikel vom 01. April 1989, Verantwortung auf mehreren Schultern, S. 33.
101 Wobei auch bei genauer Auswahl im Laufe der Zeit die Priorilllten Andern kOnnen, und somit die
Homogenitllt verloren geht.
101 Aus der Sekundäranalyse.
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trieben unterlassen, so muss es zwangsläufig Spannungen geben. 1O?
Die informelle Hierarchie ist dabei unvermeidbar: "In den Statuten
wurde Selbstverwaltung ganz gross geschrieben, aber eigentlich war
ganz klar eine Hierarchie gegeben." Ein anderer Interviewpartner ist
darum der Ansicht, dass sich auch in der Selbstverwaltung führende
Personen herauskristallisieren: "Also grundsätzlich muss auch in der
Selbstverwaltung einer ... also muss nicht, aber es läuft meist auf
dies heraus. Vom Wissen her, aber nicht so unnatürlich wie im
Militär. Ein Chef kann auch ein lieber Kerl sein, und in einer Selbstverwaltung gibt es auch Personen, mit denen man menschlich nicht
auskommt." Zwangsläufig wird wiederum der Zusammenhang mit
dem Einheitslohn deutlich. Der Anspruch auf Einheitslohn und verantwortungsvolle Personen wäre möglicherweise in einem idealen
.Zustand miteinander vereinbar. Wird aber davon ausgegangen, dass
die Mitglieder wirklich ein unterschiedliches Verantwortungsgefühl
entwickeln, so sind die Folgen absehbar, was sich dann beispielsweise
wie folgt zeigt : "Jeder hatte das Gefühl, am meisten zu arbeiten." l08
Viele Selbstverwalter sehen die Diskrepanz und gelangen nach langer
Erfahrung zur Ueberzeugung, dass man diesem Anspruch nicht vollständig gerecht werden kann: "Ich sehe es nicht negativ, wenn jemand Verantwortung ablehnt." Denn Verantwortung übernehmen
heisst auch, über die dazu nötige Kompetenz, Erfahrung und Ausbildung zu verfügen. Manche Mitglieder sind also durch den Anspruch überfordert und geraten in eine Stresssituation, wie sie ja
gerade in 'kapitalistischen' Betrieben anzutreffen ist. Selbstverständlich soll damit nicht das verantwortungslose Handeln gewisser Mitarbeiter gerechtfertigt werden, das durch fehlende Leistungskontrolle
ermöglicht wird. Wie bereits erwähnt, ist ja gerade diese Situation
für das Scheitern eines Betriebes verantwortlich. Wie aber kann man
versuchen, die Verantwortung jedes einzelnen Mitarbeiters zu erhöhen? Dazu ein Interviewpartner : "Eine Möglichkeit, die Verantwortungslosigkeit zu mindern, ist eine persönliche Kapitalbeteiligung.
Die Verantwortung nimmt zu, da man dadurch bei den Entscheiden
materiell betroffen ist. Ich bin mir allerdings noch nicht sicher, ob
dies schlussendlich die geeignete Form ist. Wahrscheinlich nicht. Es
ist sehr, sehr selten, dass es Leute gibt, die ganz frei von materiellen
Einflüssen entscheiden. Aber es gibt sie schon." Mit dieser Massnahme wäre wohl das Trittbrett-fahrende Mitglied seltener anzutreffen. 109 die Situation der Uebrforderung gewisser Mitglieder
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jedoch vermehrt möglich. Es existiert also ein scheinbar unüberwindbarer Zielkonflikt zwischen Arbeitsbedingungen und Totalpartizipation. Einerseits will die Selbstverwaltung bessere Arbeitsbedingungen ermöglichen. Ebenso erfordert das Mitentscheidungsrecht ein
verantwortungsvolles Handeln alle Mitglieder, was jedoch gewisse
Mitarbeiter überfordert, und dadurch die Arbeitsbedingungen der
betreffenden Person verschlechtert. Die Lösung liegt in der Delegation von Verantwortung, wie dies einzelne Gesprächspartner fordern, wobei eine effiziente Basiskontrolle ermöglicht werden muss.
Kann sich die Selbstverwaltung mit dieser Lösung identifizieren, so
wäre ein weiterer Schritt gemacht, die Selbstverwaltungsbewegung
auf eine breitere Gesellschaft zu verteilen. Dass es allgemein in der
Arbeitswelt nicht nur "Selbstverwaltungsdenkende" gibt, die mehr
Verantwortung durch Totalpartizipation verlangen und mitbeteiligt
sein möchten, zeigt stellvertretend folgende Aussage: "Bei der Neugründung des Betriebes hier 110 haben wir dies mit den Leuten diskutiert. Die haben alle gefunden: Nur nicht solches Zeug. Wir
wollen arbeiten. Lohn . . . - dann sind wir zufrieden. Wir wollen
einfach noch ein bisschen reden, was wir hier wollen. Alle haben
geredet, was sie betrifft und fertig."
f) Verhältnis Lohnarbeiter/ Mitglieder

"Alle haben gleichviel Lohn, ebenso die Lohnarbeiter ... Die waren
aber keine Genossenschafter. Bei der Entscheidung haben wir sie
angehört, solange sie etwas davon verstanden. Da wir mehr Ahnung
hatten, wollten wir eher so entscheiden." Wir unterschieden beim
Lohn in Kategorien. Da war einbezogen, ob jemand permanent oder
Teilzeit arbeitete. Ebenso, ob jemand wirklich nur Angestellter war,
welcher in den Genossenschaftssitzungen und Entscheidungen - wobei wir die Menschen immer vollwertig annahmen - nicht teilnahm
oder ob Genossenschafter, der mehr verdiente." Diese zwei Beispiele
zeigen, dass die Beziehung zwischen Mitgliedern und Lohnarbeitern
in der Analysegruppe unterschiedlich gestaltet wurde. Die beiden
Interviewpartner erwähnten denn auch in keiner Weise, dass durch
109
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Durch die Aufteilung in einz.clne Verantwonungsbereiche, bzw. durch die Arbeitsteilung kann diese
Verantwonungslosigkcit bereits verminden werden.
Der betreffende Interviewpartner hat nach der Schliessung des selbstverwalteten Betriebes zusammen mit
einem Kollegen einen neuen Betrieb gegründet.
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die Anstellung von Lohnarbeitern neue Probleme entstanden. Im Gegenteil: damit. konnte doch mindestens die Rekrutierungsproblematik entschärft werden. Schwierig war in diesem Zusammenhang festzustellen, ob durch die "Zweiklassenstruktur" die Ziele des Betriebs
verwässert wurden. Durch die Ausklammerung der Lohnarbeiter bei
gewissen Entscheidungen dürfte jedoch diese Verwässerung in den
oben erwähnten Beispielen weniger relevant sein. Inwieweit jedoch
diese Ausklammerung und das unterschiedliche Lohnsystem eine
Diskriminierung der Lohnarbeiter bewirkte, kann nicht abschliessend
beurteilt werden; Da dem Lohnarbeiter grundsätzlich freigestellt
·wurde, Mitglied zu werden, kann aber nicht von einer eigentlichen
Diskriminierung gesprochen werden. l l l Wesentlich problematischer
schilderte ein dritter Interviewpartner diese Beziehung in ihrem Betrieb: "Dann versuchten wir, neue Leute zu finden . Wir fanden hier
keine neuen. Man versuchte dies zu lösen, indem wir Leute angestellt
haben, welche sagten, dass sie so für 3-6 Monate kämen und so. Das
führte auch dazu, dass es den restlichen Leuten auch nicht mehr gepasst hat. Denn dies stimmte natürlich nicht mehr mit den eigentlichen Zielen überein, so zu arbeiten." Es zeigt sich hier deutlich, wie
durch die Anstellung von Lohnarbeitern die Ziele des selbstverwalteten Betriebs beeinflusst wurden. Der ständige Mitarbeiterwechsel und
die kurzfristigen Ziele der Lohnarbeiter bzw. die Zielantonomie zwischen Lohnarbeiter und Mitglieder verunmöglichten die Erfüllung der
eigentlichen Ziele der Unternehmung. Dabei soll nicht der Eindruck
erweckt werden, dass die Verpflichtung von Lohnarbeitern den alleinigen Grund für das Scheitern des Betriebs erklären soll. Das Problem
entstand erst als Folge anderer Problemfaktoren. Vielmehr stellt sich
also die Frage, wieso diese Rekrutierungsprobleme bestanden.
g) Generationenkonflikt
Konflikte zwischen der Gründergeneration und der Nachfolgegeneration treten normalerweise erst nach einer längeren Existenzzeit des
betreffenden Betriebes auf. Die Betriebe der Stichprobe existierten
zwar alle nicht länger als 10 Jahre. Trotzdem konnte bereits in zwei
Fällen die Diskrepanz in den Meinungen zwischen den älteren Mitgliedern bzw. Gründern und den später dazugekommenen festgestellt
werden. Dabei handelte es sich, kurz zusammengefasst, einerseits um
die unterschiedliche Auffassung zwischen Basisdemokraten und Pro248

fessionalisten, um dieses antinomische Begriffspaar noch einmal
aktuell werden zu lassen. Andererseits betraf das Spannungsverhältnis vor allem die informelle Hierarchie, welche durch die langjährige
Erfahrung der Gründer entstand. So führte in einem Betrieb die
Frage der Teilzeitarbeit zu einem Konflikt, wobei der Aussagegehalt
folgender Sätze gleichzeitig die oben beschriebene Problematik bezüglich der informellen Hierarchie andeutet: "Wir haben - oder
besser die Gründer - haben gesagt, dass alle voll arbeiten sollten.
Man muss sehen, dass es ein patriarchalischer Betrieb war. Die
Gründer waren viel älter als ich und sehr starke Figuren. Ich war
dann zeitweise die zweitstärkste Figur." Der Interviewpartner war ein
Jahr nach Betriebsgründung durch zwei andere Mitglieder in die
Arbeitsgruppe eingetreten. Bereits dieser Unterschied führte zu
Spannungen, da einerseits die Gründer die Betriebsstrukturen massgeschneidert auf ihre Präferenzen ausgertichtet hatten und .andererseits durch die eigenwilligen Persönlichkeiten der beiden Gründer
eine gewissermassen natürliche informelle Hierarchie mit all ihren
Konsequenzen entstand. 112 "Gestanden und gefallen ist der Betrieb
mit den Gründern." Als diese entschieden, den Betrieb zu verlassen,
war es auch um den Betrieb geschehen. Der Interviewpartner sagt
denn auch : "Ich habe am Schluss gesagt, dass dies ähnlich wie ein
Vater/ Sohn-Konflikt war. Ich als Sohn wollte den Laden nicht so
übernehmen, wie es der Vater gerne gehabt hätte." Darin zeigt sich,
wie stark der Betrieb durch hierarchische Strukturen geprägt war. Er
als "zeitweise zweitstärkste Figur", sollte also nach dem Austritt der
Gründer den Betrieb übernehmen. Unterschiedliche Auffassungen in
der Frage des Betriebswachstums Hessen aber unter den restlichen Mit-·
gliedern keine gemeinsame Arbeit mehr zu. So wurde jeder selbständig. Ein weiterer Generationenkonflikt bei einem andern Betrieb in
der Analysegruppe zeigt nochmals deutlich, welche Auswirkungen
das Erfahrungswissen - und die damit verbundene informelle Hierarchie - haben kann: "Manche hatten dann auch mehr zu sagen. Das
betraf auch mich. Da ich so lange dabei und schlussendlich das einzige Gründungsmitglied war, merkte ich, dass ich durch meine Erfahrung mehr Macht hatte. Das wurde mir auch angekreidet. Aber das
war klar, dass ich informelle Macht erhielt. Die Macht vom Wissen
111

Es kann also davon ausgegangen werden, dass die Lohnarbeiter gar kein Interesse hatten, ein grösseres
Milbcstimmungsrcchl zu genicssen, bzw. die Mitgliedschaft zu erwerben.
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führte dann auch zu einem Konflikt." Es ist also anzunehmen, dass
somit zwischen den Generationen eine Diskriminierungstendenz bestand, welche nur durch organisatorische Massnahmen zu umgehen
gewesen wäre. So hätte die informelle Hierarchie erkannt und geregelt werden müssen. Denn ist die Hierarchie offensichtlich, so kann
durch eine geeignete Basiskontrolle dieses Diskriminierungspotential
minimiert werden. l l 3 Dieser Ansicht ist auch ein Interviewpartner,
wenn er sagt: "Aus der Erfahrung heraus sage ich, dass bei uns, obwohl alle gleichviel zu sagen hatten, durch die Persönlichkeitsstruktur
eine Hierarchie entstand. So ganz einfach ist dies nicht wegzubringen.
Es geht nur, wenn man offen ist und die Augen nicht schliesst und
erkennt, dass es nur Hierarchie gibt. Gleichheit gibt es gar nicht.
Wenn man das ehrlich angeht, dann muss es nicht unbedingt ein Problem sein. Es wird erst eines, wenn man sagt, dass alle gleich seien."
h) Allgemeine Konfliktsituation 114
Im folgenden wird versucht, durch Auszüge aus den wörtlichen Protokollen eine Zusammenstellung der aufgetretenen Konflikte in den
einzelnen Betrieben der Analysegruppe zu geben, ohne dabei Anspruch auf Vollständigkeit zu nehmen. Dieses Vorgehen hat zum Ziel,
die in der Theorie diskutierte Problematik der ständigen Konfliktsituation empirisch zu unterstützen. Denn wie zu vermuten ist, wird
durch die spezielle Struktur selbstverwalteter Betriebe das Konfliktpotential gegenüber "normalen" Betrieben um ein Vielfaches erhöht.
Ebenso ist es nicht nur das höhere Konfliktpotential, sondern die
Konfliktaustragung, welche Mitarbeiter und Betrieb stark belasten.
Denn eine Konfliktverdrängung wird in solchen Kleingruppen praktisch unmöglich. So gelten folgende Aussagen stellvertretend für die
meisten der hier untersuchten Betriebe: "Bei uns waren die Reibungsverluste in der Gruppe so massiv, dass die Leute nicht von der
Arbeit erschöpft waren, sondern von den Sitzungen und Konflikten."
Dass dies längerfristig eine unhaltbare Situation für den einzelnen
Menschen bedeutet, ist einleuchtend: "Diese dauernden Auseinandersetzungen haben mich schon müde gemacht." Die Gruppe funktioniert dadurch nicht mehr richtig, und die Arbeitsmoral wird stark
beeinträchtigt. Dabei darf ein Konflikt nicht nur negativ gewertet
werden, da er die Chance zu Veränderungen bietet und eine annähernde Kongruenz zwischen den persönlichen Zielen der Mitglieder
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und dem Betrieb ermöglicht. Darum folgende Feststellung: "Selbstverwaltung ist sehr lebendig, es stellt auf. Man muss sich mehr engagieren, muss mehr Konflikte überwinden." Wie in der Theorie bereits
erwähnt, kann zwischen inneren und äusseren Konflikten unterschieden werden. In diesem Zusammenhang sind die äusseren Konflikte
von Bedeutung, wobei darauf hingewiesen wird, dass ein innerer
Konflikt einen äusseren verursachen kann und umgekehrt. Die
äusseren Konflikte (sachliche oder zwischenmenschliche) sind es dann
auch, welche schlussendlich als Problem im Betrieb zu erkennen sind.
Nachfolgende Konflikte wurden im Interview explizit erwähnt bzw.
aus den Analysen der Interviewprotokolle erkannt.
"Vor allem der, dass man jede Menge Leute eingestellt hat, ohne dass
man Budget und die Möglichkeiten vom Betrieb beachtet hat. Dann
schaute ein Defizit heraus, und dies mussten wir sanieren." Der
Interviewpartner spricht damit die Konfikte rund um die Betriebsführung an, was schlussendlich wiederum auf die unterschiedlichen
Einstellungen bezüglich der Professionalität eines selbstverwalteten
Betriebes zurückzuführen ist. "Sicher auf der persönlichen Ebene,
unterschiedliche Vorstellungen, wie man eine Beiz führen soll, welches Zielpublikum man erreichen will. Das war es so. Die haben sich
sicherlich überschnitten mit persönlichen Spannungen einzelner
Leute." "Was belastend ist, ist, wenn man persönliche Auseinandersetzungen hat. Dann geht dies einem vielleicht näher als bei normalen
Betrieben. Denn du hast immer auch das Gefühl, dass dies auch dein
Betrieb ist, wenigstens zu einem Teil. Und wenn dann so die Frage
ist, ob man gehen soll oder nicht, dann muss man quasi auch einen
Teil von sich selbst aufgeben. Und das ist dann belastender."
Voll auf die Strukturen der Selbstverwaltung zurückzuführen ist
folgender Konflikt, der schlussendlich zum Scheitern des Betriebs
führte: "Spannungen gab es von der Arbeitsform her. Wir waren
eigentlich eine Bürogemeinschaft und hatten trotzdem den Anspruch
erhoben, gemeinsam etwas zu machen. Also, wir waren vor allem
112 Die Gründer sind meistens auch gerade Unternehmerpersönlichkeiten, was sich wiederum in der infonnellen
Hierachie ausdrücken kann.
113 Mitlels der Supervision kann bei Sitzungen und Entscheidungen durch ein aussenstehender Beobachter
aufgezeigt werden, welche Entscheide aufgrund infonneller Hierarchie getllligt wurden.
114 Die Trennung zwischen den Generalionenkonflikten und allgemeinen Konflikten ist rein systematischer
An. Überschneidungen sind darum jederzeit möglich.
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auch unterschiedliche Menschentypen. Bei Lohnarbeit, z.B. in einer
Genossenschaft, hätte es wahrscheinlich sehr früh Probleme gegeben.
Im wesentlichen zwischen einem Kollegen und mir selbst. Dort war
es so, dass ich Aufträge einbrachte und wir das zusammen gemacht
haben. Ebenso hatte ich gewisse Ansprüche an die Arbeit, damit man
gegen aussen dies vertreten kann. Er war über zehn Jahre älter als ich
und hatte es schlecht von mir annehmen können. Das hat Spannungen gegeben."
Unterschiedlich wurde auch die Konfliktlösung angegangen. Meistens
zog man einen Supervisor bei. Interessant ist dabei folgende Bemerkung: "Manche Konflikte wurden gelöst, indem sie nicht gelöst
wurden." Ebenfalls beeindruckend ist folgende Aussage: "Es gab
schon gewisse Leute, die total nicht einverstanden waren. Aber die
sind einfach gegangen." "Es gab Informationsengpässe. Zum Beispiel,
wenn einer etwas nicht ganz gemacht hat. Wenn dann der andere am
nächsten Tag nicht ganz drauf war, hat es ihn geärgert, wenn zum
Beispiel der Boden nicht sauber war oder so. Wenn man gesehen hat,
dass der andere sich gar keine Mühe gegeben hat." In diesem Beispiel
zeigen sich einmal mehr die teilweise mangelnde Professionalisierung
bzw. die ungenügenden organisatorischen Massnahmen der untersuchten Betriebe. Recht umfassend beschreibt ein Interviewpartner
die Konfliktsituation, wodurch das Beispiel exemplarisch für die
allgemeine Situation in selbstverwalteten Betrieben steht: "Es gab
verschiedene Konflikte. Einerseits unter den Mitarbeitern. Die haben
nie genau gewusst, wer was wann macht. Oder Unklarheiten in der
Zuständigkeit. Wenn sich einer kurzfristig entschieden hat zu gehen.
Wenn jemand neu angestellt wurde. Die haben einfach unterschiedliche Interessen, das ist klar. Konflikte auch über das Sortiment, dass
man nicht zufrieden war über die Frische, oder dass es zuwenig ideologisch war."
Speziell auf die Organisation des Betriebes zurückzuführen ist der
nächste Konfliktfall: Dann gab es auch Konflikte zwischen denen,
die im Laden arbeiteten und denen, die ehrenamtlich in der Verwaltung waren." Die Auseinandersetzung um die angebotene Dienstleistung bzw. Produktpalette konnte in 4 Betrieben festgestellt
werden. Es waren vor allem die ideologische Komponente, welche
nicht von jedem Mitglied gleich definiert wurde. Dies war dann auch
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gerade der Hauptpunkt innerhalb der Zielkonflikte. So auch die
Aeztepraxisgruppe: "Wir haben soviel gestritten, auch über die Tendenz in der Medizin." Ebenso : "Wir hatten persönliche Auseinandersetzungen, weil wir verschiedene Vorstellungen hatten, wie man eine
Beiz führen will, welches Zielpublikum man ansprechen will." Eng
im Zusammenhang mit der gerade diskutierten Problematik steht die
Frage nach der Betriebsgrösse, welche bei 2 von 10 Betrieben lange
Diskussionen verursachte. Die Fülle der genannten Konfliktfälle bestätigt die anfänglich genannte Annahme also vollständig. Einige Interviewpartner sagten denn auch ausdrücklich, dass die Konflikte
längerfristig einfach untragbar wurden. Auch hier erkennt man einen
gewissen Teufelskreis. Denn die Schwierigkeiten eines selbstverwalteten Betriebs lassen ein Konfliktpotential entstehen, welches wiederum weitere Probleme entstehen lässt usw. Dabei gilt folgende Regel:
"Je homogener die Zusammensetzung einer Gruppe ist, desto
weniger Strukturen, Regeln, Normen sind notwendig." 115 Und umso kleiner ist das Konfliktpotential. Es zeigt sich also auch hier, dass
für die langfristige Existenz die passende Auswahl der Gruppenmitglieder eine Hauptaufgabe des Betriebes ist. Sie wird bei minimalen
Strukturen und Normen wohl nicht zu einer hinreichenden, jedoch
notwendigen Bedingung. Abschliessend sei die Bedeutung der sozialen bzw. sozialpsychologischen Faktoren innerhalb der Stichprobe
anhand einer Graphik verdeutlicht. Dabei zeigen die absoluten
Zahlen, für wieviele Betriebe der entsprechende Faktor einen Problembereich darstellte.
Soziale/sozialpsychologische Faktoren
Niedrige Einkommen

Elnheltalohn

Olakr. pol. Neumltg.

Verantwortung

Lohnarbeiter

Generationenkonflikt

Konfliktsituation

llS
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3. Weitere Faktoren
Der Fragebogen wurde so konzipiert, dass er die im theoretischen
Teil diskutierten Problembereiche berücksichtigte, eine Erweiterung
infolge der speziellen Methode jedoch jederzeit möglich blieb. Trotz
dieses Vorgehens wurde aus den Interviewprotokollen kein Fall beobachtet, der nicht auf irgendeine Art den berücksichtigten Problembereichen zugeordnet werden konnte. Es ist dadurch anzunehmen,
dass die im zweiten Teil dieser Arbeit diskutierten potentiellen Misserfolgsfaktoren vollständig erfasst wurden. Sie erlangen somit für die
Selbstverwaltungsdiskussion allgemeine Geltung. Allerdings ist die
Bedeutung der einzelnen Problembereiche unterschiedlich und vor
allem betriebsspezifisch bzw. branchenabhängig. Gleichzeitig wird
hier aber nicht der Anspruch erhoben, jeden in der Praxis der Selbstverwaltung effektiv auftretenden Problemfall abzudecken.

5. Zusammenfassung der Auswertung

Wurden im theoretischen Teil die Problembereiche isoliert betrachtet, so zeigt sich hier, dass dieses Vorgehen in der empirischen Auswertung nicht ganz unproblematisch ist. Denn einzelne Faktoren
werden vielfach erst im Zusammenhang mit andern Problembereichen zu potentiellen Misserfolgsfaktoren. Besonders bei einer betriebsspezifischen Auswertung müsste somit das Vorgehen angepasst
werden. Da in dieser Auswertung 10 Betriebe berücksichtigt wurden,
war dieses zweitgenannte Verfahren jedoch nicht sinnvoll. Denn ohne
die Einteilung der Problemfaktoren und der isolierten Betrachtungsweise kann die Uebersicht nicht gewährleistet, und somit nur erschwert die Möglichkeit zu fundierten, grundsätzlichen Aussagen
geboten werden. Trotzdem - oder gerade deswegen - wird in diesem
Kapitel versucht, die einzelnen Problemfaktoren in Zusammenhang
mit andern zu sehen und auf einige wenige Hauptfaktoren zurückzuführen. Diese Faktorenanalyse erfolgt jedoch aus bekannten Gründen nicht mittels mathematischer Genauigkeit. Als Ansatzpunkt
dienen dabei die Interviewprotokolle.
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Hauptgründe des Scheiterns
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Hauptfaktoren des Scheiterns gemäss Interviewprotokoll
Innerhalb des Fragebogens wurde den Gesprächspartnern die Frage
gestellt, ob sie das Scheitern auf die speziellen Gegebenheiten des Betriebs zurückführen oder ob die Gründe allgemein die Selbstverwaltung betreffen bzw. innerhalb der ganzen Branche - also unabhängig
ob selbstverwaltet oder nicht - vorko~men können. Die Aussagen
sind erwartungsgemäss sehr heterogen gestreut. Es kann somit kein
einheitliches Bild festgestellt werden. Die nachfolgende Abbildung
zeigt zusammengefasst das Antwortspektrum. Es gilt dabei zu beachten, dass gleichzeitg mehrere Antworten möglich waren. Ebenso
kam es vor, dass der Hauptir;und nicht direkt einer der drei Möglichkeiten zugeordnet wurde. l 6
Es zeigt sich, dass mur gerade 2 Interviewpartner der Ansicht sind,
dass der Hauptgrund des Scheiterns in der Branchenzugehörigkeit
lag. Nun, die beiden Quartierläden waren sicherlich durch ihren
Standort benachteiligt. Gerade aber in jenem Betrieb, wo die Registrierkasse aus ideologischer Verkrustung nicht angeschafft wurde,
116

Dies 1.eigl sich in der Abbildung darin, dass die Summe der Hauptgründe a + b + c < 10 ergibt, (wobei a:
Bclriebsspc:lifisch, b: Grund in der SV, c: Branchenspezifisch). Hingegen ist die Kategorie'Ncbenursache' > 10. Vier Interviewpartner waren denn auch der Meinung, dass die Gründe sowohl in a und b,
wie auch in c lagen.
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ist es fraglich, ob der Scheiterungsgrund tatsächlich nur auf die
Branchenzugehörigkeit zurückzuführen ist. Es zeigt sich einmal mehr
die Schwierigkeit einer abschliessenden Beurteilung der effektiven
Ursache des Misserfolgs.
Einige ausgewählte Aussagen sollen verdeutlichen, wie unterschiedlich die Antworten innerhalb der Stichprobe ausgefallen sind. So
sieht zum Beispiel folgender Interviewpartner mehrere Hauptgründe:
"Es ist ein bisschen alles: Standortspezifisch, schlechter Lohn, Motivation, Pionierhaftigkeit. Ich möchte aber nicht sagen, dass es nur
wegen der Selbstverwaltung ist. Viele Läden laufen wirklich gut.
Aber ein konventioneller Betrieb hätte dort nicht höhere Löhne erhalten." Dieses Beispiel deckt durch die Breite der Antwortengrundsätzlich die Aussagen der Interviewpartner innerhalb der Stichprobe
ab, ohne dabei die Individualität der einzelnen Aussagen zu vergessen, wie die nächsten Beispiele zeigen werden. So glaubt folgender
Interviewpartner, die Gründe des Scheiterns genauer zu kennen: "Es
waren persönliche, charakterliche Unterschiede, die man schon anfangs gespürt hat. Als wir anfänglich zusammenkamen, kannten wir
uns kaum. Wir kamen wegen der Idee zusammen, nicht wegen der
Personen. Und an denen lag es auch, nicht an der Idee. In einem traditionellen Betrieb wäre dies irgendwo in der Hierarchie kaschiert
worden ... " Es lag zwar - oberflächlich betrachtet - nicht an der
Idee der Selbstverwaltung, sondern das Scheitern war durch die
Charaktertypen bedingt und somit betriebsspezifisch. Dieses Beispiel
zeigt aber eine wesentliche Problematik der Selbstverwaltung:
Durch die Strukturen ist der Erfolg des Betriebs wesentlich mehr
von Personen abhängig als "konventionelle" Betriebe und dadurch
stark auf zwischenmenschliche Konflikte anfällig. So gesehen ist das
Scheitern nicht nur auf den speziellen Betrieb, sondern auch auf die
gewählte Struktur der Selbstverwaltung zurückzuführen. Denn, wie
richtig bemerkt wurde, wären diese persönlichen Konflikte in einem
"konventionellen" Betrieb eher zu umgehen. 117 Die gewählte Lösung des Konflikts war dann auch gerade die Zersplitterung des
Betriebs in einzelne nicht selbstverwaltete Betriebe.
Auch das nächste Beispiel weist darauf hin, dass der Grund des Misserfolgs in der Selbstverwaltung lag: " . .. So glaube ich schon, dass
bei solchen Betrieben die Gefahr grösser ist, dass solches passiert.
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Und zwar - ich sage dies ganz hart - hat es mit Arroganz zu tun. Das
heisst, dass viele Leute bei solchen Betrieben sagen, dass sie wissen,
was sie machen. Sie machen es sicher gut, aber gewisse Grundregeln
muss man einfach beachten, wenn man ein Geschäft hat. Und sie
meinen, dass sie damit umgehen können. Und das haben wir früher
auch gemeint und gemacht. Also, so gesehen, sind diese Betriebe
schon mehr gefährdet als "normale" Betriebe. Gleichzeitig möchte
ich sagen, dass, wenn ein Betrieb hauptsächlich oder nur ideologisch
motiviert ist, die Gefahr noch grösser ist, dass er untergeht. Das Problem und das Gute daran sind, dass, wenn er sehr stark oder zu stark
ideologisch orientiert ist, dass es dann den Leuten gar nicht so viel
ausmacht. Das ändert nichts an ihrer Vision, die sie haben. Sie machen nachher genau gleich weiter." Ein neuer Aspekt zeigt sich in ·
der folgenden Aussage. Der Interviewpartner macht sich dabei Gedanken, ob ein selbstverwalteter Betrieb die Ideologie langfristig ohne Beachtung der Gegebenheiten des Marktes - bewahren soll
und damit quasi zum Scheitern verurteilt ist, oder ob Anpassungen
gewählt werden sollten, welche die Existenz des Betriebes sichern
können. "Was wir sicher nicht gemacht haben, war eine kritische
Hinterfragung der Ziele, die wir uns gaben. Lassen sich diese überhaupt noch aufrechterhalten oder rennen wir dort etwas nach, das es
nicht gibt? Oder müssen wir diese anpassen? Das wären so Fragen,
die wir uns früh hätten stellen müssen und dann die entsprechenden
Massnahmen hätten einleiten müssen. Es gibt natürlich immer zwei
Aspekte. Man hätte dies machen müssen, um den Betrieb weiterlaufen- zu lassen. Aber die Frage ist auch, ob dies unbedingt nötig ist,
diese Strukturanpassungen zu machen, Oder kann es auch sein, dass
es nun für diese Gruppe stimmt? Und wenn es nicht mehr stimmt,
oder wenn die Gruppe ihre Ziele nicht mehr erfüllen kann, dann
soll auch die Gruppe wieder aufhören. Man könnte dies auch so
anschauen. Das eine ist ein Ziel, und man versucht, danach zu leben.
Und wenn es einfach nicht geht, dann hört man einfach auf. Und
das andere ist, die Unternehmung in den Vordergrund zu stellen.
Dass es in der Region wichtig ist, dass die Beiz weiter existiert.
Und wenn man dies in den Vordergrund stellt, dann müsste man
117

111

Nalllrlich kann dieses Problem auch für 'konventionelle' Kleinstbetriebe zutreffen. Die organisatorischen
Lösungsmöglichkeiten sind aber don leichter zu realisieren als in einer Selbstverwaltung mit ihren
Ansprüchen.
INFO 33, April 1989, S. 30.

257

auch andere Massnahmen ergreifen." Diese überaus interessante
Feststellung erzwingt gerade auch die Verbindung zum Transformationsgesetz. Es wird daran erinnert: Oppenheimer sagte, dass eine
Produktivgenossenschaft nur äusserst selten erfolgreich sei. Und
wenn sie dann erfolgreich werde, höre sie auf, eine Produktivgenossenschaft zu sein. Die Frage ist dabei allerdings, ob es tatsächlich
nur diese beiden Möglichkeiten gibt. Denn betrachtet man diverse
selbstverwaltete Betriebe, so erkennt man zwar ihre selbstverwalteten
Strukturen, dennoch wurden aber zugunsten wirtschaftlicher
Aspekte einige Kompromisse eingegangen. "Wenn wir das ganze
Spektrum von selbstverwalteten Betrieben heute betrachten (von
SSR bis Spielwerkstatt), so reduziert sich ihr gemeinsamer Amspruch
auf die Möglichkeit für die Mitglieder, in allen Belangen mitzuentscheiden, weder Mensch noch Natur auszbeuten und auf die
Neutralisierung des Kapitals." l l8 Das sogenannte "Selbstverständnis" der Selbstverwaltung hat sich also geändert. Und "es gibt heute
nicht nur ein "entweder-oder", es gibt Mischformen". Die Probleme sind vielfältig und je nach Betrieb unterschiedlich ausgeprägt. Im folgenden wird versucht, die wichtigsten, für die Stichprobe allgemeingültigen Problemfaktoren zusammenzufassen. Ob
dabei die Methode der Induktion zuverlässige Resultate für die
Grundgesamtheit liefern könnte, wird nicht Gegenstand der Untersuchung sein.
Korrelationen / Faktorenanalyse
Mit der Abbildung auf S. 255 wurde versucht, die Hauptgründe des
Scheiterns zu visualisieren. Die Probleme selbstverwalteter Betriebe
setzen sich dabei wie folgt zusammen:

Branchenbezogene Probleme

+ spezielle Probleme aus der Selbstverwaltungsstruktur
- Problemreduktion durch die Selbstverwaltungsstruktur
(wie zum Beispiel Entfremdungskostenminderung).
Da aber der letzte Teil der Formel 119 keine eigentlichen Vorteil
für den Betrieb darstellt, sondern vor allem dem einzelnen Mitarbeiter dient, kann davon ausgegangen werden, dass selbstverwaltete
Betriebe in der Regel mehr Probleme meistern müssen als konventionelle Betriebe. Soll der Betrieb also langfristig seine Existenzberech258

tigung erlangen, so müssen die Mitglieder vor allem an der ersten
Komponente der Formel arbeiten. Sie müssen versuchen, ein Optimum zwischen Selbstverwaltung und Wirtschaftlichkeit herauszuholen. Dabei gibt es keine Musterlösung. Die Lösungen sind abhängig von der Branche und dem spezifischen Betrieb bzw. den Mitgliedern. Durch die Formel ist auch gerade gezeigt, dass der Autor die
Meinung vertritt, dass Selbstverwaltung in ihrer ursprünglichen Form
- wie Ende der sechziger Jahre verstanden - tatsächlich ein Spannungsverhältnis zur Wirtschaftlichkeit bildet. Gleichzeitig muss auch
gesagt werden, dass das Spannungsverhältnis ohne totale Aufgabe der
Selbstverwaltungsstruktur aufgelöst werden kann. Eine Gesprächspartnerin - Expertin der Selbstverwaltungsbewegung - unterstützt
denn auch gerade diese Meinung, wenn sie sagt : "Es ist sicher ein
Spannungsverhältnis, wobei es in Richtung Effizienz geht, zulasten
der Ideologie. Man hat jetzt wirklich 20 Jahre gesehen, dass Kollektive zugunsten der Ideologie am Rande der Existenz leben. Und dies
hat doch nicht so gut funktioniert, trotzdem nicht. Die Frustration
war doch recht gross. Es ist eben schon wichtig geworden, dass man
in einem Kollektiv arbeiten kann, mit einem Lohn, mit dem sich
leben lässt. .. "

119

Es ist einleuchtend, dass dieser Begriff hier nicht im mathematischen VerSULndnis gebraucht werden daß.
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Auch die traditionelle Wirtschaftspresse, im Prinzip durchaus der real
existierenden kapitalistischen freien Marktwirtschaft zugewandt, findet
kritische Worte angesichts wachsender Spannungen im labilen sozioökonomischen System und beschwört soziale Oekonomie. Immerhin:
Der Zeichner des von Banquiers getragenen "Journal de Geneve" hat
ausgemacht, dass in dem aus zahlreichen Mega-Fusionen entstandenen
Weltkonzerns L' UNIQUE drei Angestellte gesucht werden . ..
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AS EINEN PREIS HAT,
AN DESSEN STELLE KANN AUCH ETWAS
ANDERES -

ALS GLEICHWERTIGES

GESETZT WERDEN;
WAS DAGEGEN ÜBER ALLEN PREIS ERHABEN IST,
MITHIN KEIN GLEICHWERTIGES GESTATTET,
DAS HAT WÜRDE.
ARBEIT HAT WORDE, NICHT NUR WERT.
WÜRDE IST NICHT EINTAUSCHBAR
GEGEN OKONOMISCHEN WERT.
Immanuel Kant (1724-1804)

Wie hoch würde der grosse Denker der Aufklärung heute
als Mitarbeiter bei Manpower, dem grössten Stellenvermittler
der Welt, auf der Karriereleiter wohl aufsteigen? fragte sich der Setzer.

Das Leitungsproblem in der Selbstverwaltung

Bernard Gaz"lloz

Einleitung
Der zunehmende Drang nach Selbstbestimmung der eigenen Arbeit und
Partizipation an den unternehmerischen Entscheiden des arbeitgebenden
Betriebes verlangt nach einer vertieften Behandlung der dabei ablaufenden
Leitungs- und Entscheidungsprozessen. In der vorliegenden Arbeit soll nur
auf Aspekte der echten Selbstverwaltung eingegangen werden, d.h. es wird
nicht Mitbestimmung in sonst hierarchisch aufgebauten Unternehmen
betrachtet, sondern nur Probleme, die sich aus der Selbstbestimmung der
Angehörigen eines Betriebes ergeben. Statistisch gesehen sind solche
Betriebe erst in verschwindend kleiner Zahl vorhanden: 1986 zählte man in
der Schweiz etwa 400'000 Betriebe, davon bloss rund 300 mit Selbstverwaltung 1). Auffallend ist das riesige Übergewicht im Bereich der
Dienstleistungen. Zum historischen und ·. politischen Hintergrund der
Selbstverwaltungsbewegung liegt bereits zahlreiches Material vor, ebenso
zu Fragen der Rechtskonstruktion und Finanzierung solcher Organisationen.
Das Gebiet der Leitung aber wurde bisher eher vernachlässigt, was in der
relevanten Literatur auch zugegeben wird 2). Ein Grund dafür ist
wahrscheinlich die Abneigung der an einer Gegenbewegung zur
herrschenden Wirtschaftsordnung Interessierten für Leitungsfragen. Der
Begriff 'Leitung' wird oft gleichgesetzt mit Manipulation und
· Machtmissbrauch einer Elite gegenüber den Arbeitnehmern. Dass auch eine
selbstverwaltete Organisation einer Leitung bedarf - ob dies nun aus dem
ganzen Kollektiv oder nur Teilen daraus besteht - wird verdrängt mit dem
Hinweis, Konsens- oder Mehrheitsentscheide würden automatisch die
richtige Geschäftsleitung garantieren.
1) NETZWERK-INfO Nr. 23, Oktober 1986, S. 36.
~)

VIERHELLER, S. 1.
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Die soziologischen Prozesse, die zu diesen Entscheiden führen, sind nun
Gegenstand dieser Untersuchung. Es wird zu zeigen sein, dass auch in
dieser scheinbar demokratischen Organisationsform Interessengegensätze
bestehen und sich informelle Hierarchien herausbilden können. Auch ein
Konsensentscheid kann durch Ausspielen von Macht oder durch subtilere
Manipulationen zustande kommen, bloss ist dies im nachhinein nicht mehr
ohne weiteres feststellbar.
~ptsächlich

geht es um die Frage der Effizienz von selbstverwalteten
Organisationen: Kann eine demokratische Wirtschaft zugleich eine
. leistungsfühige Wirtschaft sein ? Wie oben erwähnt, soll es hier nicht um
politische Argumentationen gehen, sondern es soll lediglich dieser Effizienzfrage und dem Eliteproblem demokratischer Betriebe nachgegangen
werden. Diese Arbeit soll in selbstverwalteten Organisationen tätigen
Menschen einen Überblick über mögliche Probleme bei der Entscheidungsfindung und deren Lösungsansätze geben. Aus Gründen der
Übersicht und besseren Lesbarkeit werden bewusst nur praxisrelevante und
thematisch genau eingegrenzte Fragen behandelt.
1. Das Leitungsproblem in der Selbstverwaltung
Mitgliedertypologien eines Kollektivs
Traditionelle und idealtypische Betrachtungsweisen der Willensbildung in
der Selbstverwaltung verzichten in der Regel auf eine differenzierte
Behandlung der Mitglieder im Willensbildungsprozess und unterstellen eine
homogene Entscheidungseinheit 3). Eine erste Differenzierung, nämlich
zwischen aktiven und passiven Mitgliedern, wurde im Gefolge der
zunehmenden Mitgliederapathie unumgänglich. Draheim 4) beschränkte sich
jedoch nicht auf diese Differenzierung, sondern unterscheidet hinsichtlich
der inneren Willensbildung zwischen vier 'typischen Mit-gliederkreisen':
a) Ein aktiver Kern, der innerhalb der Gruppe führt und den Ton angibt
(Führungskreis).
b) Der Kreis der wohlwollenden, positiv· eingestellten Mitglieder, die
'mitmachen' (Kreis der Geführten).
c) Mitglieder, die gegenüber der Organisation und den anderen Personen
indifferent sind und sich eher nach der Richtung des jeweils grössten ·
wirtschaftlichen Vorteils orientieren.
d) Schliesslich in vielen Fällen eine Oppositionsgruppe.
Sowohl dem Kreis der Führenden und der Geführten rechnet er bestimmte
Verhaltenstypen zu, die zwei entgegengesetzte Extremfälle des Mit264

gliederverhalteos darstellen; Den 'Kontrahententyp' und den 'Gemeinschaftstyp'. Der Kontrahenterityp ist individualistisch, egoistisch sowie
zweckrational orientiert und yerhält sich gegenüber des Kollektivs 'im
Grunde nicht anders, als es z.B. bei der erwerbswirtschaftlichen Beziehung
zwischen Kunden und Lieferanten als Kontrahenten üblich ist. Dieser
Mitgliedstyp, der letztlich dem homo oeconomicus der ökonomischen
Theorie entspricht, beurteilt Vorgänge primär aus der augenblicksorientierten Interessenlage seiner Situation. Er ignoriert die ausserökonomischen
Werte der Selbstverwaltung und ist vor allem im Kreis der indifferenten
oder sogar oppositionellen Mitglieder anzutreffen. Diese Indifferenz braucht
sich aber nicht unbedingt auf sein Interesse an der direkten Beteiligung an
der kollektiven Willensbildung zu beziehen, denn sein ökonomisches
Interesse verlangt zu seiner Durchsetzung ja gerade ein aktives Verhalten.
Mit der Motivationsstruktur des Kontrahententyps ist deshalb dessen
Abstinenz in der Führungsgruppe kaum zu erklären. Ein Erklärungsansatz
dafür bietet das Phänomen der Ökonomisierung, d.h. die Zurückdrängung
ausserökonomischer Werte zugunsten einer zweckrationalen Denkweise.
Dem gegenüber steht der Gemeinschaftstyp, für den das Kollektiv nicht nur
ein ökonomisches Zweckgebilde, sondern eine Gemeinschaft darstellt.
Dieser Typ zeigt somit ein Verhalten, das mit 'Solidarität' umschrieben
werden kann und findet sich vor allem im Kreis der· Führenden und der·
Wohlwollenden. Er ist engagierter in Fragen von inneren Problemen des
Kollektivs und ist durchaus bereit, auf individuelle Vorteile zu verzichten.
Durch den oben angesprochenen Ökonomisierungsprozess wurde dieser Typ
jedoch laut Vierheiler nahezu völlig vom Kontrahententyp verdrängt 5). Ein
weiterer Grund dafür ist die mit zunehmender Untemehmensgrösse
wichtiger werdende funktionale Differenzierung und somit Zersplitterung
der ehemals vielleicht ho!llogeneren Gruppe.
Man findet aber auch andere Unterscheidungen der Mitgliedereinstellung:,
Eine populäre ist die zwischen sogenannten Fundamentalisten und
Realisten. Zur ersten Gruppe gehören die gefühlvollen, empfindsamen
Spezialisten, die Leute mit vielen Träumen und Utopien, während zu der
zweiten die pragmatischen, sachlichen, häufig ruhelosen Organisatoren und
Entwickler (oft die Betriebsgründer) zu zählen sind 6). Die Fundamentalisten sind wohl ganz dem Gemeinschaftstyp zuzurechnen, die
3) VIERHELLER, S. 63ff.
4) Vgl. DRAHEJM (1952), S. 38, zitiert in: VIERHELLER, S. 64ff.
5) VIERHELLER, S. 71. 6) Rundbrief Oktober 1986, S. 90.
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Realisten können sowohl Kontrahenten- wie auch Gemeinschaftstypen sein.
Zu welcher Gruppe die einzelnen Mitglieder zu rechnen sind, kann eine
Frage ihrer Grundeinstellung sein, es gibt aber auch Wechsel von einer in
die andere Gruppe. Gerade diejenigen, die sich auf den Umgang mit
Wirtschaftlichkeitsfragen schliesslich eingelassen haben, suchen vor allem
dann, wenn diese Entscheidung nicht von allen getragen wird, nach
'Überwechslern' - nach Wechslern in die zweite Gruppe, die von der ersten
Gruppe gern als 'Verräter' betrachtet werden. Die Angehörigen der zweiten
Gruppe (also die Realisten) machen häufig selbst den Fehler, den Sinn für
die ursprünglichen Ideale zu verlieren.
Eine zweite Quelle für eine unterschiedliches Haltung zum Betrieb liegt oft
in den Vorstellungen der einzelnen darüber, was sie daran oder an die
Gruppe der Mitglieder bindet. Suchen sie in der Arbeit im selbstverwalteten
Betrieb die Perspektive fürs Leben oder geht es ihnen darum, diese Arbeit
mal eine Weile lang auszuprobieren, sich vielleicht von vornherein nur
übergangsweise darauf einzulassen? Je nachdem sind die Voraussetzungen
für ein gutes Verständnis für Betriebsleitung nur schwer gegeben:
Betriebsleitung heisst nämlich Betriebsentwicklung, und das heisst, sich
gedanklich über die gerade anstehenden Probleme hinaus mit der
längerfristigen Perspektive zu beschäftigen. Die ehemals aktive
Selbstverwalterin Barbara Friedli äussert sich in einem Vortrag am
Selbstverwalterinnen-Treffen in Nidau (März 1986) zu diesem
Problemkreis: 7)
"Gemessen an den, zumindest theoretischen Forderungen
bezüglich Ideologie, politisch wie sozial, dem Arbeitseinsatz,
Geschäftsdenken;dem psychologischen Verständnis, aber auch
gemessen an den positiven Versprechungen und Erwartungen
wie Freiheit, Selbständigkeit, geteilter Verantwortung,
Geborgenheit, Zärtlichkeit, haben allerhand Leute Platz:
Politiker, Macher, Karrieristen, Umweltbewusste, Berufsleute,
Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Kritische, Suchende, Unselbständige, Schwache, Alte, Junge, auf Gruppen fixierte,
Individualisten. ( ... ) Ich behaupte, dass es unmöglich ist,
grundsätzlich allen Leuten offenzustehen, auf alle
Persönlichkeiten Rücksicht zu nehmen, alle gemäss ihren
Fähigkeiten, Möglichkeiten und individuellen Gemüts:verfassung zu schätzen, zu integrieren und gleichzeitig einen
Betrieb so zu führen, dass eine gute ökonomische Grundlage
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gewährleistet ist, die sich über dem Existenzminimum befindet.
( ...) Ich glaube, damit eine Gruppe ohne grosse Reibereien und ·
einigermassen erfolgreich . funktionieren ·kann, muss das
Spektrum der Gruppenmitglieder ziemlich einge-schränkt
werden. Die Prioritäten/Richtungen werden von den einzelnen
Kollektiven festgelegt. Keine/r von uns schäm es nämlich auf
die Dauer, auf zu viele und Zu verschiedene Leute einzugehen,
die womöglich immer wieder wechseln( ... )."
Wichtig ist ebenfalls die Unterscheidung zwischen Neueintretenden und
alteingesessenen Mitgliedern: Die Erfahrenen haben im Laufe der Zeit den
Betrieb kennengelernt und beherrschen die Materie oder ihren Beruf. Es
reizt sie, Schritte weiterzugehen, den Standard zu verbessern, etwas Neues
auszuprobieren 8). Die Neuen hingegen werden zunächst einmal mit der
harten Realität der Gruppennormen konfrontiert und müssen sich anpassen,
was zur Folge haben kann, dass sie sich eher ins Lager des
Kontrahententyps zurückziehen. Die Startphase ist sehr wichtig für die
Integration eines Neumitglieds und kann weitreichende Folgen für seine
Zusammenarbeit mit der Gruppe haben.

Mitgliederapathie
Wir wollen an dieser Stelle den Versuch wagen, nicht rein soziologisch zu
argumentieren, sondern die 'ökonomische Theorie der Politik' (auch als
'Neue Politische Ökonomie' bezeichnet) zu verwenden. Sie stellt den
Versuch dar, durch die Anwendung des Begriffsinstrumentariums und der
Denkweise der Wirtschaftstheorie zu einem vertieften Verständnis der
politischen Entscheidungsprozesse zu kommen 9). Im Mittelpunkt dieser
ökonomischen Demokratietheorie steht das in Kosten-Nutzen-Kategorien
denkende sowie eigennützig und rational handelnde Individuum 1O). Sofern
die Beteiligung an der demokratischen Entscheidung freiwilliger Natur ist,
hängt unter diesen Voraussetzungen die individuelle Bereitschaft zur aktiven

7) Batbara FRIBDLI, in: INFO 22, S. 8-9.
8) Batbara FRIBDLI, in: INFO 22, S. 11.
9) KIRSCH, S. 1, zitiert in: VIERHELLER, S. 103.
10) Vgl. VIERHELLER, S. 105.
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Beteiligung .davon ab, ob der erwartete Nutzen die mit ihr verbundenen
Kosten fühlbar übersteigt. Zwei Arten von Kosten sind hier zu betrachten.
Konsensfindungskosten entstehen durch Verhandlungsprozesse und
bestehen aus einerseits dem rein zeitlichen Aufwand für den Einigungsprozess und andererseits der nervlichen Belastung innerhalb des
Prozesses. Externe Kosten sind dagegen diejenigen, die aus der kollektiv
getroffenen Entscheidung dem Individuum entstehen. Diese können
entweder in Form von Zugeständnissen (Kompensationszahlungen) erfolgen,
um überhaupt eine Einigung zu erzielen, oder in Form von individuellen
negativen Folgen für diejenigen, die bei der Entscheidung überstimmt
wurden.
Logischerweise will ein rational handelndes Individuum nun diese Kosten
der kollektiven Willensbildung minimieren, was auf zwei Arten möglich ist:
Entweder man sucht einen günstigen Abstimmungs- und Entscheidungsmodus oder man beteiligt sich nicht am Willensbildungsprozess. Bei
einer Abstinenz verringern sich dann zwar die Konsensfindungskosten, aber
die Wahrscheinlichkeit externer Kosten wird grösser, so dass sich das
Individuum überlegen muss, ob die Senkung der Konsensfindungskosten
niedriger oder höher einzuschätzen sind als die damit verbundene Steigerung
der zu erwartenden externen Kosten. Die Wahrscheinlichkeit und die Höhe
der externen Kosten hängt insbesondere von zwei Dingen ab:
a) Der subjektiv geschätzten Homogenität der individuellen Interessen im
·Kollektiv und
b) der subjektiven Wichtigkeit der anstehenden Entscheidung.
Neben diesen beiden Faktoren wirken n~h die Gruppengrösse und die
Organisationskosten der kollektiven Willensbildung auf die Beteiligungsentscheidung ein. Somit können wir nun vier Konstellationen für die
Beteiligungsfrage unterscheiden:

Fall A: Bei weitgehend homögenen Interessen sind sowohl die Konsensfindungskosten als auch die Gefahr externer Kosten sehr niedrig
anzusetzen. Da die Konsensfindungskosten niedrig sind, können sie durch
einen Beteilungsverzicht auch nicht spürbar gesenkt werden, was für eine
Beteiligung sprechen mag. Andererseits spricht die Gefahrlosigkeit externer
Kosten dagegen. Berücksichtigt man aber auch von der Konsensfindung
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unabhängige Kosten wie Organisationskosten (Zeitaufwand, Fonnalitäten
etc.) so spricht dies eher für eine Nichtbeteiligung.
Fall B: Auch hier werden die Organisationskosten den Ausschlag geben, da
sich an der Eintretenswahrscheinlichkeit der Kosten nichts geändert hat.
Fall C: Hier wird das Individuum die als hoch zu erwartenden Konsensfindungskosten zu umgehen versuchen, da die Gefahr externer Kosten
klein ist und überdies noch die Organisationskosten anfallen können. Auch
die Gruppengrösse spielt hier eine Rolle, wobei eine kleine Gruppe eher
wieder für eine Beteiligung spricht.
Fall D: Hier tendiert das Individuum zur Beteiligung, da die zu erwartenden
externen Kosten so hoch sein können, dass die wegfallenden
Konsensfindungs- und Organisationskosten nicht zu kompensieren sind. Ein
Spezialfall liegt dann vor, wenn einer übergrossen Mehrheit eine kleine
Minderheit mit anderen Interessen entgegensteht und das Individuum dieser
Minderheit angehört. Hier spielt die Gruppengrösse eine ent-scheidende
Rolle: Bei einer kleinen Gruppe wird das Individuum zur Beteiligung
tendieren, da der einzelne Diskussionsbeitrag ein grösseres Gewicht hat,
wogegen in einer Grossgruppe diese Minderheit sich wohl kaum wirksam
genug artikulieren kann.
Bisher hatten wir ausser acht gelassen, dass für eine Partizipation an einer
Kollektiventscheidung eine zusätzliche Informationsgewinnung und die
damit verbundenen Kosten notwendig sind. Je komplexer die Entscheidprobleme jedoch werden, desto wichtiger wird die Vorbereitung auf
die Entscheidsituation. Das Mitglied muss Klarheit haben über (a) die
anzustrebenden Ziele, (b) die Alternativen zur Zielerreichung und (c) die
Konsequenzen der jeweiligen Alternative. Da diese Informationsgewinnung
zeitaufwendig ist, wird das Individuum solche Beschaffungskosten zu
vermeiden versuchen, entweder in Form einer Nichtbeteiligung oder einer
uninformierten Beteiligung. Aus diesem Grund sind übrigens Präsenz-·
zahlen an Vollversammlungen selbstverwalteter Betriebe noch lange kein
Indiz zur Qualität der getroffenen Entscheide oder dem generellen Interesse
der Mitglieder. Mit anderen Worten: Mitgliederapathie umfasst nicht bloss
den Verzicht auf Beteiligung an der Willensbildung, sondern auch passive~.
Informationsverhalten in der Willensbildung selbst.
·
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Die lnfonnations- und Entscheidbildungskosten der direkten Demokratie
Kosten der kollektiven Willensbildung können auch durch gemeinsame
Einigung darüber beeinflusst werden, nach welchen Regeln eine für alle
Mitglieder verbindliche Entscheidung zustande kommen soll 11). Die
wichtigste Frage in .diesem Zusammenhang ist die Mindestanzahl von JaStimmen, die für eine Entscheidung nötig sind. Betrachten wir zunächst das
Prinzip der Einstimmigkeit (Konsensprinzip). Da Entscheide nur zustande
kommen, wenn alle zustimmen, kommt dies einem Vetorecht des Einzelnen
gleich. Ein Einzelner oder eine Minderheit kann sich so zwar nicht gegen die
Mehrheit durchsetzen, . aber es wird möglich, diese überhaupt an einem
Entscheid zu hindern. Auf diese Weise können die externen Kosten
minimiert werden, was einen Anreiz zur Beteiligung darstellt. Andererseits
muss aber auch beachtet werden, dass ein oppositionell gestimmtes Mitglied
bereits dann auf eine Beteiligung verzichten kann, wenn es sicher ist, dass
mindestens ein anderes Mitglied gegen das geplante Vorhaben stimmen
wird. Jedes anwesende Mitglied muss also von der angestrebten Lösung
überzeugt werden, was zu langwierigen und komplizierten Verhandlungsprozessen führt. Im Extremfall kann es sogar zu einer
Ausbeutung dieser Vetomacht kommen 12): Wenn nämlich das letzte
Mitglied, das einem Vorschlag zustimmen muss, von der Mehrheit einen
hohen Preis für seine Zustimmung zu erpressen versucht. Ausserdem
können auch Gerechtigkeitsaspekte ins Spiel gebracht werden, wenn ein
Einzelner oder eine Gruppe konsequent einen Konsens verunmöglicht, da er
durch den Entscheid schlechter gestellt würde (z.B. wenn er dadurch
Privilegien verliert).
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Es gibt daher keine Entscheidungsregel, die beide Kostenarten gleichzeitig
minimiert, d.h. es kann lediglich versucht werden, die Summe aus beiden
Kostenarten minimal zu halten. Nach Bemholz wäre die Grafik noch so zu
erweitern, dass die Kurve nicht linear verläuft, sondern mit der Anzahl der
erforderlichen Ja-Stimmen überproportional ansteigt 13). Zur Vereinfachung wurde hier aber die Darstellung von Vierheiler gewählt.
Die schon oben zitierte Barbara· Friedli als Vertreterin der Praxis meint
dazu an anderer Stelle ihres Vortrags:
"Konsensentscheid lässt in den seltensten Fällen etwas Markantes, Ausgefallenes zu. Die Kompromisse würgen ab,
unterbinden jeglichen Enthusiasmus und Spontaneität. Und
manchmal frage ich mich, ob nicht gerade diese Entscheidungsart den Leuten in der Selbstverwaltung widerspricht. Ich
nehme nämlich an, dass die meisten unter uns initiative Leute
sind - das verlangen wir ja auch - dass wir selbstbewusst und
selbstbestimmt sind. Ist es dann nicht völlig logisch, dass es oft
unerträglich wird, dauernd zurückgebunden zu werden, und
aus diesem Grund keine Perspektive zu sehen ?
Als Alternative zum Konsensentscheid bietet sich der Mehrheitsentscheid
an, der in der Selbstverwaltungspraxis allerdings auf geringe Gegenliebe
stösst 14). Er widerspreche dem Grundgedanken, dass keine Entscheidungen
auf Kosten einer Minderheit durchgesetzt werden sollen, die ja dann die
externen Kosten für sich selbst zu tragen hätte. Der l Sekretär des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, Beat Kappeler, entgegnete dazu an
einem Vortrag in Nidau: 15)
'Wenn eine selbstverwaltete Gruppe bereit ist, Mehrheitsentscheide zu akzeptieren, dann allerdings macht sie
meiner Meinung nach das Beste von allem. Überwucherungen
von formalen Entscheidungsprozessen durch wirtschaftliche
Zwänge werden dann transparent und kanalisiert, und es
werden Rekursmöglichkeiten für den Einzelnen geschaffen."
11) Vgl. VIERHELLER. S.116ff.
12) BERNHOLZJBREYER. S. 263.
13) BERNHOLZJBREYER. S. 250.
14) Vgl. INFO 22.
15) INFO 22, S. 3-2.
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Es muss also von jedem Kollektiv selbst abgewägt werden zwischen den
Konsensfindungskosten und den Kosten der Nichtbeachtung einer Minderheit. Selbstverwaltungsideale stehen hier gegen ökonomische Notwendigkeit.
Die bisherigen Überlegungen gingen von einer direkten Mitwirkung der
Mitglieder in der kollektiven Willensbildung aus. Konsensfindungs-,
Informations-, Organisations- und externe Kosten sind deshalb zunächst als
Kosten der direkten Demokratie anzusehen. Somit stellt sich die Frage, ob
die Mitglieder diese Kosten . nicht durch eine Übertragung von
· Entscheidkompetenzen an ein von ihnen zu wählendes Entscheidungsorgan {Leitung) vermeiden können. Direkte Demokratie erfordert
ständige Entscheidungsbereitschaft und -flihigkeit der Mitglieder, die bei
einer dynamischen Umwelt eine nahezu permanent tagende Vollversammlung erfordern würde. Früher oder später wird so der Punkt
erreicht, an dem die Mehrzahl der Mitglieder nicht mehr bereit ist, die damit
verbundenen Kosten auf sich zu nehmen und mit Apathie reagiert. So bildet
sich ein immer enger werdender Führungskreis heraus, der unausgesprochen im Namen der 'apathischen' Mitglieder die Kollektiventscheidungen trifft. Es stellt sich somit die Frage nach der Notwendigkeit
einer Delegation von Kompetenzen an eine Gruppe besonders motivierter
oder qualifizierter Mitglieder. Die Frage nach der Notwendigkeit emer
solchen Leitung wird uns im folgenden beschäftigen.

Zur Notwendigkeit der Leitung
D~r Begriff der Leitung erscheint im Zusammenhang mit Selbstverwaltung
vielleicht etwas seltsam, aber die vorhergegangene Diskussion hat
aufgezeigt, dass durch die hohen Entscheidbildungskosten die Qualität der
Entscheide beträchtlich leiden und sich gleichzeitig eine informelle
Führungsgruppe etablieren kann. Dies kann mit der Berufung einer
hauptamtlichen (Betriebs-)Leitung vermieden werden (in der genossenschaftlichen Rechtsform als 'Genossenschaftsvorstand' instituttionalisiert), wobei natürlich immer zu beachten ist, dass sich dieser Begriff
deutlich von dem in Kapitalgesellschaften abhebt. Die Leitung hat nicht die
vollen Befugnisse der Vollversammlung, im Gegensatz zu dem durch die
Apathie der Mehrheit entstandenen informellen Führungskreis. Die
Vollversammlung wählt den Führungskreis demokratisch, bestimmt

272

ausdriicklich die Kompetenzen und Handlungsspielräume der Leitung lind
ist so grundsätzlich zu einer besseren formellen Kontrolle flihig. eme
wichtige Aufgabe für das Kollektiv ist es nun, den Autonomiegrad der
Leitung zu bestimmen, denn je grösser der Ha:ndlungsspielraum, desto eher
muss das Mitglied befürchten, dass seine Interessen nicht mehr genügend
berücksichtigt werden. Man kaQ11 hier von externen Kosten der indirekten
Demokratie sprechen, die gegen die Senkung der Entscheidfindungskosten
abgewägt werden müssen. Eschenburg versucht nun, den notwendigen
Autonomiegrad der Leitung von deren Knappheit auf dem Arbeitsmarkt und
deren Unabhängigkeitsanspruch her zu bestimmen 16). Sind gut q~alifi
zierte Leute knapp, so darf die selbstverwaltete Unternehmung ·den
Handlungsspielraum nicht mehr einengen als die Konkurrenz dies tut.
Denkbar wäre natürlich auch, dass durch materielle oder immaterielle
Kompensationszahlungen dieser Umstand wieder beseitigt werden könnte.
Wenden wir uns nun der grundsätzlichen Frage nach den Qualifikationen
und Aufgaben eines solchen Führungskreises zu. Koontz und O'Donnell
weisen darauf hin, dass Gruppenleistung der Koordination, Organisation,
Planung, Lenkung und Kontrolle bedarf 17). Nur durch die gesonderte
W ahmehmung von Leitungsfunktionen ist auf Dauer eine produktive
Vereinigung der Produktionsfaktoren denkbar. Der Leitung fallen nach
Lewins Funktionstheorie 18) drei wichtige Aufgaben zu:
a) Die Initiativfunktion, die nicht nur bestimmte Entscheidvorgänge,
sondern auch die Erzeugung einer demokratischen Gruppenatmosphäre
betriffi. Eine Gruppe praktiziert vorwiegend dann demokratisches
Verhalten, wenn der Führende einen demokratischen Lern- und
Erziehungsprozess in Gang setzt.
b) Die Regelungsfunktion, die dafür sorgt, dass die Spielregeln der Gruppe
organisiert und überwacht werden.
c) Die Identifikationsfunktion, die es ermöglicht, dass sich die
Gruppenmitglieder mit dem Führungsverhalten des Leaders identifizieren können.

16) ESCHENBURG (1971), S. 135ff.
17) KOONTZJO'DONNELL, S. 47ff. zitiert in: HETILAGE, S. 286.
18) LEWIN, S.69ff. zitiert in: HETILAGE, S. 286.
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Um diese Aufgaben wahrnehmen zu können, braucht ein Mitglied gewisse
'übe/situative' Eigenschaften wie Geschick in der Problemlösung, Kommunikationsfiihigkeit, Sensibilität, Fachkönnen und anderes mehr 19). Dies
gilt im übrigen analog auch für die Leitung von Arbeits- oder
Projektgruppen. Der folgende Teil untersucht nun die Frage, wie die
Kooperation zwischen einer solchen Gesamt- oder Arbeitsgruppenleitung
und den Mitgliedern des Kollektivs prinZipiell vor sich geht und wo
Problemfelder entstehen können.

2. Die Kooperation zwischen Leitung und Mitgliedern
Das Interessenproblem
Ein zentrales Problem der indirekten Demokratie ist die Frage, ob die
gewählten· Entscheidungsbeauftragten die Wählerinteressen auch wirklich
vertreten oder Eigeninteressen mit in die Organisation einbringen. Gleichzeitig wird wichtig, wie weit sie im Rahmen ihrer Autonomie solche
Interessen gegen die Basis durchsetzen können. Hier wird nur die generelle
Problematik beleuchtet, eine detaillierte Analyse der Machtgrundlagen
sowohl der Leitung wie auch der Mitglieder folgt . später. In der
Genossenschaftstheorie haben sich hinsichtlich dieser Interessenproblematik
zwei Richtungen entwickelt, die von Eschenburg als Harmonietheorie
(Treuhändertheorie) und Konflikttheorie einander gegenübergestellt
weiden 20).

Die Harmonietheorie
Vor allem in der traditionellen Literatur wird die Leitung als Treuhänder der
Mitgliederinteressen verstanden, die entweder keine Eigeninteressen verfolgt
oder aus Solidarität mit dem Kollektiv diese von sich aus in den
Hintergrund stellt. Somit bedarf es keines äusseren Druckes, um die Leitung
an den · Förderungsauftrag zu binden. Die Harmonietheorie wird implizit
19) Vgl. HETILAGE, S. 285.
20) ESCHENBURG, S. 100-179 zitiert in: HETILAGE, S. 148.ff.
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auch von denjenigen Autoren vertreten, die eine solche Uneigennützigkeit
nicht unterstellen, aber .aus der fonilalen Gewaltenteilung und Kontrolle
(Vollversammlung) unbesehen eine Interessenkollision ausschliessen. Unter
diesen Voraussetzungen bleibt die Leitung auch bei einem gewissen
Autonomiegrad letztlich ein reines Exekutivorgan. Bei einer Ausweitung des
Autonomiegrades wird die Harmonietheorie aber zunehmend unrealistisch,
ebenso wenn man die Effektivität der Kontrollorgane des Kollektivs nicht
einfach als ausreichend annimmt. Die Konflikttheorie versucht deshalb, die
Stabilitätsbedingungen sozialer Systeme unter Einbeziehung divergierender
Interessen und eigennützigen Handelns ihrer Mitglieder zu untersuchen und
zu entwickeln.

Die Konflikttheorie
Die Bindung der Leitung an ihren Auftrag braucht solange keine sonderliche
Einschränkung seiner Handlungsfreiheit zu sein, wie die Mitglieder nicht
willens oder in der Lage sind, ihre ·Zielvorgaben zu präzisieren. Die
Interpretation, Konkretisierung und Umsetzung des pauschalen Auftrags ist
somit der Leitung überlassen. Dazu kommt .noch, dass die Kontrollorgane
oft nicht über die fachlichen Qualifikationen und Informationen zur
effizienten Überwachung der Leitungsentscheide verfügen und sich so der
Handlungsspielraum der Leitung noch weiter ausdehnt.
Eschenburg versucht nun in seinem konflikttheoretischen Ansatz die
Konfliktlösung im Falle divergierender Interessen nicht als Beseitigung von
Gegensätzen aufzufassen - die Präferenzen bleiben ja gleichwohl bestehen -,
sondern als optimale Regulation des Konfliktes 21). Harmonie · muss
deshalb als labiler Idealfall der Zusammenarbeit gesehen werden, denn auch
bei einer Konfliktregulierung können die unbefriedigt gebliebenen
Forderungen beider Seiten später zu erneuten Konflikten Anlass geben 22).
In diesem Zusammenhang ist auch auf den inneren Zusammenhalt des
Kollektivs einzugehen, denn es macht zweifellos einen Unterschied, ob die
Beziehungen locker oder intensiv sind. Laut Coser haben Gruppen, in denen
die Mitglieder eng miteinander verbunden sind, die Tendenz, Konfl~e zu
unterdrücken 23). Dies . gilt in besonderem .Mass für kleine Gruppen mit
21) ESCHENBURG, S. 41ff. zitiert in: VIERHELLER, S. 165.
22) VIERHELLER, S. 166.
B) COSER, S. 181 zitiert in: VIERHELLER, S. 170.
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starker äusserer Bedrohung, denn eine grosse Gruppe, die die Äusserung
von abweichenden Meinungen und damit Konflikte zulässt, verdankt Kraft
und Zusammenhalt ihrer Flexibilität. Statt ·unter dem Prozess des internen
Konflikts zu leiden, wird der Zusammenhalt verstärkt. Die kleine
Kampfgemeinschaft ist dagegen durch innere Konflikte bedroht und bestraft
daher manifeste Abweichun.g mit_ Ausschluss, was vordergründig eine
harmonischere Gemeinschaft erscheinen lässt.
Für unsere Untersuchung interessant ist der Fall einer Produktivgenossenschaft, bei der ideologische und persönliche Bindungen eine
untergeordnete Rolle spielen und die funktional differenziert arbeitet. Hier
liegen etliche Möglichkeiten zum Konflikt vor, beispielsweise die
Verselbständigung der Leitung und das Informationsgefiille zwischen
funktional spezialisierten Mitgliedern und dem Kollektiv. Naase hat
Hypothesen zur Untersuchung der Zusammenhänge zwischen organisatorischen Strukturdeterminanten und der Konfliktentstehung aufgestellt
und belegt damit deutlich das hohe Konfliktpotential der funktional
differenzierten Produktivgenossenschaft 24):
• Je höher der Grad der Differenzierung, die Spezialisierung und die
Komplexität einer Organisation ist, desto häufiger treten Konflikte auf.
• Mit zunehmender Grösse einer Organisation werden häufiger Koordinations- und Überwachungskonflikte auftreten, und es wird sich die
Bereitschaft erhöhen, gegen sie und in ihr Konflikte auszutragen.
• Je dynamischer und komplexer die Umwelt einer Organisation ist, desto
grösser werden die Konflikte bei Entscheidungen sein, die eine Berücksichtigung externer Einflüsse erfordern, bzw. aus Umwelteinflüssen
resultieren.
Aus allen diesen Gründen wird in der weiteren Analyse von dieser
konfliktuellen Variante ausgegangen und die Harmonietheorie als bereits
erwähnter labiler Idealfall betrachtet. Im nächsten Abschnitt wird nun das
Informationsproblem zwischen einer gut informierten Leitung und den nur
in Teilbereichen orientierten Mitgliedern näher betrachtet.
24) Vgl. NAASE, S. XVI zitiert in: VIERHELLER, S. 175.

Das Informationsproblem
Indirekte Demokratie ist für die Mitglieder mit dem Rückzug aus der
aktiven Geschäftspolitik des Kollektivs verbunden 25). Dessen unmittelbare
Leitung geht also über in die Hände einer gewählten professionellen
Leitung, während sich die Mitglieder zunehmend auf die Belange ihrer
Individualbereiche konzentrieren. Solange die Mitglieder unmittelbar und
aktiv an der Geschäftspolitik des Gemeinschaftsbetriebs beteiligt sind, sehen
sie die Gesamtinteressen und -zusammenhänge des Kollektivs, unter
anderem auch dank den Konsens- oder Mehrheits-findungsprozessen. Mit
zunehmender Distanz zu dieser ganzheitlichen Sicht besteht die Gefahr, dass
sie die Leitungspolitik aufgrund ihrer individuellen Interessen beurteilen.
Dabei treffen sie aus der Informationsfülle eine Auswahl, die für ihre
eigenen Ziele relevant ist, worauf sich natürlich ein von der Leitung
abweichender Informationsstand bildet. Dazu kommt natürlich noch der
Umstand, dass nur die Leitung an bestimmte Informationen der Tagespolitik
überhaupt herankommt (z.~. Verhandlungen mit Lieferanten). hn
schlimmsten Fall ergibt sich ein sich aufschaukelnder Prozess der
informatorischen Auseinanderentwicklung und folglich ein (unerwünschter)
Kompetenzzuwachs der Leitung. Verstehen die Mitglieder zudem aus
solchen Informationsdiskrepanzen und dem .Unvermögen oder Unwillen der
Leitung, Informationen klar und verständlich darzulegen, die Sachzusammenhänge nicht, aus denen heraus die Leitung ihre Absichten
entwickelt, so kann eine Identifikation damit kaum erwartet werden.
Individuen mit geringem Informationsstand reagieren auf komplexe
Veränderungen überwiegend mit Urisicherheit und tendieren deshalb zu
emotional geprägten Reaktionen. Es kommt zu Missverständnissen und
Fehldeutungen, die sich zu Vorurteilen aufbauen können. Die Leitung kann
beispielsweise zur Überzeugung kommen, dass sich die Mitglieder nicht
überzeugen lassen wollen, und sehen ihre eigene Schwäche in der
verständlichen Informationsübermittlung nicht. Vierheiler spricht in diesem
Zusammenhang vom 'Informationsstress', dem die Mitglieder ausgesetzt
sind 26). Diese werden im schlimmsten Fall einfach abschalten und die
weiteren Informationen ignorieren. Ist es zu diesem Zeitpunkt noch nicht
von der Notwendigkeit oder Richtigkeit der Leitungspolitik überzeugt,
25) Vgl. VIERHELLER, S. 137ff.
26) VIERHELLER, S. 144.
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werden weitere Überzeugungsversuche nutzlos verpuffen. Aus dem
Informationsstress heraus kann aber auch eine Zustimmung zu einem
Zeitpunkt erfolgen, an dem das Mitglied noch nicht voll überzeugt ist, was
später leicht zu einem Gefühl des 'Überrumpeltseins' führen kann.
Ein Faktor begünstigt diesen Prozess noch, nämlich die relative
Unverbindlichkeit der Leitungsinformationen in Kollektiven, d.h. die
Mitglieder müssen nicht wie abhängig Beschäftigte Sanktionen der zentralen
Leitung befürchten, wenn sie deren Informationen anders interpretieren oder
einfach ignorieren. Während also einerseits die informatorische Auseinanderentwicklung die Machtposition der Leitung stärkt, muss sie
andererseits befürchten, dass durch das lnformationsgefiille die Umsetzung
der Leitungspolitik gefährdet wird. Dies gilt selbst bei manipulativer
Ausnutzung des Informationsvorsprungs, denn wo Kommunikationsbeziehungen so stark gestört smd, dass eine Beeinflussung generell nicht
mehr möglich ist, sinken zugleich die Chancen der Manipulation. Es liegt
deshalb im Eigeninteresse der Leitung, diese informatorische Auseinanderentwicklung in Grenzen zu halten. Die Grenzen der indirekten Demokratie
und der Entscheidungszentralisierung sind dann erreicht, wenn diese
Entwicklung den Vorteil der En~cheidungszentralisierung überkompensiert.
Es liegt wenig Sinn in zentralen Planungen ohne Mitgliederbeteiligung, die
dann aus informationsbedingten Gründen an der Basis nicht durchsetzbar
oder solchen Widerständen ausgesetzt sind, deren Überwindung höhere
Kosten aufwirft als die direkte Beteiligung der Mitglieder an der Planung.
Wenden wir uns nun der Frage zu, wie die oben dargelegte Verselbständigung der Leitung von den Mitgliedern aufgenommen wird und welche
Haltung sie gegenüber dieser Leitungs-Dominanz einnehmen. Der folgende
Teil zeigt drei grundsätzliche Haltungen dazu.

Das Dominanzproblem
Je nachdem welche Motivlage den Mitgliedern unterstellt wird, lassen sich
unterschiedliche Einstellungen zur Vorherrschaft der Leitung ableiten 27>.
Für die Funktionsweise der Demokratie innerhalb des Kollektivs ist dies von

27) Dieses Kapitel beruht auf VIERHELLER, S. l 77ff.
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erheblicher Relevanz, denn es ist offensichtlich, dass die Macht der Leitring
davon berührt wird, ob die Mitglieder wohlwollend oder misstrauisch dazu
stehen. Wird unterstellt, dass sie ·in der Kompetenzabgabe ausschliesslich
den ökonomisch positiven Effekt aufgrund der überlegenen Informationen
und Qualifikationen der Leitung sehen, so kann erwartet werden, dass sie
dieser Dominanz zumindest nicht ablehnend gegenüberstehen. Andererseits
setzt aber diese Art der Förderung der Mitgliederinteressen die Anpassung
der Basis an die entsprechende Politik voraus, wenn sie ihre Wirkung nicht
verfehlen soll. Die Mitglieder müssen sich also mehr oder weniger
unterordnen, was bei ausgeprägten Selbständigkeits- und Unabhängigkeitsvorstellungen zu Problemen führen, d.h. eine ablehnende
Haltung erzeugen kann. In Abhängigkeit von Motivation, Werthaltung und
Selbstverständnis der Mitglieder lassen sich deshalb nach Vierheiler drei
grundsätzliche Haltungen zur Leitungs-Dominanz ableiten:
a) Die Mitglieder orientieren sich ausschliesslich an der komplementären
Beziehung zwischen der Leitungs-Dominanz und ihren ökonomischen
Zielen (Komplementärtheorie).
b) Bei den Mitgliedern dominieren insbesondere Autonomie- und
Selbstverwirklichungsbedürfhisse, denen die Leitungs-Dominanz entgegensteht (Konkurrenztheorie).
c) Die Mitglieder werden zwischen komplementären und konkurrierenden
Effekten der Leitungs-Dominanz hin- und hergerissen und stehen daher
der Vorherrschaft zwiespältig gegenüber (Ambivalenztheorie).
Bevor wir nun die einzelnen Theorien näher betrachten, soll bereits
vorweggenommen werden, dass die bisherigen Ausführungen zum
Demokratieproblem ausnahmslos der Komplementärtheorie zuneigen.

Die Komplementärtheorie
Dieser Ansatz geht vom Mitglied als rational handelndes Individuum aus,
das sich am ökonomischen Nutzen einer Kompetenzdelegation orientiert,
wie bereits · früher erläutert wurde. Manager-Dominanz ist dann nichts
anderes als die Konsequenz eines Kalküls der Mitglieder und keine von der
Leitung beabsichtigte heimliche Machtübernahme. Die gewählten Vertreter
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werden als Experten akzeptiert und als solche in Ansprach genommen, so
dass sich· erst Widerstände regen, wenn ökonomische Interessen der
Mitglieder auf dem Spiel stehen. Das Problem der Leitungs-Dominanz wird
deshalb hier als Kontrollproblem, nicht aber als Motivationsproblem der
Mitglieder erkannt 28). Soziale Folgen der Vorherrschaft, wie etwa
Auswirkungen auf Leistungsmotivation und Selbstachtungsbedürfuisse
liegen ausserhalb der unterstellten ökonomischen Motivstruktur und bleiben
daher unbeachtet.
Es ist jedoch fraglich, ob die Komplementärtheorie in dieser Weise
aufrechterhalten werden kann, wenn von den motivationstheoretisch engen
Annahmen des rational und ökonomisch handelnden Individuum abgegangen
wird und weitere Bedürfuisse, Werthaltungen und Bestrebungen der
Mitglieder in die Überlegungen einbezogen werden. Die Konkurrenztheorie
erweitert deshalb diese engen Annahmen und betrachtet das Mitglied als
Individuum, das sich selbstverwirklichen möchte.

Die Konkurrenztheorie
Der Unterschied zwischen Komplementär- und Konkurrenztheorie beruht
motivationstheoretisch auf der Unterscheidung zwischen extrinsischer und
intrinsischer Motivation 29). Als extrinsisch gelten in dieser Klassifikation
vor allem das Gewinn-, das Sicherheits- und das Prestigemotiv. Den
intrinsischen Motiven zugerechnet werden dagegen der Betätigungsdrang,
das Kontaktbedürfuis, das Leistungsmotiv, das Streben nach Macht,
Selbständigkeit, Unabhängigkeit, Selbstverantwortung, Selbstbestätigung
und Selbstverwirklichung 30}. Beide Motivgruppen unterscheiden sich im
wesentlichen dadurch, dass extrinsische Bedürfuisse durch die Ergebnisse,
intrinsische dagegen durch die Inhalte wirtschaftlicher Tätigkeit befriedigt
werden. Während nun die Komplementärtheorie das Mitglied als eher
extrinsisch motiviertes Individuum betrachtet, sieht die Konkurrenztheorie
eher intrinsische Motivation vorliegen und deshalb ein Widerstreben gegen
die Leitungs-Dominanz.
Stellt man die Folgen der zunehmenden Kompetenzausweitung der Leitung
intrinsischen Bedürfuissen gegenüber, so zeigt sich, dass durch diese
Delegation von anspruchsvollen Aufgaben die den Mitgliedern
verbleibenden Aufgaben eher Routinecharakter annehmen können, so dass
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sich die Mitglieder auf diese Weise inuner mehr zu einem Vollzugsorgan
reduzieren. Entscheidungsfähigkeit, Entschlusskraft und Entschei'dungsbefugnis sind in einer komplexen Gesellschaft, die sich als
Leistungsgesellschaft versteht, mit einem hohen Statuswert verknüpft, den ·
die Mitglieder umso mehr einbüssen, je offener ihre Abhängigkeit von
Leitungsentscheidungen zutage tritt 31). Nicht zuletzt spielen in diesem
Zusammenhang aber auch Identifikationsmöglichkeiten mit getroffenen
Entscheidungen eine wichtige Rolle für die Befriedigung intrinsischer
Bedürfuisse und für eine Koordination von Mitgliedern und Leitung. Eine
derartige Identifikation aber füllt dem Mitglied umso schwerer, je mehr
diese Entscheidungen von hochqualifizierten Experten auf der Basis
komplizierter Entscheidungstechnologien (z.B.~ Computeranwendungen)
getroffen werden. Riethmüller nennt einige Gründe für diese ablehnende
Haltung der Mitglieder gegenüber Wirtschaftlichkeitsfragen, die ja
naturgemäss von Spezialisten bearbeitet werden: 32) ·
• Spezialistentum ('Ich bin für anderes zuständig ... ').
• Arbeitsüberlastung ('Mein Teil reicht mir!').
• Es ist kein unmittelbares Ergebnis erzielbar ('Diese Fragen sind im
Vergleich zum Handwerklichen so unkonkret').
• Der wirtschaftliche Zustand des Betriebs oder Projekts ist nicht
unmittelbar erkennbar; wenn z.B. das Konto noch voll ist, bedeutet das
nicht, dass keine Wirtschaftlichkeitsprobleme existieren.
• Schwierigkeiten, mit Zahlen, Rechnen, usw. umzugehen.
• Mangelnde Qualifikation in Sachen Wirtschaftlichkeitsfragen.
• Betriebsverwaltung und -leitung erfordern auch Auftreten nach aussen,
z.B. gegenüber Behörden, was für einige angstbesetzt ist und sie es
deswegen zu vermeiden versuchen.
• Man wird mit Diktaten, autoritären Strukturen - etwa Anforderungen
seitens des Finanzamts - konfrontiert.
• In dem Bereich ist wenig frei gestaltbar.
• Gefühlsmässige Blockaden anderer Art: z.B. gegen die Konfrontation
mit der Realität.

28) Vgl. BOEITCHER, S. 75ff., sowie ESCHENBURG, S. 169-179.
29) Vgl. HERZBERG, S. 71ff.
30) Vgl. ROSENSTIEL, S. 117ff.
31) KOEHNE, S. _14.
32) RUNDBRIEF, S. 87.
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Riethmijller führt weiter aus, dass gerade die Konfrontation mit starren
Strukturen und der Tatsache, dass im Bereich von Wirtschaftlichkeitsfragen
wenig gestaltbar ist, scheinbar in Konflikt mit dem Grundverständnis vieler
Mitglieder tritt. Sie haben sich für die Arbeit in alternativen Betrieben
entschieden, auf der Suche nach der Möglichkeit, das zu verwirklichen, was
sie selbst wollen. Sich mit Wirtschaftlichkeitserfordernissen zu arrangieren,
erscheint daher leicht als Verrat an alten Prinzipien, z.B. der Autonomie
oder der freien Gestaltbarkeit der Arbeit. Tatsächlich geht es darum, dass
das Konz.ept eines jeden Projekts auch von Erfordernissen der Realität
geprägt wird. Je klarer sich die Mitglieder darüber von vornherein sind,
desto weniger werden sie sich durch nachträgliches Einbeziehen solcher
Erfordernisse überrollt fühlen.
Es zeigen sich damit deutlich konkurrierende Beziehungen zwischen den
Bedürfnissen der Mitglieder und der Leitungs-Dominanz. Die Konkurrenztheorie ist deshalb umso realistischer, je mehr das Verhalten der
Mitglieder in der Wirklichkeit auf intrinsischer Motivation beruht.
Empirische Untersuchungen deuten allgemein darauf hin, dass in unserem
Kulturkreis intrinsische Bedürfnisse ein zunehmend grösseres Gewicht
erlangen 33). Dies heisst, dass die Mitglieder einer selbstverwalteten
Organisation den Wert der Demokratie nicht ausschliesslich aus der
ökonomischen Perspektive sehen, wie es in der Komplementärtheorie
unterstellt wird. Aus· der Sicht der ökonomischen Theorie wäre das
nichtrationales Verhalten oder Folge unvollkommener Information, unter
den Annahmen der Konkurrenztheorie jedoch durchaus rational. Da sich
nun die beiden Theorien konträr gegenüberstehen, bleibt die Frage zu
beantworten, welcher der beiden Ansätze für eine selbstverwaltete
Unternehmung repräsentativ ist. Die Ambivalenztheorie versucht nun, eine
Synthese zu erstellen.

Die Ambivalenztheorie
Da also einerseits die ökonomische Situation der Mitglieder eine primär
extrinsische Orientierung, andererseits die Persönlichkeitsstruktur von an
Selbstverwaltung Interessierten eine mehr intrinsische Sichtweise nahelegt,
kann davon ausgegangen werden, dass Komplementarität und Konkurrenz
33) Vgl. C. STEINLE, S. 80, sowie NICK, S. 4lf.
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der Leitungs-Dominanz gleichzeitig wirksam werden und somit ein
ambivalentes Verhältnis vorliegt. Je nach Persönlichkeitsvariablen (z.B.
Individualismus, Konservatismus, Solidarität, Intelligenz oder Kreativität)
oder Situationsvariablen (z.b. die ökonomische Situation des Betriebs, die
Konjunkturlage, das Konkurrenzverhalten oder momentane Emotionen)
kann das Verhältnis schwanken. Der Ambivalenztheorie liegt deshalb als
Verhaltensmodell die Motivstruktur des nach Schein so genannten
'komplexen Menschen' zugrunde 34).
Leitungs-Dominanz ist nach dieser Theorie kein gegebener Zustand,
sondern muss sich aufgrund der wechselnden Präferenzen der Mitglieder
von Fall zu Fall neu beweisen, und erst der Saldo aus Gefolgschaft und
Widerstand lässt genauere Rückschlüsse über das konkrete Ausmass zu.
Selbst eine in der Selbstverwaltungsrealität vorzufindende Mitgliederkonformität gegenüber der Politik einer Leitung ist noch kein ausreichendes
Argument gegen diese Theorie, denn hier muss unterschieden werden
zwischen Anpassungs- und Einstellungskonformität.
Anpassungskonformitlt liegt vor, wenn das Anpassungsverhalten innerlich
vom Individuum nicht akzeptiert wird, entweder weil es mit den Zielen,
Werten oder Normen, an die es sich angepasst hat, nicht übereinstimmt oder
weil es aus einer individualistischen Gesinnung heraus Anpassung
grundsätzlich negativ beurteilt. In solchen Fällen erfolgt eine Anpassung
gewöhnlich nur, um einem unbequemen sozialen Druck aus dem Weg zu
gehen. Bei Einstellungskonformitlt handelt das Individuum konform, weil
es die damit verbundenen Ziele, Werte oder Normen aus innerer
Überzeugung akzeptiert.
Es darf davon ausgegangen werden, dass in der Mehrzahl der Fälle
Anpassungskonformität vorliegt, da die vermutete intrinsische Wertorientierung der Mitglieder einer inneren Akzeptierung des Anpassungsverhaltens entgegensteht. Deshalb gehen die Mitglieder unbequemen
Auseinandersetzungen mit der Leitung gern aus dem Weg, was insbesondere
dann gilt, wenn sie 35)

34) SCHEIN, S. 47-63.
35) Vgl. VIERHELLER 1974a, S. 111.
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a) nur Teilaspekte der Leitungsentscheidung ablehnen, die sie durch
versteckte lnkonfonnität bei der Ausführung noch modifizieren zu
können glauben;
b) den Schwierigkeiten eines Verhandlungsprozesses mit der Leitung aus
dem Weg gehen wollen;
c) ihre innere Ablehnung nicht rational zu begründen vermögen;
d) nicht den Mut haben, offen gegen die Bestrebungen der Leitung
einzutreten, weil sie nicht sicher sind, ob die anderen auch so denken;
e) annehmen, dass sie sich gegen die Expertenmacht argumentativ nicht
durchsetzen können;
f) aus Gründen der Selbstbestätigung und des Selbstwertgefühls generell
dazu tendieren, Leitungsentscheide bei der Ausführung noch gezielt zu
modifizieren.

Die Tendenz, offene Konflikte mit der Leitung zu vermeiden, indem man
nach· aussen hin Konformität dokumentiert, durch in.konformes Verhalten
aber doch noch versucht, die eigenen Vorstellungen zu realisieren, wird
durch folgende organisatorische Komponenten begünstigt:
a) Die Mitglieder haben in ihrem Individualbereich genügend Spielraum,
um nach eigenem Ermessen zu handeln.
b) Der Leitung fehlt im Individualbereich die Kontrollmacht, denn es gibt
hier keinen Beobachter, der eine Verhaltenskontrolle ausübt.
c) Selbst wenn in.konformes Verhalten der Leitung erkennbar sein sollte,
hat das für die Mitglieder keine gravierenden Folgen, da im demokratischen Wertesystem der Selbstverwaltung kaum mit Sanktionen zu
rechnen ist.

Insgesamt zeigt sich damit, dass äusserlich erkennbare Konformität noch
keinen Rückschluss darüber zulässt, ob sie tatsächlich mit den
Leitungsvorstellungen übereinstimmt. Weiter zeigt sich somit, dass sich
diese drei Theorien gegenseitig keineswegs ausschliessen, sondern je nach
Situation ihre Aktualität gewinnen können. So tritt die Komplementärtheorie dann in den Vordergrund, wenn das Überleben des Betriebs
auf dem Markt bedroht ist und nur eine intensive Anlehnung an die Leitung
Rettung verspricht. Andererseits kann die Konkurrenztheorie dann Geltung
beanspruchen, wenn die Mitglieder ihre ökonomische Situation als stabil
einschätzen und deshalb glauben, auf Leitungshilfen verzichten zu können.
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Die Ambivalenztheorie dagegen gilt für alle Situationen dazwischen und
wird der Realität wohl am besten gerecht. Sie ist letztlich Ausdruck des·
Konfliktes zwischen Spezialistentum und Selbstbestimmungsanspruch der
Mitglieder in einer sich als demokratisch verstehenden und auf ökonomische
Leistungsstärke angewiesenen komplexen Organisation. Jetzt muss die
Frage untersucht werden, welche Machtmittel denn beide Seiten zur
Verfügung haben, um ihre Interessen durchzusetzen. Die beiden folgenden
Abschnitte behandeln deshalb das Thema der Machtgrundlagen sowohl der
Mitglieder wie auch der Leitung.

3. Die Machtgrundlagen der Mitglieder 36)

Die Befugnisse der Vollversammlung
Auch bei einer hochgradigen Verselbständigung der Leitung bleibt die
Vollversammlung formal der oberste Souverän der Genossenschaft,
dasselbe gilt natürlich auch für andere Rechtsformen, die nach
demokratischen Prinzipien arbeiten. Sie hat die Möglichkeit, Kompetenzen
der Leitung durch Statutenbestimmungen einzuengen oder auch deren
Abberufung durchzusetzen, was die Leitung bei der Gestaltung seiner
Geschäftspolitik berücksichtigen muss. Die Mitglieder andererseits wissen
auch, dass eine allzu enge Begrenzung der Kompetenzen der Leitung die
Organisation schwerfällig am Markt macht und sie ausserdem Mühe haben
dürften, gute Leute für Leitungsaufgaben zu finden 37).
Das Recht zur Wahl bzw. Abwahl der Leitung kann auch nur als eine
entfernte Grenze der Leitungsmacht verstanden werden, weil das bereits
behandelte Apathieproblem, das Problem der Sachkompetenz und das
Kontrollproblem seitens der Mitglieder der Leitung informal einen breiten
und weitgehend unkontrollierten Handlungsspielraum verschafft. Dazu
kommt noch, dass die erforderliche Mehrheit für eine Abwahl bei dem
gegebenen Apathieproblem und den Möglichkeiten der Leitung, sich über
Versprechungen und Bevorzugungen mit einem Teil der Mitglieder zu
verbünden, nicht so einfach zu erreichen ist. Vor allem dann nicht, wenn es
der Leitung gelingt die 'opinion leaders' unter den Mitgliedern auf ihre Seite
36) Vgl. VIERHELLER, S. 238-291.
37) Vgl. BEUTIIlEN, S. 201-202.
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zu ziehen. Eine weitere Erschwernis kann auftauchen, wenn keine personelle Alternative zur Verfügung steht, eine neue Person normalerweise
eine Einarbeitungszeit braucht und zudem das Risiko besteht, dass die neue
Person auch nicht anders handelt als die vorherige. Trotz all dieser
Einschränkungen bleibt festzuhalten, dass die demokratische Wahl und
Abwahl der Leitung eine entscheidende Vorbedingung für einen wirksamen
Basiseinfluss darstellt.

Die Ausweichmöglichkeit
Durch die Freiheit des Mitglieds, entweder auf das Leistungsangebot
anderer Betriebe auszuweichen (im konkreten Fall einer Konsum- oder
Unternehmergenossenschaft) oder ganz in eine andere Organisation
hinüberzuwechseln, kann die Leitung die Mitglieder also njcht schlechter
stellen, als dies der Markt bzw. andere Betriebe leisten. Nach Eschenburg
kann diese Möglichkeit jedoch eingeschränkt sein, wenn den Mitgliedern die
dazu erforderliche Markttransparenz fehlt 38).

Die Austrittsmöglichkeit
Der Austritt steht bei Organisationen mit freiwilliger Mitgliedschaft als
letztes Mittel grundsätzlich jedem Mitglied zur Verfügung, was natürlich als
Druckmittel gegenüber der Leitung eingesetzt werden kann. Mitgliederinteressen müssen deshalb in der Leitungspolitik zumindest in dem Masse
vertreten werden, dass der Verbleib im Kollektiv attraktiver ist als der
Austritt., insoweit sind also die Mitglieder auch bei einer ausgedehnten
Dominanz der Leitung vor überzogener Willkür geschützt. Wenn die
Leitung allerdings Kenntnis davon hat, dass das Mitglied existenziell vom
Kollektiv abhängig ist oder keine Ausweichmöglichkeit auf andere Betriebe
hat, ist dieses Druckmittel ausserkraft gesetzt.
Neben solchen Begrenzungen gilt für die Austrittsmöglichkeit als
Druckmittel generell, dass sie zwar für einen Mindestschutz der
Mitgliederinteressen wichtig ist, aber eine Reduktion der Selbst38) Vgl. ESCHENBURG, S. 175.
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verwaltungsdemokratie auf die Alternative 'Austrittsdrohung versus
Leitungsmacht' überhaupt nicht im Sinne der Basisdemokratie sein kann.
Der individuelle Verhaltensspielraum
Das Verhalten der Mitglieder bei der Umsetzung von Leitungsentscheidungen ist ein ausschlaggebender Faktor für den Erfolg der
Leitungspolitik. Es muss daher unterschieden werden zwischen der
Autonomie der Leitung in der Willensbildung und der Abhängigkeit in der
Willensdurchsetzung 39), die den ausgeprägtesten Machtfaktor der
Mitglieder darstellt. Wenn es der Leitung nämlich nicht gelingt, ein
entscheidkonformes Verhalten der -Mitglieder zu erreichen, ist sie gezwungen, Mitgliederinteressen bereits in der Willensbildung zu berücksichtigen. Zur Analyse des Machtspielraumes der Leitung reicht es
daher nicht aus, die Handlungsautonomie im Kollektiv zu bestimmen,
sondern es müssen ebenso die Durchsetzungschancen analysiert werden.

4. Die Machtgrundlagen der Leitung
Zur Einleitung dieses wichtigen Abschnitts müssen die Begriffe 'Macht' und
'Autorität' und wie sie hier verwendet sind, näher erläutert werden. Unter
Autorität wird ein freiwillig akzeptierter Einfluss verstanden, während
Macht als zwangsweiser Einfluss gilt 40). Jedoch sind die Quellen der
Macht und der Autorität nicht eindeutig zwischen Druckmitteln und
argumentativen Überzeugungsfähigkeiten zu trennen, so dass nur ein
gradueller Unterschied zu sehen ist. In der Soziologie wird trotzdem der
Begriff 'Autorität' zur Bezeichnung legitimer Macht verwendet, sei das eine
formale oder funktionale Legitimation 4 1). Das entscheidende Kriterium für
die Machtfrage ist aber die tatsächliche (mindestens äusserliche)
Akzeptierung von Einflussnahmen. Nachfolgend werden deshalb beide
Begriffe vereinfachend synonym benutzt. Von Dahl stammt nun folgende
erweiterte Systematisierung der Machtdimensionen: 42)
39) Vgl. VIERHELLER 1974a, S. 12ff.
40) Vgl. ZIEGLER, S. 15ff., zitiert in: VIERHELLER, S. 249.
41) WUNDERER, S. 72.
42) DAHL, zitiert in: WUNDERER, S. 68.
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1) Machtbasen (Sanktion, Legitimation, Identifikation, Argumentation,
Manipulation)
2) Mittel der Macht (Drohungen, symbolische Präsentierung der eigenen
Stärke usw.)
3) Machtbereich (Verhaltensweisen einer Person, die kontrolliert werden
können)
4) Machtumfang (Wahrscheinlichkeit, dass sich der Einflussversuch
durchsetzt)
5) Ausdehnung der Macht (Anzahl Personen, auf die sich der Einfluss
erstreckt)
6) Kosten der Macht (Die Macht nimmt in dem Masse zu, wie die
materiellen und psychischen 'Kosten' bei der Durchsetzung geringer
werden)
7) Zeitdimensionen (Je länger der Einfluss dauert, desto grösser die
Macht).
Zum Zusammenhang zwischen den Begriffen 'Einfluss' und 'Macht' ist zu
bemerken, dass Einfluss als Resultat, Prozess oder Konkretisierung der
Macht verstanden wird, während Macht nur als potentieller Einfluss gilt 43).

Sanktionsmacht
Verfügt die Leitung über Mittel, die die Mitglieder zur Erreichung ihrer
Ziele benötigen, so ist sie in der Lage, über Gewährung oder Verweigerung
jener Mittel, das Mitgliederverhalten positiv oder negativ zu
sanktionieren 44). Die Fähigkeit der Leitung, durch Versprechungen oder
Drohungen das Mitgliederverhalten zu beeinflussen, begründet Sanktionsautorität. Diese gilt als wirksamste Einflussgrundlage, weil sie auf
einer Abhängigkeitsbeziehung beruht, die die Durchsetzung einer
Massnahme auch dann noch garantieren kann, wenn das Mitglied damit
nicht einverstanden ist. Nun zeigt sich aber, dass der Eigentümerstatus der
Mitglieder äusserst ungünstige Voraussetzungen zur Begründung einer
solchen Sanktionsautorität darstellt, denn die Leitung wird ja hier von den
Mitgliedern gewählt und unterliegt ihrer formalen Autorität. Eine
Sanktionierung der Mitglieder auf der Basis des Arbeitsrechts (Weisungs-,
Disziplinar- und Kündigungsrecht) ist von vornherein ausgeschlossen. In
43) COLLINS/RAVENS, S. 160, zitiert in: WUNDERER, S. 70.
44) Vgl. VIERHELLER, S. 251-291.
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einer selbstverwalteten Organisation gilt somit die eigenartige Situation,
dass die Mitglieder als Träger der Organisation der Leitung hierarchisch
übergeordnet, funktional dagegen in wichtigen Sachbereichen vielfach nachgeordnet sind. Diese komplizierte Situation gleichzeitiger Über- und
Unterordnung erschwert der Leitung eine Entscheidungsdurchsetzung auf
der Basis von Sanktionsmacht, denn der Träger der formalen Macht lässt
sich nur schwerlich vom Machtunterworfenen sanktionieren. Es bleibt somit
der Entscheidung des Mitglieds überlassen, ob es den Verhaltensvorschlägen der Leitung folgen will oder nicht., was die Leitung eher einem
Beratungsabkommen gleichsetzt. Trotz allem bleiben der Leitung noch
einige - allerdings schwache - Sanktionsmittel:
a) Hinweise auf unerwünschte Wirkungen am Markt, wenn die Mitglieder
nicht den 'Empfehlungen' der Leitung folgen.
b) Drohungen, zukünftig Beratungs- oder andere Leistungen zu verweigern.
c) Versprechen auf Sonderleistungen für widerstrebende Mitglieder.
d) Ausschlussdrohungen gegen widerstrebende Mitglieder.
e) Die eigene Rücktrittsdrohung

Zu Fall a): Solche Hinweise haben durchaus ihre Wirkung, sofern das
Mitglied überzeugt werden kann, dass die vorhergesagte Marktwirkung
auch tatsächlich eintritt. Diese Marktwirkung bestimmt aber nicht die
Leitung selbst, sondern im Falle einer Genossenschaft der Kundenkreis, d.h.
nur wenn das Mitglied von der Sachverständigkeit der Leitung mehr
überzeugt ist, als von seiner eigenen, wird es auf solche Druckmittel
reagieren. Genau genommen ist dies also kein echtes Sanktionsmittel,
sondern eine Form der Expertenautorität. Nur wenn das Mitglied aus
Erfahrung gelernt hat, dass die Leitung mit ihren Prognosen häufig richtig
liegt, kann der Hinweis auf Marktsanktionen genügen.
Zu Fall b): Hier gilt ähnliches wie unter a). Sanktionsmacht läge nur dann
vor, wenn die Mitglieder der Drohung glauben und sich auch ohne Einsicht
in die Richtigkeit der Anordnung der Leitung fügen. Gegen die Wirksamkeit
einer solchen Drohung sprechen aber folgende Gründe: Die Leitung
unterliegt der Kontrolle durch den Markt, sie kann die Mitglieder also nicht
schlechter versorgen als es die Konkurrenz tut, da die Mitglieder ja die
Frequenzfreiheit besitzen (das Ausweichen auf Leistungsangebote anderer
Betriebe). Nur wenn die Leitung im Vergleich spürbar bessere Leistungen
erbringt, könnte in dieser Leistungsdifferenz ein Druckmittel stecken.
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Zudem müsste die Leitung offen mit Leistungszurückhaltung drohen, um
überhaupt eine Wirkung erzielen zu können. Solches Verhalten käme aber
einer groben Verletzung des Förderungsauftrags gleich, was die Mitglieder
zu Gegenmassnahmen in der Generalversammlung, eventuell sogar zur
Abwahl bewegen könnte. Weiter würde dagegen sprechen, dass die
Verweigerung von Führungshilfen ein unkoordiniertes Handeln der Organisation begünstigt, was im Zweifel ja doch immer der Leitung angelastet
wird. Als letzten dagegensprechenden Grund können die Selbstbestimmungsbedürfnisse der Mitglieder genannt werden. Da sie sich auch
emotional als 'Herr im eigenen Haus' fühlen, werden sie auf solche
Sanktionsdrohungen eventuell mit Trotz reagieren und für weitere
Kommunikation gar nicht mehr zugänglich sein.

Zu Fall c): Über positive Sanktionen, also quasi 'Kompensationszahlungen'
zur Brechung des Widerstands gegen Entscheide der Leitung, sind
wahrscheinlich bessere Wirkungen zu erzielen als über Drohungen. Es ist
jedoch zweifelhaft, ob damit überhaupt noch von einem Sanktionsmittel
gesprochen werden kann, denn es zeigt offensichtlich eine gravierende
Schwäche der Leitung, sich durchzusetzen. Derartige Zugeständnisse
können nie dem gesamten Kollektiv gemacht werden, sonst würde die
Institution der Leitung völlig fragwürdig. Aber auch wenn nur einzelne
Mitglieder begünstigt werden, kann das zu Problemen mit den anderen
Angehörigen des Kollektivs führen, die natürlich auch von den Sonderleistungen profitieren möchten. Wenn die Mitglieder einmal herausgefunden haben, dass sie so die Leitung 'erpressen' können, werden sie
vielleicht auch dann gegen Entscheide opponieren, wenn gar keine
zwingenden Gründe vorliegen. Gewährung von Sonderleistungen ist deshalb
ein riskantes Mittel zur Beeinflussung von Mitgliedern und sollte nur mit
grosser Zurückhaltung angewendet werden.
Zu Fall d): Es wäre zumindest denkbar, dass die Leitung ein Mitglied mit
einer Ausschlussdrohung zum Abbruch des Widerstands zwingen will. Da
aber die Vollversammlung die massgebenden Ausschlussgründe in den
Statuten ohnehin aufführen muss und letztlich selbst über einen AUsschluss
entscheidet, bleibt der Leitung auch hier nicht viel Spielraum.
Zu Fall e): Das letzte Mittel für die Leitung, ihren Willen durchzusetzen, ist
die eigene Rücktrittsdrohung. In einer solchen Situation bedarf es aber
grossen psychologischen Feingefühls gegenüber der Vollversammlung, denn
wenn es um einen Grundsatzkonflikt geht oder die Atmosphäre sehr
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emotional ist, kann dies eben gerade Trotzreaktionen auslösen und zum
eigentlich unerwünschten Rücktritt der Leitung führen. Bei einer eher
entspannten Situation wäre eine solche Drohung ohnehin kaum ernst zu
nehmen und würde der Leitung längerfristig wohl eher schaden. Auch dieses
Mittel scheint also als Sanktion ungeeignet zu sein.
Fassen wir also zusanunen: Normalerweise sind die Möglichkeiten der
Leitung, sich gegen die Mitglieder mit Hilfe formeller Mittel und Drohungen
durc~~etzen, eher gering. Sie muss zu anderen Quellen der Macht greifen,
wobei die Expertenmacht die ausschlaggebende Rolle spielt, wie noch zu
zeigen sein wird.

Legitimierte Macht
Eine Sanktionierung der Mitglieder als Mittel der Durchsetzung von
Leitungsentscheidungen erweist sich dann als überflüssig, wenn die
Mitglieder es von sich aus als ihre Pflicht erachten, den Vorstellungen der
Leitung zu folgen. Dies ist der Fall, wenn sich die Mitglieder an Werten
oder Normen orientieren, die ihnen Gehorsam vorschreiben. Legitimiertes
Recht einer Person, auf andere Einfluss auszuüben, schliesst also auch die
Verpflichtung des Beeinflussten ein, die Einflussnahme zu akzeptieren.
Wichtig für die Selbstverwaltung ist hier, zwischen dem Recht zur Beeinflussung und ihrer Verbindlichkeit zu unterscheiden. Es ist durchaus
denkbar, dass die Mitglieder der Leitung eine Legitimation zu gewissen
Entscheiden zusprechen; fraglich ist bloss, ob sie ohne innere Überzeugung
diese Entscheide auch akzeptieren und verwirklichen. Wenn wir unsere
Überlegungen zur Konkurrenz- und Ambivalenztheorie betrachten, scheint
dies sehr unwahrscheinlich, denn die Mitglieder gehen grundsätzlich von
einer Freiwilligkeit ihrer Gefolgschaft aus.
Wie ungünstig die Voraussetzungen für eine legitimierte Macht sind, zeigen
auch die Ursachen, auf die eine solche Macht zurückgeführt werden könnte:
a) Als Träger und Eigentümer des Betriebes sind die Mitglieder formal die
oberste Instanz und völlig autonom in ihren Entscheiden. Logischerweise kann sich eine Legitimation der Leitungsmacht so gar nicht
aufbauen.
b) Gehorsamspflicht und Selbstverwaltungsgedanke sind nicht miteinander
vereinbar.
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c) Auch die Ambivalenz der Leitungs-Dominanz steht einer legitimierten
Macht grundsätzlich im Weg und würde eher eine gegenläufige
Stimmung erzeugen.
Insgesamt spricht also in der Selbstverwaltung nur wenig für eine messbare
legitimierte Macht der Leitung. Die drei folgenden Varianten von Macht
sind für unser Thema nun die interessantesten und wichtigsten.

Identifikationsmacht
Wenn die Leitung bei den Mitgliedern aufgrund persönlicher Qualitäten eine
ausserordentlich hohe Wertschätzung geniesst, so kann dies bei jenen den
Wunsch auslösen, sich mit diesen Personen zu identifizieren, also
Verhaltensweisen und Anschauungen zu übernehmen. Darin kann nun eine
Ursache der Gefolgschaft begründet liegen und stellt daher eine Quelle von
Macht dar. Eine Person mit grosser Ausstrahlung (Charisma) kann
Mitglieder zu Verhaltensweisen bewegen, die sie unter normalen Umständen
nicht tun würden, ja vielleicht sogar zu einem Konflikt führen müsste.
Die Wirkung von Identifikationsmacht ist aber auch Beschränkungen
unterworfen, die vor allem durch die soziale Distanz zwischen der Leitung
und den Mitgliedern bestimmt wird, wobei unter sozialer Distanz die
Unterschiedlichkeit der Einstellungen und Interessen zu verstehen ist 45 ).
Die Aussagen der Konkurrenz- und Konflikttheorie haben solche
Unterschiede bereits offengelegt, und dazu kommen noch Faktoren wie
unterschiedliche Ausbildung, Professionalisierung und emotionale
Ablehnung von Leitungsfunktionen überhaupt, so dass auch diese Basis von
Macht nicht wirksam zum Tragen kommen kann.

Argumentationsmacht des Experten
Es mag beruhigend sein für die Wahrung der Basisdemokratie, wenn weder
Sanktionsmacht noch legitimierte Macht in der Selbstverwaltung richtig zur
Entfaltung kommen können, denn diese beiden Machtformen begünstigen

45) Vgl. ZIEGLER, S. 67.
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eine unkritische Hinnahme von Absichten der Leitung. Andererseits kann
für eine Organisation, die auf einheitliches und rasches Handeln angewiesen
ist, das Fehlen solcher Druckmittel ein Hindernis sein. Nun ist aber jede
Unternehmung, die sich auf dem Markt behaupten will, von gewissen
Mitteln zur Bestimmung und Durchsetzung der Geschäftspolitik abhängig.
Für eine demokratische Willensbildung ist somit nur noch die Überzeugung
durch Argumente wirklich möglich, weil nur durch Überzeugung der
Mitglieder eine Geschäftspolitik gestaltet werden kann. Der Sachverstand
von gewissen wichtigen Funktionen des Betriebs (z.B. Finanzen,
Rechtliches, Datenverarbeitung) begründet eine Expertenmacht, die nicht so
leicht erkennbar ist, da ja schliesslich alle Mitglieder der Unternehmung das
gleiche Stimmrecht haben. Ob diese allerdings jeweils genau gleich
abgestimmt hätten, wenn sie nicht durch Expertenargumente beeinflusst
worden wären, ist nie genau feststellbar.
Wichtig ist nun die Unterscheidung zweier Fälle: Im einen sind die
Beziehungen innerhalb des Kollektivs entspannt und die Expertenmacht
durch Argumente kann sich voll entfalten. Das Vertrauen der Mitglieder
begründet eine garantierte Gefolgschaft und niemand fühlt sich in
irgendeiner Weise übervorteilt. Im anderen Fall jedoch sind die
Beziehungen von Konflikten geprägt und die Leitung muss eine
Gefolgschaft immer wieder neu erkämpfen. Dieser zweite Fall ist für uns
von besonderem Interesse, da hier die Frage des Einflusses der Macht
diskutiert werden muss. Zur Durchsetzung von Macht gehören nämlich
sowohl der Einsatz von Machtmitteln wie auch die tatsächliche Reaktion
des Beeinflussten, der ja seinerseits von seinen Machtmitteln Gebrauch
machen kann (z.B. die formale Macht der Vollversammlung oder sein
eigener Verhaltensspielrawn). So ist Expertenmacht eine viel labilere
. Machtgrundlage als z.B. Sanktionsmacht, da sie auf die Einsicht der
Mitglieder angewiesen ist und sich nicht gegen deren Willen durchsetzen
kann. Voraussetzung für einen uneingeschränkten Einfluss des Experten ist
also, dass die Führungsbeziehungen nicht durch Ziel- oder Wertkonflikte
belastet sind 46) und dass die Argumente des Experten nicht auf
entgegenstehende Informationen beim Mitglied stossen und so eine
Ablehnung hervorrufen.
Es liegt somit nahe, dass die Leitung versuchen könnte, diese Begrenzungen
der Leitungsmacht durch Manipulation statt Argumentation zu umgehen,
46) Vgl. BOSETZKY, S. 283, zitiert in: VIERHELLER, S. 278.
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obwohl ein solches Verhalten demokratischen Prinzipien natürlich völlig
entgegensteht. Für die Experten ist es aber einfacher und bequemer, nicht ·
die objektive Sachlage, sondern eine in ihrem Sinne veränderte zu
präsentieren. Durch ihren Expertenvorsprung haben sie reelle Chancen,
über diesen Weg den Machtmitteln der Mitglieder auszuweichen. Der
nächste Abschnitt behandelt diese mögliche Gefahr.

Manipulationsmacht des Experten
Als Experte verfügt die Leitung über Informationen, auf die die Mitglieder
angewiesen sind und die sie sich - falls überhaupt - nur mit höheren Kosten
und möglicherweise auch höheren Risiken aus anderen Quellen beschaffen
können. Die Manipulationsmacht begründet sich deshalb vor allem auf die
gezielte Auswahl, Filterung oder Verzerrung sowie in der suggestiven
Formulierung und Betonung weitergereichter Informationen. Wenn aber
Manipulationsversuche die Antwort auf innere Widerstände oder
Misstrauen gegenüber offenen Beeinflussungsversuchen sind, dann heisst
dies zugleich, dass der Erfolg der Manipulation davon abhängt, ob es der
Leitung gelingt, ihre Absichten zu verbergen. Manipulation ist somit
verdeckte Einflussnahme, Überzeugung offene Einflussnahme. Die
Chancen, dass die Leitung ihre Absichten verbergen kann, hängen von zwei
Faktoren ab:
a) Die Mitglieder dürfen bei Kommunikationsbeziehungen nicht von
vornherein von einer Beeinflussungsabsicht der Leitung ausgehen.
b) Die Leitung muss von den Mitglieder als generell glaubwürdige
Informationsquelle akzeptiert werden.
Es ist jedoch fraglich, ob beide Voraussetzungen in der Selbstverwaltung
immer erfüllt sind. Falls die Beziehungen innerhalb des Kollektivs von
Konflikten geprägt sind, ist es unwahrscheinlich, dass die Mitglieder der
Leitung eine Beeinflussungsabsicht nicht unterstellen. Die Leitung müsste
somit versuchen, durch gezielte Manipulationen bereits den Konflikttatbestand zu verschleiern, so dass es gar nicht zu einer Konfliktbildung
kommt. Aber auch diese Strategie ist nicht immer durch-führbar, weil nicht
erwartet werden kann, dass alle Ursachen und Intensitäten von Störungen
voraussehbar sind.
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Aber auch im Fall von normalen Beziehungen können die Mitglieder der
Leitung Beeinflussungsabsichten unterstellen, vor allem wenn sie bereits
früher schlechte Erfahrungen gemacht haben. Die Absicht der Einflussnahme wird dann situationsunabhängig · unterstellt und vermindert
Manipulationschancen erheblich. Gerade aus Gründen des AntiProfessionalismus und der Selbstverteidigung neigen die Mitglieder dazu,
Äusserungen der Leitung mit Misstrauen zu begegnen.
Eine weitere Einschränkung der Manipulationsmacht kann darin liegen,
dass die Informationsmanipulierung bereits vor der Übermittlung einsetzen
muss. Dies bedeutet aber, dass der Leitung Hinweise über Art und Gründe
des mutmasslichen Widerstandes vorliegen müssen, anders ist eine gezielte
Beeinflussung nicht möglich. Es könnten ja Informationen weitergeleitet
werden, von denen sich nachträglich herausstellt, dass sie der Beeinflussungsabsicht mehr geschadet als genützt haben. Der Zugang zu solchen
Hinweisen wird der Leitung jedoch durch die mögliche Neigung der
Mitglieder zur Anpassung ohne innere Überzeugung bzw. durch ihren
individuellen Verhaltensspielraum erschwert. Falls nämlich die Mitglieder
nach aussen hin Einverständnis zeigen, aber trotzdem Vorbehalte haben,
bleibt dies der Leitung verborgen.
Neben diesen Vorbehalten, die dem Erfolg von Manipulationsversuchen im
Wege stehen, wird die Häufigkeit und der Umfang solcher Versuche vor
allem durch das Manipulationsrisiko beeinflusst. Wenn die Mitglieder
nämlich die Absicht der Leitung entdecken, besteht zum einen das Risiko
der Abwahl oder anderer Sanktionen, zum andern das Risiko der
Erschwerung zukünftiger Beeinflussungsmöglichkeiten. Der Sachverstandder Leitung wird damit nicht angezweifelt, das Misstrauen der Mitglieder
entzieht ihm aber jegliche Wirkung. Zugunsten der Manipulationsmacht
spricht aber das bereits behandelte Apathieproblem.
Insgesamt zeigt sich damit, dass die Manipulationsmacht begrenzt ist und
nur zurückhaltend angewendet werden kann. Die formale Macht des
Kollektivs (Vollversammlung) und das Wertesystem der Selbstverwaltung
erzeugt ein hohes Manipulationsrisiko, so dass die Leitung auch bei anders
gelagerten Interessen den Wünschen der Mitglieder entgegenkommen muss,
wenn sie die Geschäftspolitik effizient gestalten will. Hier liegt für die
Mitglieder eine Chance, der funktionalen Vorherrschaft der Leitung zu
begegnen.
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5. Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen
Bisher hierhin haben wir die theoretischen Aussagen über Leitung und
Entscheidungsfindung in selbstverwalteten Organisationen untersucht. Zur
Abrundung des Themas fehlen uns jetzt noch konkrete Vorschlage, um
solche Betriebe effizient und mit möglichst hoher Mitgliederbeteiligung zu
gestalten. Auch sollen Chancen und Risiken der Selbstverwaltung behandelt
werden, beschränkt allerdings auf soziologische und betriebswirtschaftliche
Argumentation. Die politische und gesellschaftliche Interpretation davon ist
zu individuell, als dass hier konkrete Aussagen darüber gemacht werden
könnten.
Die Illusion der ~onflikt- und Herrschaftsfreiheit 47)
Die Analyse der Selbstverwaltungsdemokratie soll das Vorurteil abbauen
helfen, dass Konflikte überwiegend an hierarchisch aufgebaute Organisationen gebunden seien. Die Erfahrungen zeigen, dass es auch unter
prinzipiell Gleichgestellten zu Interessen- und Machtkonflikten kommen
kann. Mögliche Problemfelder können sein:
a)
b)
c)
d)

Die Verteilung der Einkommen
Die Verteilung der Arbeitslasten
Einstellungen und Entlassungen
Integration verschiedener sozialer Gruppierungen (Alte/Junge,
Neulinge/Erfahrene, Arbeitende/Nichtarbeitende, Handwerker/ Büroleute, usw.)
e) Das Rollenverständnis als Produzent oder Konsument
f) Das Verhältnis zu Behörden und Staat
Nun läge es nahe, diese Konflikte durch ein Idealbild von herrschaftsfreier
Kommunikation auflösen zu wollen. In der Wirtschaftspraxis sind aber trotz
juristischer Gleichordnung der Mitglieder eine Reihe von Abhängigkeitsverhältnissen feststellbar, z.B. Positionsunterschiede und Informationsdifferenzen, sowie der zeitliche Druck wirtschaftlicher und politischer
Entscheidungen. Daraus ergibt sich auch im demokratischen Modell die
Notwendigkeit der Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit.Eine
gangbare Möglichkeit zur angestrebten Herrschaftsfreiheit liegt in der
47) Zusammenfassend HETILAGE, S. 384-393.
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Autorittit aufgrund bestimmter Sachkenntnisse (Expertenmacht). Sie stützt
sich nicht auf fonnale Gehorsarnsleistung, sondern muss die (in der
bestimmten Sachfrage) untergebene Person direkt und objektiv überzeugen,
d.h. Sachkompetenz begründet kein ein für alle Mal festgeschriebenes
Unterordnungsverhältnis. Hier ist die beständige, kritische Prüfung dieses
Autoritätsanspruches wichtig, die nur möglich ist, wenn sich die
Beeinflussten durch aktive Teilnahme am Einflussprozess mit diesem
Sachverstand auseinandersetzen und ihn ausdrücklich legitimieren.
Hierarchische Unter- und Überordnungen sind in einem solchen System
nicht tragbar und würden es behindern. Trotz des hohen Grades der
Akzeptierung der Untergeordneten und der Beschränkung des
Legitimitätsbereichs auf die Sachkunde bleiben aber unterschiedliche
Einflussbeziehungen und Funktionsgliederungen bestehen. Herrschaftsfreiheit in diesem Sinn ist nicht gleichbedeutend mit grundsätzlicher
Hannonie der Interessen, Werte und Nonnen.
Neben der Frage, gewisse Macht zu beseitigen, muss auch das Problem der
Veifestigung von Macht zu Herrschaft angegangen werden. Auch
demokratische Organisationen bieten viele Gelegenheiten, ein bestehendes
Machtgefälle in einer gewissen Gleichgewichtslage fest und dauernd zur
Ruhe kommen zu lassen. Die eingespielte Regelmtissigkeit des Machtgebrauchs (z.B. der Expertenmacht) birgt die Gefahr, dass der pennanente
und ausdrückliche Legitimierungsprozess sich zu einem verkürzt, wie er in
hierarchisch-bürokratischen Systemen üblich ist. Interessanterweise führt
die Abflachung der Hierarchie bzw. ihre Auflösung nicht automatisch zu
einem Machtgleichgewicht, die Ungleichgewichte werden sogar deutlicher
sichtbar, da ja bestimmte Herrschaftsbeziehungen abgebaut und dadurch die
verbleibenden Machtunterschiede erkennbar sind. Eine wichtige Ursache für
dieses verbleibende Machtgefälle bildet die ungleiche Informationsverteilung im Kollektiv: Infonnation ist ebenso exklusiv verwendbar und
monopolistisch kontrollierbar wie Eigentum.

Leitungsnotwendigkeit und deren Kontrolle
Voraussetzungen für die Einsetzung einer Leitung sind allerdings
unbedingte Kontrollmöglichkeiten des ganzen Kollektivs und die Fähigkeit
der Leitung, sowohl in sachlicher, wie auch in persönlicher Hinsicht ihre
Führungsaufgaben wahrnehmen zu können. Generell kann man sagen, je
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komplexer und grösser die Organisation wird, desto zwingender wird die
Delegation von Geschäftsführungsaufgaben an ein gewähltes Gremium. Die
Kontrolle dieser gewählten Delegierten wird zur entscheidenden Frage für
das Kollektiv. Nach Nücke ist die Kontrollfähigkeit eines Organs (hier in
den meisten Fällen die Vollversammlung) umso grösser 48)
•
•
•
•
•

je kleiner die Mitgliederzahl ist
je qualifizierter die Mitglieder sind
je mehr Informationen das Organ erhält
je häufiger das Organ tagt
je länger die Amtsdauer bzw. je besser die Kontinuität des Organs
geregelt ist.

Zur Hebung der Qualität der Entscheide und des Zusammenhalts des
Kollektivs kommt der Informationsfrage eine grosse Bedeutung zu. Hier soll
nur die interne Information der Mitglieder betrachtet werden, die
Publikation der Ziele und politischen Absichten des einzelnen Betriebs
gegen aussen bleibt natürlich sehr individuell.
Drei Problemkreise stehen somit im Vordergrund: (1) Informationspolitik
über laufende Geschäfte, (2) Einführung und Information von neuen
Mitgliedern und (3) Verbesserung der Ausbildung in Sachfragen und in
Sitzungsmethodik.
Informationspolitik über laufende Geschtifte: Die einzelnen Mitglieder
sollen in regelmässigen Abständen auch über Fragen orientiert werden, die
sie nicht direkt betreffen, etwa allgemeine Geschäftspolitik,
Marktentwicklungen oder Ergebnisse aus S_itzungen. Zwei Bedingungen
sind ·an solche Informationen zu knüpfen: Sie müssen erstens
wahrheitsgetreu und vollständig sein, und zum andern auch verständlich und
leicht lesbar. Ideal sind genaue Protokolle der Sitzungen, die einerseits
jedem Mitglied zugestellt werden und zudem auch für alle einsichtig
aufliegen. Zur Vorbereitung auf Sitzungen sollte genau angegeben werden,
welche Traktanden behandelt werden und in welchen Protokollen oder
sonstigen Unterlagen etwas darüber ausgesagt wird. In diesem
Zusammenhang ist es überdies wichtig, dass nur über traktandierte Fragen
abgestimmt wird, die Mitglieder also Zeit hatten, sich darauf vorzubereiten.

48) NÜCKE, S. 107.
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Einflihrung und Information von neuen Mitgliedern: Für Neue ist es in
jedem Betrieb schwierig, sich mit den personellen Verhältnissen und der
Organisation zurechtzufinden. Damit sich kein Machtungleichgewicht
zugunsten der 'alten Hasen' ergibt, müssen auch die Neulinge Gelegenheit
erhalten, relativ rasch über Sachgeschäfte mitreden zu können. Gerade sie
sind nämlich potentielle Zielscheiben für die Ausspielung von
Expertenmacht, da sie sich noch eher von der Sachkunde Einzelner
beeindrucken lassen. Den Neulingen sollte folglich eine institutionalisierte
Einführung in den Betrieb geboten werden, wozu sicherlich die
Organisationsabläufe, die Funktionen der einzelnen Mitglieder, die Grundprinzipien der Entscheidfindung und die Rekursmqglichkeiten gehören. Für
einen sehr kleinen Betrieb mögen diese Ratschläge überflüssig sein, da der
Neuling ohnehin im ständigen Kontakt mit den anderen sein wird und sich
viele Gelegenheiten bieten, sich zu informieren. Gerade aber in eher
grösseren Betrieben würden solche Einführungsmassnahmen die Wahrung
echter Basisdemokratie stärken 49).
Verbesserung der Ausbildung in Sachfragen und Sitzungsmethodik: Hier
wäre an eine betriebsübergreifende Organisation zu denken, wie sie im
Rahmen des 'Netzwerks für Selbstverwaltung' bereits betrieben wird.
Einerseits haben die einzelnen Betriebe nicht immer genügend personelle
und zeitliche Kapazitäten, um solche Fragen angehen zu können, und
andererseits sind überbetriebliche Treffen auch der Selbstverwaltungsidee
und dem Zusammenhalt förderlich. Eine Angleichung des Wissensstandes
z.B. in Gebieten wie allgemeine Betriebswirtschaft, Volkswirtschaftslehre
oder Marketing wäre sicher willkommen, nicht zuletzt, um die Trans-parenz
der getroffenen Entscheide zu erhöhen. Ebenso wünschenswert ist eine
Ausbildung in Sitzungsmethodik. Neben den erwähnten Gesprächs-regeln
gibt es noch eine Menge anderer praktischer Methoden, um die Struktur und
Qualität von Sitzungen zu erhöhen, z.B. die 'Metap/antechni/C: Bevor über
eine Frage diskutiert wird, notieren die Teilnehmer ihre Ansicht des
Problems gut lesbar auf Zettel (ohne Gespräche) und befestigen sie
anschliessend an eine Wand oder ein Flipchart. Gemeinsam oder durch
einen Gruppenleiter werden die Aussagen jetzt gruppiert und zu
Problemkomplexen geordnet, was die Struktur des Problems deutlich zutage
fördert. Aufgrund dieser Struktur kann jetzt viel speditiver diskutiert
werden.

49) Vgl. auch PORTMANN, S. 187.
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Zu guter letzt noch einige Hinweise zur optimalen Zusammensetzung von
Gruppen bei verschiedenen Problemtypen: 50)
a) Für rein kreative Aufgaben (z.B. Erkennen eines Problems) ist eine
Zusammensetzung der Gruppe aus heterogenen Personen zu empfehlen.
b) Bei komplexen Problemen (z.B. Erstellung von Alternativen), die ein
höheres Niveau an Wissen und Fähigkeiten erfordern, ist eine
Zusammensetzung aus Mitgliedern mit ähnlichem (hohem) Fähigkeitsniveau günstig; Stärken und Schwächen der einzelnen sollen dabei nich.t
positiv miteinander korrelieren.
c) Es ist vorteilhaft, wenn sich jedes Gruppenmitglied mit jeweils einem
speziellen Teilproblem eingehender befasst und nicht alle Teilnehmer
über alle Aspekte nur etwas wissen.
Als Schlusswort soll an dieser Stelle Craig zitiert werden: 51)
"Demokratische Werte und Strukturen bedeuten ein Potential
dafür, dass Demokratie funktionieren kann. Die Beantwortung
der Frage, ob die Demokratie jedoch tatsächlich innerhalb
eines Systems funktioniert, erfordert eine Analyse der
ablaufenden Prozesse. Die Aufrechterhaltung demokratischer
Prozesse ist eine wesentlich schwierigere Aufgabe als die
Strukturen aufrechtzuerhalten und über die Werte zu reden, die
eine Demokratie ausmachen."

50) GRUNWALD/LILGE, S. 207-209.
51) CRAIG, S. 223, zitiert in: HETILAGE, S. 384.
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